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5

GRUSSWORT DES 
 REGIERENDEN  
BÜRGERMEISTERS  
VON BERLIN 

Alle Menschen haben die gleichen 
Rechte. Das erscheint uns heute oft als 
Selbstverständlichkeit. Aber ist das auch 
selbstverständlich für viele Menschen 
mit Behinderungen? Durch die Rati-
fizierung der UN-Behindertenrechtskon-
vention (UN-BRK) in Deutschland wurde 
2009 die Anerkennung der allgemeinen 
Menschenrechte für alle Lebensberei-
che von Menschen mit Behinderungen 
in Deutschland verbindlich. Inklusion ist 
seitdem endlich ein Menschenrecht.

Ich bin davon überzeugt, dass wir eine 
inklusive Gesellschaft nicht allein durch 
den Abbau von Barrieren und Hinder-
nissen in unserer Stadt erreichen. Es 
braucht auch eine Veränderung der 
Perspektive: Nicht die Defizite unserer 
Mitmenschen sollten im Vordergrund 
stehen, sondern ihre Potenziale. In-
klusion bedeutet für mich nicht nur, dass 
Menschen mit und ohne Behinderungen 
zusammenleben, lernen, wohnen und 
arbeiten können. Sie bedeutet auch, 
dass wir gemeinsam Veränderungen 
bewirken und unsere Stadt zu einem 
noch besseren Ort für alle machen. Das 
ist ein zentrales Anliegen für das Zu-
sammenleben in Berlin.

Mit dem Berliner Maßnahmenplan 
2020 bis 2025 beschreiten wir neue 
Wege zur Umsetzung der UN-BRK und 
zu mehr Inklusion in unserer Stadt. Die 
Landesregierung knüpft dabei an die 
zehn behindertenpolitischen Leitlinien 
im Land Berlin an und hat sich nach 
einem umfassenden Beteiligungs- und 
Prüfverfahren auf zahlreiche konkrete 

Vorhaben für Menschen mit Behinderun-
gen in allen Lebensbereichen geeinigt. 
In den nächsten Jahren müssen diese 
umgesetzt, konkretisiert und evaluiert 
werden. Wir beobachten diesen Prozess 
genau. Der Berliner Maßnahmenplan ist 
für uns dabei Orientierungsrahmen und 
Selbstverpflichtung zugleich.

Die inklusive Gesellschaft muss für uns 
alle zu einer Selbstverständlichkeit 
werden – aber wir sind noch nicht am 
Ziel angelangt und brauchen Verbün-
dete, um es zu erreichen. Lassen Sie uns 
gemeinsam weiter daran arbeiten, dass 
jeder Mensch mit und ohne Behinde-
rungen gleichberechtigt und selbst-
bestimmt am Leben in unserer Stadt 
teilhaben kann.

Michael Müller

Regierender Bürgermeister von Berlin
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GRUSSWORT DER 
 SENATORIN FÜR 
 INTEGRATION, ARBEIT 
UND SOZIALES

Sehr geehrte Damen und Herren,

mit den vorliegenden 183 Maßnah-
men präsentiert das Land Berlin sein 
Programm zur Umsetzung der UN-Be-
hindertenrechtskonvention und bekennt 
sich damit gleichzeitig zu dem hohen 
Stellenwert, den eine gleichberechtigte 
Teilhabe von Menschen mit Behinde-
rungen in unserer urbanen Gesellschaft 
Schritt für Schritt erreichen soll.

Besonders freut es mich, dass dieses 
Programm mit der Beteiligung von 
Menschen mit Behinderungen und ihren 
Vertretungsorganisationen entstanden 
ist. Denn Partizipation in gesellschaft-
lichen Entscheidungsprozessen ist ein 
Kernelement der UN-Behinderten-
rechtskonvention und die Grundlage für 
Selbstbestimmung und Autonomie für 
Menschen mit Behinderungen. 

Die Maßnahmen in den 13 Handlungs-
feldern sind ein Weg hin zu einem neuen 
Selbstverständnis von Menschen mit Be-
hinderungen und damit einem Bewusst-
seinswandel in der gesamten Gesell-
schaft. Im Fokus stehen nun nicht mehr 
Defizite von Menschen mit Behinderun-
gen, sondern – wie bei jeder anderen 
Bürgerin und bei jedem anderen Bürger 
auch – ihre Potentiale und Talente, 
wodurch sie endlich als selbstverständ-
licher Teil der Gesellschaft angesehen 

werden. Denn der Abbau von Barrieren 
– ob baulich, medial oder digital – wird 
zwangsläufig zu mehr Präsenz von 
Menschen mit Behinderungen im Alltag 
führen und damit zu einem Abbau der 
Barrieren und Vorurteilen in den Köpfen 
der restlichen Bevölkerung.

Inklusion und Bewusstseinsbildung sind 
also gesamtgesellschaftliche Angele-
genheit – dies bedeutet eine Aufgabe 
und damit Arbeit für uns alle – aber das 
Schöne daran ist auch: Jede Bürgerin 
und jeder Bürger kann aktiv mitwirken 
und damit schrittweise zu mehr Vielfalt 
in unserer Stadt beitragen. Der Maß-
nahmenplan des Landes Berlins soll 
hierfür eine Grundlage bilden, aber 
auch Anreize für neue Ideen geben. 

Ich wünsche mir, dass diese Impul-
se mutig von allen Bürgerinnen und 
Bürgern aufgenommen werden und wir 
zusammen in eine inklusivere Zukunft 
blicken können. 

Elke Breitenbach

Senatorin für Integration, Arbeit und 
Soziales
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GRUSSWORT DER 
 LANDESBEAUFTRAGTEN 
FÜR MENSCHEN MIT 
 BEHINDERUNGEN

Liebe Leserin und lieber Leser, 

der Berliner Maßnahmenplan „Berlin 
inklusiv“ hat das Ziel, die Regelungen 
des Übereinkommens der Vereinten 
Nationen über die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen, in der Regel 
UN-Behindertenrechtskonvention (UN-
BRK) genannt, umzusetzen und dient der 
Fortschreibung der 10 Behindertenpoliti-
schen Leitlinien des Landes Berlin.

Mit der Ratifizierung der UN-BRK 
im Jahr 2009 verpflichtete sich die 
Bundesrepublik Deutschland als Ver-
tragsstaat, die „volle Verwirklichung 
aller Menschenrechte und Grundrechte 
für alle Menschen mit Behinderungen, 
ohne jede Diskriminierung aufgrund von 
Behinderung zu gewährleisten und zu 
fördern“ (Art. 4 Absatz 1 Satz 1 UN-BRK). 

Das Leitbild der Behindertenrechts-
konvention ist die Inklusion. Inklusion 
im Sinne der UN-Behindertenrechts-
konvention ist die menschenrechtlich 
begründete Forderung nach der vollen 
und gleichberechtigten Teilhabe in allen 
Lebensbereichen für alle Menschen mit 
Behinderungen. Sie geht von der Be-
sonderheit und den Bedürfnissen jeder 
einzelnen Person aus und meint die 
barrierefreie Anpassung der Umgebung 
an den Menschen. 

Damit verpflichtet die UN-BRK zur 
aktiven Anpassung und Auslegung der 
Gesetzgebung und der Strukturen in 
Verwaltung und öffentlichem Leben 
unter Beteiligung der Menschen mit Be-
hinderungen und ihrer Interessensvertre-

tungen, um jeden einzelnen Menschen 
mit Behinderungen den vollen und 
gleichwertigen Zugang zu allen Lebens-
bereichen zu ermöglichen.

Diese Verpflichtung gilt auch für die 
Länder und Kommunen sowie für alle 
öffentlichen Sozialleistungsträger unab-
hängig von einer möglichen Selbstver-
waltung, denn weder die Bundesrepub-
lik Deutschland noch die Länder haben 
im Ratifizierungsprozess Vorbehalte 
erklärt. 

In den nächsten fünf Jahren besteht das 
Ziel in einer gemeinsamen Umsetzung 
des Berliner Maßnahmenplans mit sei-
nen konkreten Umsetzungsschritten und 
Querschnittszielen für alle Lebensbe-
reiche hin zu einer inklusiven Stadt. Eine 
wichtige Säule stellt hierbei sowohl die 
Beteiligung von Menschen mit Behinde-
rungen und ihren Interessenvertretungen 
dar, als auch die ressortübergreifende 
Zusammenarbeit in der Verwaltung und 
weiterer wichtiger Akteure, um tragfähi-
ge Lösungen auch für aktuelle Heraus-
forderungen zu entwickeln. 

Wenn uns dies gelingt, sind wir mit der 
Umsetzung der Rechte von Menschen 
mit Behinderungen sowie ihrer gleich-
berechtigten und gesellschaftlichen 
Teilhabe 2025 ein ganzes Stück weit 
vorangekommen. 

Christine Braunert-Rümenapf

Landesbeauftragte für Menschen mit 
Behinderungen
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PRÄAMBEL

Mehr als 600.000 Menschen mit festgestellten Behinderun-
gen leben in Berlin. Ein großer Teil davon hat noch immer mit 
alltäglichen Hürden und eingeschränkten Teilhabechancen 
in der Gesellschaft zu kämpfen und werden erst dadurch be-
hindert. In einem urbanen Zusammenleben ist diese Thematik 
für alle Einwohnerinnen und Einwohner – mit oder ohne Be-
hinderungen – im Alltag fortwährend präsent. Betroffen sind 
nicht ausschließlich Menschen mit Behinderungen und deren 
Angehörige, sondern alle Bürgerinnen und Bürger als Teil der 
Gesellschaft. Nicht selten kann auch eigene Betroffenheit im 
Alter, durch Unfall oder auftretenden Krankheit mit physischen 
oder psychischen Einschränkungen erworben werden. Es 
liegt in unserer Hand, ein Miteinander zu schaffen, bei dem 
nicht nur eine gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit 
Behinderungen an der Gesellschaft ermöglicht wird, sondern 
auch deren einzigartiges Potential erkannt und als wertvoller 
Beitrag in der Gemeinschaft genutzt werden kann.

Ziel des Berliner Maßnahmenplans 2020–2025 zur Um-
setzung der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) ist 
deshalb der Umbau Berlins zu einer inklusiven Stadt. Die 
UN-Behindertenrechtskonvention, auf der der Plan basiert, 
hat ein völlig neues Verständnis von Behinderung geschaf-
fen, welches Vorbild und Orientierung für die Umsetzung 
der vorliegenden Grundsätze für eine inklusive Gesellschaft 
darstellt. Denn „Behinderungen“ entstehen nicht allein aus 
den körperlichen, seelischen oder geistigen Beeinträchtigun-
gen eines Menschen, sondern aus der Wechselwirkung mit 
einstellungs- und umweltbedingten Barrieren. Für die UN-Be-
hindertenrechtskonvention ist die Behinderung in erster Linie 
ein gesellschaftliches Konstrukt: „Man ist nicht behindert, 
man wird behindert“. Menschen mit Behinderungen treffen im 
Alltag auf zahlreiche Barrieren, die es gilt im Rahmen dieses 
Plans abzubauen, sodass eine vollumfängliche und gleichbe-
rechtigte Teilhabe von Menschen mit Behinderungen an der 
Gesellschaft möglich ist. Ausgehend von einem grundlegen-
den Bewusstseinswandel, gehört hierzu auch das Bestreben, 
Sondersysteme für Menschen mit Behinderungen so weit wie 
möglich abzuschaffen und auf ein universelles Design zu 
setzen, dass von Beginn an alle Arten menschlichen Lebens 

mitdenkt und die Gewährleistung der Bereitstellung angemes-
sener Vorkehrungen einschließt.

Folglich stehen in Berlin auch die Aussagen des Koalitions-
vertrages sowie die Richtlinien der Regierungspolitik im Lichte 
des menschenrechtlichen Ansatzes der UN-Behinderten-
rechtskonvention. In der Koalitionsvereinbarung 2016–2021 
wurde die inklusive Gesellschaft als Leitidee der Politik fest-
geschrieben. Die Regierung legte somit in ihren Richtlinien 
eine Stärkung und Weiterentwicklung der inklusiven Gesell-
schaft fest. 

Ein wichtiges Kernelement der UN-BRK ist die Gewährleistung 
der Partizipation von Menschen mit Behinderungen bei der 
Erarbeitung von Maßnahmen, die sie betreffen. Der Senat 
legte größten Wert darauf, ein ressortübergreifendes Kon-
zept zur Umsetzung der UN-BRK nicht nur für, sondern auch 
mit Menschen mit Behinderungen zu entwickeln. Mitgedacht 
wurden dabei immer Querschnittsziele; angefangen bei der 
Bewusstseinsbildung, die die Implementierung von konkre-
ten Maßnahmen in der Gesellschaft überhaupt erst möglich 
machen bis hin zur Datenerhebung und Berichterstattung als 
wichtiges Instrument zur Qualitätssicherung. In 13 verschiede-
nen Handlungsfeldern wurde ein umfassender Plan für jeden 
Bereich unserer Stadt erarbeitet, die sich jeweils nach selbst 
verpflichtenden strategischen Zielen in direkter Ableitung aus 
der UN-BRK orientieren. 

Der Senat anerkennt die hohe Priorität der Umsetzung des 
Berliner Maßnahmenplans, nicht nur aus einer völkerrecht-
lichen Verpflichtung der UN-BRK heraus, sondern auch als 
Chance auf einen Paradigmenwechsel für ein inklusives Zu-
sammenleben in unserer Stadt. Er wird sich für eine Bewusst-
seinsschaffung im Land Berlin auf allen Ebenen einsetzen und 
dafür Sorge tragen, dass die in diesem Aktionsplan formulier-
ten Maßnahmen im Zeitraum von 2020–2025 zur Anwendung 
gelangen.
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1 . EINLEITUNG
1 .1 BEDEUTUNG DER UN-BRK UND ZIEL SETZUNG  
DES  BERLINER  MASSNAHMENPLANS

Die UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behin-
derungen (UN-BRK) ist die Grundlage für den vorliegenden 
Maßnahmenplan. Alle enthaltenen Maßnahmen und Ziele 
gehen unmittelbar auf Regelungen in der UN-BRK zurück. 
Nach einer Erarbeitungszeit von 5 Jahren wurde sie 2006 
von der UN-Generalversammlung verabschiedet und am 26. 
März 2009 in Deutschland ratifiziert. Seitdem ist ihre Umset-
zung für Deutschland verpflichtend. Unter dem Vorbehalt der 
zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel einigten sich Bund 
und Länder darauf, die Konvention in Form von Aktionsplänen 
umzusetzen. 

Im Fokus der UN-BRK stehen Menschen mit Behinderungen 
– und damit eine Bevölkerungsgruppe, für die eine hohe Ge-
fahr besteht, von Missbrauch oder Diskriminierung betroffen 
zu sein. Wesentliches Anliegen der UN-BRK ist deshalb die 
Gewährleistung grundlegender Rechte von Menschen mit 
Behinderungen. Es wird der Ansatz verfolgt, dass Menschen 
mit Behinderungen nicht medizinisch-defizitär betrachtet 
werden, sondern ihre Wahrnehmung in Wechselwirkung mit 
ihrer Umwelt erfolgt. Durch diesen menschenrechtlichen An-
satz entsteht ein völlig neues Verständnis von Behinderung. 
Physische, psychische oder intellektuelle Beeinträchtigungen 
von Menschen entstehen danach aus einstellungs- und um-
weltbedingten Barrieren, die aus gesellschaftlichen Strukturen 
erfolgen. Ziel der UN-BRK ist es deshalb auch Sondersysteme 
soweit wie möglich abzuschaffen und anstelle eines Fürsorge-
prinzips auf die Förderung und Gewährleistung des Rechts 
auf Selbstbestimmung und Autonomie zu bauen. Die UN-BRK 
würdigt den Beitrag von Menschen mit Behinderungen zum 
allgemeinen Wohl der Gemeinschaft und anerkennt sie als 
Teil der menschlichen Vielfalt, die es wertzuschätzen gilt und 
deren gleichberechtigte Teilhabe und Partizipation sicherzu-
stellen ist.

Die Vertragsstaaten der UN-BRK ergreifen geeignete 
Maßnahmen, um die Rechte der Konvention zu achten, zu 
schützen und deren Umsetzung zu gewährleisten. Aus dieser 
Sichtweise erwächst die Notwendigkeit der Vertragsstaaten, 
sich bei der Entwicklung von Normen und Richtlinien für ein 
universelles Design einzusetzen. Konkret bedeutet dies, dass 
Produkte, Programme und Dienstleistungen so gestaltet 
werden sollen, dass sie von allen Menschen möglichst weit-
gehend und ohne eine Spezifizierung genutzt werden können 
(Art. 2 UN-BRK). Dazu kommt die Gewährleistung angemes-
sener Vorkehrungen in den Vertragsstaaten zur Förderung der 
Gleichberechtigung und zur Beseitigung von Diskriminierung 

(Art. 5, Abs. 3 UN-BRK). Gleichsam bedeutend ist das als 
allgemeine Leitlinie in der Präambel der UN-BRK verankerte 
Prinzip des Disability Mainstreaming. Die Bedürfnisse von 
Menschen mit Behinderungen sollen danach als fester Be-
standteil von einschlägigen Strukturen fortwährend in den 
Vertragsstaaten mitgedacht werden. 

Grundlage des vorliegenden Maßnahmenplans zur Umset-
zung der UN-BRK des Landes Berlins waren neben der Kon-
vention selbst, zudem die abschließenden Bemerkungen des 
UN-Fachausschusses für die Rechte von Menschen mit Be-
hinderungen zur UN-BRK von 2015. Diese waren das Ergebnis 
der Prüfung des ersten Staatenberichts der Bundesrepublik 
Deutschland, in dem das Land den Status der Umsetzung der 
UN-BRK darlegen musste. Der UN-Fachausschuss sprach 
nach eingehender Überprüfung des Staatenberichts Emp-
fehlungen für die Zukunft aus, insbesondere in Bereichen, in 
denen die Umsetzung noch nicht den Standards der UN-BRK 
genügte. 

Um alle Anforderungen der UN-BRK und der abschließenden 
Bemerkungen zu den Empfehlungen des UN-Fachausschus-
ses umfassend umzusetzen, wurde der Maßnahmenplan des 
Landes Berlin in 13 teilhabepolitische Handlungsfelder unter-
teilt. Sie bilden einzelne Lebensbereiche ab, in denen die 
UN-BRK umgesetzt werden soll und befinden sich gleichzeitig 
in Verantwortung bestimmter zuständiger Ressorts der Berliner 
Verwaltung. Ausgehend vom Ist-Zustand der Umsetzung der 
UN-BRK in den einzelnen Handlungsfeldern wurden Defizite 
analysiert und Handlungsbedarfe sowie Zielstellungen her-
ausgearbeitet. Diese wurden anschließend im Rahmen eines 
partizipativen Prozesses weiterbearbeitet.
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1 .2 GRUNDSÄTZE BEI DER ENTSTEHUNG  
DES BERLINER MASSNAHMENPLANS

A) HISTORIE DES MASSNAHMENPLANS IN BERLIN UND 
LEITLINIEN BEI DESSEN ERARBEITUNG UND UMSETZUNG

Bereits vor der Ratifizierung der UN-BRK waren dem Land 
Berlin die Belange von Menschen mit Behinderungen ein be-
sonderes Anliegen. Seit 1995 ist in der Verfassung von Berlin 
in Folge der Grundgesetzerweiterung ein Benachteiligungs-
verbot von Menschen mit Behinderungen festgeschrieben. 
Als erstes Bundesland erließ das Land Berlin 1999 mit dem 
Landesgleichberechtigungsgesetz (LGBG) ein eigenständiges 
Gesetz, dass die Umsetzung des Benachteiligungsverbots von 
Menschen mit Behinderungen und die Herstellung gleich-
wertiger Lebensbedingungen von Menschen mit und ohne 
Behinderungen zum Gegenstand hat. 

Um die Umsetzung der UN-BRK sicherzustellen, erfolgte un-
mittelbar nach deren Inkrafttreten im Jahr 2009 die Einrich-
tung einer ressortübergreifenden Arbeitsgruppe, angebunden 
an die für die für allgemeine Behindertenpolitik zuständige 
Senatsverwaltung und mit der Unterstützung der Expertise 
der Landesbeauftragten für Menschen mit Behinderungen 
und den einzelnen Senatsverwaltungen. Zwei Jahre später 
wurden die 10 Behindertenpolitischen Leitlinien des Landes 
Berlin zur nachhaltigen Umsetzung der UN-BRK vom Senat 
beschlossen. Im Jahr 2015 erfolgte die Konkretisierung dieser 
Leitlinien. Sie enthalten eine detaillierte Ausgestaltung der 
rechtlichen Verpflichtungen der UN-BRK speziell auf das Land 
Berlin ausgerichtet. Bis 2020 gewährleisteten sie für das Land 
Berlin die schrittweise Umsetzung der UN-BRK in eigener Ver-
antwortung der zuständigen Senatsressorts. 

Ab 2013 prüfte zusätzlich das Projekt „Monitoring-Stelle-Ber-
lin“, angesiedelt beim Deutschen Institut für Menschenrechte, 
ausgewählte Rechtsgebiete, um gesetzgeberischen Ände-
rungsbedarf aufgrund der Vorgaben der UN-BRK herauszu-
finden und für ein Artikelgesetz aufzuarbeiten. Die Ergebnisse 
wurden mit den zuständigen Senatsverwaltungen erörtert, 
die sich zudem einer Selbstverpflichtung zur kontinuierlichen 
Überprüfung und Anpassung ihrer Gesetze und Vorschriften 
an die UN-BRK verschrieben haben.

Im Hinblick auf das Auslaufen der 10 Behindertenpolitischen 
Leitlinien im Jahr 2020 wurde im März 2018 in der ressort-
übergreifenden Arbeitsgruppe die Erstellung eines Berliner 
Maßnahmenplans 2020 – 2025 zur Umsetzung der UN-BRK 
beschlossen. Es handelt sich hierbei um die Weiterentwicklung 
der Leitlinien. Im Unterschied zu den 10 Behindertenpolitischen 

Leitlinien umfasst der Maßnahmenplan dabei konkrete Aktio-
nen, die in direkter Ableitung an die UN-BRK bis 2025 in ver-
schiedenen Handlungsfeldern der Berliner Verwaltungsressorts 
umgesetzt werden sollen. Die Maßnahmen wurden von den 
jeweiligen Ressorts in eigener Verantwortung entwickelt und 13 
Handlungsfeldern zugeordnet. Die Handlungsfelder der 10 Be-
hindertenpolitischen Leitlinien wurden dabei um die sich aus der 
Koalitionsvereinbarung ergebenden Handlungsfelder ergänzt.

Der Auftrag zum Berliner Maßnahmenplan ergab sich aus 
dem Koalitionsvertrag in Verbindung mit den Richtlinien der 
Regierungspolitik. Der bei der für die allgemeine Behinder-
tenpolitik zuständigen Senatsverwaltung angesiedelte „Focal 
Point“ übernahm die Koordinierung des Projekts. Als staat-
liche Anlaufstelle im Land Berlin ist er für den Steuerungspro-
zess der Umsetzung der UN-BRK zuständig. Bei der Erarbei-
tung des Berliner Maßnahmenplans arbeitete er eng mit den 
in den einzelnen Senatsverwaltungen eingerichteten Koordi-
nierungs- und Kompetenzstellen zur Umsetzung der UN-BRK 
und der ressortübergreifenden Arbeitsgruppe zur Umsetzung 
der UN-BRK zusammen. 

Zur Sicherstellung der frühzeitigen Einbeziehung der Interessen 
von Menschen mit Behinderungen wurden die Maßnahmen in 
den einzelnen Handlungsfeldern durch Vorschläge der Mitglie-
der der AGs Menschen mit Behinderungen in den jeweiligen 
Senatsverwaltungen ergänzt. Neben den Vertretungen aus der 
Verwaltung bestehen diese AGs aus ausgewählten Mitgliedern 
des Landesbeirats für Menschen mit Behinderungen sowie der / 
dem Landesbeauftragten für Menschen mit Behinderungen und 
einer Vertreterin oder einem Vertreter der Bezirksbeauftragten 
für Menschen mit Behinderungen. Als Expertinnen und Experten 
in eigener Sache konnten sich die Menschen mit Behinderun-
gen wirksam bei der Erstellung des Aktionsplans einbringen. 
Der Anspruch eines partizipativen Prozesses bei der Erarbei-
tung des Maßnahmenplans konnte auf diese Weise gewähr-
leistet werden. Abgeleitet wird dieses Partizipationsgebot aus 
Art. 4 Abs. 3 und Art. 33 Abs. 3 der UN-BRK. Als Kernelement 
der Konvention garantiert es das Recht von Menschen mit Be-
hinderungen und ihren Organisationen an gesellschaftlichen 
Entscheidungsprozessen mitzuwirken. 

Begleitet und überwacht wurde die Erstellung des Aktions-
plans durch die beim Deutschen Institut für Menschenrechte 
eingerichtete „Monitoring-Stelle Berlin“, die als unabhängige 
Institution einen kritischen Blick auf den Umsetzungsprozess 
warf.
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Im September 2019 wurde zusammen mit den Vertretungen 
der Koordinierungs- und Kompetenzstellen zur Umsetzung der 
UN-BRK der jeweiligen Senatsverwaltungen in der ressort-
übergreifenden Arbeitsgruppe zur Umsetzung der UN-BRK 
ein erster und im Dezember 2019 ein zweiter Arbeitsentwurf 
vorgestellt. Im Jahr 2020 konnte der Berliner Maßnahmen-
plan dann mit den beteiligten Senatsverwaltungen finalisiert 
werden, um ihn anschließend dem Senat zur Beschlussfas-
sung vorzulegen.

B) DISABILITY MAINSTREAMING UND QUERSCHNITTS-
ZIELE ZUR GLEICHSTELLUNG VON MENSCHEN MIT 
 BEHINDERUNGEN

Das Prinzip des Disability Mainstreamings ist eine Anlehnung 
an den Begriff des Gender Mainstreamings und fordert, dass 
das Ziel der Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen 
als zentraler Bestandteil bei allen staatlichen Maßnahmen 
und Entscheidungen miteinbezogen werden soll. Dieser 
Gedanke folgt aus der UN-BRK (Art. 4 Abs. 1c; Präambel 
Buchstabe f). Wichtig für eine konsequente Umsetzung des 
Disability Mainstreamings ist dessen Beachtung auf allen 
staatlichen Ebenen sowie eine frühzeitige Einbindung von 
Betroffenen. Voraussetzung ist hierfür eine generelle Erhöhung 
der Sichtbarkeit von Menschen mit Behinderungen in der Ge-
sellschaft, um deren Belange ausreichend zu erkennen und 
darauf eingehen zu können. 1

Eine Ausprägung des Disability Mainstreamings sind auch 
die Querschnittsziele, die bei der Erarbeitung des Berliner 
Maßnahmenplans Beachtung fanden. Die Querschnittsziele 
beinhalten grundlegende und übergreifende Aspekte, die 
nicht ausschließlich ein Handlungsfeld betreffen, sondern de-
ren Berücksichtigung in allen Bereichen unabdingbar für die 
Umsetzung der UN-BRK ist und welche folglich durchgehend 
mitgedacht werden müssen.

Folgende Querschnittsziele fanden bei der Erarbeitung der 
Maßnahmen durch die zuständigen Ressorts Beachtung. Sie 
sollten als Querschnittsaufgabe in allen Bereichen des Maß-
nahmenplans mitbedacht werden:

Bewusstseinsbildung
Die Förderung eines größeren gesellschaftlichen Bewusst-
seins für Menschen mit Behinderungen ist Kernelement und 
Ausgangspunkt bei der Stärkung von deren Rechten. Deshalb 
fordert Art. 8 UN-BRK die Anerkennung für Fähigkeiten und 
Beiträge von Menschen mit Behinderungen zu stärken und 
Vorurteile in allen Bereichen abzubauen. Die positive Wahr-
nehmung für die speziellen Talente von Menschen mit Behin-
derungen, aber auch deren Vielfalt in Bezug auf andere Zuge-

1 Vgl. Grüber, Katrin; Ackermann, Stefanie; Spörke, Michael: Disability Mainstreaming in Berlin – Das Thema Behinderung geht alle an. Projekt Institut 
Mensch, Ethik und Wissenschaft. Berlin 2011, S. 11.

2 Vgl. Datz, Alina; Palleit, Dr. Leander: Partizipation gewährleisten – eine Aufgabe für Staat und Politik. Deutsches Institut für Menschenrechte. Berlin 
2019, S. 1 ff..

hörigkeiten im Sinne der Intersektionalität kann unter anderem 
durch Kampagnen, Darstellungen in den Medien, Schulungs-
programme und Veröffentlichungen erreicht  werden. 

Barrierefreiheit 
Aufgrund der oftmals physischen Einschränkung von Men-
schen mit Behinderungen ist das Thema Barrierefreiheit von 
erheblicher Bedeutung für die Erarbeitung des Maßnahmen-
plans. Ein gleichberechtigter Zugang zu Transportmitteln und 
Gebäuden ist entscheidend dafür, ob Menschen mit Behinde-
rungen praktisch Teilhabe erleben. Barrierefreiheit kann aber 
aus der Perspektive anderer Beeinträchtigungsformen neben 
dem Kriterium der Zugänglichkeit auch die Aspekte Auffind-
barkeit und Nutzbarkeit ohne fremde Hilfe bedeuten. Deshalb 
betrifft die Barrierefreiheit auch Information und Kommuni-
kation, einschließlich der Informations- und Kommunikations 
–technologien und –systeme sowie Einrichtungen und Dienste, 
die der Öffentlichkeit in städtischen und ländlichen Gebieten 
offenstehen (Art. 9 UN-BRK).

Partizipation
Das Partizipationsgebot folgt aus Art. 4 Absatz 3 und Art. 33 
Absatz 3 der UN-BRK. Es garantiert Menschen mit Behinde-
rungen eine wirksame Beteiligung an gesellschaftlichen und 
politischen Entscheidungsprozessen. Die Einbindung geschieht 
durch Organisationen, die Menschen mit Behinderungen ver-
treten und in ihrem Sinne handeln. Die Partizipation soll mög-
lichst frühzeitig durchgeführt werden und die Beteiligungsver-
fahren verständlich und zugänglich ausgestaltet sein. Relevant 
wird dies besonders in allen Bereichen der Regierungsarbeit, 
also bei der Verabschiedung von Rechtsvorschriften, Program-
men und politischen Konzepten, die Menschen mit Behinde-
rungen direkt oder indirekt beeinflussen. 2

Vulnerable Personengruppen
Einige Teile der Bevölkerung haben – zusätzlich zu ihrer 
physischen oder psychischen Beeinträchtigung – aufgrund 
der Zugehörigkeit zu einer bestimmten Personengruppe ein 
erhöhtes Risiko Mehrfachdiskriminierungen zu erleiden. Hierzu 
gehören zum Beispiel Menschen mit Mehrfachbehinderungen, 
Frauen und Mädchen mit Behinderungen, Kinder und ältere 
Menschen mit Behinderungen, Menschen mit Behinderungen 
und einer Einwanderungsgeschichte und solche, die von 
Rassismus betroffen sind, sowie lesbische, schwule, bisexu-
elle, trans- oder intergeschlechtliche (LSBTI) Menschen. Um 
die Gleichwertigkeit aller individuellen Merkmale inklusive 
persönlicher behinderungsbedingter Einschränkungen zu 
realisieren und für die entsprechenden gesellschaftlichen Vo-
raussetzungen zu sensibilisieren, braucht es einen wesentlich 
heterogeneren Begriff der Gruppe von Menschen mit Behin-
derungen und ein Verständnis von Intersektionalität. Eine reine 
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Fokussierung auf das Hauptmerkmal Behinderung, entspricht 
hier oft nicht der Realität.  3

Vor diesem Hintergrund ist bei der Ausführung der nachge-
ordneten Maßnahmen besonders darauf zu achten, dass die 
Personengruppen mit der Gefahr einer Mehrfachdiskriminie-
rung im Hinblick ihrer Autonomie gestärkt werden

Datenerhebung und Berichterstattung
Basis für die Entwicklung von Maßnahmen, die das Leben von 
Menschen mit Behinderungen einfacher machen sollen, ist die 
Kenntnis von Defiziten im jeweiligen Bereich. Ohne eine aus-
reichende Datengrundlage, ist es fast unmöglich passgenaue 
Maßnahmen auszuarbeiten. Die UN-BRK verpflichtet des-
halb in Art. 31 alle Vertragsstaaten zur Sammlung geeigneter 
Informationen, einschließlich statistischer Angaben und For-
schungsdaten, die ihnen ermöglichen politische Konzepte zur 
Durchführung der Behindertenrechtskonvention umzusetzen.

Neben diesen generell zu beachtenden Querschnittszielen 
gibt es berlinspezifische Besonderheiten, die zukünftig als 
Querschnittsthemen in einer Vielzahl der Maßnahmen ge-
stärkt werden sollen. 

Arbeitsgruppen Menschen mit Behinderungen
Eine Besonderheit in Berlin sind die Arbeitsgruppen Menschen 
mit Behinderungen (AG MmB) in allen Senatsverwaltungen. Der 
Aufbau eigenständiger Arbeitsgemeinschaften in den jeweiligen 
Ressorts, an denen auch die Betroffenen selbst beteiligt sind, ist 
schon lange Teil der Berliner Regierungspolitik. Mit der Neuauf-
lage des Landesgleichberechtigungsgesetzes (LGBG) wird nun 
erstmals auch eine Rechtsgrundlage dafür geschaffen.

Die Arbeitsgruppen Menschen mit Behinderungen bestehen 
aus ausgewählten Mitgliedern des Landesbeirats für Men-
schen mit Behinderungen, Vertretungen der Verwaltung, der 
/ dem Landesbeauftragten für Menschen mit Behinderungen 
sowie einer Vertretung der Bezirksbeauftragten für Menschen 
mit Behinderungen. Sie werden von Koordinierungs- und 
Kompetenzstelle zur Umsetzung der UN-BRK in den jeweiligen 
Ressorts koordiniert. Diese AGs gewährleisten für Menschen 
mit Behinderungen eine frühzeitige Partizipation in sie betref-
fende Angelegenheiten der Senatsverwaltungen.

Zukünftig sollen die Arbeitsgruppen Menschen mit Behinde-
rungen weiter gestärkt werden. Hierzu soll geprüft werden, 
welche Aspekte aus der Praxis bereits nachweislich zur 
Stärkung und engeren Einbeziehung von Menschen mit Be-
hinderungen beigetragen haben, um diese im Rahmen einer 
konsensualen Abstimmung aller AG-Mitglieder als allgemein-

3 Dies entspricht dem Intersektionalitätsansatz, der sich mit Diskriminierungen beschäftigt, die vorliegen, wenn eine Person aufgrund 
verschiedener zusammenwirkender Persönlichkeitsmerkmale diskriminiert beziehungsweise von Mehrfachdiskriminierung betroffen ist. Dabei gilt 
das Erkenntnisinteresse des Intersektionalitätsansatzes der Dynamik, welche sich durch das Zusammenwirken verschiedener Diskriminierungsformen 
ergeben (vgl. Wikipedia – die freie Enzyklopädie: https://de.wikipedia.org/wiki/Intersektionalit%C3%A4t, letzter Aufruf 15.06.2020).

4 Vgl. Zweiter Teilhabebericht der Bundesregierung über die Lebenslagen von Menschen mit Beeinträchtigungen. Rostock 2016.

gültige Regelungen für alle Arbeitsgruppen zu etablieren. 
Bis 2025 sollen die AGs in allen Senatsverwaltungen aktiv 
sein und mindestens zweimal im Jahr tagen. Eine wichtige 
Koordinierungsaufgabe bei übergeordneten Aufgaben der 
AGs übernimmt der in der für Soziales zuständigen Senatsver-
waltung angesiedelte Focal Point. 

Barrierefreiheit in Bestandsbauten der Träger öffentlicher 
 Belange

Eine weitere Berliner Besonderheit, die als Querschnittsthema 
zukünftig ressortübergreifend eine Rolle spielen soll, ist die 
Durchführung einer Bestandsaufnahme zur Barrierefreiheit in 
Bestandsbauten der Träger öffentlicher Belange. Hierfür setzt 
die Neuauflage des Landesgleichberechtigungsgesetztes die 
rechtliche Grundlage. Noch nicht alle Bestandsbauten erfül-
len derzeit die Anforderungen an die Barrierefreiheit. In einem 
ersten Schritt sollen deshalb durch eine Bestandsaufnahme 
Defizite ermittelt werden. 

Teilhabebericht Berlin
Eine gute Behindertenpolitik setzt eine breite und fundierte 
Datenbasis voraus. Zur Verbesserung der Datenlage von 
Menschen mit Behinderungen wird es zukünftig in Berlin 
einen Teilhabebericht über die Lebenslage von Menschen 
mit Behinderungen geben. Dieser ersetzt die allgemeinen 
Behindertenberichte und orientiert sich an einer Indikatoren 
gestützten Vorgehensweise nach Vorbild des Teilhabeberichts 
der Bundesregierung. 4

Im Berliner Teilhabebericht unterrichtet der Senat das Abge-
ordnetenhaus alle 4 Jahre über die Lebenssituation der Men-
schen mit Behinderungen. Rechtsgrundlage hierfür bildet § 
11 des Gesetzes über die Gleichberechtigung von Menschen 
mit und ohne Behinderungen in Berlin (Landesgleichberechti-
gungsgesetz – LGBG). Die Koordinierung des Teilhabeberich-
tes Berlin wird zukünftig der Focal Point übernehmen.

C) STRATEGISCHE ZIELE DER EINZELNEN HANDLUNGS-
FELDER

Bei der Erarbeitung der Maßnahmen wurden den jeweilige 
Handlungsfeldern strategische Ziele zugeführt. Diese gilt es 
bei der Umsetzung des Maßnahmenplans zu beachten. Sie 
umfassen übergreifend die jeweiligen Maßnahmen eines 
Handlungsfeldes und beziehen sich strategisch auf die Um-
setzung der UN-Behindertenkonvention.

Die strategischen Ziele der jeweiligen Handlungsfelder stellen 
sich wie folgt dar:
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Handlungsfeld 1: Bildung
Ziel ist es, durch ein inklusives Bildungssystem und ange-
passte Unter-stützungsmaßnahmen, eine gleichberechtigte 
Teilhabe von Menschen mit Behinderungen an der Bildung 
zu erlangen, um ihre Fähigkeiten und Begabungen zur vollen 
Entfaltung bringen zu können. 

Handlungsfeld 2: Jugend und Familie
Ziel ist es, Teilhabemöglichkeiten von Kindern mit Behinderun-
gen zu verbessern. Es wird angestrebt, Inklusion für alle Kinder 
und Jugendlichen mit Behinderungen zu ermöglichen und 
Unterstützungssysteme für Familien mit behinderten Kindern 
auszubauen.

Handlungsfeld 3: Arbeit und Beschäftigung 
Ziel ist es, einen offenen, einbeziehenden und zugänglichen 
Arbeitsmarkt zu schaffen, der es Menschen mit Behinderun-
gen ermöglicht, sich durch einen frei gewählten Arbeitsplatz 
ihren Lebensunterhalt zu verdienen.

Handlungsfeld 4: Wirtschaft
Ziel ist es, wirtschaftliche Bedingungen dergestalt zu schaffen, 
sodass Menschen mit Behinderungen ein voller Zugang zum 
wirtschaftlichen Leben ermöglicht wird. Im Bereich Tourismus 
bedeutet dies beispielsweise die Schaffung eines bundesweit 
einheitlichen Systems für mehr Transparenz und Orientierung 
sowie Sensibilisierung für die Belange von Menschen mit 
Behinderungen und Qualifizierungen entlang der gesamten 
Servicekette.

Handlungsfeld 5: Mobilität
Ziel ist es, Zugangshindernisse und -barrieren zu beseitigen, 
um Menschen mit Behinderungen einen gleichberechtigten 
Zugang zum öffentlichen Personennahverkehr, dem Bahn- 
und Fernverkehr und sonstigen Transportmitteln zu gewähr-
leisten, um eine möglichst uneingeschränkte Mobilität zu 
erreichen.

Handlungsfeld 6: Sport und Freizeit
Ziel ist es, Menschen mit Behinderungen eine gleichberech-
tigte Teilhabe an Freizeit- und Sportaktivitäten durch barriere-
freien Zugang zu Sport- und Erholungsstätten zu ermöglichen 
und gleichzeitig spezifische Qualifizierungs- und Beratungs-
module zu fördern. 

Handlungsfeld 7: Politische Partizipation und Teilhabe
Ziel ist es, Menschen mit Behinderungen die Wahrnehmung 
ihrer politischen Rechte durch inklusive Wahlen – sowohl das 
aktive als auch das passive Wahlrecht betreffend – zu ermög-
lichen. 

Handlungsfeld 8: Kultur und Freizeit
Ziel ist es, die Teilhabe von Kunst- und Kulturschaffenden mit 
Behinderungen als auch von Menschen mit Behinderungen 
als Rezipientinnen und Rezipienten von Kultur zu stärken.

Handlungsfeld 9: Wohnen und Sozialraum
Ziel ist es, Menschen mit Behinderungen eine möglichst 
selbstständige und spontane Lebensführung durch die ver-
mehrte Schaffung von barrierefreiem und bezahlbaren Wohn-
raum zu sichern. 

Handlungsfeld 10: Rehabilitation und Teilhabe
Ziel ist es, Menschen mit Behinderungen ein selbstbestimmtes 
Leben zu ermöglichen. Soziale Leistungen werden personen-
zentriert und sozialräumlich erbracht.

Handlungsfeld 11: Gesundheit, Pflege und Gleichstellung
Ziel ist es, Menschen mit Behinderungen einen gleichberech-
tigten Zugang zur Gesundheitsversorgung zu verschaffen. In 
diesem Zusammenhang gilt es Barrieren gleichermaßen für 
Krankenhäuser, Arztpraxen, die außerklinischen Beratungs- 
und Unterstützungsangebote und im Bereich der Pflege 
abzubauen und Versorgungsangebote für Menschen mit Be-
hinderungen quantitativ und qualitativ zu verbessern. Ziel ist 
es auch, der Mehrfachdiskriminierung von Frauen mit Behin-
derungen entgegenzuwirken und sie vor Gewalt zu schützen.

Handlungsfeld 12: Justiz, Verbraucherschutz und 
 Antidiskriminierung 
Ziel ist es, Menschen mit Behinderungen einen wirksamen 
und gleichberechtigten Zugang zur Justiz zu verschaffen. Im 
Fokus stehen dabei die Themen Barrierefreiheit für Menschen, 
die körperliche, seelische, geistige oder Sinnesbeeinträchti-
gungen haben sowie die Bewusstseinsbildung. Maßnahmen 
der Antidiskriminierung zielen auf die Stärkung des recht-
lichen Diskriminierungsschutzes sowie auf den Ausbau von 
barrierefreien Beratungsangeboten und Orten für bestimmte 
Zielgruppen unter Beachtung der Vielfalt der Menschen mit 
Behinderungen. Maßnahmen des Verbraucherschutzes sollen 
insbesondere den Zugang zu barrierefreien Produkten und 
Dienstleistungen sicherstellen. 

Handlungsfeld 13: Wissenschaft, Forschung und Rundfunk 
Ziel ist es, Menschen mit Behinderungen einen gleichberechtig-
ten Zugang zu den Einrichtungen und Angeboten der Wissen-
schaft und Forschung sowie des Rundfunks zu gewährleisten.

Als übergreifende und herausgehobene Aktivität sollen als 
strategisches Ziel noch die Special Olympics Weltspiele Berlin 
2023 genannt werden, die im Handlungsfeld 6 „Sport und Frei-
zeit“ verortet sind.

Aufgrund der herausragenden Potentiale zur gesellschaftlichen 
Bewusstseinsbildung sind die Special Olympics Weltspiele 
Berlin 2023 als eine weitere berlinspezifische Besonderheit zu 
nennen. Diese Potenziale gilt es durch eine ressortübergreifen-
de Zusammenarbeit der Berliner Senatsverwaltungen und dar-
aus resultierenden Einzelmaßnahmen aus diversen Fachgebie-
ten zu stärken. Die Weltspiele sind als weltweit größte inklusive 
Sportveranstaltung der ideale Multiplikator für die Entwicklung 
nachhaltiger Teilhabestrukturen und somit Grundstein für die 
dauerhafte und erfolgreiche Implementierung der UN-BRK.
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1 .3 AUFBAU DES  MASSNAHMENPLANS

Die Einleitung umfasst einen grundlegenden Überblick über 
die Zielsetzung, die Inhalte und die Einordnung des Berliner 
Maßnahmenplans. So wird gleich zu Anfang der Zusammen-
hang des Berliner Maßnahmenplans mit der UN Behinderten-
rechtskonvention und wichtige Grundsätze bei der Entstehung 
des Maßnahmenplans erläutert. Außerdem wird auf seinen 
Aufbau, die Umsetzung und Überwachung eingegangen. 

Der Berliner Maßnahmenplan ist in insgesamt 13 Handlungs-
felder untergliedert. Sie decken einzelne Lebensbereiche von 
Menschen mit Behinderungen ab, denen sich konkrete Maß-
nahmen zuordnen lassen:

Handlungsfeld 
1. Bildung
2. Jugend und Familie
3. Arbeit und Beschäftigung
4. Wirtschaft
5. Mobilität
6. Sport und Freizeit
7. Politische Partizipation und Teilhabe
8. Kultur und Freizeit
9. Wohnen und Sozialraum
10. Rehabilitation und Teilhabe
11. Gesundheit, Pflege und Gleichstellung
12. Justiz, Verbraucherschutz und Antidiskriminierung
13. Wissenschaft, Forschung und Rundfunk

Jedes Handlungsfeld umfasst eine übergreifende strategische 
Zielsetzung. Die meisten Handlungsfelder sind nochmal unter-
teilt in Teilbereiche, denen sich verschiedene Maßnahmen 
zuordnen lassen. Nach der folgenden Struktur sind die jeweili-
gen Handlungsfelder bzw. ihre Teilbereiche gegliedert:

1 . Darstellung der Ist-Situation
Zuerst wird auf den aktuellen Stand der Umsetzung eines 
Handlungsfeldes bzw. Teilbereiches eingegangen. Die Dar-
stellung der Ist-Situation umfasst wichtige Analysen, Zahlen 
und Fakten über das bisher Erreichte. Es werden aktuelle 
und zukünftige Herausforderungen formuliert, die es mit den 
konkreten Maßnahmen anzugehen gilt. Da es sich hier um 
den ersten Berliner Maßnahmenplan handelt, konnte keine 
Gegenüberstellung mit einem vergleichbaren Status quo 
erfolgen. Zukünftig wäre dies ein wichtiger Schritt, um das 
 Erreichte messbar darzustellen.

2 . Ziele im Kontext der UN-BRK
Auf Basis der dargestellten Ist-Situation werden anschließend 
im Kontext der UN-BRK handlungspolitische Grundsatzziele 
abgeleitet. Diese spiegeln die Schwerpunktsetzung und Prio-
ritätensetzung im jeweiligen Handlungsfeld bzw. im jeweiligen 
Teilbereich wider.

3 . Geplante Maßnahmen 
In Tabellenform werden die Maßnahmen gelistet, mit denen 
die aufgestellten Grundsatzziele umgesetzt und den diag-
nostizierten Herausforderungen begegnet werden soll. Die 
Maßnahmen sollten klar darlegen, inwiefern sie zur Umset-
zung eines bestimmten Rechts der UN-BRK beitragen. Alle 
Maßnahmen werden von daher den betreffenden Artikeln aus 
der UN-BRK zugeordnet. Sie werden mit ihren Zielen bis 2025 
und den entsprechenden Teilzielen dargestellt. Zusätzlich 
werden konkrete Zuständigkeiten benannt und die Laufzeit 
angegeben. Der Plan umfasst auch Aussagen über die Finan-
zierung der Maßnahmen. Aufgrund der COVID-19-Pandemie 
während der Erstellungsphase des Plans im ersten Halbjahr 
2020 konnten Angaben zur Finanzierung jedoch nur bedingt 
erfolgen. Bei vielen Maßnahmen wurde sich mit der Aussage 
beholfen, dass die Umsetzung im Rahmen der verfügbaren 
Ressourcen erfolgt.

Mit dieser Form der Darstellung soll eine klare menschen-
rechtliche Basierung hergestellt und die Abrechenbarkeit zur 
Umsetzung der UN-BRK verbessert werden.
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1 .4 UMSETZUNG UND  ÜBERWACHUNG DES 
 MASSNAHMENPLANS

5 Vgl. Anlage der Entschließung der Generalversammlung der Vereinten Nationen vom 20. Dezember 1993, U.N. Doc.A/Res/48/134.

A) ROLLE DER STAATLICHEN KOORDINIERUNGSSTELLE 
(FOCAL POINT), DER / DEM LANDESBEAUFTRAGTEN FÜR 
MENSCHEN MIT BEHINDERUNGEN UND DER MONITO-
RING-STELLE BERLIN

Eine Gewähr für die korrekte und vollständige Durchführung 
des Maßnahmenplans wird durch eine umfassende Über-
wachung des Umsetzungsprozesses sichergestellt. In Art. 33 
UN-BRK ist hierfür ein Kontrollmechanismus verankert worden, 
der einen Dreiklang darstellt, bestehend aus einer staatlichen, 
einer zivilgesellschaftlichen und einer vom Staat unabhängi-
gen Stelle. Das Zusammenspiel dieser verschiedenen Kon-
trollinstanzen ermöglicht eine effektive, aber auch kritische 
Begleitung der Umsetzung des Maßnahmenplans.

Der „Focal Point des Landes Berlin“ nimmt dabei die Rolle ei-
nes staatlichen Koordinierungsmechanismus ein. Angesiedelt 
bei der für Soziales zuständigen Senatsverwaltung koordiniert 
und steuert der Focal Point die Entwicklung und Umsetzung 
des Maßnahmenplans und steht der Zivilgesellschaft als 
Ansprechpartner in allen Belangen des Plans zur Verfügung. 
Ein ständiger Austausch existiert mit den in allen Senatsver-
waltungen Berlins bestehenden sogenannten Koordinierungs- 
und Kompetenzstellen zur Umsetzung der UN-BRK, die für die 
Umsetzung der Maßnahmen in ihrer jeweiligen Zuständigkeit 
verantwortlich sind.

Die Menschen mit Behinderungen und die sie vertretenden 
Organisationen übernehmen die Rolle der Zivilgesellschaft 
im Rahmen des Überwachungsprozesses (Art. 33, Abs. 3 
UN-BRK). Als wichtige Anlaufstelle für die Zivilgesellschaft in 
Berlin gilt der Landesbeirat für Menschen mit Behinderungen. 
Über die Arbeitsgruppen für Menschen mit Behinderungen 
nehmen Vertreterinnen und Vertreter unter anderem des 
Landesbeirates an der Erstellung und Evaluation des Berliner 
Maßnahmenplans teil. 

Eine Schnittstelle zwischen der Verwaltung und der Zivilgesell-
schaft nimmt die Landesbeauftragte / der Landesbeauftragte 
für Menschen mit Behinderungen wahr. Durch die Kontroll- 
und Wächterfunktion ist sie / er fachlich unabhängig und wirkt 
darauf hin, dass das Land Berlin seinen Verpflichtungen nach-
kommt, gleichwertige Lebensbedingungen für Menschen mit 
und ohne Behinderungen zu schaffen. 

Art. 33 Abs. 2 UN-BRK verlangt zudem, dass die Vertrags-
staaten einen unabhängigen Mechanismus zur Überwachung 
der Durchführung der UN-Behindertenrechtskonvention ein-
richten. Auf Bundesebene übernimmt das Deutsche Institut für 
Menschenrechte die Funktion der sogenannten „Monitoring-
Stelle UN-Behindertenrechtskonvention“. Das Deutsche Institut 
für Menschenrechte ist eine nationale Menschenrechtsorgani-
sation, die nach den Pariser Prinzipien der Vereinten Nationen 
aus dem Jahr 1993 akkreditiert ist 5 und sich für den Schutz 
der Menschenrechte einsetzt sowie die Öffentlichkeit über die 
Menschenrechtslage im In- und Ausland informiert. In diesem 
Kontext finanziert das Land Berlin das Projekt der „Monito-
ring-Stelle Berlin“ im Rahmen einer Zuwendung. 

B) BERICHTSPFLICHTEN UND AKTUALISIERUNG DES BER-
LINER MASSNAHMENPLANS

Um eine Kontinuität sowie eine dynamische Weiterentwick-
lung des Berliner Maßnahmenplans zu gewährleisten, wird 
unter der Koordinierung des Focal Point nach etwa der Hälfte 
der Laufzeit einen Zwischenbericht zur Umsetzung des Plans 
angefertigt. Die Ressortübergreifende AG zur Umsetzung der 
UN-BRK mit Vertretungen der in den jeweiligen Senatsverwal-
tungen angesiedelten Koordinierungs- und Kompetenzstelle 
zur Umsetzung der UN-BRK entscheidet im Jahr 2021 über 
den genauen Zeitpunkt und das Format der Evaluierung des 
Plans.

Parallel dazu wird es auch möglich sein, neu entwickelte 
Maßnahmen in den noch laufenden Maßnahmenplan auf-
zunehmen. Der Umsetzungsprozess des Maßnahmenplans 
soll sich offen gestalten und sich an die jeweils aktuellen 
Bedürfnisse der Menschen mit Behinderungen anpassen 
können. Der geplante Zwischenbericht wird somit auch die 
Aufnahme aktueller Maßnahmen beinhalten. Die Evaluierung 
und Aktualisierung der Maßnahmen soll wie bei Erstellung des 
Maßnahmenplans durch die Arbeitsgruppen Menschen mit 
Behinderungen der jeweiligen Senatsverwaltungen begleitet 
werden. 

Nach Ende der 5-jährigen Laufzeit im Jahr 2025 wird – ko-
ordiniert vom Focal Point – ein Endbericht angefertigt. Dieser 
spiegelt den Stand der Umsetzung der Maßnahmen des Plans 
wider und soll anschließend mit den betroffenen Akteuren aus 
der Zivilgesellschaft, Verwaltung und Politik diskutiert werden.



„BERLIN INKLUSIV“ BERLINER MASSNAHMENPLAN 2020 BIS 2025

16

2 . TEILHABEPOLITISCHE 
 HANDLUNGSFELDER
2 .1 . HANDLUNGSFELD:  BILDUNG

Strategisches Ziel:
Ziel ist es, durch ein inklusives Bildungssystem und ange-
passte Unterstützungsmaßnahmen, eine gleichberechtigte 
Teilhabe von Menschen mit Behinderungen an der Bildung 
zu erlangen, um ihre Fähigkeiten und Begabungen zur 
vollen Entfaltung bringen zu können. 

2 .1 .1 TEILBEREICH: SCHULE 

A) IST SITUATION

Der Senat hatte bereits im Jahre 2011 ein Gesamtkonzept „In-
klusive Schule“ in Berlin vorgelegt, in dem eine Vielzahl von 
Maßnahmen aufgeführt waren, die der Umsetzung von Artikel 
24 UN-BRK dienen sollten und gleichzeitig eine Weiterent-
wicklung des schon bestehenden integrativen in ein inklusives 
Schulsystem darstellten. Im Rahmen der parlamentarischen 
Diskussion wie auch im Diskurs mit den von den betroffenen 
Schülerinnen und Schülern vertretenden Verbänden wurde 
deutlich, dass die Akzeptanz für dieses Konzept nur sehr ge-
ring war. Hauptkritikpunkte waren die mangelhafte Partizipa-
tion der Verbände bei der Entwicklung des Konzepts sowie die 
unbedingte Kostenneutralität der Maßnahmen. Nicht kritisiert 
wurden die im Gesamtkonzept benannten Ziele. 

Im Mai 2012 wurde von der Senatorin für Bildung, Jugend und 
Wissenschaft ein Beirat „Inklusive Schule in Berlin“ eingesetzt, 
der den Auftrag hatte, der Senatorin Vorschläge zur konkre-
ten Umsetzung der im Gesamtkonzept benannten Ziele zu 
machen. Im Februar 2013 legte der Beirat seine 20 Emp-
fehlungen vor, die fortan die Grundlage für die Entwicklung 
von Konzepten im Hinblick auf die Umsetzung der UN-BRK 
darstellten. Auf der Basis eines im Jahr 2014 beschlossenen 
Eckpunktepapiers wurden in der Folgezeit folgende Maßnah-
men umgesetzt:

 — Implementierung inklusionspädagogischer Inhalte in alle 
Phasen der Lehrkräftebildung

 — Integration der Rahmenlehrpläne für den sonderpäda-
gogischen Förderschwerpunkt Lernen in den allgemeinen 
Rahmenlehrplan für die Jahrgangsstufen 1 bis 10

 — Einrichtung eines Fachbereichs Inklusionspädagogik an 
den gemeinsam mit den Schulpsychologischen Bera-
tungszentren neugegründeten Schulpsychologischen und 
Inklusionspädagogischen Beratungs- und Unterstützungs-
zentren (SIBUZ) sowie deren personeller Aufbau bis zum 
Jahr 2018 sowie die haushälterische Absicherung der 
Arbeit der SIBUZ

 — Organisation und Finanzierung von umfassenden Quali-
fizierungsmaßnahmen für sämtliche in Schule arbeitenden 
pädagogischen Kräfte

 — Profilierung von zunächst sechs allgemeinbildenden 
Schulen als Inklusive Schwerpunktschulen zum Schuljahr 
2016/17 sowie jeweils weiterer fünf Schulen zu den Schul-
jahren 2017/18 und 2018/19 und von drei Schulen zum 
Schuljahr 2019/20 einschließlich der Bereitstellung von 
zusätzlichem Personal

 — Rechtliche Absicherung der Inklusiven Schwerpunkt-
schulen als besondere Profilierung allgemeinbildender 
Schulen durch Einfügung des § 37a in die Änderung des 
Schulgesetzes zum 01.08.2019

 — Absicherung des Rechtes auf den Besuch einer allgemei-
nen Schule für Schülerinnen und Schüler mit sonderpäd-
agogischem Förderbedarf durch die Änderung von § 36 
Schulgesetz

 — Änderungen in der Diagnostik und Beratung bei vermute-
tem sonderpädagogischem Förderbedarf in den Förder-
schwerpunkten Lernen, emotionale und soziale Entwick-
lung sowie Sprache ab Schuljahr 2017/18
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 — Sukzessive Einführung einer verlässlichen Grundausstat-
tung (personelle Ressource) für die sonderpädagogische 
Förderung in den sonderpädagogischen Förderschwer-
punkten Lernen, emotionale und soziale Entwicklung sowie 
Sprache ab Schuljahr 2017/18 auf der Basis des vom Bei-
rat „Inklusive Schule in Berlin“ entwickelten Modells

 — Festschreibung von Möglichkeiten der Gewährung von 
Nachteilsausgleich und Notenschutz bei lang andau-
ernden erheblichen Beeinträchtigungen, Vorliegen von 
Behinderungen, Schwierigkeiten im Lesen und/oder 
Rechtschreiben sowie bei Schwierigkeiten im Rechnen im 
Schulgesetz sowie den Verordnungen der unterschiedli-
chen Schulstufen sowie Schularten sowie der unterschied-
lichen Bildungsgänge der berufsbildenden Schulen und 
Oberstufenzentren

 — Erarbeitung eines Papiers zum Umgang mit Schülerinnen 
und Schülern mit erheblichen emotionalem, sozialem 
und psychosozialem Förderbedarf durch Expertinnen und 
Experten aus unterschiedlichen Arbeitsbereichen und mit 
unterschiedlichen Professionen

 — Sicherung der Betreuung und Pflege sowie im Einzelfall 
der Therapie im Ganztagsschulbereich unter Einbezie-
hung aller tätigen Träger

 — Anpassung der VERA-Tests 6 für die Klassenstufen 3 und 8 
für Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf Hören und Kommunikation, Sehen und 
körperliche und motorische Entwicklung durch das Institut 
für Schulqualität der Länder Berlin und Brandenburg (ISQ) 
und im Rahmen von Länderkooperationen

 — Bereitstellung von Mitteln (2014 und 2015: jeweils 1 Mill. 
EUR, 2016 und 2017: jeweils 1,75 Mio. EUR, 2018: 6 Mio. 
EUR, 2019: 4,5 Mio. EUR) zur Schaffung von baulicher 
Barrierefreiheit vorrangig an den Inklusiven Schwer-
punktschulen durch die Schulträger unter Beachtung der 
einschlägigen bauordnungsrechtlichen Vorschriften (z. B. 
Bauordnung Berlin § 50)

 — Schaffung von Strukturen in den berufsbildenden Schulen 
zur Unterstützung der inklusiven Schulentwicklung (Ko-
ordinatorinnen und Koordinatoren für Inklusion sowie 
Beratungslehrkräfte an allen berufsbildenden Schulen, 
Zumessung von personellen Ressourcen zur sonderpäd-
agogischen Förderung, Aufbau eines Netzwerks inklusiver 
berufsbildender Schulen, Verstetigung des Unterrichtsan-
gebotes für Schülerinnen und Schüler mit dem sonderpä-
dagogischen Förderschwerpunkt geistige Entwicklung im 
Bildungsgang BQL-FL 7

6 VERA: Verbindliche Vergleichsarbeiten in den Fächer Deutsch und Mathematik in den Jahrgangsstufen 3 und 8.

7 BQL-FL: Berufsqualifizierende Lehrgänge, sonderpädagogischer Förderschwerpunkt Lernen, gem. §§ 29 und 30 der Verordnung über die 
sonderpädagogische Förderung.

 — Implementierung des Schulversuchs zur Neuordnung der 
Berufsvorbereitung mit Anteilen inklusiver Anschlussplanung

 — Einrichtung der Jugendberufsagentur (JBA) in allen Be-
zirken mit Beratungszugängen zu allen Qualifikations-
angeboten aller Rechtskreise der Jugendberufsagentur 
(Agenturen für Arbeit, Jobcenter/eG, Jugendämter, Sozial-
ämter, Schulen)

 — Aufbau inklusiver Strukturen der Jugendberufsagentur so-
wie Festlegung der Schnittstelle zwischen Berufsberatung 
und Reha-Beratung

 — Beginnende Sensibilisierung der Beratungsteams für Be-
rufs- und Studienorientierung an den Schulen der Sekun-
darstufen für inklusive Anschlussplanung.

Die Konzeptentwicklung und der Umsetzungsprozess der o.g. 
Maßnahmen wurden und werden jeweils dem Fachbeirat 
Inklusion – dem auch die Landesbeauftragte für Menschen 
mit Behinderungen sowie Vertreterinnen und Vertreter des 
Landesbeirats für Menschen mit Behinderungen angehören – 
vorgestellt, dort beraten und ggf. mit Änderungsvorschlägen 
versehen. Der Fachbeirat Inklusion wurde in der Nachfolge 
des Beirats „Inklusive Schule in Berlin“ im Jahr 2013 einge-
richtet. Seine Arbeit endete mit dem Ende der 17. Wahlperiode 
des Abgeordnetenhauses im Juni 2017. Zur 18. Wahlperiode 
wurde von der Senatorin für Bildung, Jugend und Familie 
dieser Fachbeirat neu berufen. Er hat im Einvernehmen mit 
der / dem Landesbeauftragten und dem Landesbeirat für 
Menschen mit Behinderungen die Aufgaben einer auf Dauer 
angelegten Arbeitsgruppe Menschen mit Behinderungen im 
Bereich Bildung der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend 
und Familie übernommen.

In Berlin ist die Anzahl der Schülerinnen und Schüler mit 
Bedarf an sonderpädagogischer Förderung in allgemeinen 
Schulen stetig gestiegen. Die Gesamtförderquote (Schülerin-
nen und Schüler in Förderschulen und in allgemeinen Schu-
len) stieg dabei nur moderat von 6,5 % (2008/09) auf 7,8 % 
(2018/19) bezogen auf die Zahl der Schülerinnen und Schüler 
in den Jahrgangsstufen 1 bis 13. Im Schuljahr 2018/19 waren 
etwas mehr als 70 % dieser Schülerinnen und Schüler in all-
gemeinen Schulen, während weniger als 30 % sich in Schulen 
mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt befanden. Im 
Schuljahr 2011/12 war das Verhältnis noch 48,6 % zu 51,4 %. 
Damit wird deutlich, dass sich einerseits bereits kurz nach 
der Ratifizierung der UN-BRK ein großer Anteil von Schüle-
rinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
an allgemeinen Schulen befand und sich dieser Trend in den 
Folgejahren stetig fortgesetzt hat. 
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Damit kommt das Land Berlin der Forderung nach einer 
zunehmenden Ermöglichung von Teilhabe an Bildung von 
Schülerinnen und Schülern mit besonderem Förderbedarf in 
allgemeinen Schulen nach. In gleichem Maße wurden den 
Schulen – gemäß den jeweils geltenden Verwaltungsvor-
schriften über die Zumessung von Lehrkräften an öffentlichen 
Berliner Schulen bzw. der Verwaltungsvorschriften für die Zu-
messung der Erzieherinnen und Erzieher, Sozialarbeiterinnen 
und Sozialarbeiter, pädagogische Unterrichtshilfen sowie Be-
treuerinnen und Betreuer an öffentlichen allgemeinbildenden 
Schulen und Internaten – zusätzliche Personalressourcen zur 
Verfügung gestellt.

B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK

Die Weiterentwicklung des weitgehend integrativen Berliner 
Schulsystems hin zu einem inklusiven Schulsystem bleibt Ziel 
bei der Umsetzung der UN-BRK. Dieses Ziel wird durch Ver-
änderungen in den Kulturen, Strukturen und Praktiken in den 
allgemeinbildenden und berufsbildenden Schulen angestrebt. 
Dadurch soll die bereits bestehende Attraktivität dieser Schu-
len für Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf bzw. ihren Erziehungsberechtigten weiter erhöht 
werden. Ob dies gelingt, wird sich daran zeigen, ob sich der 
Trend der letzten zehn Jahre, einer konstanten Steigerung des 
Anteils von Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogi-
schem Förderbedarf in den allgemeinen Schulen im Verhält-
nis zu ihrem Anteil in den Schulen mit sonderpädagogischem 
Förderschwerpunkt aufrechterhalten lässt. Ein weiteres Indiz 
wird sein, ob die Zahl der Schülerinnen und Schüler mit son-
derpädagogischem Förderbedarf mit einem Schulabschluss 
steigt und ob die Qualität der Schulabschlüsse sich ebenfalls 
nach oben entwickelt.

Die Kennzeichen einer inklusiven Schule sind:

 — Alle Pädagoginnen und Pädagogen fühlen sich für alle 
Kinder und Jugendlichen verantwortlich, die im Bereich 
der Schule leben bzw. diese besuchen.

 — Die inklusive Schule nutzt die Herausforderungen der 
Vielfalt in ihren Lerngruppen als Chance für das Lernen 
aller. Sie schafft gemeinsame Lernarrangements für die 
Teilhabe am Lernen.

Die inklusive Schule orientiert sich u. a. an den folgenden 
Werten:

 — Wertschätzung der Vielfältigkeit
 — Gleichwertigkeit trotz Verschiedenheit
 — Recht auf Bildung ohne Aussonderung
 — Gemeinschaft als sozialer Lehr- und Lernraum
 — Teilhabe aller am gemeinsamen Lernen
 — Vertrauen in die Potentiale der Schülerinnen und Schüler
 — Nachhaltigkeit der Entwicklung

Die Schulinspektion der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend 
und Familie evaluiert im Rahmen ihrer im Abstand von fünf 
Jahren stattfindenden Inspektionen, wie weit die einzelnen 
Schulen auf dem Weg zur inklusiven Pädagogik bereits sind. 
Sie hat dafür an den o. g. Kennzeichen und Werten orientierte 
Indikatoren entwickelt, die mit jeder neuen Inspektionsrunde 
überprüft und an die Entwicklung bzw. an die Zielvorgaben – 
auch dieses Maßnahmenplans – angepasst werden.

Mit den in der unter C) aufgeführten Maßnahmen unterstützt 
die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie die 
notwendigen Veränderungsprozesse in den Schulen und setzt 
damit die Artikel 24 und Artikel 27 der UN-BRK um.
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C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Schule

1 . FORTSETZUNG DES FACHBEIRATS INKLUSION 

Artikelbezug UN-BRK Art. 4 Abs. 3 (Allgemeine Verpflichtungen) i. V. m. Art. 7 (Kinder mit Behinderungen), Art. 24 
(Bildung) UN-BRK

Ziel bis 2025 Der Fachbeirat Inklusion setzt seine Arbeit fort.
Teilziele Der Fachbeirat tagt vier Mal pro Jahr und verändert sich in der Struktur seiner Zusammen-

setzung (siehe auch Pkt. 1.2) nicht.
Zuständigkeit SenBJF, Fachressort Bildung
Laufzeit bis 2025
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen

2 . WEITERENTWICKLUNG ÖFFENTLICHER SCHULEN ZU INKLUSIVEN SCHULEN 

Artikelbezug UN-BRK Art. 24 Abs. 2 (Bildung) UN-BRK
Ziel bis 2025 Im Schuljahr 2025/26 beträgt der Anteil der Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogi-

schem Förderbedarf/mit Behinderungen, die in einer öffentlichen Regelschule gemeinsam mit 
Schülerinnen und Schülern ohne Behinderungen unterrichtet werden, mindestens 75 %.

Zuständigkeit SenBJF, Fachressort Bildung 
Laufzeit bis 2025
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen

3 . EINRICHTUNG VON INKLUSIVEN SCHWERPUNKTSCHULEN GEM . § 37A SCHULGESETZ

Artikelbezug UN-BRK Art. 24 Abs. 2 UN-BRK (Bildung)
Ziel bis 2025 Im Jahr 2023 sind insgesamt 36 inklusive Schwerpunktschulen für die sonderpädagogischen 

Förderschwerpunkte „Geistige Entwicklung“, „Körperliche und motorische Entwicklung“, 
„Hören und Kommunikation“, „Sehen“ und „Autismus“ eingerichtet, in denen in der Mehrzahl 
 Schülerinnen und Schüler ohne Behinderungen sein werden. Die Wahl einer wohnortnahen 
Regelschule wird damit nicht ausgeschlossen.

Teilziele Je Schuljahr steigt die Zahl der Inklusiven Schwerpunktschulen um 5 bis 8 Schulen. 
 
Die Möglichkeit der Durchführung einer Evaluation der Inklusiven Schwerpunktschulen ist im 
Jahr 2023 geprüft.

Zuständigkeit SenBJF, Fachressort Bildung
Laufzeit bis 2023
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen

4 . FORTBILDUNGEN FÜR PÄDAGOGINNEN UND PÄDAGOGEN SOWIE SONSTIGE FACHKRÄFTE IN DEN BERLINER 
ÖFFENTLICHEN SCHULEN IM HINBLICK AUF DIE ENTWICKLUNG EINES INKLUSIVEN SCHULSYSTEMS 

Artikelbezug UN-BRK Art. 24 Abs. 1 und 2 UN-BRK (Bildung)
Ziel bis 2025 Die begonnene Fortbildungsoffensive für die Pädagoginnen und Pädagogen sowie sonstigen 

Fachkräfte in den Berliner öffentlichen Schulen wurde im Hinblick auf die Entwicklung eines 
inklusiven Schulsystems fortgesetzt. 
 
Im Jahr 2025 sind die nebenstehenden Teilziele durch die SenBJF erreicht. 
 
Das Landesinstitut für Schule und Medien Berlin-Brandenburg (LISUM) trägt im Rahmen seiner 
Aufgaben zur Entwicklung eines inklusiven Schulsystems bei und bezieht dabei auch Exper-
tinnen und Experten der Schulpsychologischen und Inklusionspädagogischen Beratungs- und 
Unterstützungszentren (SIBUZ) und aus den Betroffenenverbänden ein. Das LISUM erreicht 
dabei bis 2025 die untenstehenden Teilziele.

Teilziele Die Fortbildung aller Schulleiterinnen und Schulleiter mit dem Schwerpunkt auf Steuerung von 
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Schulentwicklungsprozessen, den Index für Inklusion und seine Nutzung für die Schulentwick-
lung ist erfolgt. 
 
Alle Schulentwicklungsberaterinnen und –berater sind im Hinblick auf die Unterstützung von 
Schulen bei der Schulentwicklung (Organisations-, Personal und Unterrichtsentwicklung) und 
der schulischen Fortbildungsplanung qualifiziert. 
 
Für die Pädagoginnen und Pädagogen haben Fortbildungen im Bereich der Unterrichtsent-
wicklung stattgefunden. 
 
Fortbildungsmaßnahmen zur Steigerung der inklusionspädagogischen Kompetenz der Päda-
goginnen und Pädagogen haben stattgefunden. 
 
Weiterbildungen für Erzieherinnen und Erzieher zu Facherzieherinnen und –erzieher für Integ-
ration haben in bedarfsgerechter Größenordnung stattgefunden. 
 
Fortbildungen für Betreuerinnen und Betreuer im Hinblick auf ihre Aufgaben in der inklusiven 
Schule haben bedarfsgerecht stattgefunden. 
 
Personen, die im Rahmen der ergänzenden Pflege und Hilfe an Schulen eingesetzt werden, 
sind im Hinblick auf ihre Aufgaben in der inklusiven Schule fortgebildet worden. 
 
Je Schuljahr haben mindestens zwei Weiterbildungsmaßnahmen zur Steigerung der sonder-
pädagogischen Kompetenz von Lehrkräften in den verschiedenen sonderpädagogischen 
Förderschwerpunkten stattgefunden. 
 
Es sind Weiterbildungsmaßnahmen zum sonderpädagogischen Förderschwerpunkt „Autismus“ 
durchgeführt worden. 
 
Im Rahmen des Programms „Jugendsozialarbeit an Berliner Schulen“ haben Fortbildungen 
und Fachtagungen für Sozialpädagoginnen und –pädagogen, Lehrerinnen und Lehrer sowie 
Erzieherinnen und Erzieher zum Thema Inklusion stattgefunden. 
 
Für die Mitarbeitenden an den berufsbildenden Schulen sind Fortbildungen und Fachtage zur 
Umsetzung inklusiver Ziele durchgeführt worden. 
Die Entwicklung der inklusiven Schule wird bei  
• die der Führungskräftequalifizierung;  
• die der Qualifizierung der Schulberaterinnen und –berater;  
• die der Qualifizierung der Koordinatorinnen und Koordinatoren für Inklusion an berufsbilden-
den Schulen;  
• die bei der Erstellung von Handreichungen, Fachbriefen u. s. w. berücksichtigt. 
Fachtagungen zum Thema Inklusion sind durchgeführt worden. 
Es sind Coachingangebote für Führungskräfte gemacht worden. 
Supervisionsgruppen für Führungs-kräfte sind begleitet worden.

Zuständigkeit SenBJF, Fachressort Bildung  
i. V. m. Landesinstitut für Schule und Medien Berlin-Brandenburg (LISUM)

Laufzeit bis 2025
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen

5 . SCHULPSYCHOLOGISCHE UND INKLUSIONSPÄDAGOGISCHE BERATUNGS- UND UNTERSTÜTZUNGSZENTREN 
(SIBUZ) ALS STARKE PARTNER DER SCHULEN, DER PÄDAGOGINNEN UND PÄDAGOGEN, DER SCHÜLERINNEN UND 
SCHÜLER SOWIE DER ERZIEHUNGSBERECHTIGTEN .

Artikelbezug UN-BRK Art. 24 Abs. 1 und 2 (Bildung)
Ziel bis 2025 Die Schulpsychologischen und Inklusionspädagogischen Beratungs- und Unterstützungszen-

tren (SIBUZ) werden als starke Partner der Schulen, der Pädagoginnen und Pädagogen, der 
Schülerinnen und Schüler sowie der Erziehungsberechtigten bei der Entwicklung der Inklusiven 
Schule wahrge-nommen. Sie nehmen unter Berücksichtigung des Qualitäts- und Handlungs-
rahmens ihre Aufgaben der schülerzentrierten und systembezogenen Beratung und Unterstüt-
zung sowie des Aufbaus von Kooperationen und Netzwerken wahr. 
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Teilziele Die personelle Ausstattung der SIBUZ ist gesichert. 
 
Die Qualifizierung und Betreuung von Personal mit inklusionspädagogischen Aufgaben an 
allen berufsbildenden Schulen ist gesichert. 
 
Die Schulen sind bei der Entwicklung von schulinternen Beratungsteams und dem Erstellen 
eines schulischen Beratungskonzeptes auf Wunsch unterstützt worden.

Zuständigkeit SenBJF, Fachressort Bildung
Laufzeit bis 2025
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen

6 . VERSORGUNG VON SCHÜLERINNEN UND SCHÜLER MIT EINEM ERHEBLICHEN EMOTIONALEN, SOZIALEN UND 
PSYCHOSOZIALEN FÖRDERBEDARF .

Artikelbezug UN-BRK Art. 24 Abs. 1 und 2 UN-BRK (Bildung).
Ziel bis 2025 Auf der Basis eines Konzepts zum Umgang mit Schülerinnen und Schülern mit erheblichem 

emotionalen, sozialen und psychosozialen Förderbedarf in allgemein bildenden Schulen, 
das auf einem von Expertinnen und Experten in diesem Bereich entwickelten Papiers beruht, 
werden in Kooperation mit der Jugendhilfe bestehende Maßnahmen ausgebaut und neue 
Maßnahmen entwickelt, die dazu beitragen, dass die Zahl der Schülerinnen und Schüler, die 
(teilweise) nicht am Regelunterricht teilnehmen, reduziert wird.

Teilziele Die pädagogische Kompetenz der Schulen im Umgang mit Schülerinnen und Schülern mit 
 erheblichem emotionalen, sozialen und psychosozialen Förderbedarf ist gestärkt durch 
• die Einrichtung von Beratungsteams der SIBUZ für die Schulen;  
• die die Verstärkung von Supervision, Intervision, Coaching und kollegiale Fallberatung;  
• die die verstärkte Partizipation der Schülerinnen und Schüler (z. B. durch die Methode  
„Klassenrat“);  
• die spezielle Fortbildungsangebote;  
• die den weiteren Ausbau von Jugendsozialarbeit in Schule. 
 
Ein Netzwerk von Expertinnen und Experten für Schülerinnen und Schülern mit erheblichem 
emotionalen, sozialen und psychosozialen Förderbedarf ist eingerichtet und wird fortlaufend 
begleitet. 
 
Es bestehen mehr und neue Möglichkeiten zur Bildung von temporären Lerngruppen im 
 schulischen Kontext.

Zuständigkeit SenBJF, Fachressort Bildung
Laufzeit bis 2025
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen

7 . ANPASSUNG DER VERWALTUNGSVORSCHRIFT 7/2011 (MASSNAHMEN DER ERGÄNZENDEN PFLEGE UND HILFE) AN 
DIE VERÄNDERTEN ANFORDERUNGEN IN DER INKLUSIVEN SCHULE 

Artikelbezug UN-BRK Art. 24 Abs. 2c) UN-BRK (Bildung).
Ziel bis 2025 Die noch geltende Verwaltungsvorschrift 7/2011 (Maßnahmen der ergänzenden Pflege und 

Hilfe) ist an die veränderten Anforderungen in der inklusiven Schule angepasst. 
 
Maßnahmen der ergänzenden Pflege und Hilfe stellen sicher, dass auch Schülerinnen und 
Schüler mit einem erheblichen Pflege- und Unterstützungsbedarf uneingeschränkt an allen 
schulischen Angeboten teilhaben können. 

Teilziele Mitte 2021 liegt eine geänderte Verwaltungsvorschrift vor, die nebenstehende Aspekte sowie 
die veränderten Bedingungen durch das Bundesteilhabegesetz (BTHG) berücksichtigt.

Zuständigkeit SenBJF, Fachressort Bildung
Laufzeit bis 2021
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen
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8 . SCHAFFUNG VON BAULICHER BARRIEREFREIHEIT IN SCHULEN UND SCHULISCHEN EINRICHTUNGEN

Artikelbezug UN-BRK Art. 24 (Bildung) i. V. m. Art. 9 Abs. 1 Satz 2a) (Zugänglichkeit) UN-BRK
Ziel bis 2025 Der Anteil der Schulen, die eine bauliche Barrierefreiheit aufweisen, ist gestiegen. 
Teilziele Die Mehrzahl der Inklusiven Schwerpunktschulen ist baulich barrierefrei. 

Alle Schulen, bei denen umfassende Sanierungsmaßnahmen durchgeführt werden, sind nach 
Fertigstellung so weit als möglich baulich barrierefrei. 
Sämtliche neue Schulgebäude sind baulich barrierefrei.

Zuständigkeit SenBJF, Fachressort Bildung i. V. m. den Bezirken
Laufzeit laufend
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen

9 . DIGITALISIERUNG DER SCHULEN FÜR BESONDERE UND SONDERPÄDAGOGISCHE FÖRDERMASSNAHMEN 

Artikelbezug UN-BRK Art. 24 UN-BRK (Bildung)
Ziel bis 2025 Die Schulen nutzen verstärkt die Chancen der Digitalisierung zur Durchführung von Förder-

maßnahmen.
Zuständigkeit SenBJF, Fachressort Bildung
Laufzeit laufend
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen

10 . NEUORDNUNG DER FINANZIERUNG DER SONDERPÄDAGOGISCHEN FÖRDERUNG IN SCHULEN IN FREIER 
TRÄGERSCHAFT 

Artikelbezug UN-BRK Art. 24 UN-BRK (Bildung)
Ziel bis 2025 Die Neuordnung der Finanzierung der sonderpädagogischen Förderung bei Schulen in freier 

Trägerschaft ist erfolgt.
Zuständigkeit SenBJF, Fachressort Bildung
Laufzeit bis 2021
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen

11 . INKLUSIVE BERATUNG ZUR BERUFSWEGEPLANUNG IN DER SEKUNDARSTUFE I ALLER SCHULEN AUCH FÜR 
SCHÜLERINNEN UND SCHÜLER MIT BEHINDERUNGEN BZW . SONDERPÄDAGOGISCHEM FÖRDERBEDARF

Artikelbezug UN-BRK Art. 27 Abs. 1d) (Arbeit und Beschäftigung) i. V. m. Art. 24 Abs. 5 (Bildung) UN-BRK
Ziel bis 2025 Die inklusive Beratung zur Berufswegeplanung in der Sekundarstufe I aller Schulen ist im Rah-

men des Landeskonzepts zur Berufs- und Studienorientierung für Schülerinnen und Schüler mit 
Behinderungen bzw. sonderpädagogischem Förderbedarf sichergestellt.

Teilziele Den allgemeinbildenden Schulen stehen Schulberaterinnen und -berater für die Weiterent-
wicklung der schulinternen Konzepte zur Berufs- und Studienorientierung zur Verfügung. 
 
Die schulischen Berufs- und Studienorientierungsteams verfügen über ausreichende Kenntnis-
se zu spezifischen Beratungsangeboten und zu inklusiven Wegen in die Arbeitswelt.

Zuständigkeit SenBJF, Fachressort Bildung, i. V. m. Regionaldirektion Berlin-Brandenburg, der Bundesagen-
tur für Arbeit, SenIAS, SenGPG, LAGeSo

Laufzeit laufend
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen 

12 . BILDUNGSBEGLEITUNG FÜR SCHÜLERINNEN UND SCHÜLER MIT ANERKANNTER BEHINDERUNG ODER 
SONDERPÄDAGOGISCHEM FÖRDERBEDARF 

Artikelbezug UN-BRK Art. 27 Abs. 1d) (Arbeit und Beschäftigung) i. V. m. Art. 24 Abs. 5 (Bildung) UN-BRK.
Ziel bis 2025 Die Zahl der Übergänge in eine Ausbildung oder eine Beschäftigung im Bildungsgang 

Integrierte Berufsausbildungsvorbereitung (IBA) für Schülerinnen und Schüler mit anerkannter 
Behinderung oder sonderpädagogischem Förderbedarf steigt gegenüber den Daten im Jahr 
2018 um 5 %.
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Zuständigkeit SenBJF, Fachressort Bildung
Laufzeit bis 2025
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen, Mittel aus dem Europäischen Sozialfonds

13 . ERPROBUNG EINES KONZEPTS ZUM ÜBERGANG VON MENSCHEN MIT EINER GEISTIGEN BEHINDERUNG IN EINE 
AUSBILDUNG AUSSERHALB DER WERKSTATT FÜR MENSCHEN MIT BEHINDERUNGEN

Artikelbezug UN-BRK Art. 27 Abs. 1d) (Arbeit und Beschäftigung) i. V. m. Art. 24 Abs. 5 (Bildung) UN-BRK
Ziel bis 2025 Im Rahmen eines Schulversuchs wird ein Konzept zur beruflichen Qualifizierung/Berufsausbil-

dung im Berufsfeld Agrarwirtschaft für Menschen mit einer geistigen Behinderung erprobt.
Zuständigkeit SenBJF, Fachressort Bildung
Laufzeit bis 2022
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen 

14 . RECHTSKREISÜBERGREIFENDE BERATUNG FÜR PERSONEN BIS ZUM ALTER VON 25 JAHREN AN DEN STANDORTEN 
DER JUGENDBERUFSAGENTUREN (JBA) 

Artikelbezug UN-BRK Art. 27 Abs. 1d) (Arbeit und Beschäftigung) i. V. m. Art. 24 Abs. 5 (Bildung) UN-BRK
Ziel bis 2025 Eine rechtskreisübergreifende Beratung für Personen bis zum Alter von 25 Jahren an den 

Standorten der Jugendberufsagenturen ist sichergestellt.
Teilziele Die Angebote inklusiver Qualifizierungsmöglichkeiten sind von allen Akteuren der JBA und 

allgemeiner Beratung sowie der allgemeine Zugang zu den Beratungsmöglichkeiten rechts-
kreisübergreifend aufeinander abgestimmt.  
 
Die Zuweisungs- und Beratungsprozesse sind im Handbuch der Mindeststandards der JBA 
und in den Prozesshandbüchern der JBA-Standorte vereinbart formuliert. 
 
Regelmäßige Sitzungen mit der Regionaldirektion Berlin-Brandenburg haben mit dem Ziel der 
Implementierung der Reha-Beratung an den Standorten der JBA stattgefunden. 
 
Beratungssuchende werden zu inklusiven Wegen an allen Standorten der Jugendberufsagen-
tur rechtskreisübergreifend beraten. 
 
Baulich barrierefreie Zugänge sind an allen Standorten ermöglicht. 
 
Die Schnittstellen zwischen den neuen Regelungen durch das Bundesteilhabegesetz (BTHG) 
und der JBA sind beschrieben.

Zuständigkeit SenBJF, Fachressort Bildung, i. V. m.Regionaldirektion Berlin-Brandenburg der Bundesagentur 
für Arbeit, SenIAS, SenGPG, LAGeSo 

Laufzeit bis 2025
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen 
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2 .1 .2 TEILBEREICH: LEBENSLANGES LERNEN

A) IST-SITUATION

Rechtlich ist im § 123, Absatz 2, Satz 3 des Berliner Schulge-
setzes auf die Volkshochschulen bezogen folgendes festge-
legt: „Für Menschen mit Behinderungen, die wegen der Form 
oder Schwere der Behinderung nicht das Regelangebot in 
Anspruch nehmen können, sind ihren Bedürfnissen entspre-
chende Bildungsangebote vorzuhalten.“

Die Berichterstattung bezieht sich hier auf die Berliner Volks-
hochschulen und die Berliner Landeszentrale für politische 
Bildung. Die (inklusive) Erwachsenenbildung hat unterschied-
liche Zugänge zum Thema und ist im Moment dabei, sich 
stärker zu institutionalisieren.

Volkshochschulen
Sensibilisierung, Netzwerken und Angebote entwickeln: 
 Projekt „ERW-IN“ 
Das Projekt „ERW-IN“ – Berliner Erwachsenenbildung inklusiv 
ist maßgeblich, auch für die weitere Arbeit in den Berliner 
Volkshochschulen. Von 2014 bis 2016 ist das Projekt mit Mit-
teln der „Aktion Mensch“ sowie Eigenmitteln der Lebenshilfe 
gGmbH gefördert worden. Die VHS Berlin und die Lebenshilfe 
Bildung gGmbH setzten das Projekt gemeinsam um, das nach 
Ablauf der Projektförderung nun in Teilen weiterläuft. 10 von 
12 Berliner Volkshochschulen waren und sind daran beteiligt, 
im Projektzeitraum wurden 3.000 Menschen mit und ohne 
Behinderungen erreicht.

Neben einer Bedarfserhebung zeichneten vielfältige Netz-
werkaktivitäten sowie die konkrete Formulierung von Ange-
boten der Erwachsenenbildung für Menschen mit und ohne 
Behinderungen das Projekt aus. Die im Projekt gemachten 
Erfahrungen werden in den Alltag der Berliner Volkshochschu-
len vermittelt, teilweise verankert und weiterbearbeitet – in 
Zukunft u.a. im Rahmen der u. g. Geschäftsstelle für Integra-
tion, Inklusion und Diversität.

Spezifisches Informationsangebot
Aus dem Projekt „ERW-IN“ entstand ein eigenes, volkshoch-
schulübergreifendes Programmheft, mit dem Titel „Leichter 
Lernen“. Dieses fasst das Angebot der teilnehmenden Volks-
hochschulen zusammen, ist in leichter Sprache verfasst und 
wird weiter herausgegeben. Im Rahmen des Online-Portals 
der Berliner Volkshochschulen können unter dem Stichwort 
„VHS inklusiv“ entsprechende Angebote recherchiert werden.

Struktur schaffend: Geschäftsstelle Integration, Inklusion 
und Diversität
Die Berliner Volkshochschulen verfügen mit der Geschäftsstel-
le Integration, Inklusion und Diversität nun über eine Anlauf-
stelle, die sich per sé stärker dem Thema der inklusiven Er-
wachsenenbildung widmen wird. Die Schaffung von Strukturen 
gilt als wichtiger Baustein zur institutionellen Verankerung einer 
Erwachsenenbildung für die Menschen mit Behinderungen. 

Fortbildung für Kursleitende
Auch die Mitarbeitenden der Volkshochschule haben die Auf-
gabe, ihre Kurse didaktisch für die Zielgruppe der Menschen 
mit Behinderungen zu öffnen. Auf der Ebene der Senatsver-
waltung werden Fortbildungen für Kursleitende mit dem Titel 
„Inklusive Didaktik in der Erwachsenenbildung“ angeboten, 
die die Mitarbeitenden dementsprechend qualifizieren.

Berliner Landeszentrale für politische Bildung
Im Selbstverständnis der Berliner Landeszentrale für politische 
Bildung heißt es, „die Achtung der Unterschiedlichkeit und die 
Akzeptanz aller Menschen als Teil der menschlichen Viel-
falt“ sei als wesentlicher Aspekt und als Querschnittsaufgabe 
wahrzunehmen. 

Barrierefreiheit
Der Zugang zur Berliner Landeszentrale für politische Bildung 
wurde rollstuhlgerecht umgebaut. Das Konzept der Bar-
rierefreiheit wird auch in Zugänge zu den Inhalten und zur 
Verfügung Stellung von medial aufbereiteten Angeboten 
weiterbearbeitet.

Kommunikation/Didaktik
Die Ansprache von Menschen mit geringer Schriftsprachkom-
petenz ist ein weiteres Anliegen der Landeszentrale. Sie hat 
schon einige Publikationen in leichter und einfacher Sprache 
veröffentlicht oder zur Abgabe an die Berliner Bevölkerung 
angekauft, u. a. von Sigrid Falkenstein`s Buch „Annas Spuren“. 

Auch einzelne Debattenbeiträge werden in einfacher Sprache 
publiziert und Sonderpublikationen wie zu den Wahlen der 
letzten Jahre veröffentlicht. 

Eine angestellte Referentin (Sonderpädagogin) betreut Pro-
jekte der inklusiven politischen Bildung. 
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B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK

Ziel ist ein Abbau aller Barrieren, um die volle, gleichbe-
rechtigte und wirksame Teilhabe von Menschen mit Behin-
derungen an der Erwachsenbildung zu gewährleisten. In den 
kommenden Jahren geht es darum, die Sensibilisierung für 
die Belange der Menschen mit Behinderungen in der Er-
wachsenenbildung zu vertiefen, die Kompetenz der freien und 
festen Mitarbeitenden zur inklusiven Arbeit mit der Ziel- bzw. 
Bedarfsgruppe zu steigern und die Partizipationsangebote zu 
erhöhen, um noch stärker mit der Bedarfsgruppe ein adäqua-
tes Angebot zu erarbeiten. 

Um das zu erreichen, bedarf es einer Vielzahl von Maßnah-
men, die ineinandergreifen. Hierzu gehört eine zielgruppen-
orientierte Öffentlichkeitsarbeit (z. B. Programmheft in leichter 
Sprache), aber auch der Auf- und Ausbau einer entsprechen-
den Infrastruktur – wie die Geschäftsstelle für Integration, 
Inklusion und Diversität im Rahmen des Servicezentrums der 
Berliner Volkshochschulen. 

Mit Bezug auf die UN-BRK Artikel 24 (Bildung), stehen die Arti-
kel 8 Absatz 2 b), d) (Bewusstseinsbildung) und Artikel 9 Absatz 
2 g) (Zugänglichkeit) im Vordergrund der inklusiven Erwachse-
nenbildung. Maßnahmen, die die Umsetzung dieser Artikel der 
UN-BRK betreffen, werden im Folgenden aufgeführt. 

C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Lebenslanges Lernen

1 . VERANKERUNG EINER INKLUSIVEN ERWACHSENENBILDUNG ZUR FÖRDERUNG DER BEWUSSTSEINSBILDUNG, 
ZUGÄNGLICHKEIT SOWIE BEDINGT AUCH DER HABILITATION UND REHABILITATION 

Artikelbezug UN-BRK Art. 24 Abs. 5 (Bildung) i. V. m. Art. 8 Abs. 2 (Bewusstseinsbildung), Art. 4 Abs. 1i) (Allgemeine 
Verpflichtungen) UN-BRK

Ziel bis 2025 Eine inklusive Erwachsenenbildung ist selbstverständlich und leistet Bewusstseinsbildung, Zu-
gänglichkeit sowie bedingt auch Habilitation und Rehabilitation im Sinne der UN-BRK. 
 
Im Jahr 2025 sind die nebenstehenden Teilziele durch die SenBJF und Ihre Kooperationspart-
ner erreicht.

Teilziele Die Geschäftsstelle für Integration, Inklusion und Diversität ist wesentlicher Bestandteil des 
Servicezentrums der Berliner Volkshochschulen (VHS). 
 
Umfangreiche Fortbildungsmaßnahmen zur Steigerung der inklusionspädagogischen Kompe-
tenz der Pädagoginnen und Pädagogen haben stattgefunden 
 
Volkshochschulen und ihre Kooperationspartner sind mit dem Thema inklusiver Erwachsenen-
bildung vertraut und verfügen über ein noch breiteres Angebot für Menschen mit und ohne 
Behinderungen.

Zuständigkeit SenBJF, Fachressort Bildung i. V. m. Volkshochschulen und Servicezentrum
Laufzeit bis 2025
Finanzierung Personalmittel werden im Haushalt zur Verfügung gestellt / Servicezentrum VHS

2 . INFORMATION ZU ANGEBOTEN DER INKLUSIVEN ERWACHSENENBILDUNG 

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 Abs. 2g) (Zugänglichkeit i. V. m. Art. 24 Abs. 5 (Bildung) UN-BRK
Ziel bis 2025 Die Aufbereitung und Verbreitung eines spezifischen Kursangebots ist Standard.
Teilziele Weiterführung des Informationsangebotes für Menschen mit Behinderungen und ihren Ange-

hörigen.  
 
Ein eigenes, volkshochschulübergreifendes Programmheft mit dem Titel „Leichter Lernen“ fasst 
das Angebot der teilnehmenden Volkshochschulen zusammen.  
 
Im Rahmen des Online-Portals der Berliner Volkshochschulen können unter dem Stichwort 
„VHS inklusiv“ entsprechende Angebote recherchiert werden. 

Zuständigkeit SenBJF, Fachressort Bildung i. V. m. Volkshochschulen und der Landeszentrale für Politische 
Bildung

Laufzeit laufend
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen
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2 .2 . HANDLUNGSFELD:  JUGEND UND FAMILIE

Strategisches Ziel: 
Ziel ist es, Teilhabemöglichkeiten von Kindern mit Behinde-
rungen zu verbessern. Es wird angestrebt, Inklusion für alle 
Kinder und Jugendlichen mit Behinderungen zu ermögli-
chen und Unterstützungssysteme für Familien mit behinder-
ten Kindern auszubauen. 

A) IST-SITUATION

Die Rechte von Kinder und Jugendlichen und ihren Eltern sind 
bezogen auf Teilhabe oder der Vertretung ihrer Interessen in 
den rechtlichen Regelungen sowohl auf der Ebene des Bundes-
rechts als auch des Landesrechts immanent enthalten und teil-
weise sogar schon herausgehoben festgelegt. Im Bundesrecht 
ist unter Beachtung der Vorrang-/Nachrangregelung nach § 10 
SGB VIII die „diskriminierungsfreie“ Einbeziehung aller Kinder 
in die Möglichkeiten der Kinder- und Jugendhilfe geboten. 
Damit schließt die allgemeine Zielsetzung der Kinder- und 
Jugendhilfe alle Kinder und Jugendlichen, das heißt auch die 
mit Behinderungen in die Zur-Verfügung-Stellung von Regelan-
geboten ein (vgl. § 1 SGB VIII). Ausgehend von dieser Grund-
voraussetzung sind im Landesrecht in Berlin weitere und auch 
spezifische Regelungen enthalten. Beispielhaft ist das Ausfüh-
rungsgesetz zum Kinder- und Jugendhilfegesetz (vgl. § 25 Abs. 
6, § 35, § 38 und § 53 AG KJHG) ebenso wie das Kindertages-
förderungsgesetz (vgl. § 6 KitaFöG) zu nennen. 

Die UN-Behindertenrechtskonvention gibt allen Ressorts vor, 
die Teilhabe und Teilnahme von Menschen mit Behinderungen 
in allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens umzusetzen. 
Das Ausführungsgesetz zum Kinder- und Jugendhilfegesetz 
regelt, dass alle Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe jeden 
und jeder Heranwachsenden offenstehen. Zudem legen §§ 1 
und 2 SGB VIII das Jugendamt als Fachbehörde für alle Kinder 
und Jugendlichen fest. § 10 Abs. 4 SGB VIII weist drauf hin, 
dass Leistungen des SGB VIII den Leistungen nach SGB IX 
vorgehen. Dieses impliziert, dass innerhalb der Bedarfsprüfung 
immer beide Rechtskreise bedacht werden müssen, und geprüft 
werden muss, ob die erforderliche und notwendige Hilfe ge-
leistet werden kann. Deutlicher wird dieses Erfordernis in § 35a 
Abs. 4, wo explizit hervorgehoben wird, dass bei gleichzeitigem 
Bedarf von Eingliederungshilfe und Hilfe zur Erziehung (HzE) „…
Dienste und Einrichtungen in Anspruch genommen werden, die 
geeignet sind, sowohl die Aufgaben der Eingliederungshilfe zu 
erfüllen, als auch den erzieherischen Bedarf zu decken“.

Der Anspruch der Inklusion prägt die Leistungssysteme in 
einer Weise, dass insbesondere die Leistungsangebotsstruktur 
nach SGB VIII und SGB IX bedarfs- und adressatengerecht 
einheitlich zu betrachten ist. Aus den dargestellten Gründen 
wurde und wird eine Reform der Eingliederungshilfe für Kinder 

und Jugendliche – die sog. „Inklusive Lösung“ – auf Bundes-
ebene angestrebt. 

Berlin ist eine familienfreundliche Metropole für „Alle“ mit 
einem großen Angebot zur Förderung und Unterstützung von 
Familien. Die Träger der Familienförderung (Familienbildung, 
Familienberatung sowie der Familienfreizeit und Familien-
erholung) beteiligen Familien aktiv an der Programmgestal-
tung. Außerdem stimmen sie ihre inhaltlichen Schwerpunkte 
untereinander ab. Sie arbeiten mit den unterschiedlichsten 
Fachkräften der Kinder- und Jugendhilfe und anderer Aufga-
benkreise zusammen. So können Erwachsene mit Erziehungs-
verantwortung frühzeitige und bedarfsgerechte Unterstützung 
erhalten. Das beginnt bei werdenden Müttern und Vätern, die 
in die Angebote der Familienförderung bereits einbezogen 
werden. Um die unterschiedlichen familialen Zielgruppen 
anzusprechen und zu erreichen, sind Merkmale wie Niedrig-
schwelligkeit, Sozialraumorientierung, interkulturelle Öffnung, 
Partizipation unverzichtbarer Teil der Arbeit.

Ein besonderes Merkmal der Familienerholung ist es, Famili-
enmitgliedern fernab des Alltags gemeinsame Zeit zu ermög-
lichen, sie zu entlasten, deren eigene Ressourcen zu stärken, 
Kompetenzen (weiter) zu entwickeln sowie Selbsthilfepotenzia-
le zu fördern. Familienerholung leistet einen wichtigen Beitrag 
zur Stärkung der Elternkompetenz und für das Wohlergehen 
der Kinder und Jugendlichen. 

Familien mit Angehörigen mit Behinderungen benötigen an-
gesichts ihrer besonderen Belastungssituation Regenerations-
zeiten, um die an sie gestellten Anforderungen des Alltags 
dauerhaft meistern zu können. Urlaubs- und Erholungszeiten 
sind deshalb in ihrer Bedeutung für die Teilhabe am gesell-
schaftlichen Leben und im Hinblick auf die psychosoziale 
Gesundheit von Familien nicht zu unterschätzen. 
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B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK

Das Land Berlin setzt sich dafür ein, den Weg zu einer in-
klusiven Lösung für alle Kinder und Jugendlichen zu bereiten. 
Mit der Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes (BTHG) wird 
diese Entwicklung durch Anpassungen von Verfahren und 
Strukturen verstärkt.

Die Unterstützungssysteme für Kinder- und Jugendliche und 
Familien werden besser vernetzt und ausgebaut. Dies erfolgt 
im Bereich der Jugendarbeit mit der inklusiven Umsetzung 
des Jugendfördergesetzes. 

Familien mit Angehörigen mit Behinderungen sollen inklusiv 
an den Angeboten der Allgemeinen Förderung der Erziehung 
in der Familie teilhaben. Dazu müssen sie um diese Angebote 
wissen und sich dort willkommen fühlen. Informationen über 
Angebote sollen barrierefrei bereitgestellt werden. Die Fach-

kräfte der Kinder- und Jugendhilfe sollen Behinderung als 
eine Dimension der Vielfalt von Familien, an die sie ihre An-
gebote richten, mitdenken. Die im Kontext von Behinderungen 
besonders wichtige Familienerholung soll in ihren Rahmenbe-
dingungen so verändert werden, dass Familien mit Angehöri-
gen mit Behinderung leichter teilnehmen können.

Aufgegriffen werden durch die Maßnahmen insbesondere die 
Vorgaben aus der UN- BRK Artikel 4 (Allgemeine Verpflichtun-
gen), Artikel 5 (Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung), 
Artikel 9 (Zugänglichkeit), Artikel 21 (Zugang zu Informa-
tionen), Artikel 23 Absatz 2 (Achtung der Wohnung und der 
Familie), Artikel 30 (Teilhabe am kulturellen Leben sowie an 
Erholung, Freizeit und Sport) sowie Artikel 31 (Statistik und 
Datensammlung). Im Bereich der Ziele und Maßnahmen wer-
den zunächst nur ausgewählte, aber dafür übergreifende und 
gesamtstädtisch herausgehobene Vorhaben benannt. 

C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Jugend und Familie

1 . VERBESSERUNG DER TEILHABEMÖGLICHKEITEN VON KINDERN MIT BEHINDERUNGEN 

Artikelbezug UN-BRK Art. 7 (Kinder mit Behinderungen) i. V. m. Art. 4 (Allgemeine Verpflichtungen), Art. 5 (Gleichbe-
rechtigung und Nichtdiskriminierung) und 9 (Zugänglichkeit) sowie Art. 31 (Statistik und Daten-
sammlung) UN-BRK

Ziel bis 2025 Inklusive Umsetzung des Jugendfördergesetz in Berlin.
Teilziele 1) Bestandserhebung der räumlichen Situation der Angebote der Jugendarbeit (Jugendfrei-

zeiteinrichtungen) ist erfolgt.  
 
Es besteht eine hieraus abgeleitete Maßnahmenplanung zur Sicherstellung eines barrierefrei-
en Zugangs. 
 
Bestandserhebung und Bewertung der träger- und einrichtungsbezogenen Konzepte und ihrer 
Umsetzung in den Einrichtungen und Angeboten der Jugendarbeit ist erfolgt. 
 
Aus dem letzten Punkt werden Maßnahmen zur Weiterentwicklung bestehender träger- und 
einrichtungsbezogener Konzepte abgeleitet, um die Inklusion in den Angeboten voranzutrei-
ben. 
 
2) Anmeldung der Mittel im Landeshaushalt und Beginn der Umsetzung der Maßnahmen. 

Zuständigkeit SenBJF i. V. m. den Bezirken 
Laufzeit 1) 2020 bis 2022, 2) 2022 bis2025
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen
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2 . UMSETZUNG DES BUNDESTEILHABEGESETZES (BTHG) IM BEREICH JUGEND UND FAMILIE

Artikelbezug UN-BRK Art. 7 (Kinder mit Behinderungen) i. V. m. Art. 4 (Allgemeine Verpflichtungen), Art. 5 (Gleichbe-
rechtigung und Nichtdiskriminierung) und Art. 9 (Zugänglichkeit) UN-BRK

Ziel bis 2025 Umsetzung des neuen Trägers der Eingliederungshilfe durch die Einrichtung des Teilhabefach-
dienstes Jugend. 

Teilziele 1) Die Struktur des neuen „Teilhabefachdienstes Jugend“ in den bezirklichen Jugendämtern ist 
implementiert. 
 
2) Die mit der Umsetzung des BTHG erfolgte Neustruktur ist bezogen auf Verfahren, Schnitt-
stellen und Übergänge evaluiert worden.  
 
3) Sich aus der Evaluation ergebene Änderungs- und Konkretisierungsbedarfe für die Struktu-
ren und Verfahren im Bereich des „Teilhabefachdienstes Jugend“ sind umgesetzt. 

Zuständigkeit SenBJF i. V. m. den Bezirken
Laufzeit 1) bis 2020, 2) bis 2021, 3) bis 2022
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen

3 . DIE STÄRKUNG DER TEILHABEMÖGLICHKEITEN VON KINDERN UND/ODER ELTERN MIT BEHINDERUNGEN AN 
GEFÖRDERTEN MASSNAHMEN DER FAMILIENFÖRDERUNG, INSBESONDERE DURCH DIE FAMILIENZENTREN UND IN 
DER FAMILIENERHOLUNG 

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 (Zugänglichkeit) i. V. m. Art. 21 (Zugang zu Informationen), Art. 23 Abs. 2 (Achtung der 
Familie) und Art. 30 (Teilhabe am kulturellen Leben sowie an Erholung, Freizeit und Sport) UN-
BRK

Ziel bis 2025 Der Zugang von Familienmitgliedern mit Behinderungen zu Angeboten der Familienerholung 
ist sichergestellt. 
Die inklusiven Angebote sind qualitativ verbessert und quantitativ ausgeweitet.

Teilziele Pro Jahr 8 Projekte in folgenden Bereichen: 
• Beschaffung von pädagogischen Basismaterial, das von allen Kindern einer heterogenen 
Gruppe genutzt werden kann.  
• Konzeptionelle Einbindung der Nutzung dieses Materials.  
• Gezielte Ausrichtung auf Familien mit Kindern mit Behinderung.  
Alle Träger der Familienerholung weisen auf die Teilhabemöglichkeiten behinderter Menschen 
hin. 
 
Die Bereitstellung und sukzessive Ausweitung inklusiver Angebote wurde erreicht.

Zuständigkeit SenBJF, Fachressort Familie, Grundsatz, Arbeitsgruppe VB 1 „Grundsatzangelegenheiten 
Familienpolitik“

Laufzeit laufend
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen
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2 .3 . HANDLUNGSFELD: ARBEIT UND BESCHÄFTIGUNG

Strategisches Ziel: 
Ziel ist es, einen offenen, einbeziehenden und zugäng-
lichen Arbeitsmarkt zu schaffen, der es Menschen mit 
Behinderungen ermöglicht, sich durch einen frei gewählten 
Arbeitsplatz ihren Lebensunterhalt zu verdienen.

2 .3 .1 TEILBEREICH: AUSBILDUNG UND BERUFLICHE  BILDUNG

A) IST-SITUATION

Menschen mit Behinderungen haben in der Bundesrepublik 
Deutschland grundsätzlich ebenso wie Menschen ohne Be-
hinderung die grundrechtlich garantierte Möglichkeit, den 
Lebensunterhalt durch Arbeit zu verdienen, die frei gewählt 
oder angenommen wird (Artikel 12 Absatz 1 Grundgesetz). 
Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt wer-
den (Artikel 3 Absatz 3 Satz 2 Grundgesetz).

Daher gelten das Arbeitsrecht, das Arbeitsschutzrecht und 
auch das Grundrecht der Koalitionsfreiheit (Artikel 9 Abs. 
1 Grundgesetz) unabhängig vom Vorliegen einer Behinde-
rung. Menschen mit Behinderungen sind im Erwerbsleben 
vor Benachteiligungen wegen ihrer Behinderung geschützt (§ 
1 i. V. m. § 7 Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz). Dieser 
Schutz gilt schon bei der Stellenausschreibung und der Aus-
wahl von Bewerberinnen und Bewerbern.

Die für Arbeit zuständige Senatsverwaltung sieht in der Ge-
staltung eines inklusiven Arbeitsmarktes und eines inklusiven 
Ausbildungsmarktes zentrale Handlungsfelder für die Teilhabe 
und Gleichberechtigung von Menschen mit Behinderungen. 
Deshalb werden derzeit aktuelle Maßnahmen und Projekte 
auf den Prüfstand gestellt, wie es gelingen kann, den inklusi-
ven Gedanken so zu verankern, dass eine gleichberechtigte 
Teilhabe für Menschen mit Behinderungen gelingt. Gemäß 
dem fach- und gesellschaftspolitischen Auftrag sollen neue 
Fördermaßnahmen von Beginn an konventionskonform ge-
staltet werden, sodass Menschen mit und ohne Behinderun-
gen gleichermaßen partizipieren können. 

Unter dem Aspekt der Fachkräftesicherung braucht es einen 
Aufwuchs an individuell, den Stärken von Menschen mit Be-
hinderungen orientierten Arbeitsplätzen, die eine nachhaltige 
Beschäftigung in Unternehmen ermöglichen. Für die Neu-
schaffung und den Erhalt von Arbeitsplätzen für Menschen mit 
Behinderungen und die notwendige Beratung werden durch 
die Ausgleichsabgabe öffentliche Mittel bereitgestellt. Men-
schen mit Behinderungen mit besonders hohem Unterstüt-
zungsbedarf sollen zukünftig ihr Wunsch- und Wahlrecht an-
wenden können, und selbst entscheiden, ob sie in geschützten 

Werkstätten für behinderte Menschen oder unterstützt auf dem 
allgemeinen Arbeitsmarkt arbeiten wollen.

Nur wer gut informiert ist und Chancen und Möglichkeiten 
kennt, kann sinnvolle Entscheidungen treffen. Die Bildungs-
beratung nach dem Berliner Modell soll sicherstellen, dass 
alle Interessierten (mit und ohne Behinderungen) unabhängig 
von ihrer Lebenssituation eine qualitativ hochwertige Bera-
tung zu Bildung und Beruf erhalten. Daher sind die Berliner 
Beratungsstellen für alle zugänglich und wohnortnah erreich-
bar, aufgrund der öffentlichen Finanzierung kostenfrei und 
trägerneutral – das heißt unabhängig von den Anbietern der 
Weiterbildung, auch ohne Terminvereinbarung nutzbar sowie 
vertraulich unter Berücksichtigung von persönlichen Interes-
sen, Lebensumständen und Zielen. 

Die „Berliner Beratung zu Bildung und Beruf“ informiert und 
berät zu allen bildungs- und berufsrelevanten Fragen und 
unterstützt Interessierte dabei, eigene Ziele zu bestimmen so-
wie berufs- oder bildungsbezogene Entscheidungen zu treffen 
und umzusetzen. Die sieben beteiligten Bildungsberatungs-
stellen bieten umfassende Informationen und Orientierung 
insbesondere zu den Themen: Weiterbildung, Ausbildung und 
Studium, Berufliche Neu- oder Umorientierung, Jobsuche und 
Beschäftigung, Wiedereinstieg oder Rückkehr in den Beruf, 
Nachqualifizierung, Betriebliche Qualifizierung, Aufstiegsfort-
bildung und Sprachkurse, Vermittlung an eine Fachberatung 
oder andere Einrichtungen.

Derzeit verfügen vier von sieben der vom Land geförderten 
Bildungsberatungseinrichtungen über das Alpha-Siegel (Lern-
Laden Neukölln, LernLaden Pankow, Jobassistenz Friedrichs-
hain-Kreuzberg und Jobassistenz Spandau). Drei weitere Be-
ratungsstellen befinden sich derzeit im Zertifizierungsprozess 
für das Alphasiegel. Das Qualitätssiegel signalisiert: Diese 
Einrichtung ist auf Menschen eingestellt, die nicht gut lesen 
und schreiben können. Jeder achte Erwachsene in Deutsch-
land kann nicht ausreichend lesen und schreiben. Viele Be-
troffene scheuen sich, Behörden oder Beratungseinrichtungen 
zu besuchen. Hier setzt das Alpha-Siegel an. Einrichtungen, 
die das Siegel tragen, sind auch für Menschen mit Lese- und 

https://dejure.org/gesetze/GG/12.html
https://dejure.org/gesetze/GG/3.html
https://dejure.org/gesetze/GG/9.html
https://dejure.org/gesetze/GG/9.html
https://dejure.org/gesetze/AGG/7.html
https://dejure.org/gesetze/AGG/1.html
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Schreibschwierigkeiten gut zugänglich, beispielsweise, indem 
Piktogramme den Weg weisen. Informationen etwa auf der 
Webseite oder in Broschüren sind auch mit geringer Lese-
kompetenz verständlich. Die vier Beratungseinrichtungen sind 
entweder aktiver Teil der jeweils bezirklichen Alphabündnisse 
oder setzen sich gezielt dafür ein. Darüber hinaus bestehen 
vielschichtige Kooperationen zu weiteren bezirklichen Part-
nern im Bereich Alphabetisierung und dem Grundbildungs-
zentrum Berlin. 

Der LernLaden Neukölln bietet zusätzlich seit 2016 Vor-Ort-
Beratung von Menschen mit Alphabetisierungs- und Grundbil-
dungsbedarf an. Mitarbeitende dieser Einrichtung begleiten 
die zukünftigen Lernenden zu Einrichtungen und Anbietern der 
Alphabetisierung und Grundbildung. Perspektivisch werden 
in diesem Bereich die anderen Beratungseinrichtungen ihr 
Angebot noch ausbauen. 

In der Beratungsstelle kontinuum sind bereits seit mehreren 
Jahren Beratungen zum Thema „Bildung und Beruf“ sowie 
Bildungsprämienberatungen mit Unterstützung durch Gebär-
densprachdolmetschung möglich. Ziel ist auch die Durch-
führung von Beratungen von gehörlosen oder schwerhörigen 
Menschen. Hierzu kooperiert die Beratungsstelle mit dem 
Studiengang „Gebärdensprache“ der Humboldt Universi-
tät Berlin (Fachbereich Rehabilitationswissenschaften). Die 
Studierenden des Jahrgangs sind zu Übungszwecken einmal 
jährlich mit ihren gehörlosen Dozierenden bei kontinuum, 
wo Beratungsgespräche zum Thema Bildung und berufliche 
Orientierung simuliert und durch die Studierenden in Gebär-
densprache übersetzt werden. In der Beratungseinrichtung ist 
eine Liste von Gebärdendolmetschenden verfügbar, sodass 
– mit entsprechendem Vorlauf – bei Bedarf ein Termin mit 
Gebärdensprachdolmetschung vereinbart werden kann. 

B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK

Unter Beachtung des Artikels 3 (Allgemeine Grundsätze) und 
Artikel 4 (Allgemeine Verpflichtungen) der UN-BRK sollen 
die Zielformulierungen der Maßnahmen zur Realisierung der 
Vereinbarungen des Artikels 27 (Arbeit und Beschäftigung) 
i. V. m. Artikel 24 Absatz 4 und 5 (Bildung) und i. V. m. Artikel 8 
Absatz 2 d (Bewusstseinsbildung) UN-BRK verbessert werden. 
Deswegen werden alle Berliner Bildungsberatungseinrichtun-
gen nach 2021 mit dem Alpha-Siegel ausgestattet und ent-
sprechend auf Menschen eingestellt sein, die nicht gut lesen 
und schreiben können. Kooperationen zu weiteren bezirkli-
chen Partnern insbesondere im Bereich Alphabetisierung und 
dem Grundbildungszentrum Berlin sind soweit aufgebaut und 
werden regelmäßig für einen Informationsaustausch genutzt. 

Zur Durchführung von Beratungen von gehörlosen oder 
schwerhörigen Menschen soll es bei angekündigtem Bedarf 
ein ausreichendes Angebot für Gebärdensprachdolmet-
schung entsprechend Artikel 9 UN-BRK geben, um gehör-
losen oder schwerhörigen Menschen die volle Teilhabe an 
Information und Kommunikation zu ermöglichen. Ziel ist es, 
Zugangshindernisse und Barrieren aufgrund der Behinde-
rung weitgehend abzuschaffen. Schulungen zu Fragen der 
Zugänglichkeit für Menschen mit Behinderungen sollen zum 
Angebot der Beratungsstellen gehören.

Bei der betrieblichen Förderung von Ausbildungsleistungen 
von auf dem Arbeitsmarkt benachteiligten Personen ist die 
für Arbeit zuständige Senatsverwaltung dahingehend dabei 
Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber stärker zu motivieren, 
Unterstützungsleistungen für Menschen mit Behinderungen in 
Anspruch zu nehmen. Die von der Senatsverwaltung für Arbeit 
finanzierte und im Rahmen des Aktionsprogramms Handwerk 
eingerichtete Inklusionsberatung berät, unterstützt und beglei-
tet Betriebe individuell bei der Anbahnung von Ausbildungs- 
und Arbeitsverhältnissen. Der Runde Tisch Inklusion dient als 
Netzwerk und Informationsformat mit Partnern der Wirtschaft, 
Gewerkschaften und Verwaltung. 

Artikel 6 Absatz1 der UN-BRK beschreibt die Mehrfach-Dis-
kriminierung, denen Frauen und Mädchen mit Behinderungen 
ausgesetzt sind bzw. die eine gleichberechtigte Teilnahme 
indirekt verhindern. Nach Artikel 3 Buchstabe g der UN-BRK 
zählt die Gleichberechtigung von Mann und Frau zu den 
Grundsätzen des Übereinkommens. Klischees, Vorurteile und 
schädliche Praktiken gegenüber Menschen mit Behinderun-
gen, einschließlich derjenigen aufgrund des Geschlechts, 
sollen in allen Lebensbereichen nach Artikel 8 Absatz 1 
Buchstabe b der Konvention bekämpft werden. Durch eine 
„Studie bzw. Untersuchung von Mädchen mit Behinderungen 
am Übergang Schule-Beruf“ soll die Umsetzung der UN-BRK 
in verschiedenen Teilaspekten untersucht werden. Es sollte 
zudem geprüft werden, wie dem Beschluss des Bundesver-
fassungsgerichts vom Oktober 2017 zur 3. Option im Hinblick 
auf die Geschlechtseinträge „Keine Angaben“ und „Divers“ 
Rechnung getragen werden kann.
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C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Ausbildung und Berufliche Bildung

1 . ZUGANG ZU ALLGEMEINEN FACHLICHEN UND BERUFLICHEN BERATUNGSPROGRAMMEN, STELLENVERMITTLUNG 
SOWIE BERUFSBILDUNG 

Artikelbezug UN-BRK Alpha-Siegel, Art 27 Abs. 1d) (Arbeit u. Beschäftigung) UN-BRK
Ziel bis 2025 Beratungseinrichtungen des Netzwerks „Beratung zu Bildung und Beruf“ verfügen über das 

Alpha-Siegel.
Teilziele Derzeit haben vier von sieben der vom Land geförderten Bildungsberatungseinrichtungen das 

Alpha-Siegel: Infothek beruflicher Wiedereinstieg, kontinuum und LernLaden Ostkreuz.  
 
2021 sind alle Beratungseinrichtungen mit dem Alpha-Siegel ausgestattet.

Zuständigkeit SenIAS, Fachressort Arbeit und berufliche Bildung
Laufzeit bis 2021
Finanzierung Projektörderung und Landesmittel im Rahmen verfügbarer Ressourcen

2 . AUSBAU DER VOR-ORT-BERATUNG VON MENSCHEN MIT ALPHABETISIERUNGS- UND GRUNDBILDUNGSBEDARF 

Artikelbezug UN-BRK Art 27 Abs. 1d) (Arbeit und Beschäftigung) i. V. m. Art. 9 Abs. 2f) (Zugänglichkeit), Art. 24 Abs. 5 
(Bildung) UN-BRK

Ziel bis 2025 Der Ausbau der Vor-Ort-Beratung von Menschen mit Alphabetisierungs- und Grundbildungs-
bedarf erfolgt in allen Beratungseinrichtungen des Netzwerks „Beratung zu Bildung und Beruf“ 
(Infothek beruflicher Wiedereinstieg, kontinuum und LernLaden Ostkreuz, LernLaden Pankow, 
Jobassistenz Spandau und Friedrichshain-Kreuzberg sowie LernLaden Neukölln).

Teilziele Die individuellen Kennzahlen der Beratungseinrichtungen werden im Rahmen eines regelmä-
ßigen Monitorings nachgehalten.  
 
Ein Monitoringsystem für Beratungsleistungen ist für alle Beratungseinrichtungen aufgebaut. 

Zuständigkeit SenIAS, Fachressort Arbeit und berufliche Bildung
Laufzeit 2020 bis 2025
Finanzierung Projektförderung und Landesmittel im Rahmen verfügbarer Ressourcen

3 . QUALITÄTSZIRKEL ZUM THEMA INKLUSION IN DEN BERATUNGSEINRICHTUNGEN

Artikelbezug UN-BRK Art 27 Abs. 1d) (Arbeit und Beschäftigung) i. V. m. Art. 4 Abs. 1i) (Allgemeine Verpflichtungen), 
Art. 24 Abs. 4 u. 5 (Bildung) i. V. m. Art. 8 Abs. 2d) (Bewusstseinsbildung) UN-BRK

Ziel bis 2025 Eine regelmäßige Sensibilisierung zur Alphabetisierung erfolgt für das gesamte Personal der 
Beratungseinrichtungen.

Teilziele Mit den Beratungseinrichtungen werden jeweils einmal pro Jahr Qualitätszirkel zum Thema 
Alphabetisierung, Grundbildung und Inklusion durch die beauftragte Koordinierungsstelle 
Qualität (k.o.s) durchgeführt, um die Qualität der Beratung auf einem hohen Niveau zu halten.

Zuständigkeit SenIAS, Fachressort Arbeit und berufliche Bildung
Laufzeit 2020 bis 2025
Finanzierung Projektförderung und Landesmittel im Rahmen verfügbarer Ressourcen

4 . SENSIBILISIERUNG UND SCHULUNG DES PERSONALS IN DEN BERATUNGSEINRICHTUNGEN 

Artikelbezug UN-BRK Art 27 Abs. 1d (Arbeit und Beschäftigung) i. V. m. Art. 24 Abs.4 u. 5 (Bildung) i. V. m. Art 9 Abs. 
2c) und Art. 8 Abs. 2d) (Bewusstseinsbildung) UN-BRK

Ziel bis 2025 Eine regelmäßige Sensibilisierung zur Gebärdensprachdolmetschung erfolgt für das Personal 
der Beratungseinrichtungen.

Teilziele An den einmal im Jahr von kontinuum durchgeführten Beratungssimulationen mit Gebärden-
sprachdolmetschung nehmen jeweils eine Beraterin bzw. ein Berater der anderen Beratungs-
einrichtungen teil und hospitieren.
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Zuständigkeit SenIAS, Fachressort Arbeit und berufliche Bildung
Laufzeit bis 2025
Finanzierung Projektförderung und Landesmittel im Rahmen verfügbarer Ressourcen

5 . INKLUSIVE AUSGESTALTUNG DES PROGRAMMS BERUFSVORBEREITUNG UND BERUFSORIENTIERUNG (BVBO) 

Artikelbezug UN-BRK Art 27 Abs. 1d) (Arbeit und Beschäftigung) i. V. m. Art. 24 Abs. 5 (Bildung) UN-BRK
Ziel bis 2025 Die Inklusionsfähigkeit des Programms Berufsvorbereitung und Berufsorientierung (BvBO) ist 

weitgehend hergestellt. Soweit umsetzbar erfolgen durchgängige berufsorientierende Be-
gleitungen auch von Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf im 
Regelsystem von Klasse 7 bis 10. 
 
Diagnostik von Neigungen und Talenten der Schülerin bzw. des Schülers und Wissensvermitt-
lung zur Arbeitswelt.

Teilziele Teilnehmende Schülerinnen und Schüler mit und ohne Behinderungen sind in der Lage, einen 
zu ihren festgestellten und erprobten Neigungen und Talenten passenden Berufswunsch zu 
formulieren.  
 
Erhöhung der Chancen zur Teilhabe am Arbeitsleben über eine Ausbildung oder einer sozial-
versicherungspflichtigen Beschäftigung durch Kennenlernen von Anforderungen der Arbeits-
welt durch Praktika.

Zuständigkeit SenIAS, Fachressort Arbeit und berufliche Bildung
Laufzeit bis 2021
Finanzierung Landesmittel 

6 . UNTERSTÜTZUNG VON SCHÜLERINNEN UND SCHÜLERN MIT SONDERPÄDAGOGISCHEM FÖRDERBEDARF BEI DER 
BERUFSWAHL DURCH DIE BERUFSORIENTIERUNG KOMPAKT (BO KOMPAKT) 

Artikelbezug UN-BRK Art 27 Abs. 1d) (Arbeit und Beschäftigung) i. V. m. Art. 24 Abs. 5 (Bildung) UN-BRK
Ziel bis 2025 Die umfassende und nachhaltige Förderung der Berufswahlkompetenz der einzelnen Förder-

schülerin bzw. des einzelnen Förderschülers erfolgt durch eine durchgängige berufsorientie-
rende Begleitung für Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf von 
Klasse 7 bis 10. 
 
Die Chancen zur inklusiven Teilhabe am Arbeitsleben werden über eine duale Ausbildung 
oder eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung durch Kennenlernen von Anforderungen 
der Arbeitswelt durch Praktika erhöht.

Teilziele Teilnehmende Förderschülerinnen bzw. Förderschüler sind nach Abschluss des „BO kompakt“ 
in der Lage, einen zu ihren festgestellten und erprobten Neigungen und Talenten passenden 
Berufswunsch zu formulieren.  
 
Diagnostik von Neigungen und Talente der Schülerin bzw. des Schülers und Wissensvermitt-
lung zur Arbeitswelt.

Zuständigkeit SenIAS, Fachressort Arbeit und berufliche Bildung 
Laufzeit bis 2021 
Finanzierung Landesmittel 

7 . BETRIEBLICHE FÖRDERUNG VON AUSBILDUNGSLEISTUNGEN VON AUF DEM ARBEITSMARKT BENACHTEILIGTEN 
PERSONEN 

Artikelbezug UN-BRK Art 27 Abs. 1h), j) (Arbeit und Beschäftigung) i. V. m. Art. 24 Abs. 5 (Bildung) UN-BRK
Ziel bis 2025 Durch die Richtlinienförderung sind zusätzlich Betriebe gewonnen worden, Schülerinnen und 

Schüler mit erhöhtem Förderbedarf Chancen auf dem ersten Arbeitsmarkt über eine Ausbil-
dung zu gewähren.  
 
Antragsberechtigt sind Betriebe, die im Rahmen der beruflichen Erstausbildung Ausbildungs-
plätze mit Personen besetzen, die keinen Schulabschluss besitzen oder lediglich über die 
Berufsbildungsreife verfügen oder für die bei Schulabgang sonderpädagogischer Förderbe-
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darf festgestellt worden ist.
Teilziele Das Förderprogramm wird durch Betriebe in Anspruch genommen. 

 
Allen Berliner Betrieben ist die Richtlinienförderung bekannt und Betriebe nutzen das Förder-
instrument, um auch Schülerinnen und Schüler mit erhöhtem Förderbedarf auszubilden.

Zuständigkeit SenIAS, Fachressort Arbeit und berufliche Bildung
Laufzeit bis 2021
Finanzierung Landesmittel 

8 . STUDIE/EVALUATION ZU DOPPELDISKRIMINIERUNGEN VON MÄDCHEN MIT BEHINDERUNGEN IM ÜBERGANG 
SCHULE BERUF „BARRIEREN IM KOPF – NEIN DANKE“ BEGLEITUNG VON MÄDCHEN MIT BEHINDERUNGEN IM 
ÜBERGANG SCHULE/ BERUF . 

Artikelbezug UN-BRK Art 27 i. V. m. Art 6 (Frauen mit Behinderungen) und Art. 3g) (Allgemeine Grundsätze) UN-BRK 
Ziel bis 2025 Ableitung von Handlungsempfehlungen zur Vermeidung von doppelter Diskriminierung durch 

Auswertung der Untersuchungsergebnisse und Übersetzung auf Makroebene. Es werden Er-
kenntnisse bzgl. der Situation und dem Bedingungsgefüge von und für Mädchen mit Behinde-
rung beim Übergang von der Schule in die Arbeitswelt vorliegen, die helfen, Unterstützungs-
leistungen den tatsächlichen Bedarfen anzupassen. 

Teilziele Stand der Entwicklung zur Projekthalbzeit: Ergebnisse der Potenzialentwicklung der Untersu-
chungsgruppe seit Projektbeginn, Ergebnisse zur Schulkooperation und den Praktikumsbetrie-
ben.

Zuständigkeit SenIAS, Fachressort Arbeit und berufliche Bildung
Laufzeit 2020 bis 2022
Finanzierung Landesmittel aus dem Haushalt der Abteilung Arbeit SenIAS bis 2021 eingestellt

9 . UNTERNEHMENSBEZOGENE BERATUNG UND BETRIEBLICHE BEGLEITUNG DURCH DIE 
INKLUSIONSBERATUNGSSTELLE BEI DER HANDWERKSKAMMER BERLIN

Artikelbezug UN-BRK Art. 8 (Bewusstseinsbildung) i. V. m. Art. 27 Abs.1b), d), e), h), i), j) (Arbeit und Beschäftigung) 
UN-BRK

Ziel bis 2025 Individuelle Begleitung der Handwerksbetriebe bei der Einstellung von Menschen mit Be-
hinderungen. Hilfestellungen bei Fragen des „personal recruitings und matching“, der Ausbil-
dungs- und Praktikamöglichkeiten, sowie Begleitung bei der Fördermittelbeantragung. Regel-
mäßige Aktualisierung und Weiterentwicklung des Infoportals „inklusion4you“ zu Inklusion im 
Handwerk. 

Teilziele Mindestens 30 Beratungsfälle pro Jahr. 
Das Infoportal „inklusion4you“ ist aktuell.

Zuständigkeit SenIAS, Fachressort Arbeit und berufliche Bildung
Laufzeit 2020 bis 2022
Finanzierung Landesmittel aus dem Haushalt der Abteilung Arbeit SenIAS bis 2021 eingestellt.

10 . BUDGET FÜR AUSBILDUNG ZUR INTEGRATION VON MENSCHEN MIT BEHINDERUNGEN AUF DEN ERSTEN 
ARBEITSMARKT 

Artikelbezug UN-BRK Art 27 Abs. 1d), h), j) (Arbeit und Beschäftigung) i. V. m. Art. 24 Abs. 5 (Bildung) UN-BRK
Ziel bis 2025 Das Budget für Ausbildung (§ 61a SGB IX) ist seit 1.1.2020 Leistungstatbestand im Rahmen der 

gesetzlichen Teilhabe am Arbeitsleben. Der Senat wird Maßnahmen zur Beratung und Förde-
rung der Inanspruchnahme, die zu einer Erhöhung der Ausbildungen auf dem ersten Arbeits-
markt führen, unterstützen.

Teilziele Das Förderinstrumentarium wird von Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen genutzt (ab 2021 ca. 5 
Anträge pro Jahr), um mehr junge Menschen mit Behinderungen auszubilden.

Zuständigkeit SenIAS, Fachressort Arbeit und berufliche Bildung i. V. m. Reha-Träger
Laufzeit Bis 2025
Finanzierung Zuständiger Reha-Träger
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2 .3 .2 TEILBEREICH: AUSBILDUNG UND BESCHÄFTIGUNG 
IM ÖFFENTLICHEN DIENST

2 .3 .2 .1 UNTERTHEMA: AUSBILDUNG IM ÖFFENTLICHEN DIENST

A) IST-SITUATION

Nach Artikel 3 Absatz 3 Satz 2 Grundgesetz und Artikel 11 der 
Verfassung von Berlin unterliegen Menschen mit Behinderun-
gen dem besonderen Schutz (Benachteiligungsverbot). Mit 
dem Landesgleichberechtigungsgesetz wurde in Berlin das 
grundgesetzliche Benachteiligungsverbot auf Landesebene 
umgesetzt. Die Eingliederung von Menschen mit Behinderun-
gen in Arbeit und Ausbildung ist wesentliches Anliegen des 
Sozialgesetzbuches – Neuntes Buch – (SGB IX) – Rehabilita-
tion und Teilhabe behinderter Menschen.

Im unmittelbaren Landesdienst des Landes Berlin ist die An-
zahl der Auszubildenden mit Behinderungen noch sehr gering. 
Im Jahr 2019 wiesen von rund 9.735 Auszubildenden (inklusive 
Beamtenanwärterinnen und Beamtenanwärtern) 97 und damit 
rd. 1 % ein solches Merkmal auf (Quelle: Personalbestandsbe-
richt der Personalstatistikstelle von 2019). Jedoch muss berück-
sichtigt werden, dass die Angabe einer Behinderung freiwillig 
erfolgt. Zudem ist in der oben genannten Zahl durch die 
Berücksichtigung der Beamtenanwärterinnen und Beamtenan-
wärter auch der Vollzugsbereiche (Polizei, Feuerwehr, Justiz-
vollzug) ein erheblicher Teil von Ausbildungsberufen enthalten, 
deren Wahrnehmung bei bestimmten Arten von beispielsweise 
körperlichen Einschränkungen nicht möglich ist. Betrachtet 
man lediglich die Auszubildenden ohne die Beamtenaus-
bildung, ist der Anteil signifikant höher. Von 3.378 Auszubil-
denden haben hier insgesamt 65 eine Schwerbehinderung 
angegeben, dies entspricht einem Anteil von rund 1,9 %.

B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK

Im Land Berlin sollen Auszubildende mit Behinderungen 
in deutlich höherer Zahl als bisher in eine Ausbildung im 
Landesdienst gebracht und dort mit ausreichender Unterstüt-
zung betreut werden. Die Chancen für eine Beschäftigung im 
Landesdienst werden so verbessert und dienen dem über-
geordneten Ziel einer beruflichen Integration und Inklusion 
von Menschen mit Behinderungen, wie in Artikel 27 UN-BRK 
festgeschrieben. 

Der Senat beabsichtigt daher, die Anzahl der Auszubildenden 
mit Behinderungen zu erhöhen und dafür die notwendigen 
Voraussetzungen zu schaffen. Dazu zählen u. a. eine barrie-
refreie Zugänglichkeit in den ausbildenden Dienststellen zu 
schaffen (sofern noch nicht vorhanden) sowie eine jeweilige 
technische Ausstattung (Hard- und Software) bereitzustellen. 
Diese Ziele sind auch in der am 08.02.2019 in Kraft getrete-
nen landesweiten „Rahmendienstvereinbarung Ausbildung“ 
festgeschrieben. Neben der Erklärung in der Präambel, 
dass eine Erhöhung der Anzahl schwerbehinderter Auszubil-
dender angestrebt wird, ist erstmalig festgehalten, dass zur 
Umsetzung der angestrebten Erhöhung – insbesondere von 
Auszubildenden mit erhöhtem Förderbedarf bzw. Nachteils-
ausgleichen – den Ausbildungs- und Dienstbehörden Mittel in 
ausreichendem Umfang zur Verfügung gestellt werden sollen. 
Hiermit sollen sie fachgerechtes Personal zur Organisation und 
Durchführung einer inklusiven Ausbildung einsetzen können. 
Dies entspricht Artikel 24, Absatz 4 und 5 (Bildung) i. V. m. Arti-
kel 27 Absatz 1i (Arbeit und Beschäftigung) UN-BRK.

C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Ausbildung im öffentlichen Dienst

1 . SCHAFFUNG ZUSÄTZLICHER PRAKTIKUMS- UND AUSBILDUNGSPLÄTZE IM UNMITTELBAREN LANDESDIENST

Artikelbezug UN-BRK a) Art. 27 Abs. 1d), g), i), j) (Arbeit und Beschäftigung) und Art. 8 Abs. 2d) (Bewusstseinsbildung) 
mit Art. 24 Abs. 2c), 4 und 5 (Bildung) UN-BRK, b) Art. 24 Abs. 4 (Bildung) UN-BRK, c) Art. 24 
Abs. 4 (Bildung) i. V. m. Art. 8 Abs. 2d) (Bewusstseinsbildung) UN-BRK

Ziel bis 2025 2025 ist der Anteil von Auszubildenden mit Behinderung deutlich erhöht – orientiert an der 
allgemeinen Beschäftigungspflichtquote. 

Teilziele  Notwendige Ressourcen (Arbeitsplatzausstattung) sind sichergestellt – bei der Einrichtung 
wird auf die Anpassung an die jeweilige Behinderung geachtet und notwendige Hilfsmittel zur 
Verfügung gestellt. 
 
Notwendige personelle Ressourcen (qualifiziertes Ausbildungspersonal) sind sichergestellt. 
 
Das Ausbildungspersonals ist geschult.

Zuständigkeit Senatsverwaltung für Finanzen i. V. m. allen Dienststellen des unmittelbaren Landesdienstes
Laufzeit laufend
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen, Allgemeine Titel
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2 . ERHÖHUNG DES ANTEILS JUNGER MENSCHEN MIT BEHINDERUNGEN IN EINER AUSBILDUNG ODER IN EINEM 
DUALEN STUDIUM IN DER BERLINER STEUERVERWALTUNG 

Artikelbezug UN-BRK Art. 27 Abs.1a), d), g), j) (Arbeit und Beschäftigung) i. V. m. Art. 24 Abs. 5 (Bildung) UN-BRK
Ziel bis 2025 2025 ist der Anteil von Auszubildenden/Studierenden mit Behinderung in der Steuerverwal-

tung gestiegen.
Teilziele Gezielte Ansprache junger Menschen mit Behinderungen ist erfolgt. 

 
Barrierefreie Auswahlverfahren finden statt – Durchführung von Einzeltests mit Hilfsmitteln je 
nach Art und Umfang der Behinderung (z. B. Lupe für den PC-Bildschirm bei Sehbehinderung), 
Barrierefreiheit innerhalb der Gebäude in denen Tests und Auswahlinterviews durchgeführt 
werden.

Zuständigkeit SenFin, Fachressort Steuern 
Laufzeit laufend
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen, Allgemeine Titel

3 . UNTERSTÜTZUNG WÄHREND DER AUSBILDUNG, DES STUDIUMS, DER ARBEIT DURCH ANGEMESSENE 
VORKEHRUNGEN 

Artikelbezug UN-BRK Art. 24 Abs. 2c) (Bildung) i. V. m. Art. 27 Abs. 1i) (Arbeit und Beschäftigung) UN-BRK
Ziel bis 2025 Angemessene Arbeitsbedingungen für Menschen mit Behinderungen sind geschaffen.
Teilziele Hilfestellung innerhalb der Ausbildung bzw. des dualen Studiums werden gewährleistet, z. B. 

Gewährung von Nachteilsausgleich (mehr Zeit) in Prüfungen. 
 
Attraktive Arbeitsplatzausstattung – Anpassung der Einrichtung an die jeweilige Behinderung 
und zur Verfügung stellen von notwendigen Hilfsmitteln.

Zuständigkeit SenFin, Fachressort Steuern
Laufzeit laufend
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen, Allgemeine Titel

2 .3 .2 .2 UNTERTHEMA: BESCHÄFTIGUNG IM 
 ÖFFENTLICHEN DIENST

A) IST-SITUATION

Im unmittelbaren Landesdienst des Landes Berlin beträgt der 
Anteil von Beschäftigten mit Schwerbehinderung derzeit 7,1 
Prozent (Stand 2019) und ist damit bundesweit am höchsten 
(Quelle: Personalbestandsbericht der Personalstatistikstelle 
von 2019). Gemäß Zusammenfassung der Arbeitgeber für das 
Anzeigeverfahren 2019 auf Grundlage des § 163 Absatz 2 
SGB IX beträgt die Beschäftigungsquote schwerbehinderter 
Menschen im öffentlichen Dienst des Landes Berlin derzeit 
7,48 % (Stand: 2019). Vom Anzeigeverfahren nach § 163 Ab-
satz 2 SGB IX sind neben dem unmittelbaren Landesdienst 
z. B. auch die LHO-Betriebe erfasst. Die Beschäftigungs-
pflichtquote von 5 % gemäß SGB IX wird damit erfüllt.

B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK

Das Land Berlin ist als Arbeitgeber bestrebt, die Beschäfti-
gung von schwerbehinderten Menschen weiterhin zu fördern 
und unterstützt dies durch vielfältige Maßnahmen. Z. B. durch 
die bevorzugte Einstellung von schwerbehinderten Menschen 
bei gleicher Eignung, mit entsprechenden Hinweisen in den 
Stellenausschreibungen sowie durch individuell notwendige 
Hilfen am Arbeitsplatz. Um die Eingliederung und Förderung 
von Menschen mit Behinderungen in Arbeit und Ausbildung 
noch stärker zu fördern und den Anforderungen aus der UN 
BRK, dem SGB IX, dem AGG, dem LGBG und den 10 Be-
hindertenpolitischen Leitlinien des Landes Berlin noch besser 
gerecht zu werden, wird die Verwaltungsvorschrift über die 
gleichberechtigte Teilhabe der behinderten oder von Be-
hinderung bedrohten Menschen in der Berliner Verwaltung 
derzeit überarbeitet.
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C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Beschäftigung im Öffentlichen Dienst

1 . NEUEINSTELLUNGEN VON MENSCHEN MIT SCHWERBEHINDERUNG UND GLEICHGESTELLTEN IM UNMITTELBAREN 
LANDESDIENST

Artikelbezug UN-BRK Art. 27 Abs. 1g) (Arbeit und Beschäftigung) i. V. m. Art. 31 (Statistik und Datensammlung) UN-
BRK

Ziel bis 2025 2025 wünscht das Land Berlin über eine valide Datenbasis zu verfügen, die die Anzahl der 
von extern neu im unmittelbaren Landesdienst des Landes Berlins eingestellten Menschen mit 
Schwerbehinderung und Gleichgestellten erfasst und die zur Ermittlung eines ggf. bestehen-
den weiteren Handlungsbedarfes geeignet ist.

Teilziele Prüfung der Einführung eines jährlichen Controllings bezüglich der Anzahl der von extern neu 
im unmittelbaren Landesdienst des Landes Berlins eingestellten Menschen mit Schwerbehin-
derung und Gleichgestellten.

Zuständigkeit SenFin i. V. m. allen Dienststellen des unmittelbaren Landesdienstes 
Laufzeit laufend
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen – Allgemeine Titel

2 . FESTSTELLUNG UND BESEITIGUNG VON ZUGANGSHINDERNISSEN UND -BARRIEREN

Artikelbezug UN-BRK Art. 27 (Arbeit und Beschäftigung) i. V. m. Art. 9 Abs. 1a) (Zugänglichkeit) UN-BRK
Ziel bis 2025 Barrierefreiheit im Rahmen der Instandhaltung und Instandsetzung der Liegenschaften des 

Landes Berlin durch die Berliner Immobilienmanagement GmbH wird grundsätzlich berück-
sichtigt.

Teilziele Das Gebäudescreening der von der BIM GmbH verwalteten Liegenschaften wurde ergänzt, 
um die Aspekte Barrierefreiheit und Ausstattung der Dienstgebäude sowohl im Hinblick auf 
Einschränkungen der Mobilität als auch Einschränkungen der Sinne.

Zuständigkeit SenFin i. V. m. allen Dienststellen des unmittelbaren Landesdienstes 
Laufzeit bis 2025
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen – Allgemeine Titel

3 . MASSNAHMEN ZUR BEWUSSTSEINSBILDUNG DER BESCHÄFTIGTEN DES LANDESVERWALTUNGSAMTES BERLIN

Artikelbezug UN-BRK Art. 27 Abs. 1g) (Arbeit und Beschäftigung) i. V. m. Art. 24 Abs. 4 und 5 (Bildung) und Art. 4 Abs. 
1i) (Allgemeine Verpflichtungen) UN-BRK

Ziel bis 2025 Die Beschäftigten des Landesverwaltungsamtes Berlin sind sensibilisiert in Bezug auf die Be-
lange von Menschen mit Behinderungen im alltäglichen beruflichen Umgang als Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter, als Kunden sowie als Bewerberinnen und Bewerber.

Teilziele Inhouse-Schulungen (Multiplikatoren-Veranstaltungen) zur Sensibilisierung beim Umgang 
mit Menschen mit Behinderungen wurden über die Verwaltungsakademie Berlin bzw. deren 
Dozentinnen und Dozenten durchgeführt: 
1. für alle Führungskräfte des Landesverwaltungsamtes Berlin.  
2. für die Ausbilderinnen und Ausbilder des Amtes.

Zuständigkeit Landesverwaltungsamt Berlin
Laufzeit 2020/2021
Finanzierung Inhouse-Schulungen aus dem Jahreskontingent bei der Verwaltungsakademie Berlin bzw. 

Finanzierung im Rahmen verfügbarer Ressourcen –Allgemeine Titel
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2 .3 .3 TEILBEREICH: BESCHÄFTIGUNG VON ERWERBS-
FÄHIGEN PERSONEN AUF DEM ALLGEMEINEN ARBEITS-
MARKT

A) IST-SITUATION

Bundesweite Angaben zur Erwerbsbeteiligung schwerbehin-
derter Menschen liegen aktuell für das Jahr 2017 vor: 8 

 In diesem Jahr gab es laut Mikrozensus 3,1 Millionen schwer-
behinderte Menschen im Alter von 15 bis unter 65 Jahre. Ihre 
Erwerbsquote 9 betrug 49 Prozent. Die Erwerbsquote schwer-
behinderter Menschen hat sich in den letzten Jahren zwar 
erhöht (2005: 41,6 Prozent). Sie bleibt aber weiterhin deutlich 
geringer als die Erwerbsquote der Bevölkerung insgesamt 
(2017: 78,2 Prozent). 46,9 Prozent der schwerbehinderten 
Menschen im Alter von 15 bis unter 65 Jahren waren 2017 
erwerbstätig (Erwerbstätigenquote  10 ). Die Erwerbstätigen-
quote der Bevölkerung insgesamt war 2017 mit 75,2 Prozent 
deutlich höher.

Mit zunehmendem Alter sinkt sowohl die Erwerbsquote als 
auch die Erwerbstätigenquote schwerbehinderter Menschen 
und bleibt deutlich unter der der Bevölkerung insgesamt. 
Während von den 25- bis unter 50-Jährigen schwerbehinder-
ten Menschen 60,8 Prozent erwerbstätig waren (Bevölkerung 
insgesamt: 83,9 Prozent), waren es bei den 60- bis unter 
65-Jährigen nur noch 29,4 Prozent (Bevölkerung insgesamt: 
58,4 Prozent). 

Die Erwerbs- und auch die Erwerbstätigenquoten sind dabei 
bei fast allen Altersgruppen bei den Männern etwas höher als 
bei den Frauen. Nur bei den 15- bis unter 25-Jährigen hatten 
die schwerbehinderten Frauen eine etwas höhere Quote als 
die schwerbehinderten Männer. Daten zu Menschen mit dem 
Geschlechtsmerkmal „Divers“ liegen noch nicht vor.

Die Erwerbslosenquote schwerbehinderter Menschen im er-
werbsfähigen Alter im Jahr 2017 betrug 4,2 Prozent (Bevölke-
rung insgesamt: 3,8 Prozent). 

Die Situation in Berlin dürfte grundsätzlich vergleichbar sein: 
So lebten Ende 2017 in Berlin ca. 144.000 schwerbehinderte 
Menschen mit einem gültigen Schwerbehindertenausweis im 
erwerbsfähigen Alter (15 bis unter 65 Jahre). Von diesen wa-
ren 2017 ca. 62.000 Menschen in beschäftigungspflichtigen 
Betrieben in Berlin beschäftigt. Bei den privaten Arbeitgebern 
lag die Beschäftigungsquote 2017 bei 3,7 Prozent, bei den 
öffentlichen Arbeitgebern hingegen bei 8,2 Prozent (gesetz-
liche Vorgabe: 5 %). Circa 7.300 schwerbehinderte Menschen 
(Stand 2015, aktuellere Zahlen liegen nicht vor) waren hin-
gegen bei nicht-beschäftigungspflichtigen Arbeitgebern (jah-
resdurchschnittlich weniger als 20 Arbeitsplätze) beschäftigt. 

8 Vgl. Bundesagentur für Arbeit.: Statistik/Arbeitsmarktberichterstattung, Berichte: Blickpunkt Arbeitsmarkt, Situation schwerbehinderter Menschen. Juli 
2019.

9 Die Erwerbsquote setzt die Zahl der Erwerbspersonen (Erwerbstätige plus Erwerbslose) ins Verhältnis zur Bevölkerung.

10 Die Erwerbstätigenquote setzt die Zahl der Erwerbstätigen ins Verhältnis zur Bevölkerung.

Bei einer Beschäftigungsanzahl von ca. 70.000 schwerbehin-
derten Menschen im Land Berlin ergibt sich im Verhältnis zur 
Gesamtzahl der schwerbehinderten Menschen im erwerbs-
fähigen Alter eine Erwerbstätigenquote, die knapp unter 50 
Prozent liegt, was dem Bundesdurchschnitt entspricht. 

Sowohl Rehabilitationsträger, wie z. B. die Bundesagentur für 
Arbeit, als auch das Integrationsamt sind Leistungsträger, die 
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben für Menschen mit 
Behinderungen erbringen. Für Leistungen an erwerbsfähige, 
schwerbehinderte Menschen kommt in Zuständigkeit des 
Landes Berlin dem Integrationsamt eine wesentliche Bedeu-
tung zu.

Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber können Unterstützung 
vom Landesamt für Gesundheit und Soziales (Integrations-
amt) aus der Ausgleichsabgabe erhalten, um die Beschäf-
tigung schwerbehinderte Menschen zu sichern bzw. erst zu 
ermöglichen. So haben im Jahr 2019 587 schwerbehinderte 
Menschen eine persönliche Unterstützung am Arbeitsplatz 
erhalten, die vom Integrationsamt gefördert wurde, für 384 
schwerbehinderte Menschen wurde ein Beschäftigungssi-
cherungszuschuss an Arbeitgeber gezahlt und 1.088 schwer-
behinderte Menschen wurden durch eine Kombination aus 
persönlicher Unterstützung und einem Beschäftigungssiche-
rungszuschuss unterstützt.

Leistungen zur Schaffung von neuen Arbeits- und Aus-
bildungsplätzen für schwerbehinderte Menschen aus der 
Ausgleichsabgabe haben 2019 insgesamt 56 Arbeitgebe-
rinnen oder Arbeitgeber vom Landesamt für Gesundheit und 
Soziales (Integrationsamt) erhalten.

Schwerbehinderte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, 
die aufgrund ihrer Behinderung eine Arbeitsassistenz bei der 
Arbeitsausführung benötigen, werden die hierfür erforder-
lichen Mittel vom Landesamt für Gesundheit und Soziales aus 
Mitteln der Ausgleichsabgabe zur Verfügung gestellt. Im Jahr 
2019 wurden hierfür 284 Anträge bewilligt.

Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber sowie die Schwerbehin-
dertenvertretungen werden über die Angelegenheiten, die die 
Teilhabe schwerbehinderter Menschen betreffen, vom Integra-
tionsamt durch Schulungen und Informationsveranstaltungen 
unterrichtet. Im Jahre 2019 wurden 613 Personen geschult; es 
waren 41 Veranstaltungen über insgesamt 59 Tage.

Integrationsfachdienste unterstützen schwerbehinderte Men-
schen im Arbeitsleben. In Berlin gibt es gegenwärtig sechs 
Integrationsfachdienste. Ihre Hauptaufgabe ist die Vorberei-
tung, Einarbeitung, Stabilisierung und Sicherung von Arbeits-
verhältnissen insbesondere im Auftrag des Integrationsamtes. 
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Inklusionsbetriebe bieten schwerbehinderten Menschen mit 
besonderen Vermittlungshemmnissen oder von Behinderung 
bedrohten psychisch kranken Menschen ein sozialversiche-
rungspflichtiges Arbeitsverhältnis. In Berlin gab es im Jahr 
2019 37 Inklusionsbetriebe mit 677 schwerbehinderten Be-
schäftigten, davon gehörten 676 Beschäftigte der Zielgruppe 
nach § 215 Abs. 2 SGB IX an. 

Im April 2020 waren ca. 8.100 schwerbehinderte Menschen 
arbeitslos gemeldet – davon ca. 6.050 im Rechtskreis SGB II, 
also langzeitarbeitslos.

B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK

Nach Artikel 27 der UN-BRK anerkennen die Vertragsstaa-
ten das gleiche Recht von Menschen mit Behinderungen auf 
Arbeit; dies beinhaltet das Recht auf die Möglichkeit, den 
Lebensunterhalt durch Arbeit zu verdienen. Von daher ist 
es vordringliches Ziel des Senats, dass mehr Menschen mit 
Behinderungen einer sozialversicherungspflichtigen Beschäf-
tigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt nachgehen können, 
insbesondere die Erwerbstätigenquote (s.o.) schwerbehinder-
ter Menschen soll sukzessive erhöht werden. Mit den folgen-
den Maßnahmen möchte das Land Berlin dieser Zielsetzung 
näherkommen.

C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Beschäftigung von erwerbsfähigen Personen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt

1 . HILFE UND UNTERSTÜTZUNG FÜR MENSCHEN MIT BEHINDERUNGEN ZUR FÖRDERUNG DES ZUGANGS ZU 
INFORMATIONEN 

Artikelbezug UN-BRK Art. 27 Abs. 1 d), h) (Arbeit und Beschäftigung) UN-BRK
Ziel bis 2025 Erwerbstätige Personen werden in steuerlichen Angelegenheiten unterstützt.
Teilziele Die Zugänglichmachung der Steuerbescheide in barrierefreier Form Brailleschrift  

(Blindenschrift) hat Bestand. 
Die Möglichkeit zur Stellung eines Gebärdensprachdolmetschers hat Bestand. 
 
Eine Anfrage innerhalb der Berliner Finanzämter, ob Dienstkräfte die Gebärdensprache 
 beherrschen, hat stattgefunden.

Zuständigkeit SenFin, Fachressort Steuern 
Laufzeit laufend
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen 

2 . BEFRISTETES REGIONALES ARBEITSMARKTPROGRAMM GEM . § 16 SCHWBAV I . V . M . § 187 ABS . 3 SGB IX

Artikelbezug UN-BRK Art. 27 Abs. 1e), h), k) (Arbeit und Beschäftigung) UN-BRK
Ziel bis 2025 In Zusammenarbeit mit der BA wird die Einstellung von arbeitslosen schwerbehinderten Men-

schen 
a) die wegen Art und Schwere ihrer Behinderung oder sonstiger Umstände im Arbeitsleben 
besonders betroffen sind (§ 155 Abs.1 SGB IX)  
b) die langzeitarbeitslos im Sinne des § 18 SGB III 
c) die im Anschluss an eine Beschäftigung in einer anerkannten Werkstatt für behinderte 
Menschen, bei einem anderen Leistungsanbieter (§ 60 SGB IX) oder einem Inklusionsbetrieb 
eingestellt werden in den Jahren 2020 und 2021 zusätzlich gefördert. 
 
Durch diese Maßnahme sollen bis zum Ablauf des Programms 250 schwerbehinderte 
Menschen, die im Arbeitsleben besonders betroffen sind, eine sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt erhalten.

Teilziele Abschluss der Verwaltungsvereinbarung  
Öffentlichkeitskampagne für das Sonderprogramm 
Programmumsetzung

Zuständigkeit SenIAS, Fachressort Soziales i. V. m. LAGeSo, RD BB
Laufzeit Bis die zur Verfügung stehenden Mittel aufgebraucht sind.
Finanzierung Ausgleichsabgabe
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3 . FINANZIELLE FÖRDERUNG VON INKLUSIONSFIRMEN AUS MITTELN DER AUSGLEICHSABGABE

Artikelbezug UN-BRK Art. 27 Abs. 1e), j), k) (Arbeit und Beschäftigung) UN-BRK
Ziel bis 2025 Verstärkte Förderung von Inklusionsfirmen aus Mitteln der Ausgleichsabgabe durch Erhöhung 

des besonderen Aufwands und Erhöhung der Leistungen bei außergewöhnlichen Belastungen 
an die Arbeitgeber sowie Leistungen zur Schaffung von Arbeits- und Ausbildungsplätzen. 
 
Die Zahl der schwerbehinderten Beschäftigten in Inklusionsbetriebe in Berlin steigt von Jahr zu 
Jahr (Basis 2019). 

Zuständigkeit SenIAS, Fachressort Soziales i. V. m. Landesamt für Gesundheit und Soziales (LAGeSo)
Laufzeit Bis 2025
Finanzierung Ausgleichsabgabe

4 . UMSETZUNG DER GEMEINSAMEN ERKLÄRUNG „GUTE ARBEIT IN INKLUSIONSBETRIEBEN“

Artikelbezug UN-BRK Art. 27 Abs. 1c), f) (Arbeit und Beschäftigung) i. V. m. Art. 31 Abs. 1 und 2 (Statistik und Daten-
sammlung) UN-BRK

Ziel bis 2025 Die Anzahl der Inklusionsbetriebe mit Tarifbindung steigt jährlich (Basis 2019). 
 
Kontinuierlich im Verhältnis zu 2019. Beschäftigtenvertretungen sollen möglichst in allen In-
klusionsbetrieben etabliert werden. 
 
Die Arbeitsbedingungen – einschließlich barrierefreie Gestaltung der Arbeitsumwelt – verbes-
sert sich stetig. 
 
Die Zahl der befristeten Arbeitsverhältnisse mit schwerbehinderten Menschen sinkt stetig von 
Jahr zu Jahr. 
 
Förderung von Ausbildung und Qualifizierung von schwerbehinderten Menschen. 
 
Schaffung von neuen Arbeits- und Ausbildungsplätzen für erwerbsgeminderte Personen (Im 
Rahmen des Budgets für Arbeit und Ausbildung).

Teilziele Jährlicher Bericht über die ergriffenen Maßnahmen und den Sachstand über die Erreichung 
der Ziele der gemeinsamen Erklärung. 
 
Beschäftigungen im Rahmen des Budgets für Arbeit und des Budgets für Ausbildung in In-
klusionsbetrieben.

Zuständigkeit SenIAS, Fachressort Soziales i. V. m. LAGeSo
Laufzeit Bis 2025
Finanzierung Ausgleichsabgabe

5 . VERSTÄRKTE UNTERSTÜTZUNG VON SCHWERBEHINDERTEN BESCHÄFTIGTEN IN INKLUSIONSBETRIEBEN MIT EINER 
ZUSÄTZLICHEN SEELISCHEN BEHINDERUNG 

Artikelbezug UN-BRK Art. 27 Abs. 1e), i), k) (Arbeit & Beschäftigung) i. V. m. Art. 31 (Statistik und Datensammlung) UN-
BRK

Ziel bis 2025 Sicherung der Beschäftigung von schwerbehinderten Menschen in Inklusionsbetrieben, bei 
denen eine seelische Behinderung als Funktionseinschränkung im Feststellungsbescheid ge-
nannt ist.

Teilziele Forschungsvorhaben wird beauftragt, mit dem Ziel, welche Maßnahmen getroffen werden 
können, um den zusätzlichen Aufwand dieser Personengruppe auszugleichen. 

Zuständigkeit SenIAS, Fachressort Soziales i. V. m. LAGeSo
Laufzeit Bis 2025
Finanzierung Ausgleichsabgabe
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6 . VERBESSERTE FÖRDERUNG DER EINSTELLUNG UND BESCHÄFTIGUNG VON SCHWERBEHINDERTEN MENSCHEN 
DIE EINE PERSONELLE UNTERSTÜTZUNG BENÖTIGEN ODER DEREN BESCHÄFTIGUNG INFOLGE IHRER BEHINDERUNG 
NICHT NUR VORÜBERGEHEND MIT AUSSERGEWÖHNLICHEN AUFWENDUNGEN FÜR ARBEITGEBER VERBUNDEN IST . 

Artikelbezug UN-BRK Art. 27 Abs. 1e), h), i) (Arbeit & Beschäftigung) i. V. m. Art. 5 Abs. 3 (Gleichberechtigung und 
Nichtdiskriminierung – „angemessene Vorkehrungen“) UN-BRK

Ziel bis 2025 Mit der Unterstützung werden die Arbeitsplätze schwerbehinderter Menschen gesichert, die 
wegen Art und Schwere ihrer Behinderung im Arbeitsleben besonders betroffen sind – wie z. B. 
die schwerbehinderten Menschen, bei denen ein Grad der Behinderung von wenigstens 50 
alleine infolge geistiger oder seelischer Behinderung oder eines Anfallsleidens vorliegt.

Zuständigkeit SenIAS, Fachressort Soziales i. V. m. LAGeSo
Laufzeit Bis 2025
Finanzierung Ausgleichsabgabe

7 . STEIGERUNG DER ZUSCHÜSSE FÜR DIE SCHAFFUNG VON ARBEITSPLÄTZEN FÜR SCHWERBEHINDERTE MENSCHEN

Artikelbezug UN-BRK Art. 27 Abs. 1e), h), i), j), k) (Arbeit & Beschäftigung) UN-BRK
Ziel bis 2025 Jährlich werden mindestens 50 neue Arbeits- und Ausbildungsplätze für schwerbehinderter 

Menschen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt geschaffen.
Zuständigkeit SenIAS, Fachressort Soziales i. V. m. LAGeSo
Laufzeit Bis 2025
Finanzierung Ausgleichsabgabe

8 . AUSSCHREIBUNG DER LEISTUNG DER INTEGRATIONSFACHDIENSTE DURCH DAS INTEGRATIONSAMT

Artikelbezug UN-BRK Art. 27 Abs. 1d), e) (Arbeit & Beschäftigung) UN-BRK
Ziel bis 2025 Vorhaltung einer bedarfsgerechten Struktur von Integrationsfachdiensten.
Zuständigkeit SenIAS, Fachressort Soziales i. V. m. LAGeSo
Laufzeit Bis 2025

9 . SICHERUNG UND ERHÖHUNG DER SELBSTBESTIMMTEN TEILHABE SCHWERBEHINDERTER MENSCHEN AM 
ARBEITSLEBEN DURCH DIE BEREITSTELLUNG DER NOTWENDIGEN LEISTUNGEN FÜR ARBEITSASSISTENZ 

Artikelbezug UN-BRK Art. 27 Abs. 1d), e), g), h) (Arbeit & Beschäftigung) UN-BRK
Ziel bis 2025 Der Rechtsanspruch auf Leistungen für eine notwendige Arbeitsassistenz als personenzent-

rierte Hilfe wird vom Integrationsamt vollumfänglich umgesetzt. Beratung und Information zu 
dieser Leistung wird verstärkt.

Zuständigkeit SenIAS, Fachressort Soziales i. V. m. LAGeSo
Laufzeit Bis 2025
Finanzierung Ausgleichsabgabe

10 . VERBESSERUNG DES INFORMATIONSANGEBOTES FÜR SCHWERBEHINDERTE MENSCHEN UND 
ARBEITGEBERINNEN UND ARBEITGEBER

Artikelbezug UN-BRK Art. 27 Abs. 1d) (Arbeit & Beschäftigung) i. V. m. Art. 8 Abs. 2a) iii) d) (Bewusstseinsbildung) UN-
BRK

Ziel bis 2025 Leistungen zur Teilhabe, insbesondere zur Teilhabe am Arbeitsleben, werden leistungsträger-
übergreifend und lebenslagenorientiert im Internet zur Verfügung gestellt. 
 
Das Integrationsamt wird eine aufsuchende Beratung für Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber 
anbieten. 
Das Integrationsamt erhöht die Anzahl der durchgeführten Schulungsmaßnahmen (Basis 
2019).

Zuständigkeit SenIAS, Fachressort Soziales i. V. m. LAGeSo
Laufzeit Bis 2025
Finanzierung Ausgleichsabgabe
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2 .3 .4 TEILBEREICH: BESCHÄFTIGUNG VON VOLLER-
WERBSGEMINDERTEN PERSONEN UND VERMITTLUNG IN 
DEN ALLGEMEINEN ARBEITSMARKT

A) IST-SITUATION

Eine Teilhabe am Arbeitsleben war voll erwerbsgeminderten 
Personen in der Vergangenheit i. d. R. nur in den anerkannten 
Werkstätten für behinderte Menschen (WfbM) möglich. Durch 
das Bundesteilhabegesetz (BTHG) steht diesem Personenkreis 
nunmehr auch eine Beschäftigung bei einem sogenannten 
anderen Leistungsanbieter oder im Rahmen eines Bud-
gets für Arbeit offen. Während die WfbM oder die anderen 
Leistungsanbieter den Zugang von voll erwerbsgeminderten 
Menschen zum allgemeinen Arbeitsmarkt durch ausgela-
gerte Arbeitsplätze oder ausgelagerte Arbeitsgruppen bzw. 
sonstige übergangsbegleitende Maßnahmen öffnen, stellt das 
neue Angebot des Budgets für Arbeit grundsätzlich auf eine 
Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt ab. Im Rah-
men des Budgets für Arbeit schließen private und öffentliche 
Arbeitgeber mit dem anspruchsberechtigten Menschen mit 
Behinderungen einen sozialversicherungspflichtigen Arbeits-
vertrag (ohne Arbeitslosenversicherung) mit einer tariflichen 
oder ortsüblichen Entlohnung ab. Dadurch erhalten voll 
erwerbsgeminderte Personen die Möglichkeit, ihren Lebens-
unterhalt oder zumindest einen Großteil davon durch eigenes 
Einkommen zu bestreiten. 

Ende 2018 waren im Eingangs- und Berufsbildungsbereich 
der 17 Berliner WfbM knapp 1.050 Menschen tätig, im Arbeits-
bereich der WfbM ca. 7.800Menschen, von letzteren ca. 570 
auf Außenarbeitsplätzen. 

Zum 31.12.2019 gab es in Berlin eine Vereinbarung mit einem 
anderen Leistungsanbieter nach § 60 SGB IX. 9 Personen 
waren im Rahmen eines Budgets für Arbeit nach § 61 SGB IX 
beschäftigt.

B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK

Nach Artikel 27 der UN-BRK anerkennen die Vertragsstaa-
ten das gleiche Recht von Menschen mit Behinderungen auf 
Arbeit; dies beinhaltet das Recht auf die Möglichkeit, den 
Lebensunterhalt durch Arbeit zu verdienen. Von daher ist es 
vordringliches Ziel des Senats in Berlin, dass mehr Menschen 
mit Behinderungen einer sozialversicherungspflichtigen Be-
schäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt nachgehen 
können. Bei den voll erwerbsgeminderten Personen soll sich 
die Anzahl der im Rahmen eines Budgets für Arbeit auf dem 
allgemeinen Arbeitsmarkt tätigen Personen signifikant – im 
Verhältnis zu den o. g. Zahlen für 2019 – erhöhen.

C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Beschäftigung von vollerwerbsgeminderten Personen und Vermittlung in den allgemeinen  Arbeitsmarkt

1 . BUDGET FÜR ARBEIT, VERBESSERUNG DER RAHMENBEDINGUNGEN

Artikelbezug UN-BRK Art. 27 (Arbeit & Beschäftigung) UN-BRK
Ziel bis 2025 Jährlich soll sich die Zahl der Personen in Berlin, die eine Beschäftigung im Rahmen des Bud-

gets für Arbeit ausüben, um ca. 5 erhöhen.
Teilziele Erstellung eines Rundschreibens zum Budget für Arbeit sowie regelmäßige Fortschreibung 

dieses Rundschreibens unter Berücksichtigung aktueller Entwicklungen.
Zuständigkeit SenIAS, Fachressort Soziales i. V. m. Träger der Eingliederungshilfe 
Laufzeit 2022 – 2025
Finanzierung Im Rahmen der verfügbaren Ressourcen, Träger der Eingliederungshilfe

2 . MODELLPROJEKT „BESCHÄFTIGUNGSIMPULSE FÜR MENSCHEN MIT BEHINDERUNGEN DURCH NUTZUNG DES 
BUDGETS FÜR ARBEIT (BFA)“

Artikelbezug UN-BRK Art 27 (Arbeit & Beschäftigung) UN-BRK
Ziel bis 2025 Jährlich soll sich die Zahl der Personen in Berlin, die eine Beschäftigung im Rahmen des Bud-

gets für Arbeit ausüben, um ca.5 erhöhen.
Teilziele Qualifizierung und Vermittlung der leistungsberechtigten Personen in ein Budget für Arbeit. 

Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber über das Budget für Arbeit informieren und entsprechen-
de Arbeitsplätze akquirieren. Zusammenführung der leistungsberechtigten Personen mit den 
interessierten Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern.

Zuständigkeit SenIAS, Fachressort Arbeit i. V. m. Träger der Eingliederungshilfe 
Laufzeit 2018 – 2021
Finanzierung Landesmittel aus dem Haushalt der Abteilung Arbeit SenIAS bis 2021 eingestellt
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2 .4 . HANDLUNGSFELD: WIRTSCHAFT

11 Gleichstellung: Behinderte Menschen mit einem festgestellten Grad der Behinderung (GdB, vergleiche Schwerbehinderung) von weniger als 50, 
aber mindestens 30, können den schwerbehinderten Menschen gleichgestellt werden (§ 2 Absatz 3 SGB IX).

Strategisches Ziel: 
Ziel ist es, wirtschaftliche Bedingungen dergestalt zu 
schaffen, sodass Menschen mit Behinderungen ein vol-
ler Zugang zum wirtschaftlichen Leben ermöglicht wird. 
Im Bereich Tourismus bedeutet dies beispielsweise die 
Schaffung eines bundesweit einheitlichen Systems für mehr 
Transparenz und Orientierung sowie Sensibilisierung für 
die Belange von Menschen mit Behinderungen und Quali-
fizierungen entlang der gesamten Servicekette.

2 .4 .1 TEILBEREICH: BERLINER WASSERBETRIEBE AÖR (BWB)

A) IST-SITUATION

Per 31.12.2019 beschäftigten die Berliner Wasserbetriebe 4.511 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie 262 Auszubildende und 
dual Studierende. Davon hatten 401 Beschäftigte eine nach-
gewiesene Schwerbehinderung oder Gleichstellung11. Darunter 
sind acht Auszubildende oder dual Studierende. Das ent-
spricht einer Schwerbehindertenquote von 8,9 %. Die Schwer-
behindertenquote beträgt seit 2013 immer rd. 8 % und liegt 
damit konstant über dem Bundesdurchschnitt von ca. 5 %. Das 
Unternehmen setzt sich seit Jahren für das Thema Chancen-
gleichheit und Inklusion ein. Vor diesem Hintergrund sind die 
Wasserbetriebe bereits seit 2009 Unterzeichner der Charta 
der Vielfalt und arbeiten strikt unter Einhaltung des SGB IX. 
Das Unternehmen hat zudem im Jahr 2017 eine umfassende 
Diversity-Strategie verabschiedet, welche Vielfalt und Chan-
cengleichheit allgemein fördert. Die Diversity-Strategie des 
Unternehmens beinhaltet den Aspekt der Inklusionsförderung 
und wird aber als noch umfassender verstanden, ausgerichtet 
am allgemeinen Gleichstellungsgesetz. Demnach behandelt 
die Strategie die Schwerpunktthemen Geschlecht, Alter, Behin-
derung, sexuelle Orientierung, ethnische Herkunft und Religion 
oder Weltanschauung.

Folgende Maßnahmen werden im Rahmen des Diversity Ma-
nagements der Berliner Wasserbetriebe laufend umgesetzt:

 — Teilnahmen am Deutschen Diversity Tag der Charta der 
Vielfalt.

 — Durchführung des Führungskräfteentwicklungsprogramms 
„Seitenwechsel“. Das Programm fördert die Kommunika-
tions- und Empathiefähigkeit durch Bewältigung beson-
derer Situationen, lehrt neue Führungstools zum Umgang 
mit Krisen und Hilflosigkeit und verbessert die Menschen-
kenntnis, Teamfähigkeit und Konfliktkompetenz.

 — Durchführung einer Diversity-Schulung in der Ausbildung.

 — Durchführung des Aktionstages „Schichtwechsel“, bei 
welchem Menschen aus Schwerbehindertenwerkstätten für 
einen Tag bei den Wasserbetrieben arbeiten können und 
Beschäftigte der Wasserbetriebe in einer Einrichtung der 
Werkstätten ihrer Wahl gehen. Die Maßnahme entspricht 
Artikel 27 Absatz 1j) (Arbeit und Beschäftigung) UN-BRK.

Neben den laufenden Maßnahmen haben sich die Berliner 
Wasserbetriebe speziell im Jahr 2018 stark für das Thema 
Diversity eingesetzt. So wurde beispielsweise ein Imagefilm zu 
dem Thema gedreht und ein Diversity Parcours am Standort 
der Unternehmenszentrale für alle Beschäftigten organisiert. 
Das Thema wurde durch eine interne und externe Kommuni-
kation begleitet. Die Wasserbetriebe arbeiten kontinuierlich 
daran ihre Beschäftigten hinsichtlich Vielfalt und Chancen-
gleichheit zu sensibilisieren.
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Speziell im Hinblick auf Inklusion sind weitere Maßnahmen 
standardisiert und im Unternehmen implementiert:

 — Bezugnehmend auf Artikel 27 Absatz 1a) (Arbeit und Be-
schäftigung) UN-BRK haben die Berliner Wasserbetriebe 
eine Dienstvereinbarung „Partnerschaftliches Verhalten“, 
welche alle Beschäftigten des Unternehmens zu partner-
schaftlichem Verhalten verpflichtet und den Umgang mit 
Ungleichbehandlung sowie Diskriminierung regelt. Die 
Wasserbetriebe stellen mit dieser Dienstvereinbarung den 
direkten Bezug zum Allgemeines Gleichbehandlungsge-
setz (AGG) her. 

 — Bezugnehmend auf Artikel 27 Absatz 1a) (Arbeit und 
Beschäftigung) UN-BRK werden schwerbehinderte oder 
gleichgestellte Personen und Frauen bei gleicher Eignung 
außerdem bevorzugt im Bewerbungsprozess berück-
sichtigt. Dies ist explizit in den Stellenausschreibungen 
des Unternehmens vermerkt und soll zur Bewerbung der 
betroffenen Personengruppen ermutigen.

 — Bezugnehmend auf Artikel 27 Absatz 1b) (Arbeit und Be-
schäftigung) UN-BRK regelt der bei den Berliner Wasser-
betrieben angewandte TV-V die faire Bezahlung der Be-
schäftigten. Diese erfolgt unabhängig von Behinderungen 
der Beschäftigten.

 — Bezugnehmend auf Artikel 27 Absatz 1c) (Arbeit und 
Beschäftigung) UN-BRK können Menschen mit Behinde-
rungen bei den Berliner Wasserbetrieben ihre Arbeitneh-
mer- und Gewerkschaftsrechte gleichberechtigt ausüben. 
Das Unternehmen hat zu diesem Zweck u. a. eine aktive 
Schwerbehindertenvertretung.

 — Bezugnehmend auf Artikel 27 Absatz 1d) (Arbeit und 
Beschäftigung) UN-BRK erhalten die Beschäftigten der 
Berliner Wasserbetriebe, unabhängig ob eine Behinde-
rung vorliegt oder nicht, den gleichen Zugang zu Weiter-
bildungsangeboten und Entwicklungsmöglichkeiten. Im 
Rahmen der jährlichen Mitarbeitergespräche werden für 
alle Beschäftigten entsprechende Weiterbildungen mit der 
jeweiligen Führungskraft geplant.

 — Allgemein bieten die Berliner Wasserbetriebe ein umfas-
sendes Beratungsangebot für Beschäftigte. So gibt es z. B. 
eine interne und externe Mitarbeiterberatung, die soge-
nannte kollegiale Beratung, verschiedene Arbeitnehmer-
vertretungen des Unternehmens und gemäß § 181 SGB IX 
einen arbeitgeberseitigen Inklusionsbeauftragten.

 — Bezugnehmend auf Artikel 27 Absatz 1i) (Arbeit und Be-
schäftigung) UN-BRK wird im Rahmen von allen neuen 
Bauprojekten der Berliner Wasserbetriebe die Barriere-
freiheit planerisch berücksichtigt. Darüber hinaus werden 
Arbeitsplätze bei Bedarf entsprechend individuell auf die 
Bedürfnisse schwerbehinderter Beschäftigter des Unter-
nehmens angepasst. Regelmäßige Arbeitsplatzbegehun-

gen durch die Arbeitssicherheit und unter Einbeziehung 
der Schwerbehindertenvertretung stellen sicher, dass die 
Bedürfnisse von Beschäftigten mit Behinderungen voll er-
füllt und sichergestellt werden.

 — Bezugnehmend auf Artikel 27 Absatz 1j) (Arbeit und 
Beschäftigung) UN-BRK unterhalten die Berliner Wasser-
betriebe speziell zur Förderung von jungen Menschen 
mit Behinderungen seit Jahren eine Kooperation mit der 
Annedore-Leber-Stiftung. Die Kooperation ermöglicht 
jungen Menschen aus der Stiftung eine verzahnte Ausbil-
dung. Konkret absolvieren die Auszubildenden mehrmo-
natige Praktika bei den Wasserbetrieben um die betrieb-
liche Praxis kennenzulernen. Die Berliner Wasserbetriebe 
stehen über die Kooperation außerdem dauerhaft zu dem 
Thema inkludierte Ausbildung im fachlichen Austausch mit 
dem Annedore-Leber-Berufsbildungswerk.

 — Bezugnehmend auf Artikel 27 Absatz 1k) (Arbeit und 
Beschäftigung) UN-BRK verfügen die Berliner Wasserbe-
triebe über ein Betriebliches Eingliederungsmanagement 
(BEM). Das BEM kümmert sich um die Betreuung von allen 
Beschäftigten nach langer Krankheit und häufiger Kurz-
erkrankung. Ziel ist der Erhalt, die Förderung und Wieder-
herstellung der Beschäftigungsfähigkeit der Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter.

 — Bezugnehmen auf Artikel 9 (Zugänglichkeit) UN-BRK ist 
auch der Kundenservice der Wasserbetriebe bereits weit-
gehend barrierefrei.

 — Der Zugang zum Kundenzentrum ist ebenerdig und erfolgt 
durch eine mit Taster zu betätigende Automatiktür, was für 
gehbehinderte Kunden und Kundinnen oder auch für Eltern 
mit Kinderwagen wichtig ist.

 — Im Kundenzentrum existiert ein mobiles Ringschleifensys-
tem, das die Signale für Hörbehinderte verstärkt. Am Ein-
gang ist diese Möglichkeit durch ein europaweit gültiges 
Symbol gekennzeichnet. Da das System nicht fest instal-
liert ist, können Kundenbetreuerinnen und -betreuer für 
Besprechungen mit Hörbehinderten oder Kundenbesuche 
diesen Verstärker auch ausleihen.

 — Bezugnehmend auf Artikel 28 Absatz 2a) UN-BRK (Ange-
messener Lebensstandard) i. V. m. Artikel 9 (Zugänglich-
keit) verfolgen die BWB weiterhin das Ziel, das Arbeitsum-
feld für den Einsatz von Kolleginnen und Kollegen im Sinne 
einer gelingenden Inklusion zu verbessern. Vor diesem 
Hintergrund werden die o. g. umfangreichen Maßnahmen 
fortgeführt sowie die bauliche Barrierefreiheit der öffent-
lichen Trinkwasserbrunnen noch verbessert. Im Jahr 2019 
wurden daher ein neues barrierefreies Modell eines Trink-
wasserbrunnens identifiziert und ist seit 2020 im Portfolio 
der BWB. Dieses wird seitens der Kunden sehr gut ange-
nommen und stark nachgefragt.
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B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK

Die Berliner Wasserbetriebe werden weiterhin das Ziel, das 
Arbeitsumfeld für den Einsatz von Kolleginnen und Kollegen 
im Sinne einer gelingenden Inklusion zu verbessern, verfolgen. 
Des Weiteren werden die o. g. umfangreichen Maßnahmen 
fortgeführt werden.

Die Berliner Wasserbetriebe werden ihr neues Kundenportal 
barrierefrei gestalten (Artikel 21 (Recht der freien Meinungsäu-
ßerung, Meinungsfreiheit und Zugang zu Informationen) UN-
BRK. Die Barrierefreiheit der Software wird die IT-Abteilung 
überprüfen und die Überprüfung bis Ende 2020 abschließen.

C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Berliner Wasserbetriebe AöR (BWB)

1 . ÖFFENTLICHE TRINKWASSERBRUNNEN BAULICH BARRIEREFREI

Artikelbezug UN-BRK Art. 28 Abs. 2a) (Angemessener Lebensstandard) i. V. m. Art. 9 (Zugänglichkeit) UN-BRK 
Ziel bis 2025 Die öffentlichen Trinkwasserbrunnen der BWB werden barrierefreier durch die Aufnahme eines 

neuen Brunnenmodells ab 2020 in das Portfolio der BWB.
Teilziele Auswahl eines neuen Trinkwasserbrunnenmodells bis Ende 2019. 
Zuständigkeit SenWEB i. V. m. SenUVK, BWB / Bereich Wasserversorgung
Laufzeit 2025, laufend
Finanzierung bis Ende 2021 durch das Land Berlin 

2 . BARRIEREFREIE GESTALTUNG DES NEUEN KUNDENPORTALS

Artikelbezug UN-BRK Art. 21 (Recht der freien Meinungsäußerung, Meinungsfreiheit und Zugang zu Informationen) 
UN-BRK 

Ziel bis 2025 Implementierung des neuen Kundenportals bis 2020.
Teilziele Prüfung der Barrierefreiheit der Software durch die IT-Abteilung.
Zuständigkeit SenWEB i. V. m. BWB / Bereiche Kundenservice und Informationstechnologie
Laufzeit 2020, laufend
Finanzierung Im Rahmen der verfügbaren Mittel, BWB
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2 .4 .2 TEILBEREICH: BERLINER STADTREINIGUNGS-
BETRIEBE AÖR (BSR) 

A) IST-SITUATION

Im Jahr 2017 hatten die Berliner Stadtreinigungsbetriebe 
durchschnittlich 5570 Beschäftigte und im Jahr 2018 waren 
es 5713 (jeweils einschl. Auszubildende). Die Beschäftigungs-
quote von Menschen mit Behinderungen liegt bei der BSR 
seit vielen Jahren bei 14,5 bis 15 % und damit weit über der 
Beschäftigungspflichtquote von 5 %. Die Meldung an die 
Agentur für Arbeit nach SGB IX weist für 2017 eine Quote von 
14,9 % und für 2018 von 14,6 % aus.

Aufgrund eines bereits langfristigen und nachhaltigen En-
gagements für Menschen mit Behinderungen hat die BSR im 
Jahr 2012 den Integrationspreis (Sonderpreis) von der Senats-
verwaltung für Gesundheit und Soziales bekommen. 2013 ist 
die Berliner Stadtreinigung mit dem bundesweiten Inklusions-
preis für öffentliche Unternehmen ausgezeichnet worden. 
Folgende Maßnahmen werden fortlaufend zur Umsetzung der 
UN-BRK durchgeführt:

Maßnahmen und Aktivitäten in Hinblick auf Artikel 8 
 (Bewusstseinsbildung) UN-BRK:
Bei der BSR gibt es seit Jahren und in enger Zusammenarbeit 
mit den Schwerbehindertenvertretungen eine sehr aktive und 
erfolgreiche Politik zur Förderung von Chancengleichheit und 
Inklusion im Unternehmen sowie darüber hinaus. Durch die 
hohe Zahl Beschäftigter mit Behinderungen sind sie in allen 
Arbeitsbereichen aktiv und werden als integrierter Teil der 
Belegschaft wahrgenommen. In regelmäßigen Fortbildungs-
veranstaltungen und in Workshops ist das Thema Behinderung 
ebenfalls Inhalt. Über die Belange von Beschäftigten mit 
Behinderungen erfolgt in der Mitarbeiterzeitung „Intern“ und 
auch im Intranet eine regelmäßige Berichterstattung über die 
Projekte für behinderte, schwerbehinderte und leistungsge-
minderte Menschen. 

Es wird eine aktive Öffentlichkeitsarbeit betrieben, z. B. durch 
die Mitwirkung an Veranstaltungen und Kongressen und als 
Experten im Ausschuss der Senatsverwaltung für Integration, 
Arbeit und Soziales, um über die Arbeit der BSR zu berichten. 
Auf der europäischen Konferenz der Senatsverwaltung für 
Integration, Arbeit und Soziales am 3. September 2018 „In-
klusion: Wege in Gute Arbeit – eine europäische Konferenz“ in 
Berlin war eine Vertreterin der BSR auf dem Podium, um die 
Arbeit und Rahmenbedingungen für die erfolgreiche Beschäf-
tigung und Inklusion behinderter Menschen im Betrieb den ca. 
280 Teilnehmenden aus verschiedenen Ländern zu schildern. 

Die BSR ist in verschiedenen Netzwerken aktiv und stellt dort 
ihre Politik für Menschen mit Behinderungen vor. Im Jahr 
2018 haben sie als AG „Inklusion on Tour“ von Life e. V. als 
Vorzeigeunternehmen mitgemacht, um anderen Arbeitsgrup-
pen überzeugend zu helfen, schwerbehinderte Menschen zu 
beschäftigen. Die Ausstellung war auch im Haus der BSR im 

Rahmen der Schwerbehindertenversammlung ausgestellt. 
Die Arbeit für behinderte Menschen bei der BSR ist bereits 
in verschiedensten Publikationen und der Presse vorgestellt 
worden.

Die BSR hat seit Einführung des Allgemeine Gleichbehand-
lungsgesetz (AGG) eine paritätisch besetzte AGG Kommis-
sion. Alle Führungskräfte wurden zum AGG geschult. Es gibt 
Unterweisungen und Informationen im Intranet zum AGG. Seit 
2012 gibt es ein Diversity Management mit einer Diversity Be-
auftragten und einen Arbeitskreis Diversity. Seit 2009 hat die 
BSR die Charta der Vielfalt unterzeichnet und ist jährlich beim 
Diversity Tag mit Aktionen dabei, die Bewusstsein schaffen 
und einen Perspektivwechsel ermöglichen. Im Rahmen des 
Diversity Tages 2019 der Charta der Vielfalt beteiligt sich die 
BSR. 

Außerdem gibt es Fortbildungsangebote und Workshops zum 
Thema. Als Beispiel sind hier regelmäßige Seminare zum 
Thema SGB IX, AGG und Diversity genannt. Seit 2018 gibt es 
auch Workshops für Auszubildende und Dualstudierende zum 
Thema Diversity. Zudem gibt es bereichsspezifische Work-
shops zum Thema Vielfalt und partnerschaftlichen Umgang. 
Die Fortbildungsangebote sind in den letzten Jahren auf 
hohem Niveau weiter ausgebaut worden. Die Fortbildungsan-
gebote fokussieren auf Themen der Arbeitstechniken, Fortbil-
dungstechniken und persönliche Kompetenzen. In den Jahren 
2012 und 2014 hat es gesonderte Arbeitsschutzunterweisun-
gen gehörloser Beschäftigter in der Reinigung mit Hilfe eines 
Gebärdendolmetschers gegeben. Auch im Jahr 2019 werden 
unternehmensweit ehrenamtliche Gesundheitslotsen ausge-
bildet, die Ansprechpartner für das Gesundheitsmanagement 
der Beschäftigten sind und als Multiplikatoren wirken.

Maßnahmen und Aktivitäten mit Bezug zu Artikel 9 (Zugäng-
lichkeit) sowie Artikel 21 (Zugang zu Informationen) UN-BRK:
Das Spektrum an Maßnahmen reicht von individuellen Maß-
nahmen zur Arbeitsplatzgestaltung über bauliche Angebote 
für Müllstandplätze bei Kunden und Barrierefreiheit für Be-
schäftigte wie auch für Kundinnen und Kunden bezogen auf 
das Internet.

Individuelle Maßnahmen zur Arbeitsplatzgestaltung werden 
bei der BSR permanent betrieben. Die Umgestaltung reicht 
von der Beschaffung eines ergonomischen Fahrersitzes für 
Kraftfahrer mit Wirbelsäulenschäden bis hin zur Gestaltung 
kompletter Büros, einschließlich Hardware (Bildschirme) und 
Software für sehbehinderte Beschäftigte. Gesondert ausge-
wiesene Parkplätze gibt es auf fast allen Liegenschaften. Auf 
einzelnen Liegenschaften werden die Zugänge barrierefrei 
durch Automatiktüren gestartet. Behindertengerechte WCs 
wurden auf verschiedenen Liegenschaften eingerichtet. Bei 
der Neugestaltung von Arbeitsplätzen wird standardmäßig 
auf ergonomische Gesichtspunkte geachtet. 

Bei baulichen Maßnahmen wird auf Barrierefreiheit geachtet. 
Grenzen ergeben sich u. a. daraus, dass die BSR teilweise 
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denkmalgeschützte Häuser hat. Die Schwerbehindertenver-
tretungen, Personal-vertretungen und die Arbeitssicherheit 
achten ebenfalls auf Barrierefreiheit. Es gibt regelmäßig jähr-
liche Begehungen der Arbeitssicherheit unter Beteiligung der 
Arbeitnehmervertretungen, Führungskräften und teilweise des 
Betriebsärztlichen Dienstes, bei denen Änderungsbedarfe in 
Hinblick auf die Barrierefreiheit erfasst werden.

Auch in Hinsicht auf alltägliche Dinge wie das Müllrausbrin-
gen ist ein barrierefreies Leben heute oft nur in eingeschränk-
tem Maße möglich. Der Müllplatz steht bislang eher selten 
im Fokus der Eigentümerinnen und Eigentümer sowie Verwal-
terinnen und Verwalter, zumal Müllplätze in Bauvorschriften 
bisher nicht explizit als für Barrierefreiheit mit zu berücksich-
tigender Zone genannt werden. Die BSR hat daher im Jahr 
2015 ein Pilotprojekt gestartet mit dem Ziel handelsübliche 
Mülltonnen mit moderatem Aufwand für eine barrierefreie 
Nutzung fit zu machen. Gemeinsam mit Menschen mit Handi-
kap wurde in Folge der Einwurfs Helfer arc32 entwickelt. 

Der arc32 ist ein spezielles Gestell für 240-l-Mülltonen, die 
in geneigter Position bereitgehalten werden. Die Einwurfhöhe 
wird dabei unter das barrierefreie Maß von 85 cm abgesenkt. 
Die Tonne ist durch die Neigung für Rollstuhlfahrer unterfahr-
bar und der Deckel kann mit nur einer Hand bedient werden. 
Diese Lösung wurde vom Deutschen Rat für Formgebung 
honoriert als „best of best“ beim ICONIC AWARDS 2018: 
Innovative Interieur. Bislang (Stand März 2019) wurden 37 
arc32 in Berlin verkauft und installiert. Kunden sind Bauherren, 
die Wert auf inklusives Wohnen legen, Gemeinde, Städte, 
Wohnungswirtschaftskunden bis hin zu Sozialträgern.

Bei der (Weiter)Entwicklung des Internetauftritts der BSR ist 
eine barrierearme Darstellung von großer Wichtigkeit. So ist 
z. B. die Seitenstruktur sowie die Navigation über Tastatur-
navigation steuerbar. Inhalt der Webseite BSR.de lassen sich 
mit entsprechenden Geräten oder entsprechender Software 
vorlesen. Das Layout passt sich automatisch flexibel an die 
Gerätegröße an (Responsive Design) und ist damit geräte-
unabhängig nutzbar. 

Zudem gibt es auf der Startseite von BSR.de einen Menü-
Punkt „Leichte Sprache“ (https://www.bsr.de/die-berliner-
stadtreinigung-in-leichter-sprache-24048.php). Dahinter 
verbirgt sich eine Seite, auf der sich die BSR in sehr einfachen 
Worten für Menschen mit kognitiver Beeinträchtigung vor-
stellt. Im Übrigen waren bei Personalversammlungen – soweit 
notwendig – Gebärdendolmetscherinnen und -dolmetscher 
anwesend.

Maßnahmen und Aktivitäten in Bezug auf Artikel 25 (Gesund-
heit im Zusammenhang) i. V. m. Artikel 27 (Arbeit und Be-
schäftigung) UN-BRK: 

Aufgabe der BSR ist es, schwerbehinderten, behinderten und 
leistungsgeminderten Beschäftigten ein gutes und gesichertes 
Arbeitsumfeld zu bieten. Um zielgerichteter und wirkungs-

voller zum Thema Gesundheit agieren zu können, wurde eine 
Geschäftseinheit Gesundheitsmanagement im Jahr 2017 
gegründet. Hier werden Konzepte und Ideen für die BSR ent-
wickelt, teilweise in Kooperation mit Sozialträgern. Das Thema 
Rehabilitation von Beschäftigten ist in der Strategie der BSR 
fest verankert. Ziel ist die Unterstützung und Begleitung von 
Beschäftigten in verschiedenen Lebensphasen und die Über-
nahme von Verantwortung vom Eintritt bis zum Ausscheiden 
aus dem Unternehmen. In dieser Geschäftseinheit ist auch 
das betriebliche Eingliederungsmanagement angesiedelt. Zu-
dem gibt es ein Team mit einer zentralen Koordinierungsstelle 
zur Integration leistungsgeminderter Beschäftigter. Es trägt 
dafür Sorge, dass leistungsgeminderte Beschäftigte wieder 
sinnstiftend und wertschöpfend in den Arbeitsprozess integ-
riert werden Zuletzt wurde ein Liegenschaftsprojekt ins Leben 
gerufen, in dem leistungsgeminderte Beschäftigte eine neue 
Tätigkeit finden. 

Eine Dienstvereinbarung zur Förderung und Integration von 
Leistungsgeminderten regelt seit 2016 die Rahmenbedingun-
gen zum Einsatz auf leidensgerechte Stellen und die Aufga-
ben der zentralen Koordinierungsstelle. In der Organisations-
einheit werden z. B. Projekte wie das Liegenschaftsprojekt, 
die Papierkorbwerkstatt oder die Scout-Touren in Kooperation 
mit den Integrationsämtern gefördert und betreut, um die Be-
schäftigungsfähigkeit wiederherzustellen bzw. zu erhalten und 
wertschätzende und wertschöpfende Tätigkeiten zu finden. 
Es werden Qualifizierungsmaßnahmen für die Mitarbeiten-
den durchgeführt, die Ihre ursprüngliche Tätigkeit nicht mehr 
ausüben können, um sie so lang wie möglich im Arbeits-
prozess zu halten. Zur Geschäftseinheit gehören auch die 
Gesundheits- und Sozialberatung, die Arbeitssicherheit, der 
Betriebsärztliche Dienst und die Betriebsgastronomie. Somit 
wird das Thema Gesundheit umfassend und ganzheitlich be-
treut. Zudem gibt es vielerlei Beratungsangebote in Bezug auf 
Leistungsfähigkeit, Krisensituationen, Konflikte und Stress. 

In die betriebliche Gesundheitsförderung und Präventions-
maßnahmen wird viel investiert. Themen wie altersgerechtes 
Arbeiten, Ernährung und Gesundheitsberatung, aber auch 
Pflege und Betreuung spielen eine große Rolle. Es gibt z. B. 
auch einen Pflegezirkel, der sich mit Themen beschäftigt, die 
zu pflegende Angehörige haben. Außerdem gibt es ein um-
fangreiches Betriebssportprogramm. Darüber hinaus gibt es 
Dienstvereinbarungen zum Nichtraucherschutz, zum Umgang 
mit Suchtmitteln, zur betrieblichen Gesundheitsförderung, eine 
Dienstvereinbarung 63+, Vereinbarungen zur Gesundheits-
förderung und zum betrieblichen Eingliederungsmanagement 
(BEM). Im Rahmen des BEM-Verfahrens sollen alle Beschäf-
tigten, die nach langer Krankheit zurückkehren, bestmöglich 
unterstützt und so wieder am Arbeitsplatz integriert werden. 

Außerdem gibt es eine Dienstvereinbarung zum partner-
schaftlichen Verhalten und eine Dienstvereinbarung über 
flexible Arbeitszeiten. Letztere ermöglicht ein Jahresarbeits-
zeitkonto, ein Langzeitkonto und ein Lebensarbeitszeitkonto. 
Die Beschäftigten können sich damit „Auszeiten“ nehmen. 

https://www.bsr.de/die-berliner-stadtreinigung-in-leichter-sprache-24048.php
https://www.bsr.de/die-berliner-stadtreinigung-in-leichter-sprache-24048.php
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Das Lebensarbeitszeitkonto ermöglicht den früheren Ausstieg, 
ebenso wie eine betriebliche Altersteilzeitregelung. Diese 
Regelungen kommen insbesondere auch Menschen mit Be-
hinderungen zu Gute.

Maßnahmen und Aktivitäten in Hinblick auf Art . 27 (Arbeit 
und Beschäftigung) UN-BRK:
Die BSR bevorzugt die Einstellungen von schwerbehinderten 
Menschen bei gleicher Eignung. Die Schwerbehindertenver-
tretungen sind von Anfang an im Personalbeschaffungspro-
zess einbezogen. In Hinsicht auf Dienstleistungsverträge zur 
Personalberatung bei Nachbesetzungsverfahren gilt darüber 
hinaus, dass die Verfahren vom Arbeitnehmer insbesondere 
unter Beachtung des LGG, AGG und SGB IX zu begleiten 
sind. 

Bei den Auszubildenden lag die Quote der schwerbehinder-
ten Menschen 2017 bei 2,3 % und 2018 bei 1,6 % (jeweils zum 
31.12.). Zwei Ausbildungsplätze werden für berufliche Re-
habilitanden in Zusammenarbeit mit „DGUV-Job“ (Deutsche 
gesetzliche Unfallversicherung) pro Ausbildungsjahrgang 
bereitgestellt. Daneben werden über das „normale“ Verfahren 
Auszubildende mit Behinderungen eingestellt. Bezüglich der 
Neueinstellungen und den Azubis folgender Hinweis: Die Be-
schäftigten sind nicht verpflichtet, sich zu offenbaren. Es steht 
Ihnen frei, die Schwerbehinderung bzw. Behinderung anzu-
geben. Wenn sie es nicht von sich aus mitteilen (nachweisen), 
werden sie auch nicht als behinderte bzw. schwerbehinderte 
Beschäftigte erfasst. Das Fragerecht des Arbeitgebers zur Be-
hinderung ist in Hinblick auf das AGG eingeschränkt. Es wird 
aktiv – auch auf Messen und Veranstaltungen – zu Bewerbung 
aufgefordert und die Inklusionsarbeit des Unternehmens vor-
gestellt. 

Es gibt Schwerbehindertenvertretungen im Haus, die in allen 
Fragen einbezogen werden. Vorschläge von den Schwerbe-
hindertenvertretungen werden aufgenommen. Es gibt einen 
regelmäßig tagenden Arbeitskreis der Schwerbehinderten-
vertretungen und Beauftragten des Arbeitgebers und BEM 
Koordinators zur Abstimmung von Themen. Zudem wird mit 
dem Integrationsamt zusammengearbeitet. 

Die Schwerbehindertenvertretungen verfügen zudem über 
eigene Netzwerke, die für die betriebliche Arbeit genutzt 
werden. Es gibt einen regelmäßigen Arbeitskreis, in dem die 
Inklusionsbeauftragten, der BEM Koordinator und die Schwer-
behindertenvertretungen zusammenkommen, um betriebliche 
Probleme zu besprechen und eine enge Zusammenarbeit zu 
pflegen.

Zudem gibt es bei der BSR verschiedenste Projekte für be-
hinderte und leistungsgeminderte Beschäftigte. Es gibt das 
„Scout Projekt“ und das Projekt „Papierkorbwerkstatt“ in der 
Reinigung. Die Projekte „Deckel in Deckel“ und „Altkleider-
sammlung“ sind geförderte Projekte aus der Abfallwirtschaft. 
Es gibt weitere kleine Projekte, in denen leistungsgeminderte 
Beschäftigte, die häufig auch schwerbehindert sind, in den 
betrieblichen Ablauf integriert sind. Es gibt darüber hinaus 
seit 2003 das Integrationsprojekt „Gemeinsam schaffen wir 
das!“ und seit 2013 “SISA“ (sicher abfahren, sauber ankom-
men).

B) ZIELE IM KONTEXT MIT DER UN–BRK 

Die BSR beschäftigt sehr viele Menschen mit Behinderungen. 
Gegebenenfalls wird der Anteil aus demografischen Gründen 
in den nächsten Jahren noch größer werden. Daher besteht 
die Herausforderung darin, für alle eine sinnvolle, gesund-
heitserhaltende und wertschöpfende Arbeit zu finden. Dabei 
ist auch weiterhin die Erfüllung der uns vom Land übertra-
genen Aufgaben in der Abfallwirtschaft und Stadtreinigung 
sicherzustellen. Gleichzeitig müssen alle Leistungen auch re-
finanziert werden, hier gilt es die Gebühren im Blick zu haben. 

Die oben aufgeführten umfangreichen Maßnahmen werden in 
den kommenden Jahren fortgeführt und ausgebaut. 
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C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Berliner Stadtreinigungsbetriebe AöR (BSR)

1 . FORTFÜHRUNG UND WEITERENTWICKLUNG VON MASSNAHMEN ZUR BEWUSSTSEINSBILDUNG

Artikelbezug UN-BRK Art. 8 (Bewusstseinsbildung) UN-BRK 
Ziel bis 2025 Die bereits etablierten Maßnahmen und Aktivitäten über diverse Gremien, Ausschüssen 

oder Arbeits-/Steuerkreisen, aktive Öffentlichkeitsarbeit sind fortgeführt und weiterentwickelt 
wurden, z. B. durch die Mitwirkung an Veranstaltungen und Kongressen, Durchführung von 
Schulungen und Schwerbehindertenversammlungen.

Teilziele Jährliche Fortbildung und Unterweisung, um möglichst viele Mitarbeitende zu erreichen.
Zuständigkeit SenWEB i. V. m. BSR
Laufzeit laufend
Finanzierung Im Rahmen der verfügbaren Ressourcen

2 . FORTFÜHRUNG UND WEITERENTWICKLUNG DES BARRIEREFREIEN ZUGANGS ZU INFORMATIONEN

Artikelbezug UN-BRK Art. 21 (Zugang zu Informationen) UN-BRK 
Ziel bis 2025 Die bereits etablierten Maßnahmen und Aktivitäten für einen barrierefreien Zugang zu Infor-

mationen sind fortgeführt und weiterentwickelt wurden, z. B. „barrierearmer“ Ausbau IT.
Teilziele Barrierefreiheit ist ein wesentliches Entscheidungskriterium bei der Auswahl zukünftiger An-

wendungen / Lösungen, aktuell u. a. Microsoft O365, Fiori Relaunch Pad für das barrierefreie 
Anwendungsportal.

Zuständigkeit SenWEB i. V. m. BSR
Laufzeit laufend
Finanzierung Im Rahmen der verfügbaren Ressourcen

3 . FORTFÜHRUNG UND WEITERENTWICKLUNG BARRIEREFREIER ZUGÄNGE

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 (Zugänglichkeit) UN-BRK
Ziel bis 2025 Bereits etablierte Maßnahmen und Aktivitäten unter dem Gesichtspunkt Zugänglichkeit sind 

fortgeführt und weiterentwickelt worden u.a. Berücksichtigung des Kriteriums „Barrierefreiheit“ 
in Bau(planung). 
 
a) Schaffung baulicher Rahmenbedingungen zur barrierefreien Entsorgung auf dem Recyc-
ling-Center Plus Gradestraße. 
 
b) Umsetzung Kriterium der Barrierefreiheit bei Planung weiterer Recycling-Center Plus. 
 
c) Berücksichtigung der Kriterien des Barrierefreien Bauens bei Neubau-Planungen. 
d) Vertrieb ARC 32 als Angebot zur Einrichtung eines barrierefreien Müllbehälterstandplatzes.

Teilziele Laufzeit 2020  
 
a) Kriterium der Barrierefreiheit wird aktuell in Vorplanung bzgl. RCH Hegauer Weg berück-
sichtigt.  
 
b) Findet Berücksichtigung bei Planung bzgl. Neubau Hauptverwaltung – Fertigstellung ist 
2026 geplant. 
 
c) Die BSR-Entwicklung eines barrierefreien Abfallsammelsystems wird in der BSR produziert 
und von der BSR und der FBS vertrieben. Auf Basis der Aktivitäten konnte der Bekanntheits-
grad deutlich gesteigert werden. Die Absatzzahlen haben sich 2019 gegenüber 2018 verdop-
pelt. Es zeichnet sich auch für 2020 eine dynamische Entwicklung der Verkaufszahlen ab. Erste 
arc32 Systeme sollen in diesem Jahr in die Vereinigten Arabischen Emirate exportiert werden. 
Die langfristig angelegte Vertriebsstrategie hat sich bewährt und wird fortgeführt.

Zuständigkeit SenWEB i. V. m. BSR
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Laufzeit a) Fertigstellung voraussichtlich I Quartal 2021 
b) 2022–2024 
c, d) laufend

Finanzierung Im Rahmen der verfügbaren Ressourcen

4 . FORTFÜHRUNG UND WEITERENTWICKLUNG VON MASSNAHMEN UND AKTIVITÄTEN ZUR 
GESUNDHEITSFÖRDERUNG

Artikelbezug UN-BRK Art. 27 (Arbeit und Beschäftigung) i. V. m. Art.25 (Gesundheit) UN-BRK
Ziel bis 2025 Bereits etablierte Maßnahmen und Aktivitäten im Bereich Gesundheitsförderung sind fortge-

führt und weiterentwickelt worden, z. B. Optimierung der in einer separaten Geschäftseinheit 
gebündelten Aktivitäten (Schulungen, Unterweisungen etc.).

Teilziele Regelmäßige Analyse bzgl. Krankenständen, Unfällen, BEM Fällen etc. und Ableitung von 
Maßnahmen in Arbeitsgruppen. 
 
Übergreifende BSR weite Abstimmung im Steuerkreis Gesundheit, Steuerkreis Beruf und Fami-
lie sowie der Zentral ASA. 
 
Frühzeitiges Einbinden in strategische Projekte BSR weit, wie beispielsweise der Bau der 
neuen Zentrale oder Umgang mit schweren Ladestellen bis hin zu individuellen Angeboten 
über die Gesundheitsplattform „Humanoo“ oder die während der Pandemie entstandenen 
„Coronalotsen“ in dem das Gesundheitsmanagement auf Ganzheitlichkeit abzielt und neuste 
wissenschaftliche Erkenntnisse für die Beschäftigten aufbereitet.

Zuständigkeit SenWEB i. V. m. BSR
Laufzeit laufend
Finanzierung Im Rahmen der verfügbaren Ressourcen

5 . DURCHFÜHRUNG VON MASSNAHMEN UND AKTIVITÄTEN IM UMGANG MIT LEISTUNGSGEMINDERTEN 
MITARBEITENDEN

Artikelbezug UN-BRK Art. 27 (Arbeit und Beschäftigung) UN-BRK
Ziel bis 2025 Umgang mit leistungsgeminderten Mitarbeitenden:  

a) Dienstvereinbarungen zur Förderung und Integration von leistungsgeminderten Mitarbeiten-
den bei der BSR (DV Film) sind angepasst und überarbeitet. 
b) Die Rahmenbedingen für den Einsatz und die Eröffnung neuer Aufgabengebiete sind ver-
bessert z. B. Umsetzung Projekt „Liegenschaften“, Realisierung Konzepte zur Kompetenzermitt-
lung und Qualifizierung für den arbeitsplatzspezifischen Einsatz.

Teilziele a) Neue Dienstvereinbarung soll bis 09/2020 verhandelt sein. 
 
b) Das Projekt Umgang mit leistungsgewandelten Mitarbeitenden ist bis auf die Verhandlung 
der neuen Dienstvereinbarung abgeschlossen, neue Einsatzmöglichkeiten wurden erarbeitet 
und werden fortlaufend implementiert. Aktuell liegt der Fokus im Einsatz der leistungsgemin-
derten Mitarbeitenden auf den Recyclinghöfen zur Abnahme der „NochMal – Waren“. Weitere 
Aufgaben sind in Planung. Der Prozess Vermittlung GMI wurde um den Teil „Entwicklungsge-
spräche“ erweitert.

Zuständigkeit SenWEB i. V. m. BSR
Laufzeit a) 2020/21 

b) 2019 laufend
Finanzierung Im Rahmen der verfügbaren Ressourcen
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6 . OPTIMIERUNG ARBEITSORGANISATION IN HINSICHT AUF LEBENSPHASENORIENTIERTES ARBEITEN

Artikelbezug UN-BRK Art. 27 (Arbeit und Beschäftigung) UN-BRK
Ziel bis 2025 Die Arbeitsorganisation ist in Hinsicht auf lebensphasenorientiertes Arbeiten optimiert, z. B. 

reduziertes Gedinge für Mitarbeitende der Abfallwirtschaft, Anpassung von Arbeitszeitmodel-
len, u. a. in der Straßenreinigung.

Teilziele Verbesserung der Arbeitsorganisation in der Müllabfuhr: 
Erprobung von Mini-Abfallsammelfahrzeugen und Ziehhilfen (elektrisch oder handgeführt), 
um an besonders schwierigen Ladestellen eine Belastungsreduzierung für die Beschäftigten 
herbeiführen zu können.  
 
Derzeit sind 5 Mini-Abfallsammelfahrzeuge im Einsatz, bei positiver Erprobungsbilanz sollen 
2021 weitere Fahrzeuge zugeführt werden. Test von Ziehhilfen hat gerade begonnen. Mittels 
der Aufstellung von Transportüberwegen (Genehmigung durch Bezirksamt) können lange Zieh-
wege verkürzt und Verparkung umgangen werden.  
 
In der Reinigung unterstützt die Arbeitsorganisation Gruppenarbeit die Integration von Men-
schen mit Behinderungen in Leistungsprozesse. Im Rahmen ihrer selbstorganisierten Leistungs-
erbringung können die Mitarbeitenden Tätigkeiten optimal auf die individuellen Fertigkeiten 
und Möglichkeiten verteilen.

Zuständigkeit SenWeb i. V. m. BSR
Laufzeit 2020/21
Finanzierung Im Rahmen der verfügbaren Ressourcen

7 . FORTFÜHRUNG UND WEITERENTWICKLUNG VON MASSNAHMEN UND AKTIVITÄTEN IM BEREICH ARBEITS- UND 
BESCHÄFTIGUNGSFÖRDERUNG FÜR MENSCHEN MIT BEHINDERUNGEN

Artikelbezug UN-BRK Art. 27 (Arbeit und Beschäftigung) UN-BRK
Ziel bis 2025 Bereits etablierte Maßnahmen wie „Papierkorbwerkstatt“ und „BSR-Scout“ sowie soziale Pro-

jekte z. B. „SiSa“, „Gemeinsam schaffen wir das“ sind fortgesetzt und weiterentwickelt worden 
soweit die Zusammenarbeit mit den Trägern und die Finanzierbarkeit gesichert ist.

Teilziele Soziale Projekte werden laufend fortgeführt.  
„Sisa“: 8. Durchgang startet in 2020  
„Gemeinsam schaffen wir das“: 15-jähriges Jubiläum in 2019, 17. Durchlauf startet im Herbst 
2020

Zuständigkeit SenWEB i. V. m. BSR und in Zusammenarbeit mit den jeweiligen Leistungserbringern
Laufzeit laufend
Finanzierung Im Rahmen der verfügbaren Ressourcen
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2 .4 .3 TEILBEREICH: TOURISMUS 

A) IST-SITUATION

Für rund sieben Millionen Menschen in Deutschland beziehungs-
weise rund 50 Millionen Menschen in Europa stellt das Reisen 
eine besondere Herausforderung dar. Angesichts des demo-
grafischen Wandels werden zukünftig immer mehr Menschen 
unserer Gesellschaft auf Komfort angewiesen sein. Dies bezieht 
sich insbesondere auf verlässliche Informationen, Mobilität, Zu-
gänglichkeit und Komfort innerhalb der touristischen Reisekette. 
In Berlin ist die generelle Barrierefreiheit für 10 % der Bevöl-
kerung zwingend erforderlich, für 40 % hilfreich und für 100 % 
komfortabel. Barrierefreiheit im Sinne des Inklusionsgedankens 
bedeutet die Schaffung von höchstmöglicher Barrierefreiheit 
und ist somit ein gesamtgesellschaftliches Ziel. 

Handlungsbedarf nach der UN-BRK im Tourismus sind vor allem:
 — Art. 8 Bewusstseinsbildung
 — Art. 9 Zugänglichkeit
 — Art. 20 Persönliche Mobilität
 — Art. 21 Zugang zu Informationen
 — Art. 27 Arbeit und Beschäftigung
 — Art. 30 Teilhabe am kulturellen Leben sowie an Erholung, 

Freizeit und Sport
 — Art. 31 Statistik und Datensammlung

Projekt „Reisen für Alle“ https://www .reisen-fuer-alle .de/
Tourismus für Alle ist die Herausforderung der sich visitBerlin 
seit 2011 stellt und darauf mit dem bundesweit einheitlichen 
Kennzeichnungssystem „Reisen für Alle“ reagiert, welches vom 
Deutschen Seminar für Tourismus (DSFT) in Kooperation mit dem 
Tourismus für Alle Deutschland e. V. (Natko) als Projektträger ini-
tiiert wurde. Erstmals werden für die Gäste notwendige Informa-
tionen durch ausgebildete Datenerheber erfasst und mit klaren 
Qualitätskriterien bewertet. Allen Reisenden ist es somit möglich, 
verlässliche Informationen über die touristischen Anbieter zu er-
halten und diese für ihre Reiseentscheidung zu nutzen. 

Inzwischen setzen 14 Bundesländer und einige Regionen das 
Kennzeichnungssystem „Reisen für Alle“ ein. visitBerlin ist 
alleiniger Lizenznehmer des Projektes für Berlin. Über Mittel 
aus dem Berliner Landeshaushalt konnten Innovationen (Bar-
rierefrei App) im Bereich der Kommunikation für barrierefreies 
Reisen zur Verfügung gestellt werden. 

Vorteile für den Gast:
 — vertrauensvolle, transparente, bundesweit einheitliche und 

glaubwürdige Kennzeichnung. 
 — Betriebe können ihren Gästen erstmals bundesweit ver-

lässliche und geprüfte Informationen (d. h. keine Selbst-
einschätzung) für barrierefreie Angebote bereitstellen. 

 — Einbindung des zertifizierten Betriebes auf der Barrierefrei 
Zielgruppenseite (http://www.visitberlin.de/de/barrierefrei) 
sowie auf der bundesweiten Projekthomepage (http://www.
reisen-fuer-alle.de/) und Erwähnung in den Publikationen.

Zielgruppen: 
 — Menschen mit Gehbehinderung 
 — Rollstuhlfahrer / Rollstuhlfahrerinnen
 — Gehörlose Menschen 
 — Menschen mit Hörbehinderung 
 — Menschen mit Sehbehinderung 
 — Blinde Menschen 
 — Menschen mit intellektuellen Beeinträchtigungen 

Aktivitäten/Maßnahmen von visitBerlin 
 — Präsenz auf der Internationalen Tourismusbörse (ITB) seit 

2014 mit eigenem Counter. 

 — Partner des „Tag des barrierefreien Tourismus“ im Rahmen 
der Internationalen Tourismusbörse (Deutsche Zentrale für 
Tourismus). 

 — Teilnahme u. a. im Länderarbeitskreis „Tourismus für Alle“ 
und an den Sitzungen des Projektbeirats und der Projekt-
arbeitsgruppe des Deutsche Seminar für Tourismus Berlin 
e. V. (DSFT). 

 — Einführung der Berlin-Barrierefrei Zielgruppenseite Anfang 
2015, die zielgruppenspezifische barrierefreie Angebote 
wie Hotelübernachtungen, touristische Attraktionen und 
Informationen zu touristischen Dienstleistungen bietet 
(visitberlin.de/de/barrierefrei-berlin). Stetiger Ausbau der 
Zielgruppenseite.

 — Regelmäßige Erhebungen der touristischen Betriebe und 
Organisationen sowie Aufbereitung der Daten in die web-
basierte Datenbank (pflege.reisen-fuer-alle.de).

 — Akquise der Betriebe für eine größtmögliche Beteiligung an 
dem Projekt, um den Gästen ein umfangreiches Angebot 
mit Informationen zur Barrierefreiheit offerieren zu können.

Nach dem Projekt „Reisen für Alle“ derzeit erhobene Be-
triebe/Organisationen (Stand: 150 erhobene Betriebe, Juni 
2020):

 — 7 Tourist Informationen 
 — 28 Hotels 
 — 29 Kultureinrichtungen und touristische Attraktionen
 — 6 Veranstaltungsorte
 — 2 Reedereien mit insgesamt 10 Schiffen 
 — 10 Gastronomieeinrichtungen 
 — 7 öffentliche Plätze, Parks & Gärten
 — 54 City-Toiletten

Die (Re-)Zertifizierung wurde aufgrund der Corona-Pandemie 
und der damit einhergehenden veränderten inhaltlichen und 
budgetären Prioritäten bei visitBerlin bis zum jetzigen Zeit-
punkt ausgesetzt (Stand: 15.06.2020). Eine Fortführung ist für 
die 2. Jahreshälfte 2020 in Planung. 

https://www.reisen-fuer-alle.de/
http://www.visitberlin.de/de/barrierefrei
http://www.reisen-fuer-alle.de/
http://www.reisen-fuer-alle.de/
https://www.visitberlin.de/de/barrierefrei-berlin
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accessBerlin App – Berlin barrierefrei erleben 
 — Launch der App: März 2017 zur Internationale Tourismus-

börse (ITB) als ein digitales Angebot zur Kommunikation 
barrierefreier Angebote im Rahmen eines nachhaltigen 
und stadtverträglichen Tourismuskonzeptes (Entwicklung 
der App stammt aus City-Tax Mitteln). 

 — Vorstellung der englischen Version im Juni 2017. 

 — Funktion der App: accessBerlin ermöglicht der mobilitäts-
eingeschränkten Nutzerinnen- und Nutzergruppen, sich 
verlässlich anhand von sechs Routenvorschlägen entlang 
der touristischen Servicekette durch Berlin zu bewegen. 
Die Orte und touristischen Betriebe an diesen Routen sind 
größtenteils nach „Reisen für Alle“ erhoben und zertifi-
ziert. Das bedeutet, dass der Nutzer bzw. dem Nutzer ein 
Höchstmaß an verlässlichen Informationen vorliegt – u. a. 
in Form von Prüfberichten zum Download. 

 — Die touristischen Angebote mit Informationen zur Barriere-
freiheit werden mit vielen Zusatzinfos wie z. B. eine Liste 
von „Wall-Toiletten“ oder eine Übersicht der Fahrstühle im 
Öffentlichen Personennahverkehr sowie Wegebeziehun-
gen ergänzt. 

 — Aktuell sechs Routen mit 60 touristischen Highlights von 
An- bis Abreise: 4 x Bus, 1 x U-Bahn, 1 x S-Bahn 

 — Erweiterung des Routen-Angebotes um die S-Bahnlinie 9 
mit weiteren touristischen Angeboten und der Information 
zur Barrierefreiheit.

 — Erweiterung der Zielgruppe um die seheingeschränkte und 
blinde Nutzergruppe → Nutzergruppe wurde im Dezember 
2018 integriert.

Durch die Insolvenz des App-Dienstleisters in 2019 ist das 
Projekt stagniert. Die Inhalte konnten nicht gepflegt und 
aktualisiert werden. Die Neuausschreibung des Dienstleisters 
wurde durch die Corona-Pandemie unterbrochen und wird 
derzeit erneut geprüft.

B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK 

Schaffung eines bundesweit einheitlichen Systems bzw. 
Kennzeichnung für mehr Transparenz und Orientierung sowie 
Sensibilisierung und Qualifizierung entlang der gesamten 
Servicekette mit dem Projekt „Reisen für Alle“ von Deutsches 
Seminar für Tourismus Berlin e. V. (DSFT). Berlin als deutsche 
Hauptstadt und internationale Top-Destination muss hier Vor-
bildfunktion haben und den Ansprüchen und Erwartungen der 
Gäste gerecht werden. 

Einbindung in die Tourismuskonzeption des Landes Berlin 
„Tourismuskonzept 2018+“ 

Umsetzung der Barrierefreiheit analog der touristischen Ser-

vicekette von An- bis zur Abreise: Die Aufgabe von visitBerlin 
ist die Bündelung und die Kommunikation der barrierefreien 
Angebote im Rahmen der Gesamtaufgabe touristischer Wirt-
schaftsförderung. Das bedeutet in erster Linie verlässliche In-
formationen zu barrierefreien touristischen Angeboten in den 
gängigen Kommunikationskanälen zur Verfügung zu stellen. 
Menschen mit eingeschränkter Mobilität sollen befähigt wer-
den, sich autonom durch Berlin zu bewegen und das Angebot 
der Stadt selbstbestimmt wahrzunehmen. 

 — Governance – Tourismus als Querschnittsaufgabe an-
erkennen 

 – Barrierefreiheit als typisches Querschnittsthema 
 – Benefit für Gäste und Einheimische 

 — Qualitative Wertschöpfung – Tourismus qualitativ weiter-
entwickeln 

 – Barrierefreiheit = Service + Komfort = Qualität 
 – Barrierefreiheit als key factor für soziale Nachhaltigkeit 
in Unternehmens- und Personalkonzepten 

 – Nutzung von Marktpotenzialen durch demografischen 
Wandel und Internationalisierung 

 – Anforderungen an Barrierefreiheit als zusätzliches Seg-
mentierungskriterium

 — Partizipation – Stadtverträglichkeit gemeinsam gestalten 

 – Akzeptanzsteigerung für Investitionen durch Mehrwert 
auch für Einheimische

 – Tourismus für Alle = Einbeziehung aller wichtigen Stake-
holder

 — Monitoring – Berlin-Tourismus besser verstehen 

 – Wünsche und Anforderungen der Gäste kennenlernen 
als wichtige Voraussetzung für Erfolg im Tourismus für 
Alle 

 — Kiezbasierte Tourismussteuerung – räumliche Differenzie-
rung ernst genommen

 – Vielfalt berücksichtigen: ohne individuelle Lösungen 
geht es nicht 

 – Barrierefreie „Point of Interest“ außerhalb ausgetretener 
Pfade in den Mittelpunkt stellen Digitalisierung und In-
klusion / Barrierefreiheit als Querschnittsthemen 

 – Digitalisierung als wichtiger Innovator der Barrierefrei-
heit (z. B. mobile Lösungen, responsive design, Sprach-
funktionalität etc.) 

 – Geschlossene Serviceketten (für alle Gäste) in den 
Fokus rücken
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C) GEPLANTE MASSNAHMEN 

Tourismus

1 . REISEN FÜR ALLE: AUSBAU DES TOURISTISCHEN ANGEBOTES IN FORM VON ERHEBUNGEN UND RE-
ZERTIFIZIERUNGEN

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 (Zugänglichkeit), Art. 30 (Teilhabe am kulturellen Leben sowie an Erholung, Freizeit und 
Sport), Art. 31 (Statistik und Datenschutz) UN-BRK 

Ziel bis 2025 Touristisches Angebot und Angebotsnutzung sind um 30–40 weitere Points of interest (POI) 
gesteigert.

Teilziele Zertifizierung von 5 touristischen Angeboten in der zweiten Jahreshälfte 2020.
Zuständigkeit SenWeb i. V. m. vB (visitBerlin) / Deutsches Seminar für Tourismus (DSFT), Verantwortlich für die 

Förderung von visitBerlin: SenWiEnBe, Referat II B
Laufzeit 2020 – 2022 
Finanzierung Für 2020 im Rahmen der Zuwendungen an visitBerlin: 25.000 € für Thema Barrierefreiheit 

(gilt für gesamte Tabelle)

2 . ACCESSBERLIN APP: ENTWICKLUNG EINER ALTERNATIVE ZU DEN ROUTEN (U-BAHN, S-BAHN U . BUSLINIEN) 

Artikelbezug UN-BRK Art. 4h (Allgemeine Grundsätze), Art. 9 (Zugänglichkeit) Art. 20 (Persönliche Mobilität), Art. 21 
(Recht der freien Meinungsäußerung, Meinungsfreiheit und Zugang zu Informationen) UN-BRK

Ziel bis 2025 Angebote u. Leistungsträger innerhalb des Berliner-S-Bahnringes sind erfasst und können über 
die accessBerlin App eingesehen sowie barrierefreie Routen abgerufen werden.

Teilziele Durch die Stagnation der App folgend der Insolvenz des Dienstleisters wird die App evaluiert 
und das weitere Vorgehen im Rahmen des eingeschränkten Budgets geplant (2020).

Zuständigkeit SenWeb i. V. m. vB
Laufzeit 2020 – 2022 
Finanzierung Im Rahmen der verfügbaren Ressourcen

3 . TOURISMUSKONZEPT 2018+ 

Artikelbezug UN-BRK Art. 4c (Allgemeine Grundsätze), Art. 8 (Bewusstseinsbildung) Art. 9 (Zugänglichkeit), Art. 30 
(Teilhabe am kulturellen Leben sowie an Erholung, Freizeit und Sport) UN-BRK

Ziel bis 2025 Erhöhung der Anzahl von Kooperationspartnern.
Teilziele Integration von barrierefreien Gastronomie-, Shopping- und Kulturangeboten.
Zuständigkeit SenWeb i. V. m. vB
Laufzeit 2020 – 2022
Finanzierung Im Rahmen der verfügbaren Ressourcen

4 . ÜBERARBEITUNG DER VB-HOMEPAGE: „BARRIEREFREI IN BERLIN“ 

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 (Zugänglichkeit), Art. 21 (Recht der freien Meinungsäußerung, Meinungsfreiheit und 
 Zugang zu Informationen) UN-BRK

Ziel bis 2025 Komplett barrierefrei für alle Nutzergruppen.
Teilziele Kontinuierlicher Ausbau des Info-Angebotes.
Zuständigkeit SenWeb i. V. m. vB 
Laufzeit laufend
Finanzierung Im Rahmen der verfügbaren Ressourcen
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5 . MARKTTAGE / FACHINFORMATION FÜR DIE BRANCHE UND TOURISTISCHE PARTNER 

Artikelbezug UN-BRK Art. 4i (Allgemeine Grundsätze) UN-BRK
Ziel bis 2025 Weitere Anbieter gewinnen  

Coronabedingt können die Veranstaltungen nicht stattfinden.  
Eine digitale Alternative wird ausgelotet.

Teilziele Angebotsausweitung im Gastronomiebereich. 
Zuständigkeit SenWeb i. V. m. vB 
Laufzeit 2020 
Finanzierung Im Rahmen der verfügbaren Ressourcen

6 . MESSE-BETEILIGUNG Z . B . AUF DER ITB, DER REHACARE UND DER MESSE „MITEINANDER LEBEN“ 

Artikelbezug UN-BRK Art. 4 (Allgemeine Grundsätze), Art. 8 (Bewusstseinsbildung) Art. 9 (Zugänglichkeit), UN-BRK
Ziel bis 2025 Darstellung Berlins als attraktives barrierefreies Reiseziel  

Coronabedingt wurden die Veranstaltungen für das Jahr 2020 abgesagt.
Teilziele Darstellung Berlins als attraktives Reiseziel für Menschen mit Behinderungen auf der ITB.  

 
Tage des barrierefreien Tourismus (in Kooperation mit der Deutschen Zentrale für Tourismus 
(DZT)), der über die Arbeit zum Thema Barrierefreiheit sowie die accessBerlin App, Networking 
& Austausch mit anderen Experten informiert.

Zuständigkeit SenWeb i. V. m. vB, DZT
Laufzeit 2020 
Finanzierung Im Rahmen der verfügbaren Ressourcen

7 . BETREUUNG VON INTERNATIONALEN PRESSE- UND EXPERTENGRUPPEN (SITE INSPECTION) 

Artikelbezug UN-BRK Art. 8 (Bewusstseinsbildung), Art. 21 (Recht der freien Meinungsäußerung, Meinungsfreiheit und 
Zugang zu Informationen) UN-BRK

Ziel bis 2025 Bewusstsein generieren, Bekanntmachung Berlins als attraktives barrierefreies Reiseziel.
Teilziele Betreuung einer Presse-/Expertengruppe in 2020.
Zuständigkeit SenWeb i. V. m. vB 
Laufzeit laufend
Finanzierung Im Rahmen der verfügbaren Ressourcen

8 . KOMMUNIKATION PRESSE-BASISTEXTE ZUM THEMA, EINLADUNG VON FACHJOURNALISTEN 

Artikelbezug UN-BRK Art. 8 (Bewusstseinsbildung), Art. 21 (Recht der freien Meinungsäußerung, Meinungsfreiheit und 
Zugang zu Informationen) UN-BRK

Ziel bis 2025 Bewusstsein generieren, Bekanntmachung Berlins als attraktives barrierefreies Reiseziel.
Teilziele Kontinuierliche Aktualisierung.
Zuständigkeit SenWeb i. V. m. vB 
Laufzeit laufend
Finanzierung Im Rahmen der verfügbaren Ressourcen

9 . VERTRETUNG IN DER AG BARRIEREFREI U . KULTUR DES LANDES BERLIN 

Artikelbezug UN-BRK Art. 30 (Statistik und Datensammlung) UN-BRK
Ziel bis 2025 Erfahrungsaustausch und Darstellung/Diskussion relevanter Themen.
Zuständigkeit SenWeb i. V. m. SenKultEu 
Laufzeit laufend
Finanzierung Im Rahmen der verfügbaren Ressourcen
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10 . VERTRETUNG IN DER AG DER LANDESMARKETINGGESELLSCHAFTEN (LMO) BUNDESWEITER AUSTAUSCH 

Artikelbezug UN-BRK Art. 30 (Statistik und Datensammlung) UN-BRK
Ziel bis 2025 Erfahrungsaustausch und Darstellung/Diskussion relevanter Themen wie Optimierung des 

Datenerhebungsprozesses. 
Teilziele Optimierung des Datenerhebungsprozesses. 
Zuständigkeit SenWeb i. V. m. allen LMO´s 
Laufzeit laufend
Finanzierung Im Rahmen der verfügbaren Ressourcen

11 . KOOPERATION MIT DEM VEREIN SOZIALHELDEN (WHEELMAP) 

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 (Zugänglichkeit), Art. 20 (Persönliche Mobilität), Art. 21 (Recht der freien Meinungsäuße-
rung, Meinungsfreiheit und Zugang zu Informationen) UN-BRK

Ziel bis 2025 Schaffung eines einfachen Zugangs zu Informationen rollstuhlgerechter Orte. 
Zuständigkeit SenWeb i. V. m. Verein Sozialhelden 
Laufzeit 2020
Finanzierung Im Rahmen der verfügbaren Ressourcen

12 . SCHULUNG UND INTENSIVE ABSTIMMUNG MIT DER MARKETINGS- UND KOMMUNIKATIONSABTEILUNG 
(UNTERNEHMENSINTERN)

Artikelbezug UN-BRK Art. 4i (Allgemeine Grundsätze), Art. 8 Bewusstseinsbildung), Art. 9 (Zugänglichkeit), Art. 21 
(Recht der freien Meinungsäußerung, Meinungsfreiheit und Zugang zu Informationen) UN-BRK

Ziel bis 2025 Ausbau der Marketingaktivitäten im Thema Inklusion/Barrierefreiheit, Sensibilisierung für das 
Thema im Unternehmen selbst. 
 
Bedingt durch Covid-19 können die Veranstaltungen im Jahr 2020 nicht stattfinden. Eine digi-
tale Alternative wird ausgelotet.

Teilziele Durchführung einer digitalen Schulung in 2020.
Zuständigkeit SenWeb i. V. m. vB
Laufzeit laufend
Finanzierung Im Rahmen der verfügbaren Ressourcen
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2 .5 . HANDLUNGSFELD:  MOBILITÄT

Strategisches Ziel: 
Ziel ist es, Zugangshindernisse und -barrieren zu beseiti-
gen, um Menschen mit Behinderungen einen gleichberech-
tigten Zugang zum öffentlichen Personennahverkehr, dem 
Bahn- und Fernverkehr und sonstigen Transportmitteln zu 
gewährleisten, um eine möglichst uneingeschränkte Mobili-
tät zu erreichen.

2 .5 .1 TEILBEREICH: MOBILITÄTSKONZEPT UND  MOBILITÄTSGESETZ

A) IST-SITUATION

Im Sommer 2018 ist das Berliner Mobilitätsgesetz in Kraft 
getreten, bundesweit beispiellos und in einem einmaligen 
Verfahren unter Einbeziehung von Mobilitätsverbänden, den 
Bezirken, den zuständigen Senatsverwaltungen und Vertrete-
rinnen und Vertretern der Fraktionen des Abgeordnetenhau-
ses.

Das Mobilitätsgesetz besteht aus mehreren Bausteinen und 
betrachtet dabei alle Verkehrsmittel integriert. Die einzelnen 
Elemente entstehen nach und nach. Sie ermöglichen in ihrer 
Gesamtheit eine zukunftsorientierte Mobilität: Die ersten drei 
Bausteine beschreiben allgemeine, verkehrsträgerübergrei-
fende Ziele sowie den ÖPNV und den Radverkehr. Anfang 
2021 folgt der Abschnitt „Fußverkehr“ und Mitte 2021 die Ab-
schnitte „Neue Mobilität“ und „Wirtschaftsverkehr“.

Bisher war der Stadtentwicklungsplan Verkehr mit dem Ziel-
jahr 2025 das „Kursbuch der Berliner Verkehrspolitik“. Seit 
dem Beschluss ist eine große Zahl von Maßnahmen umge-
setzt worden, andere wurden initiiert bzw. laufen kontinuierlich 
weiter. Priorität in der Umsetzung hatten die Maßnahmen des 
„Mobilitätsprogramms 2016“. Dieses wurde als Aktionsplan 
für fünf Jahre aus dem Stadtentwicklungsplan Verkehr heraus 
entwickelt und sah mehr als 40 Einzelmaßnahmen vor. Zu 
den zum Jahresende 2016 abgeschlossenen Maßnahmen 
gehörten unter anderem die Erstellung und Umsetzung kon-
zeptioneller Planungen, wie beispielsweise die Erarbeitung 
der Fußverkehrsstrategie, die Fortschreibung der Radver-
kehrsstrategie oder die Erarbeitung des Verkehrssicher-heits-
programms.

Auf der praktischen, für die Berlinerinnen und Berliner un-
mittelbar erlebbaren Ebene wurden ebenfalls zahlreiche 
Fortschritte erzielt. Im Fußverkehr wurden verschiedene 
Modellprojekte gestartet, circa 140 Bordabsenkungsmaß-
nahmen pro Jahr dienen der Barrierefreiheit, das Netz des 
Radverkehrs wurde erweitert und Netzlücken geschlossen, 
nach europaweiter Ausschreibung konnte ein Fahrradverleih-
system in Betrieb genommen werden. Im ÖPNV wurde das 

Netz der Straßenbahn mit der Anbindung des Hauptbahn-
hofs erweitert, die Planung für weitere Neubaustrecken wurde 
vorangetrieben, bei U-Bahn, Straßenbahn und Bus wurde das 
Taktangebot seit 2014 deutlich verdichtet und neue Angebote 
für die wachsende Stadt geschaffen. 

B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK

Berlin soll mobiler, sicherer und klimafreundlicher werden. 
In einer wachsenden Millionenstadt wie Berlin gelingt das 
nur, wenn alle Verkehrsmittel – also Bus, Bahn, Fahrrad, Auto, 
Fußverkehr – mit ihren Stärken berücksichtigt werden und eine 
barrierefreie Infrastruktur gewährleistet ist.

Die Senatsverwaltung für Umwelt, Verkehr und Klimaschutz 
(SenUVK) hat in der Vergangenheit Gesetzesinitiativen und 
Projekte initiiert, damit diese Ziele erreicht werden und Be-
wohnerinnen und Bewohner sowie Besucherinnen und Besu-
cher auf möglichst umwelt- und stadtverträgliche Art bequem, 
sicher und zuverlässig an ihr Ziel kommen – unabhängig von 
der Verfügbarkeit eines eigenen Verkehrsmittels oder körper-
lichen Einschränkungen. Diese Zielsetzung gilt es in Zukunft 
fortzusetzen.

Das Mobilitätsgesetz sorgt dafür, dass alle – Alte und Junge 
Menschen mit und ohne Behinderungen – sicher und selbstbe-
stimmt mobil sein können. Die Außenbezirke und die Metro-
polregion Berlin-Brandenburg sollen noch besser mit Bussen, 
Bahnen und dem Radverkehr erschlossen und neue Quartiere 
sollen auch ohne Auto bequem und barrierefrei erreichbar 
sein. Ziel ist es, mit dem Mobilitätsgesetz die Vorgaben aus 
Artikel 9 (Barrierefreiheit) der UN-BRK zu verwirklichen.
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Mobilitätskonzept: 
Für Fahrten zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft, die 
nicht mit dem öffentlichen Personennahverkehr durchge-
führt werden können, hat sich der Senat die Erarbeitung eins 
Gesamtkonzepts für die Mobilitätssicherung von Menschen 
mit Behinderungen vorgenommen. Die Senatsverwaltung für 
Umwelt, Verkehr und Klimaschutz übernimmt als federführen-
de Verwaltung die Koordination und Entwicklung des Mobili-
tätskonzeptes. Die Herausforderung des Gesamtkonzepts 

liegt darin, Angebote außerhalb des ÖPNV aus einer Hand 
anbieten zu können, wie z. B. der Sonderfahrdienst und weite-
re vorhandene Fahr- oder Mobilitätsangebote für Menschen 
mit Behinderungen auf bezirklicher Ebene, durch Krankenkas-
sen oder Sozialträger. Eine Koordination dieser offenbar ganz 
unterschiedlichen Angebote ist eine Frage der Vereinbarkeit 
unterschiedlichster Zielstellungen, Zielgruppen, Rechtsgrund-
lagen und Finanzierungsregelungen.

C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Mobilitätskonzept und Mobilitätsgesetz

1 . GESETZ ZUR NEUREGELUNG GESETZLICHER VORSCHRIFTEN ZUR MOBILITÄTSGEWÄHRLEISTUNG VOM 05 .07 .2018, 
IN KRAFT GETRETEN AM 31 .07 .2018 („MOBILITÄTSGESETZ“)

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 (Zugänglichkeit) i. V. m. Art. 20 (Persönliche Mobilität) UN-BRK
Ziel bis 2025 Der Stadtentwicklungsplan (StEP) Mobilität und Verkehr sowie die separaten verkehrsspezi-

fischen Planwerke werden entwickelt und umgesetzt: 
• Fußverkehrsplan  
• Radverkehrsplan 
• Nahverkehrsplan

Teilziele Das Mobilitätsgesetz besteht aus mehreren Bausteinen und betrachtet dabei alle Verkehrs-
mittel. Die einzelnen Elemente entstehen nach und nach. Sie ermöglichen in ihrer Gesamtheit 
eine zukunftsorientierte Mobilität: Die ersten drei Bausteine beschreiben allgemeine, verkehrs-
trägerübergreifende Ziele sowie Regelungen für den ÖPNV und den Radverkehr.  
 
2021 folgen die Bausteine zum Fußverkehr und zur Neuen Mobilität (Carsharing, Digitalisie-
rung und andere Zukunftsthemen) und zum Wirtschaftsverkehr. 
 
26. Februar 2019: Beschluss des Nahverkehrsplans durch den Senat. 
 
Beginn des Jahres 2021: Beschluss StEP Mobilität und Verkehr durch den Senat.

Zuständigkeit SenUVK, Fachressort Verkehr 
Laufzeit laufend
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen



„BERLIN INKLUSIV“ BERLINER MASSNAHMENPLAN 2020 BIS 2025

58

2 .5 .2 TEILBEREICH: ÖFFENTLICHER NAHVERKEHR

12 Details zu den Anforderungen an die Barrierefreiheit im ÖPNV befinden sich im aktuellen NVP unter folgendem Link: https://www.berlin.de/senuvk/
verkehr/politik_planung/oepnv/nahverkehrsplan/download/nvp2019-2023/NVP_2019-2023.pdf

A) IST-SITUATION

Im Februar 2019 wurde der Nahverkehrsplan Berlin 2019–
2023 (NVP) vom Senat beschlossen. In Umsetzung der 
Vorgaben der UN-BRK hat der NVP entsprechend der seit 
01.01.2013 gültigen Neufassung des Personenbeförderungs-
gesetzes (PBefG) die Belange der in ihrer Mobilität oder 
sensorisch eingeschränkten Menschen mit dem Ziel zu be-
rücksichtigen, grundsätzlich eine vollständige Barrierefreiheit 
im ÖPNV bis zum 01.01.2022 zu erreichen (§ 8 Absatz 3 Satz 
3 PBefG). Im NVP werden daher die konkreten, sehr hohen 
Anforderungen an die Barrierefreiheit im ÖPNV formuliert 
(z. B. hinsichtlich Ausbaustandards, Erreichbarkeit, Platz-
angebot, Fahrzeugausstattung, Ein- und Ausstiegssituation 
und Information) und in geringem Umfang zeitlich begrenzte 
Ausnahmen benannt.12 

Wesentliche Eckpunkte der Barrierefreiheit des BVG-Ange-
bots Stand 31 .12 .2019:
Von 173 U-Bahnhöfen in Berlin sind 129 (75 %) stufenfrei mit 
Aufzügen oder Rampen zugänglich, 123 (71 %) haben Leitsys-
teme für blinde und sehbehinderte Menschen. Alle Straßen-
bahnlinien werden seit 2017 mit barrierefreien Fahrzeugen 
befahren, ergänzend werden 40 hochflurige Tatra-Bahnen 
eingesetzt. 557 von 803 Straßenbahnhaltestellen (69 %) sind 
barrierefrei ausgebaut. Die Busflotte ist seit 2009 barrierefrei, 
der barrierefreie Ausbau der rd. 6500 Bushaltestellen in Ber-
lin ist von den Straßenbaulastträgern erst zu einem geringen 
Teil erfolgt (siehe NVP). 5 der 6 Fährlinien der BVG einschl. 
Steg-Anlagen sind seit 2014 barrierefrei (Ausnahme: traditio-
nelle Ruderfähre F24). Informationen werden möglichst nach 
dem 2-Sinne-Prinzip vermittelt.

B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK

Das Ziel ist ein gut ausgebauter und vollständig barrierefreier 
öffentlicher Personenverkehr für Bewohnerinnen und Be-
wohner sowie Besucherinnen und Besucher unserer Stadt, um 
damit Artikel 9 der UN-BRK gerecht zu werden.

Bei Neubau, Grundsanierung, Umbau, Rekonstruktion oder 
Wiederinbetriebnahme von U-, S-, Regional- und Fernbahn-
höfen, bei der Gestaltung neuer Bus- und Tramhaltestellen 
sowie bei umfangreichen baulichen Maßnahmen an be-
stehenden Haltestellen sind diese so zu bauen, dass sie ohne 
besondere Erschwernis und grundsätzlich ohne fremde Hilfe 
durch die Menschen mit Behinderungen oder ihr Begleitper-
sonal erreicht und genutzt werden können. 

Die BVG strebt gemeinsam mit der Senatsverwaltung für Um-
welt, Verkehr und Klimaschutz die vollständige Barrierefreiheit 
von U-Bahn, Straßenbahn, Bus und Fähren bis 2020/2022 
an. 

Beschäftigung von Menschen mit Behinderungen bei der 
BVG
Für behinderte und schwerbehinderte Menschen ist die 
normale Teilhabe am gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Leben oft erschwert. Die Berliner Verkehrsbetriebe legen 
daher großen Wert darauf, Menschen mit Behinderungen 
eine Perspektive zu bieten und ihnen die Möglichkeit zu 
geben, einen Beruf auszuüben. Dies spiegelt sich auch in der 
Schwerbehindertenquote des Unternehmens wider, die in der 
BVG derzeit (Stichtag: 28.02.19) bei 11,69 % (2017 bei rund 
13,42 %) liegt.

Die Inklusion von Kolleginnen und Kollegen mit Behinderun-
gen wird bei der BVG strukturell und durch geeignete indivi-
duelle Maßnahmen gefördert. Auf der 

Grundlage des geltenden Personalvertretungsgesetzes Berlin 
(PersVG Berlin) gliedert sich die BVG derzeit in neun örtliche 
Dienststellen. Auf jeder Dienststelle wird neben dem Personal-
rat und der Frauenvertretung insbesondere auch eine Schwer-
behindertenvertretung gewählt, die die Rechte der vor Ort 
beschäftigten Menschen mit Behinderungen im Bedarfsfall 
vertreten. Auf Arbeitgeberseite achten Inklusionsbeauftrag-
te und Dienststellenleitungen darauf, dass die Inklusion am 
Arbeitsplatz von Kolleginnen und Kollegen mit Behinderungen 
nach den jeweiligen individuellen Anforderungen gelingen 
kann. Hierbei unterstützen auch der betriebliche Gesundheits-
dienst und der Arbeitsschutz, um vor allem bei der Arbeits-
platzgestaltung die erforderlichen und betrieblich sinnvollen 
Maßnahmen zu finden und etwaige Zugangshindernisse zu 
den Arbeitsmitteln zu beseitigen. So wird eine möglichst wert-
schöpfende Tätigkeit und damit ein wertschätzender Einsatz 
bei der BVG ermöglicht. 

https://www.berlin.de/senuvk/verkehr/politik_planung/oepnv/nahverkehrsplan/download/nvp2019-2023/NVP
https://www.berlin.de/senuvk/verkehr/politik_planung/oepnv/nahverkehrsplan/download/nvp2019-2023/NVP
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Die BVG führt insbesondere in Anlehnung an Artikel 27 (Arbeit 
und Beschäftigung) UN-BRK regelmäßig diverse Maßnahmen 
durch. 

 — Die Kooperation mit dem Verein „Schichtwechsel“ und die 
Teilnahme am Aktionstag „Schichtwechsel – Seitenwech-
sel“ ermöglicht den Menschen mit Behinderungen einen 
Einblick in das berufliche Leben zu bekommen und hilft 
den Führungskräften, die Herausforderungen von Men-
schen mit Behinderungen besser zu verstehen.

 — Im Rahmen der Kooperation mit dem Annedore-Leber-
Berufsbildungswerk absolvieren die Auszubildenden ihre 
praktische Ausbildung bei der BVG. 

 — Bei dem Bau des neuen Ausbildungszentrums der BVG 
wird auf die Barrierefreiheit geachtet, damit auch in der 
Zukunft die Ausbildung für Auszubildende mit Behinderun-
gen möglich bleibt. 

 — Eine betriebliche Integrationseinrichtung der BVG, die 
Sonderwerkstatt in der U-Bahn Hauptwerkstatt Seestraße, 
ist für Menschen mit Behinderungen eingerichtet. 

 — Die Betriebswerkstatt der BVG in Lichtenberg ist ein 
Beispiel für eine besonders gelungene Inklusion von 
leistungsgewandelten Beschäftigten – mit und ohne 
Schwerbehinderung. Seit 2014 wurden hier drei neue 
Werkstattbereiche geschaffen, in denen Beschäftigte mit 
Beeinträchtigungen nach ihren Bedürfnissen entsprechend 
eingesetzt werden.

 — Für altbeschäftigte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die 
ihre Tätigkeit aus gesundheitlichen Gründen nicht mehr 
ausüben können, wird eine neue dauerhafte Tätigkeit 
innerhalb des Unternehmens gesucht und angeboten. 
Damit sie weiterhin wirtschaftlich und bedarfsgerecht für 
die BVG eingesetzt werden können. Dabei stehen die 
langfristige Gesundheit und die Zufriedenheit der Be-
schäftigten an erster Stelle.

 — Betriebliches Eingliederungsmanagement (BEM) bei der 
BVG: Die BVG ist sehr aktiv, wenn es darum geht, Erkran-
kungen am Arbeitsplatz vorzubeugen oder erkrankten 
Mitarbeitenden nach erfolgreicher Rehabilitation in das 
Unternehmen wieder einzugliedern. Hierzu gibt es ein 
eigenes BEM-Team welches die BEM-Verfahren nach den 
gesetzlichen Anforderungen durchführt. Ein mehrstufiges 
Verfahren sorgt für die schnelle und erfolgreiche Rückkehr 
der Beschäftigten auf den Arbeitsplatz und trägt länger-
fristig zur Gesundheitsförderung bei. 

 — Das BVG Intranet beinhaltet die Möglichkeit, eine Kont-
rastversion der Intranetseiten einzustellen. Auch der Quell-
code der Seiten ist so gestaltet, dass dieser von einem 
Screen-Reader gelesen werden kann.

Weiterhin setzt sich die BVG dafür ein, leistungsgewandelte, 
schwerbehinderte und ihnen gleichgestellte Beschäftigte im 
Unternehmen leidens- und leistungsgerecht, gesundheitssta-
bilisierend, persönlichkeitsförderlich und wertschöpfend ein-
zusetzen. Die BVG fördert darüber hinaus im Sinne des Artikel 
8 das Bewusstsein für die Fähigkeiten und den Beitrag von 
Menschen mit Behinderungen mit regelmäßigen medialen 
Beiträgen in internen und externen Kommunikationskanälen.

Die hier aufgeführten umfangreichen Maßnahmen werden 
fortgeführt und ausgebaut.
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C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Öffentlicher Nahverkehr

1 . VOLLSTÄNDIGER BARRIEREFREIER AUSBAU ALLER U-BAHNHÖFE 

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 (Barrierefreiheit) i. V. m. Art. 20 (Persönliche Mobilität) UN-BRK
Ziel bis 2025 Weiterer barrierefreier Ausbau der Berliner U-Bahnhöfe, d. h. stufenlose Zugänglichkeit und 

Blindenleitsystem für blinde und sehbehinderte Menschen.
Teilziele Jährliche Fortschritte beim barrierefreien Ausbau der U-Bahnhöfe, weitgehende 

 Zielerreichung bis 2022.
Zuständigkeit SenUVK, Fachressort Verkehr
Laufzeit bis 2022
Finanzierung Landeshaushaltsmittel, DHH2020/21, 0730/89102, (Zuschüsse für Investitionen des ÖPNV): 

29,1 Mio. € und 23,9 Mio. €, Sondervermögen Infrastruktur der Wachsenden Stadt und Nach-
haltigkeitsfonds IV (SIWANA IV), 9810/81001, (Einbau von Aufzügen zum behindertengerech-
ten Ausbau von U-Bahnhöfen): 4,0 Mio. €

2 . BARRIEREFREIER UMBAU ALLER STRASSENBAHNHALTESTELLEN 

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 (Barrierefreiheit) i. V. m. Art. 20 (Persönliche Mobilität) UN-BRK
Ziel bis 2025 Mit Hilfe der Rampen bzw. Hubliften in den Niederflurfahrzeugen ist die barrierefreie Mobilität 

gesichert. Der zusätzliche Umbau der Haltestellen im öffentlichen Straßenland wird voraus-
sichtlich noch einige Jahre in Anspruch nehmen.

Teilziele Mit Ausnahmen sind alle Straßenbahnhaltestellen barrierefrei, für die verbleibenden 
 Haltestellen liegen Ausbaupläne vor oder befinden sich in Erstellung.

Zuständigkeit SenUVK, Fachressort Verkehr
Laufzeit bis 2022
Finanzierung Landeshaushaltsmittel, DHH2020/21, 0730/89102, (Zuschüsse für Investitionen des ÖPNV): 

1,19 Mio. € und 4,26 Mio. €, Kommunalinvestitionsförderungsfonds (KInvF); 2920/89112 
 (Zuschuss an die BVG für den barrierefreien Ausbau von Straßenbahnhaltestellen): 1,0 Mio. € 
und 1,0 Mio. €

3 . BARRIEREFREIER UMBAU ALLER BUSHALTESTELLEN 

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 (Barrierefreiheit) i. V. m. Art. 20 (Persönliche Mobilität) UN-BRK
Ziel bis 2025 Mit den Klapprampen in dem vollständig barrierefreien Fuhrpark der BVG ist die barrierefreie 

Mobilität grundsätzlich gesichert.  
 
Eine möglichst vollständige Barrierefreiheit von Bushaltestellen ist bis zum 01.01.2022 erreicht 
(gesetzl. Vorgabe gem. PBefG). Aktuell sind nur rund 10 % von 6.500 Bushaltestellen barrierefrei.

Teilziele Verbesserung der finanziellen und personellen Leistungsfähigkeit bei den für den Ausbau der 
Haltestellen zuständigen Straßenbaulastträgern. 
 
Von einem Bezirk wurde eine Zentralisierung dieser Aufgabe vorgeschlagen, was SenUVK 
für richtig hält, aber wegen der Abgabe von Aufgaben von den zuständigen Baulastträgern 
initiiert werden muss. 
 
Der Nahverkehrsplan hat mit Anlage 6 Werte für freizuhaltende Flächen an Haltestellen 
vorgegeben, die das vorgegebene Mindestmaß an Bewegungsfläche definieren. Auch die 
straßenseitig notwendigen, freizuhaltenden Flächen für die ungestörte Anfahrbarkeit der Hal-
testellen sind definiert. Die vorgegebene Umsetzung in Ausführungsvorschriften steht noch aus. 
 
„Zweitnutzen“ von Kaphaltestellen und höheren Borden für die ÖPNV-Beschleunigung. 
 
Erarbeitung eines Haltestellenkatasters durch Zusammenführung von Informationen der Ver-
kehrsunternehmen und Neuerhebung im Rahmen der regelmäßigen Aufnahme zur Straßen-
datenbank des Landes Berlin, sobald die tatsächliche Bearbeitung der Haltestellen durch die 
Baulastträger und die Pflege des geplanten Katasters möglich ist.
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Zuständigkeit SenUVK, Fachressort Verkehr
Laufzeit bis 2022
Finanzierung Landhaushaltsmittel, Bundhaushaltsmittel, DHH2020/21, 0730/52115 (Unterhaltungsmaßnah-

men zur barrierefreien Gestaltung von Bushaltestellen): 650 T€ und 650 T€,  
 
0730/72018 (Verbesserungen der Umsteigebeziehungen im ÖPNV): 200 T€ und 200 T€, 
 
0730/72019 (Barrierefreier Ausbau von Bushaltestellen): 3 Mio. € und 5 Mio. €,  
 
Sondervermögen Infrastruktur der Wachsenden Stadt und Nachhaltigkeitsfonds IV (SIWANA IV),  
 
9810/73000 (Barrierefreier Neu- und Ausbau von Bushaltestellen):4,5 Mio. €,  
 
Kommunalinvestitionsförderungsfonds (KInvF) 13 
 
2920/72019 (Barrierefreier Ausbau von Bushaltestellen) bis 2020/21: 1,5 Mio. € und 133 T€, 
 
2920/89113 (Zuschuss an die BVG für den barrierefreien Ausbau von Bushaltestellen):  
1,0 Mio. € und 1,0 Mio. €

4 . BARRIEREFREIE FAHRZEUGE FÜR S-BAHN, U-BAHN, STRASSENBAHN UND BUS

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 (Barrierefreiheit) i. V. m. Art. 20 (Persönliche Mobilität) UN-BRK
Ziel bis 2025 Generelle Vorgabe: Umsetzung der NVP-Standards zur Barrierefreiheit über die Lastenhefte 

der jeweiligen Fahrzeugbeschaffung. 
 
Der bereits etablierte Prozess der Beschaffung unter Beteiligung von Menschen mit Mobilitäts-
einschränkungen und anderer Fahrgäste wurde im Nahverkehrsplan auch formal verankert. 
Kommentierung und Durchsicht der entsprechenden Auszüge der Lastenhefte. 
Abstimmungstermine und Workshops mit Verbänden und Landesbeauftragter zu allen Fahr-
zeugtypen. 
 
Protokollierung und Veröffentlichung der Ergebnisse. 
Auswertung zusätzlicher schriftlicher Stellungnahmen, Begehung und Überprüfung anhand 
von Mock-up-Ausführungen der Innenräume 
 
Der Abstimmungsprozess soll Bestandteil des neuen BVG-Verkehrsvertrags werden und in den 
S-Bahn-Vergaben berücksichtigt werden.

Zuständigkeit SenUVK, Fachressort Verkehr
Laufzeit bis 2020
Finanzierung Land, Sondervermögen Infrastruktur der Wachsenden Stadt und Nachhaltigkeitsfonds IV (SI-

WANA IV), 9810/80005 (Zuschuss an die BVG zur Beschaffung von 11 Zügen à 4 Waggons im 
Kleinprofil): 58,0 Mio. €

13 Kommunalinvestitionsförderungsfonds (KInv) ist begrenzt und läuft 2020 aus, 2021 werden nur mehr Reste abgerechnet.
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2 .5 .3 TEILBEREICH: BAHN- UND FERNVERKEHR

A) IST-SITUATION

90 % aller Bahnhöfe des S-Bahnnetzes sind barrierefrei 
zugänglich. Alle Regionalbahnhöfe in Berlin sind stufenfrei er-
reichbar. Alle in und durch Berlin verkehrenden Regionalzüge 
sind barrierefrei zugänglich (durch Überfahrrampen, Aufstell-
plätze in den Fahrzeugen). Einzige Ausnahme bilden zwei 
Zugpaare auf der Strecke Berlin (Stettin sowie der Kulturzug 
Berlin–Breslau).

An Bahnhöfen, die permanent mit Servicepersonal von DB 
Station&Service besetzt sind und weitgehend auch an allen 
Regionalbahnhöfen ohne Personal ist die Zugänglichkeit 
für in ihrer Mobilität eingeschränkte Personen in die Regio-
nalzüge durch die Bereitstellung geeigneter Vorrichtungen 
einschließlich personeller Hilfestellung gewährleistet. Voraus-
setzung ist eine Voranmeldung der Fahrt bis um 20 Uhr am 
Vortag bei der Mobilitätsservice-Zentrale. Die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter der Mobilitätsservice – Zentrale prüfen 
die angegebene Reiseverbindung auf Durchführbarkeit – bei 
einer Rollstuhlfahrerin / einem Rollstuhlfahrer insbesonde-
re auf den stufenlosen Zugang des Bahnhofes und auf die 

Eignung des Bahnsteiges für den entsprechenden Nahver-
kehrszug. Ist die Reiseverbindung geeignet, wird die Fahrt an-
gemeldet und das Personal im Zug entsprechend informiert. 
Somit sind Triebfahrzeugführer oder Kundenbetreuer im Nah-
verkehr rechtzeitig vor Ort, wenn der mobilitätseingeschränkte 
Fahrgast ein-, aus- oder umsteigt und können schnell und 
fachkundig unterstützen.

Alle Berliner Fernbahnhöfe sind barrierefrei zugänglich. Sie 
sind mit mobilen Einstiegshilfen und Servicepersonal von DB 
Station&Service ausgestattet.

B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK

Ziel ist es, dass alle Bahnhöfe und Regionalverkehrshalte in 
Berlin einen barrierefreien Zugang erhalten.

Menschen mit Behinderungen sollen den gleichen Zugang 
zum Bahn- und Fernverkehr haben, wie Menschen ohne Be-
hinderungen, dies entspricht Artikel 9 (Zugänglichkeit) der 
UN-BRK.

C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Bahn- und Fernverkehr

1 . STUFENFREIER ZUGANG ZU ALLEN S-BAHNHÖFEN

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 (Barrierefreiheit) i. V. m. Art. 20 (Persönliche Mobilität) UN-BRK
Ziel bis 2025 Stufenfreier Zugang zu den S-Bahnhöfen Nöldnerplatz, S-Bahnhof Yorckstraße, S-Bahnhof 

Hirschgarten.
Teilziele Die Planungen für die S-Bf Hirschgarten und Nöldnerplatz wurden seitens des Landes ange-

stoßen.
Zuständigkeit SenUVK, Fachressort Verkehr
Laufzeit 2035
Finanzierung Land, Bund, DHH2020/21, 0730/89102 (Zuschüsse für Investitionen des ÖPNV), Bund, Leis-

tungs- und Finanzierungsvereinbarung des Bundes mit der DB AG (LuFV)

2 . VOLLSTÄNDIGE BARRIEREFREIHEIT DES ZENTRALEN OMNIBUSBAHNHOF (ZOB)

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 (Barrierefreiheit) i. V. m. Art. 20 (Persönliche Mobilität) UN-BRK
Ziel bis 2025 Vollständige Barrierefreiheit von Haltestellen und Gebäuden des Zentralen Omnibusbahnhof 

(ZOB) bis 2022 (Abschluss der Umbaumaßnahme) durch Umbau und Kapazitätserweiterung.
Zuständigkeit SenUVK, Fachressort Verkehr
Laufzeit 2022
Finanzierung Land, DHH2020/21, 0730/72005 (Umbau und Kapazitätserweiterung des Zentralen Omni-

busbahnhofs)
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2 .5 .5 TEILBEREICH: ÖFFENTLICHER RAUM

A) IST-SITUATION

Die Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention erfolgt 
als integrierte Maßnahmen im Rahmen von Landschaftsbau-
projekten. Sowohl beim Neubau als auch bei Erneuerungen 
von Grünanlagen und anderen Freiräumen wird gemäß 
Bauaufgaben Berlins – Anweisung Bau (ABau) Barrierefreiheit 
hergestellt. 

Zudem ist es seit dem Jahr 2014 den Bezirken – zusätz-
lich zu ihren eigenen Aktivitäten – möglich, im Rahmen des 
Sonderprogramms Straßensanierung der Senatsverwaltung 
für Umwelt, Verkehr und Klimaschutz auch die Sanierung von 
Gehwegen durchzuführen. Gehwegsanierungen tragen mit 
der Beseitigung von Schadstellen maßgeblich zur Barriere-
freiheit bei.

Mit dem Sonderprogramm Bordsteinabsenkung wird an 
Kreuzungen und Einmündungen, die nicht mit Lichtsignalan-
lagen ausgestattet sind, die Barrierefreiheit hergestellt. Eine 
explizite inklusive Maßnahme wird im Natur-Park Schöne-
berger Südgelände realisiert, indem das gesamte Gelände 
barrierefrei zugänglich gemacht werden soll. 

Aus dem Haushaltstitel „Maßnahmen zur Erhöhung der Ver-
kehrssicherheit“ werden die Bezirke seit 2001 zudem finanziell 
bei der Einrichtung barrierefreier Querungsstellen unterstützt. 
Die vorhandenen Finanzmittel wurden in den vergangenen 
Jahren stetig erhöht.

B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK

Der öffentliche Raum in Berlin soll weiter barrierefrei ausge-
staltet werden. Das Land ergreift hierfür eine Reihe von Maß-
nahmen, die entsprechend Artikel 9 UN-BRK die Zugänglich-
keit des öffentlichen Raums von Menschen mit Behinderungen 
genauso wie von Menschen ohne Behinderung gewährleisten 
soll. 
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C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Öffentlicher Raum

1 . BARRIEREFREIER AUSBAU VON KREUZUNGEN DURCH BORDSTEINABSENKUNGEN 

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 (Barrierefreiheit) i. V. m. Art. 20 (Persönliche Mobilität) UN-BRK
Ziel bis 2025 Jährlich werden circa 140 Bordsteinsenkungen in allen Bezirken durchgeführt. Mit dem 

Sonderprogramm Bordsteinabsenkung wird an Kreuzungen und Einmündungen, die nicht mit 
Lichtsignalanlagen ausgestattet sind, die Barrierefreiheit hergestellt werden.

Zuständigkeit SenUVK, Fachressort Verkehr i. V. m. den Bezirken
Laufzeit laufend
Finanzierung Landesmittel im Rahmen verfügbarer Ressourcen

2 . GEHWEGSANIERUNGEN ZUR HERSTELLUNG EINES BARRIEREFREIEN ZUGANGS

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 Barrierefreiheit i. V. m. Art. 20 (Persönliche Mobilität) UN-BRK
Ziel bis 2025 Weiterführung des Programms, das es den Bezirken seit dem Jahr 2014 ermöglicht, im Rah-

men des Sonderprogramms Straßensanierung auch die Sanierung von Gehwegen durch-
zuführen. Gehwegsanierungen tragen mit der Beseitigung von Schadstellen maßgeblich zur 
Barrierefreiheit bei.

Zuständigkeit SenUVK, Fachressort Verkehr i. V. m. den Bezirken
Laufzeit laufend
Finanzierung Landesmittel im Rahmen verfügbarer Ressourcen

3 . BAU VON SICHEREN, BARRIEREFREIEN QUERUNGSSTELLEN

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 Barrierefreiheit i. V. m. Art. 20 (Persönliche Mobilität) UN-BRK
Ziel bis 2025 Weiterführung des Programms, das die Bezirken seit 2001 bei der Einrichtung von Querungs-

stellen unterstützt.
Zuständigkeit SenUVK, Fachressort Verkehr i. V. m. den Bezirken
Laufzeit laufend
Finanzierung Landesmittel im Rahmen verfügbarer Ressourcen

4 . FREIRAUMPLANUNG UND STADTGRÜN BARRIEREFREI AUSRICHTEN

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 (Barrierefreiheit) i. V. m. Art. 20 (Persönliche Mobilität) UN-BRK
Ziel bis 2025 Barrierefreiheit wird sowohl beim Neubau als auch bei Erneuerungen von Grünanlagen und 

anderen Freiräumen gemäß Bauaufgaben Berlins - Anweisung Bau (ABau) hergestellt. Die 
erforderlichen Mittel sind Bestandteil der Projektkosten.

Teilziele Eine explizite inklusive Maßnahme ist im Natur-Park Schöneberger Südgelände realisiert. In 
2020 soll die dort 2017 eröffnete Freilandausstellung bahnbrechende Natur durch entspre-
chende Elemente und Maßnahmen inklusiv und barrierefrei – insbesondere in Hinblick auf 
Menschen mit Seheinschränkungen – erlebbar machen.

Zuständigkeit SenUVK, Fachressort Umwelt und Klimaschutz 
Laufzeit laufend
Finanzierung Landesmittel im Rahmen verfügbarer Ressourcen
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2 .6 . HANDLUNGSFELD: SPORT UND FREIZEIT

Strategisches Ziel: 
Ziel ist es, Menschen mit Behinderungen eine gleichbe-
rechtigte Teilhabe an Freizeit- und Sportaktivitäten durch 
barrierefreien Zugang zu Sport- und Erholungsstätten zu 
ermöglichen und gleichzeitig spezifische Qualifizierungs- 
und Beratungsmodule zu fördern.

2 .6 .1 TEILBEREICH: SPECIAL OLYMPICS WELTSOMMERSPIELE  
(SOWG) IN BERLIN 

A) IST-SITUATION

Mit der Mission, Menschen mit geistiger Behinderung durch 
Sport zu mehr Teilhabe an der Gesellschaft zu verhelfen, 
veranstaltet Special Olympics International (SOI) alle zwei 
Jahre die Special Olympics Weltspiele (SOWG), die im 
Wechsel als Sommer- und Winterspiele ausgetragen werden. 
Die Special Olympics Weltspiele sind die weltweit größte und 
bedeutendste inklusive Sportveranstaltung. An neun Wettbe-
werbstagen begegnen sich 7.000 Athletinnen und Athleten, 
3.000 Trainerinnen und Trainer und Betreuende sowie 3.500 
Offizielle und 12.000 Familienmitglieder. 20.000 Volunteers 
unterstützen die Veranstaltung. In einem vorgelagerten drei- 
bis viertägigen Host Town Programm akklimatisieren sich 
die teilnehmenden Delegationen. Es finden kulturelle und in-
klusive sowie sportliche Begegnungen dezentral im gesamten 
Ausrichterland statt. 

B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK

Die SOWG 2023 bieten herausragende Chancen zur ge-
sellschaftlichen Bewusstseinsbildung nach Art 8 und 30 
UN-BRK in Deutschland und damit den Grundstein für die 
dauerhafte und erfolgreiche Implementierung der Behinder-
tenrechtskonvention der Vereinten Nationen. Zur Vorbereitung, 
Durchführung und Nachbereitung der SOWG 2023 wird eine 
ressortübergreifende, vernetzte und auf Nachhaltigkeit an-
gelegte Zusammenarbeit aller gesellschaftlichen Akteurinnen 
und Akteure sowie Verantwortungsträgerinnen und Verantwor-
tungsträger initiiert, die exemplarisch und methodisch auch 
für die Bewältigung weiterer gesellschaftlicher Zukunftsauf-
gaben in den Bereichen Inklusion und Teilhabe langfristige 
Impulse setzen kann. Mit der Vision einer „Unified Revolution“ 
kann Deutschland mit Berlin eine internationale Vorreiterrolle 
für eine inklusive Gesellschaft einnehmen. Davon profitieren 
alle. Die im Bewerbungsprozess erarbeitete Vision für die 

SOWG 2023, weitere Informationen zum Sport- und Rahmen-
programm sowie die Meilensteine der Bewerbung können der 
Bewerbungsbroschüre entnommen werden (https://specialo-
lympics.de/veranstaltungen/weltweit/bewerbung-weltspiele-
berlin-2023/).

Vor diesem Hintergrund sind im Zusammenhang mit der Aus-
richtung der Special Olympics Weltsommerspiele 2023 in der 
Sportmetropole Berlin folgende Absätze in den Senatsbe-
schluss aufgenommen worden:

Der Senat sieht in der Ausrichtung der Special Olympics 
Weltsommerspiele 2023 herausragende Potentiale zur ge-
sellschaftlichen Bewusstseinsbildung als Grundstein für die 
dauerhafte und erfolgreiche Implementierung der Behinder-
tenrechtskonvention der Vereinten Nationen und beschließt 
die Special Olympics Weltsommerspiele 2023 als übergrei-
fende und herausgehobene Aktivität im Maßnahmenplan des 
Landes Berlins zur Umsetzung der Behindertenrechtskonven-
tion der Vereinten Nationen zu verankern.

Der Senat beschließt zur Verwirklichung der Potentiale der 
Special Olympics Weltsommerspiele 2023 unter der Feder-
führung der für Sport zuständigen Senatsverwaltung eine 
ressortübergreifende Zusammenarbeit der für Antidiskrimi-
nierung, Bildung, Gesundheit, Kultur, Soziales, Sport, Stadt-
entwicklung, Verkehr und Wirtschaft zuständigen Senats-
verwaltungen sowie die Einrichtung einer diesbezüglichen 
bedarfsgerechten Arbeitsstruktur ab dem Jahr 2019. Diese 
ressortübergreifende Zusammenarbeit zielt darauf ab, im Zu-
sammenhang mit der Ausrichtung der Special Olympics Welt-
sommerspiele 2023 in Berlin langfristig wirksame Strukturen 
zu etablieren, welche die dauerhafte Teilhabe von Menschen 
mit geistiger Behinderung in der Gesellschaft, insbesondere 
im Sport, ermöglichen.

https://specialolympics.de/veranstaltungen/weltweit/bewerbung-weltspiele-berlin-2023/
https://specialolympics.de/veranstaltungen/weltweit/bewerbung-weltspiele-berlin-2023/
https://specialolympics.de/veranstaltungen/weltweit/bewerbung-weltspiele-berlin-2023/
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C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Special Olympics Weltsommerspiele (SOWG) in Berlin

5 . NUTZUNG DER SPECIAL OLYMPICS WELTSOMMERSPIELE FÜR DIE IMPLEMENTIERUNG DER UN-BRK

Artikelbezug UN-BRK Art. 8 (Bewusstseinsbildung), 9 (Barrierefreiheit), 25 (Gesundheit), 29 (Teilhabe am politischen 
und öffentlichen Leben), 30 (Teilhabe am kulturellen Leben sowie an Erholung, Freizeit und 
Sport) und 32 (Internationale Zusammenarbeit) UN-BRK

Ziel bis 2025 Aufbau langfristig wirksamer Strukturen in Berlin zur dauerhaften Verbesserung der Teilhabe 
von Menschen mit geistiger Behinderung in der Gesellschaft, insbesondere im Sport.

Teilziele a) Zuwendung zur Organisation und Durchführung der SOWG 2023 
b) Entwicklung des Berliner Rahmenprogramms und Aufbau einer bedarfsgerechten ressort-
übergreifenden Arbeitsstruktur. 
c) Erstellung geeigneter Maßnahmen zur Umsetzung des Berliner Rahmenprogramms. Hier 
werden die Maßnahmen des Berliner Rahmenprogramms zu gegebener Zeit ergänzt.

Zuständigkeit a) SenInnDS, Fachressort Sport i. V. m. Special Olympics Deutschland (SOD), Bundesministe-
rium des Inneren (BMI) 
b–c) SenInnDS, Fachressort Sport i. V. m. SOD

Laufzeit Bis 2023
Finanzierung a) 35,7 Millionen EUR, c) 4,2 Millionen EUR

2 .6 .2 TEILBEREICH: SPORTSTÄTTEN

A) IST-SITUATION

In der „Sportmetropole Berlin“ gibt es vielfältige Bewe-
gungs-, Spiel- und Sportformen an unterschiedlichsten Orten. 
So stehen neben den Kernsportanlagen (Rundlaufbahnen, 
Spielfelder, Sporthallen, Tennisanlagen und Bäder) und 
den sogenannten „speziellen“ Sportanlagen (Reit-, Schieß-, 
Wasser-, Golf- und Kegelsportanlagen) vielfältige Sportgele-
genheiten und Bewegungsräume in Parks, auf Spielplätzen, 
in Grünanlagen und auch auf dem öffentlichen Straßenland 
zur Verfügung. Hinzu kommen die zahlreichen kommerziellen 
Sportangebote der Stadt (wie z. B. Spaßbäder und Trampolin-
anlagen). Die Anzahl der Sport- und Bewegungsorte, die in 
Berlin barrierefrei zugänglich sind, ist derzeit nicht bekannt.

Es gibt eine Checkliste, mit der die Barrierefreiheit der 
öffentlichen Sportplätze, Sporthallen und Sportplatzfunk-
tionsgebäude erfasst wird. Diese Checkliste wurde in einem 
partizipativen Prozess unter Einbeziehung der AG „Menschen 
mit Behinderungen“ bei der Senatsverwaltung für Inneres und 
Sport erarbeitet. Die Checkliste zur Erfassung der Barriere-
freiheit beinhaltet sowohl die Erreichbarkeit, die Möglich-
keiten zur barrierefreien Ausübung von Sportarten als auch 
die Barrierefreiheit für Zuschauerinnen und Zuschauer. In 
allen Bezirken und bei den zentral verwalteten Sportstätten 
Olympiapark, Sportforum Hohenschönhausen und Friedrich-
Jahn-Sportpark werden die Daten zur Barrierefreiheit derzeit 
erfasst, sodass voraussichtlich 2021 eine Bestandsaufnahme 
der Barrierefreiheit für die öffentlichen Sportstätten vorliegt. 
Diese Daten sollen zukünftig bei der Investitions- und Sa-
nierungsplanung genutzt werden, um die Barrierefreiheit der 
bezirklichen und landeseigenen Sportstätten zu verbessern. 

Die Daten dienen ebenfalls als Grundlage der bezirklichen 
Sportentwicklungsplanung.

B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK

Entsprechend des in Art. 30 UN-BRK festgelegten Ziels, 
Menschen mit Behinderungen die gleichberechtigte Teilhabe 
an Erholung, Freizeit und Sport und damit die volle Teilhabe 
in allen Lebensbereichen (Art. 9 (Barrierefreiheit) UN-BRK) zu 
ermöglichen, beabsichtigt die Senatsverwaltung für Inneres 
und Sport im Rahmen der Laufzeit des Aktionsprogrammes 
zwischen 2020 und 2025 den Status der Barrierefreiheit der 
öffentlichen Sportanlagen inkl. der Bäder zu erheben (Art. 31 
(Statistik u. Datensammlung) UN-BRK) und auf den Erkennt-
nissen aufbauend im Rahmen von Pilotprojekten aufzuzeigen, 
wie der umfassend barrierefreie und bedarfsgerechte Zugang 
zu Sport- und Erholungsstätten erreicht werden kann. 

Gemäß Koalitionsvereinbarung 2016 – 2021 sind alle neuen 
Sportstätten als barrierefreie Sportanlagen herzurichten 
(Standard der Barrierefreiheit gemäß Normen / gesetzl. 
Regelungen z. B. DIN 18040-1). Bei Umbaumaßnahmen und 
Sanierungen von Bestandsbauten ist eine barrierefreie Um-
gestaltung zu gewährleisten, soweit dies bautechnisch und 
unter Ausschöpfung verfügbarer Mittel möglich ist. Im Rahmen 
der bezirklichen Sportentwicklungsplanungen, die für ganz 
Berlin bis 2021 aufgestellt werden sollen, ist es eine Teilaufga-
be, mindestens zwei geeignete und bedarfsgerechte Stand-
orte für den Bau von umfassend barrierefreien Sportanlagen 
zu benennen. In der anschließenden Investitionsperiode ab 
2022 soll je Bezirk mindestens eine dieser Planungen um-
gesetzt werden.
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C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Sportstätten

1 . BARRIEREFREIHEIT VON SPORT- UND FREIZEITSTÄTTEN DURCH TRANSPARENTE SPORTSTÄTTENVERGABE

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 (Barrierefreiheit), Art. 30 Abs. 5 (Teilhabe am kulturellen Leben sowie an Erholung, 
 Freizeit und Sport) und Art. 31 (Statistik u. Datensammlung) UN-BRK

Ziel bis 2025 Es erfolgt eine transparente Sportstättenvergabe, bei der die Informationen über die 
 Barrierefreiheit der Sportstätten öffentlich zugänglich sind.

Teilziele Der Status der Barrierefreiheit in den bestehenden öffentlichen Sportanlagen ist komplett 
 erhoben.

Zuständigkeit SenInnDS, Fachressort Sport i. V. m. den Bezirken
Laufzeit bis 2021 
Finanzierung SenInnDS im Rahmen verfügbarer Ressourcen

2 . VERBESSERUNG DER BARRIEREFREIHEIT ZENTRAL VERWALTETER SPORTANLAGEN

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 (Barrierefreiheit) und Art. 30 Abs. 5 (Teilhabe am kulturellen Leben sowie an Erholung, 
Freizeit und Sport) UN-BRK

Ziel bis 2025 Die barrierefreie Herrichtung bestehender und neuer Sportsanlagen erfolgt unter Beachtung 
des Kriterienkatalogs des Netzwerks Inklusion. 

Teilziele Der Friedrich-Ludwig-Jahn-Sportpark ist eine Inklusionssportanlage. 
Zuständigkeit SenInnDS Fachressort Sport
Laufzeit 2020 – 2025
Finanzierung SenInnDS, im Rahmen verfügbarer Ressourcen

3 . DIE BARRIEREFREIHEIT VON BEZIRKLICHEN SPORTANLAGEN WIRD HERGESTELLT 

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 (Barrierefreiheit) und Art. 30 Abs. 5 (Teilhabe am kulturellen Leben sowie an Erholung, 
Freizeit und Sport) UN-BRK

Ziel bis 2025 Die Errichtung bedarfsgerechter, umfassend barrierefreier Sportanlagen erfolgt unter Beach-
tung des Kriterienkataloges des Netzwerks Inklusion.

Teilziele a) Benennung von mind. zwei Standorten je Bezirk für den Bau von umfassend barrierefreien, 
bedarfsgerechten Sportanlagen. 
b) Umsetzung von je einem Pilotprojekt je Bezirk.

Zuständigkeit SenInnDS i. V. m. Bezirke
Laufzeit a) 2019 – 2021, b) 2022 ff.
Finanzierung SenInnDS, (bezirkliche Sportentwicklungsplanungen), im Rahmen verfügbarer Ressourcen, 

Haushalt

4 . DAS BESTEHENDE BÄDER-KONZEPT WIRD UNTER BERÜCKSICHTIGUNG DER BARRIEREFREIHEIT ÜBERPRÜFT

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 (Barrierefreiheit) und Art. 30 Abs. 5 (Teilhabe am kulturellen Leben sowie an Erholung, 
Freizeit und Sport) UN-BRK

Ziel bis 2025 Neubauten von Schwimmbädern werden barrierefrei errichtet. 
 
Im Zuge von grundhaften Sanierungen werden Schwimmbäder barrierefrei gestaltet, soweit 
dies bautechnisch und unter Ausschöpfung verfügbarer Mittel möglich ist.

Teilziele Berücksichtigung bei der Erarbeitung der Bedarfsprogramme für Bäderneubauten, z. B. der 
Multifunktionsbäder. 
Herstellung von Barrierefreiheit im Zuge der grundhaften Sanierung des Wellenbades am 
Spreewaldbad (vorbehaltlich der Ausfinanzierung der erforderlichen Maßnahmen).

Zuständigkeit SenInnDS i. V. m. Berliner Bäderbetriebe (BBB) bzw. BBB Infra
Laufzeit ab 2020 und über 2025 hinaus
Finanzierung SIWANA bzw. Investiver Zuschuss
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2 .6 .3 TEILBEREICH: OLYMPIA- UND BUNDESSTÜTZPUNKTE:  
PARALYMPISCHER LEISTUNGSSPORT

A) IST-SITUATION

Der paralympische Leistungssport wird im Haushaltsjahr 
2018/2019 im Rahmen des Berliner Landeshaushalts jährlich 
mit 250.000 € gefördert, um paralympischen Sportlerinnen 
und Sportlern eine gleichberechtigte Teilhabemöglichkeit 
an den Veranstaltungen des Spitzensports zu ermöglichen. 
Die Förderung erfolgte in den paralympischen Sportarten 
Schwimmen, Leichtathletik, Tischtennis und Tennis für Sport-
lerinnen und Sportler, die nach den Kriterien des Internatio-
nalen Paralympischen Komitees klassifiziert sind. Die Mittel 
werden für die Betreuung von paralympischen Leistungs-
sportlerinnen und -sportlern, Wettkämpfe, Trainingslager und 
physiotherapeutische Maßnahmen verwendet.

Talente für den paralympischen Sport werden u. a. an Sonder- 
bzw. Förderschulen gefunden. In zukünftigen Inklusionsschulen 
ist die Talentsuche aufwendiger. Der Landessportbund erstellt 
derzeit ein Konzept zur sportartenunabhängigen Talentsuche 
im paralympischen Bereich.

B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK

Entsprechend des in Art. 24 der UN-BRK festgelegten Ziels, 
die Begabungen, die Kreativität und die geistigen und kör-
perlichen Fähigkeiten von Menschen mit Behinderungen voll 
zur Entfaltung bringen zu lassen, soll während der Laufzeit des 
Aktionsprogrammes zwischen 2020 und 2025 die Talentsich-
tung und –förderung im paralympischen Bereich verbessert 
werden.

Zur verbesserten Bewusstseinsbildung (Querschnittsziel) 
(Art. 8 (Bewusstseinsbildung) UN-BRK) und zur Erleichterung 
der Talentsuche für paralympische Sportarten sollen an 
allen Schulen paralympische Tage durchgeführt werden, an 
denen Behindertensportarten und Sportlerinnen und Sportler 
mit Behinderungen vorgestellt werden und an denen allen 
Schülerinnen und Schüler durch eigenes Mitmachen (Art. 30 
(Teilhabe am kulturellen Leben sowie an Erholung, Freizeit 
und Sport) UN-BRK) sowie begleitende Bildungsmaßnahmen 
das Einfühlen in den Sport von Menschen mit Behinderungen 
ermöglicht wird.

C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Olympia- und Bundesstützpunkte hier: Paralympischer Leistungssport

1 . VERBESSERUNG DER PARALYMPISCHEN TALENTSICHTUNG 

Artikelbezug UN-BRK Art. 30 Abs. 5 (Teilhabe am kulturellen Leben sowie an Erholung, Freizeit und Sport) i. V. m. Art 
24 (Bildung), Art. 8 (Bewusstseinsbildung) UN-BRK

Ziel bis 2025 Die Talentsichtung für den paralympischen Sport ist verbessert, das gesellschaftliche Bewusst-
sein für Sport von Menschen mit Behinderungen gestärkt.

Teilziele Durchführung paralympischer Tage an allen Schulen. 
Pilotprojekte in 2022 zu den nationalen Special Olympics.

Zuständigkeit SenBildJugFam i. V. m. SenInnDS, Fachressort Sport
Laufzeit 2020 – 2025
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen, SenBildJugFam, Haushaltsmittel
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2 .6 .4 TEILBEREICH: PARTIZIPATION UND TEILHABE IM SPORT

A) IST-SITUATION

Gemäß des 2. Teilhabeberichts der Bundesregierung (BMAS 
2016) treiben 57 % der Menschen ohne Behinderung und 
nur 41 % der Menschen mit Behinderungen in ihrer Freizeit 
mindestens einmal im Monat Sport. Während nur 28 % der 
Menschen ohne Behinderung nie Sport treiben, sind es bei 
den Menschen mit Behinderungen. 46 %. Für Berlin liegen 
diesbezüglich keine genaueren Daten vor. 

Der Berliner Senat fördert den Behindertensport durch einen 
im Landeshaushalt verankerten Personalkostenzuschuss in 
Höhe von 110.000 € in den Jahren 2020/2021 an den Behin-
derten- und Rehabilitations-Sportverband Berlin e. V. (BSB), 
im Rahmen des Teilhabeprogramms (Anteil von 350.000 
€ nach Antragslage). Außerdem fördert das Land Berlin in-
klusive Sportveranstaltungen und Sportveranstaltungen für 
Gehörlose und Blinde.

Im BSB haben sich über 200 Vereine zusammengeschlossen, 
die sich mit ihren Angeboten zum größten Teil an Menschen 
mit einer körperlichen Behinderung richten. Hinzu kommen 
Angebote von Vereinen und Trägern, die sich an Menschen 
mit einer geistigen Behinderung richten und sich Special 
Olympics angeschlossen haben. Menschen mit Sinnesbehin-
derung finden bei Vereinen des Berliner Blinden- und Seh-
behindertensportvereins von 1928 e. V. beziehungsweise des 
Berliner Gehörlosen Sportvereins 1900 e. V. speziell auf sie 
ausgerichtete Angebote. Neben den speziell auf die Gruppe 
der Menschen mit Behinderungen ausgerichteten Angeboten 
bestehen auch inklusive Sportgruppen, in denen Menschen 
mit und ohne Behinderung gemeinsam teilnehmen. 

Über die genaue Anzahl der inaktiven Menschen mit Be-
hinderungen, die gerne Sport machen würden und über die 
genaue Anzahl der (inklusiven) Sportangebote für Menschen 
mit (unterschiedlichen) Behinderungen in Berlin gibt es keine 
Daten. Es gibt auch keine Daten, welche Sportangebote von 
Menschen mit Behinderungen gewünscht wären. Insgesamt ist 
festzustellen, dass es für Menschen mit Behinderungen bereits 
eine Vielzahl von Sportangebote gibt. Über die Frage, inwie-
fern mit diesen Sportangeboten die Bedarfe der unterschied-
lichen Zielgruppen (zum Beispiel Kinder, Alleinerziehende, 
Frauen) abgedeckt werden, kann aufgrund fehlender Daten 
keine Aussage getroffen werden.

B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK

Entsprechend des in Art. 30 UN-BRK festgelegten Ziels, 
Menschen mit Behinderungen die gleichberechtigte Teilhabe 
an Erholung, Freizeit und Sport und damit die volle Teilhabe 
in allen Lebensbereichen (Art. 9 (Barrierefreiheit) UN-BRK) zu 
ermöglichen, beabsichtigt die Senatsverwaltung für Inneres 
und Sport im Rahmen der Laufzeit des Aktionsprogrammes 
zwischen 2020 und 2025 mehr Sportangebote für Menschen 
mit Behinderungen zu fördern. 

Die Sportanlagennutzungsvorschriften des Landes Berlin 
verlangen bei der Vergabe von Sportanlagen, dass „die Be-
lange des Behindertensports in besonderer Weise Beachtung 
finden.“ Um einen bedarfsgerechten Ausbau gewährleisten 
zu können, werden neue Angebote im Hinblick auf schon 
vorhandene bewertet. Als Grundlage für die Bewertung dient 
der Angebotskatalog über Sportangebote für Menschen mit 
Behinderungen des Behinderten- und Rehabilitations-Sport-
verband Berlin e. V. (https://bsberlin.de), der die Angebote 
des organisierten Sports abbildet.

Zudem soll die Partizipation und Teilhabe auf allen Ebenen 
und in allen Strukturen im Sport unterstützt werden. Sie sollen 
in den Sportverwaltungen auf Landes- und Bezirksebene, in 
Sportverbänden und in Vereinen (in haupt- und ehrenamtli-
chen Funktionen) mitarbeiten können. Menschen mit Behinde-
rungen sollen nicht „nur“ Teilnehmende in Sportgruppen sein , 
sie sollen auch als Übungsleiterinnen und Übungsleiter sowie 
Trainerinnen und Trainer in den TrainerInnen-Ausbildungen 
mitarbeiten können. Für alle diese verschiedenen Bereiche 
sollen Qualifizierungs- und Beratungsmodule entwickelt 
werden.

Die zu bearbeitenden Ebenen werden mithilfe des „Index 
für Inklusion im und durch Sport“ konkret identifiziert (um die 
Partizipation von Menschen mit Behinderungen an Trainings-
angeboten und in Leitungsfunktionen bis 2021 zu verbessern). 
Die verschiedenen Sportebenen (mindestens eine) werden zu 
deren Struktur befragt (Art. 31 (Statistik und Datensammlung) 
UN-BRK). 

Es werden Qualifizierungs- und Beratungsmodule für alle 
Ebenen entwickelt bis 2023, sodass bis 2025 die Module 
angewendet und getestet werden können. Die Module sollen 
von Menschen mit Behinderungen leicht zu finden sein und 
sie sollen für alle Ebenen mindestens einmal zur Anwendung 
gekommen sein.

https://bsberlin.de
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C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Partizipation und Teilhabe im Sport

1 . SPORTANGEBOTE FÜR MENSCHEN MIT BEHINDERUNGEN WERDEN ZIELGERICHTET GEFÖRDERT

Artikelbezug UN-BRK Art. 30 Abs. 5 (Teilhabe am kulturellen Leben sowie an Erholung, Freizeit und Sport) UN-BRK
Ziel bis 2025 Die Nachfrage an Sportangeboten für Menschen mit Behinderungen ist durch die Schaffung 

von mehr Angeboten abgedeckt.
Teilziele Förderung des BSB und Projektförderung im Teilhabeprogramm.
Zuständigkeit SenInnDS, Fachressort Sport
Laufzeit 2020 – 2025
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen

2 . ZUR MITARBEIT VON MENSCHEN MIT BEHINDERUNGEN ALS TRAINERINNEN UND TRAINER WERDEN SPEZIFISCHE 
QUALIFIZIERUNGS- UND BERATUNGSMODULE ENTWICKELT

Artikelbezug UN-BRK Art. 30 Abs. 5 (Teilhabe am kulturellen Leben sowie an Erholung, Freizeit und Sport), Art. 9 (Zu-
gänglichkeit) und Art. 26 (Habilitation und Rehabilitation) UN-BRK

Ziel bis 2025 Partizipation und Teilhabe ist auf allen Ebenen und in allen Strukturen des Sports gestärkt.
Teilziele a) Identifikation von Ebenen und Strukturen der Mitwirkung (Verwaltungen, Verbände, Vereine) 

sowie Bestandsaufnahme des jeweiligen Status in puncto Inklusion Art. 31 (Statistik und Daten-
sammlung) UN-BRK. 
b) Entwicklung von Qualifizierungs- und Beratungsmodulen für alle Ebenen und Strukturen 
unter Beteiligung von Menschen mit Behinderungen. 
c) Erprobung der Module im Praxistest auf allen Ebenen.

Zuständigkeit a) und b) SenInnDS, Fachressort Sport i. V. m. BSB 
c) SenInnDS, Fachressort Sport i.V. m. Bezirke, Sportorganisationen

Laufzeit a) bis 2021 
b) bis 2023 
c) Ab 2025

Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen
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2 .7 . HANDLUNGSFELD:  POLITISCHE  
PARTIZIPATION UND TEILHABE

Strategisches Ziel: 
Ziel ist es, Menschen mit Behinderungen die Wahrnehmung 
ihrer politischen Rechte durch inklusive Wahlen – sowohl 
das aktive als auch das passive Wahlrecht betreffend – zu 
ermöglichen. 

2 .7 .1 TEILBEREICH: INKLUSIVE WAHLEN

A) IST-SITUATION

Dem Senat ist es ein wichtiges politisches Anliegen, allen 
Menschen unabhängig von dem Vorliegen von Behinderun-
gen die Wahrnehmung ihrer politischen Rechte zu ermög-
lichen. Hierzu gehört das Bekenntnis der Koalition zum Ziel 
eines inklusiven Wahlrechts. Daraus folgt auch die fortwäh-
rende Verpflichtung zum konsequenten Abbau von bestehen-
den oder neu auftretenden Barrieren und dem Ausbau des 
Angebots geeigneter individueller Unterstützungsangebote.

Die barrierefreie Zugänglichkeit bezogen auf Wahllokale wird 
traditionsgemäß abweichend vom Begriff der Barrierefreiheit 
nach § 4a des Landesgleichberechtigungsgesetzes, der alle 
Behinderungsarten in den Blick nimmt, abgebildet. Der Aus-
weis der barrierefreien Zugänglichkeit bei Wahllokalen zielt 
im Wesentlichen auf Mobilitätsbeeinträchtigungen, andere 
Beeinträchtigungsformen werden dabei nicht berücksichtigt. 
Da sich eine verständliche und vollständige Abbildung aller 
Merkmale unterschiedlicher Behinderungen nicht übersicht-
lich und angemessen darstellen lässt, bietet die Landeswahl-
leitung in ihrem Internetauftritt detaillierte Informationen zur 
Zugänglichkeit der Wahllokale an. Die Informationen werden 
auch über das Servicetelefon Wahlen bereitgestellt. Informa-
tionen und Beratungen können dadurch jeweils individuell 
bedarfsgerecht erfolgen. Auf die insoweit nur ausschnittwei-
se Darstellung von für mobilitätseingeschränkte Menschen 
barrierefreie Wahllokale wird zur Vermeidung von Fehlschlüs-
sen im vorliegenden Rahmen verzichtet, zumal die Anga-
ben fortlaufend mit jedem Wahlereignis weiteren positiven 
Entwicklungen unterliegen. Eine seriöse Prognose hinsichtlich 
des diesbezüglichen Anteils bei den nächsten planmäßigen 
Ereignissen 2021 ist nicht möglich.

Zur Verwirklichung eines inklusiven Wahlrechts wurden die 
bisherigen Wahlrechtsausschlüsse in § 2 Nummer 2 und 3 
des Landeswahlgesetzes für Menschen, für die zur Besorgung 
aller Angelegenheiten dauerhaft eine Betreuerin bzw. ein 
Betreuer bestellt ist oder die sich nach § 63 in Verbindung mit 
§ 20 des Strafgesetzbuchs in einem psychiatrischen Kranken-
haus befinden, mit Gesetz vom 20. März 2019 (GVBl. S. 234) 

aufgehoben. Vor dem Hintergrund, dass das Bundesverfas-
sungsgericht am 21. Februar 2019 Regelungen des Bundes-
wahlgesetzes über Wahlrechtsausschlüsse für teilweise verfas-
sungswidrig erklärt hatte, wurden auch das Bundeswahl- und 
das Europawahlgesetz mit Gesetz vom 18. Juni 2019 (BGBl. 
I, S. 834) in ähnlicher Weise geändert. Von den betreffenden 
Wahlrechtsausschlüssen waren in Berlin rund 650 Menschen 
betroffen.

Durch die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
konnten Personen, die von entsprechenden Wahlrechtsaus-
schlüssen getroffen waren, für eine Wahlteilnahme an der 
Europawahl am 26. Mai 2019 ihre Eintragung ins Wählerver-
zeichnis beantragen.

Am 5. November 2019 fand ein Erfahrungsaustausch der 
Landeswahlleitung mit Interessenvertretungen behinderter 
Menschen und mehreren Bezirkswahlämtern statt. Insgesamt 
wurde eine durchweg positive Bilanz hinsichtlich der Unter-
stützungsangebote für Menschen mit Behinderungen bei Wah-
len und Abstimmungen gezogen. Für künftige Wahlen wurden 
punktuelle Verbesserungen vorgeschlagen. Es wurde u. a. 
erörtert, dass für Wahlberechtigte in psychiatrischen Einrich-
tungen besondere Hilfestellungen angeboten werden, wie sie 
für andere Personengruppen bereits etabliert sind.

B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK

Ziel ist es, grundsätzlich für alle Wahl- und Abstimmungsbe-
rechtigten barrierefreie Wahllokale anzubieten sowie Barrie-
ren bei der Gestaltung der Verfahren und der eingesetzten 
Materialien zu vermeiden. Bei unvermeidbaren Einschränkun-
gen für Wahlberechtigte sind sachgerechte Ausgleichsmaß-
nahmen, mit Bezug auf Artikel 29 (Teilhabe am politischen 
und öffentlichen Leben) UN-BRK, zu entwickeln. Es handelt 
sich um einen kontinuierlichen Prozess der Weiterentwicklung 
mit dem Ziel, Artikel 29 (Teilhabe am politischen und öffentli-
chen Leben) in Verbindung mit Artikel 9 (Zugänglichkeit), Arti-
kel 21 (Recht der freien Meinungsäußerung, Meinungsfreiheit 
und Zugang zu Informationen) und Artikel 5 (Gleichberechti-
gung und Nichtdiskriminierung) Absatz 3 UN-BRK umzusetzen.
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C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Inklusive Wahlen

1 . ERGÄNZUNG DES ABSTIMMUNGSGESETZES 

Artikelbezug UN-BRK Art. 29a), i) (Teilhabe am politischen und öffentlichen Leben), i. V. m. Art. 9 (Zugänglichkeit), 
Art. 21a) (Recht der freien Meinungsäußerung, Meinungsfreiheit und Zugang) UN-BRK

Ziel bis 2025 Das Abstimmungsgesetz ist um eine Verpflichtung ergänzt, die amtliche Information über 
einen Volksentscheid auch in leicht verständlicher Sprache bekannt zu machen.

Zuständigkeit SenInnDS
Laufzeit 2020
Finanzierung jeweils anlassbezogen aus dem Haushaltstitel für Abstimmungen

2 .7 .2 TEILBEREICH: ZUGANG ZU INFORMATION UND 
KOMMUNIKATION 

A) IST-SITUATION

Obwohl das E-Government-Gesetz Berlin (EGovG Bln, 
2016) bereits die Berücksichtigung der digitalen Barriere-
freiheit in der öffentlichen Verwaltung einfordert, ist dieses 
bisher unzureichend umgesetzt wurden. Daher wurde 2018 
eine Kompetenzstelle zur digitalen Barrierefreiheit mit zwei 
Stellen geschaffen. Sie ist angesiedelt bei der Informations- 
und Kommunikationstechnik-Steuerung (IKT-Steuerung) der 
Senatsverwaltung für Inneres, Digitales und Sport. Die Stelle 
arbeitet mit der Berliner Verwaltung, mittelbare Berliner Ver-
waltung, Nicht-Regierungs-Organisationen und Länder- und 
Bundstellen zusammen.

Im Jahr 2019 wurde das Berliner Landesgesetz zur Umsetzung 
der Barrierefreien Informations- und Kommunikationstechnik 
(Berlin – BIKTG Bln) verabschiedet. Aufgrund dieses Gesetzes 
ist die Stelle der Beauftragten für digitale Barrierefreiheit bei 
der Kompetenzstelle eingerichtet wurden. 

Die Kompetenzstelle hat Standards für digitale Barrierefrei-
heit für das Land Berlin festgelegt. Sie hat mit Schulungs-
trägern, Schulungskonzepte zur digitalen Barrierefreiheit 
ausgearbeitet. Sie bietet strategische Beratungsangebote für 
öffentliche Stellen, wie diese, die Barrierefreiheit umsetzen 
können. Die Kompetenzstelle sensibilisiert die öffentlichen 
Stellen durch Vorträge und Inhalte auf ihrer Webseite zum 
Thema Barrierefreiheit.

B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK

Die Kompetenzstelle gewährleistet die Benutzerfreundlichkeit 
und Barrierefreiheit der Informationstechnik durch Festsetzen 
von verbindlichen Standards und Regelungen. Menschen mit 
Behinderungen soll die Zugänglichkeit zu Informationen und 
Kommunikation, wie in der UN-BRK Artikel 9 und UN-BRK Ar-
tikel 21 gefordert, ermöglicht werde. Um dieses zu erreichen, 
werden Standards zu barrierefreien Webseiten, Software Ap-
plikationen, Mobil Applikationen, digitalen Dokumenten und 
verständlicher Sprache erstellt und veröffentlicht. Darüber 
hinaus wird die Kompetenzstelle Schulungen, Netzwerke und 
Informationsmaterial entwickeln bzw. diese steuern.

C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Zugang zu Information und Kommunikation

1 . UMSETZUNG DES BARRIEREFREIE INFORMATIONS- UND KOMMUNIKATIONSTECHNIK-GESETZ BERLIN – BIKTG BLN

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 (Zugänglichkeit) Abs. 1b), 2a), Art. 21 (Recht der freien Meinungsäußerung, Meinungsfrei-
heit und Zugang zu Informationen) UN-BRK

Ziel bis 2025 Die Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über den barrierefreien Zugang zu 
Webseiten des öffentlichen Sektors (Richtlinie über den barrierefreien Webzugang) ist umge-
setzt. 

Teilziele 2020 Einrichtung der Überwachungsstelle.
Zuständigkeit SenInnDS, Kompetenzstelle Digitale Barrierefreiheit der IKT-Steuerung
Laufzeit 2020
Finanzierung Haushaltsmittel
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2 . UMSETZUNG DER BITV (BARRIEREFREIE INFORMATIONSTECHNIK-VERORDNUNG)

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 (Zugänglichkeit) Abs. 1b), Art. 21 (Recht der freien Meinungsäußerung, Meinungsfreiheit 
und Zugang zu Informationen) UN-BRK

Ziel bis 2025 Die Webseiten, Software Applikationen, Mobil Applikationen und Dokumente der Ministerien 
und anderen öffentlichen Stellen sind gemäß der BITV barrierefrei gestaltet. 

Teilziele Unterstützung der Landesredaktion bei der barrierefreien Erstellung des Landesauftrittes (Ber-
lin.de). 
 
Zusammenarbeit mit der Hauptschwerbehindertenvertretung um digitale Barrierefreiheit in der 
internen Verwaltung umzusetzen. 
 
Strategische Unterstützung von öffentlichen Stellen bei der Umsetzung von Barrierefreiheit. 
 
Zusammenarbeit mit IT-Dienstleistungszentrum Berlin (ITDZ Berlin).

Zuständigkeit SenInnDS Kompetenzstelle Digitale Barrierefreiheit der IKT-Steuerung i. V. m. allen Ressorts, 
BerlinOnline, ITDZ

Laufzeit laufend
Finanzierung Haushaltsmittel

3 . STANDARDS ZU DIGITALER BARRIEREFREIHEIT

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 (Zugänglichkeit) Abs. 2a), Art. 21 (Recht der freien Meinungsäußerung, Meinungsfreiheit 
und Zugang zu Informationen) UN-BRK

Ziel bis 2025 Standards zu barrierefreien Webseiten, Software Applikationen, Mobil Applikationen, digitalen 
Dokumenten und verständlicher Sprache sind erstellt und veröffentlicht.

Teilziele 2018 Standards zu barrierefreien Webseiten, Software Applikationen, digitalen Dokumenten 
und verständlicher Sprache sind erstellt. 
 
2019 werden sie veröffentlicht 
 
2021 Standards zu Mobil Applikationen werden erstellt und veröffentlicht. 
 
Alle Standards werden fortlaufend angepasst, wenn neue Erkenntnisse und neue Technologie 
es erforderlich machen.

Zuständigkeit SenInnDS, Kompetenzstelle Digitale Barrierefreiheit der IKT-Steuerung
Laufzeit laufend
Finanzierung Im Rahmen der verfügbaren Ressourcen

4 . SCHULUNGEN ZU DIGITALER BARRIEREFREIHEIT

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 (Zugänglichkeit) Abs. 2c), Art. 21 (Recht der freien Meinungsäußerung, Meinungsfreiheit 
und Zugang zu Informationen) UN-BRK

Ziel bis 2025 Schulungen in unterschiedlichen Formaten zur digitalen Barrierefreiheit sind umgesetzt.
Teilziele 2020 Themen sind integriert in die zentralen Schulungen durch die Verwaltungsakademie 

(VAK). 
2021 Schulungskonzept ist erstellt für öffentliche Ressorts, die keinen Zugang zur Verwaltungs-
akademie haben.

Zuständigkeit SenInnDS, Kompetenzstelle Digitale Barrierefreiheit der IKT-Steuerung i. V. m. VAK
Laufzeit laufend
Finanzierung Haushaltsmittel 
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2 .7 .3 TEILBEREICH: NOTRUF UND WARNUNG DER 
 BEVÖLKERUNG

2 .7 .3 .1 UNTERTHEMA: NOTRUF

A) IST-SITUATION

Derzeit wird durch technische Geräte wie das Schreibtelefon 
oder das Faxgerät, den Menschen mit Hör- und Sprachbehin-
derung der Zugang zum Notruf 112 oder 110 ermöglicht.

In Berlin sind für Menschen mit Hör- und Sprachbehinderung 
ein Notruffaxsystem in den Leitstellen der Polizei Berlin und 
der Berliner Feuerwehr nutzbar. Darüber hinaus ist eine SMS-
Notrufnummer eingerichtet, die den Menschen mit Hör- und 
Sprachbehinderung über die jeweiligen Verbände kommuni-
ziert wurde.

Seit 2018 ist die Nutzung eines Dolmetscherdienstes zwischen 
der Gebärdensprache und der Lautsprache als Video oder 
Script-Dienst durch die Leitstellen der Polizei und Feuerwehr 
möglich.

Die Innenministerkonferenz hat im April 2019 die bundesweite 
Einführung einer Notruf-App beschlossen, damit insbesondere 
hör- und sprachbehinderte Menschen einen dem Sprachnot-
ruf möglichst gleichwertigen Zugang zu den Notrufdiensten 
112 und 110 erhalten.

Die dazu gefasste Ländervereinbarung wurde vom Land 
Berlin im September 2019 gezeichnet. Diese Vereinbarung 
dient verbindlich der Schaffung der Voraussetzungen und 
der Organisation des laufenden Betriebs der für die Nutzung 
eines bundeseinheitlichen Notruf-App-Systems erforderlichen 
Infrastruktur. Das federführende Land Nordrhein-Westfalen 
ist mit der Ausschreibung und anschließenden Vergabe des 
Projekts beauftragt.

B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK

Die Ziele sind u. a. die Sicherstellung eines barrierefreien 
Zugangs zu den Notrufdiensten sowie die Förderung des 
Zugangs zu den Kommunikationssystemen, um in Gefahren-
situationen den Schutz und die Sicherheit von Menschen mit 
Behinderungen, gemäß Artikel 3f) (Allgemeine Grundsätze) 
i. V. m. Artikel 9 Absatz 2g) (Zugänglichkeit), Artikel 11 (Ge-
fahrensituationen und humanitäre Notlagen) der UN-BRK, zu 
gewährleisten.

C) GEPLANTE MASSNAHMEN 

Notruf

1 . EINFÜHRUNG EINER BUNDESWEIT EINHEITLICHEN NOTRUF-APP FÜR MENSCHEN MIT HÖR- UND 
SPRACHBEHINDERUNGEN 

Artikelbezug UN-BRK Art. 3f) (Allgemeine Grundsätze) i. V. m. Art. 9 Abs. 2g) (Zugänglichkeit), Art. 11 (Gefahrensitua-
tionen und humanitäre Notlagen) UN-BRK

Ziel bis 2025 Barrierefreier Notrufzugang.
Teilziele Abschluss des Vergabeverfahrens mit anschließender Realisierungsphase.
Zuständigkeit SenInnDS i. V. m. Arbeitskreis V der IMK
Laufzeit laufend
Finanzierung Alle Länder über Königsteiner Schlüssel
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2 .7 .3 .2 UNTERTHEMA: WARNUNG DER BEVÖLKERUNG

A) IST-SITUATION

Zur Steigerung der Warneffektivität unter Berücksichtigung 
des psychosozialen Krisenmanagements fließen unter Projekt-
leitung des BBK aus dem Internal Security Fond (ISF) Förder-
mittel in ein nationales Bund-Länder-Projekt „Warnung der 
Bevölkerung“. Die Finanzierungsperiode läuft von 2016 bis 
einschließlich 2020. Das Gesamtprojektvolumen beträgt 14 
Mio. € bei einer Fördersumme von 10,5 Mio. €. Der von Bund 
und Ländern zu tragende Eigenanteil i.H. V. 75 % ergibt eine 
jährliche Zahlungsverpflichtung des Landes Berlin i. H. v. rd. 
40.000 € aus dem Haushalt der Berliner Feuerwehr. Teil-
projekte haben insbesondere einen Bezug zum „Modularen 
Warnsystems“ des Bundes (MoWaS) und der WarnApp „NINA“. 
Die Projektleitung wird durch Bundesamt für Bevölkerungs-
schutz und Katastrophenhilfe wahrgenommen. 

Die Senatsverwaltung für Inneres und Sport Berlin ist in der 
projektbegleitenden Bund-Länder-Arbeitsgruppe vertreten.

B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK

Steigerung der Warneffektivität unter Berücksichtigung eines 
psychosozialen Krisenmanagements, das durch geeignete 
Darstellung der Warnmeldungen für Menschen mit Behinde-
rungen u.a. den vollen und gleichberechtigten Zugang zu 
Information und Kommunikation, Autonomie und Sicherheit 
gewährleistet. Insbesondere werden damit die Ziele gem. 
Artikel 1, 2, 3 f), 4 f) bis h), 9 (1) b), 10, 11, 14 a), 17, 19 bis 21 
UN-BRK verfolgt. Durch die Evaluation der Warnbedarfe von 
Menschen mit Wahrnehmungsbehinderungen wird außerdem 
dem Artikel 8 (1) a) anteilig Rechnung getragen.

C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Warnung der Bevölkerung

1 . DAS NATIONALE BUND-LÄNDER-PROJEKT „WARNUNG DER BEVÖLKERUNG“ WIRD DURCHGEFÜHRT .

Artikelbezug UN-BRK Art. 11 (Gefahrensituationen und humanitäre Notlagen) i. V. m. Art. 17 (Schutz der Unversehrt-
heit der Person), Art. 9 (Zugänglichkeit) UN-BRK

Ziel bis 2025 Steigerung der Warneffektivität unter Berücksichtigung des psychosozialen Krisenmanage-
ments*. * Details und Teilziele unterliegen ggf. Anpassungen durch die Projektleitung.

Teilziele Übersetzung der ständigen Texte in der amtlichen WarnApp NINA in folgende Sprachen: Eng-
lisch, Französisch, Spanisch, Arabisch, Türkisch und Leichte Sprache;  
 
Implementierung der unterschiedlichen Sprachversionen in die App sowie Anforderungskata-
log für die zukünftige mehrsprachige Darstellung der aktuellen Warnmeldungen; 
 
Evaluation der Warnbedarfe von Menschen mit Wahrnehmungsbehinderungen; 
 
Gebärdensprache-Videos auf https://warnung.bund.de zur Erklärung der Seite und des The-
mas Warnung; 
 
Konzept zur Auslieferung von Warnmeldungen an nicht-deutsche Presseagenturen und Me-
dienhäuser mit Empfangsmöglichkeit in Deutschland; 
 
Evaluation der deutschen und internationalen Forschung und Praxis in den Themenbereichen 
Warn- und Informationsbedarf bzw. -verhalten und multikulturelle Krisenkommunikation.

Zuständigkeit SenInnDS i. V. m. Bund / BBK ISF-BLP-Warnung@bbk.bund.de
Laufzeit 2016 – 2020
Finanzierung Bund und Länder

https://warnung.bund.de
mailto:ISF-BLP-Warnung%40bbk.bund.de?subject=
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2 .8 . HANDLUNGSFELD:  KULTUR UND FREIZEIT

Strategische Ziele: 
Ziel ist es, die Teilhabe von Kunst- und Kulturschaffenden 
mit Behinderungen als auch von Menschen mit Behinde-
rungen als Rezipientinnen und Rezipienten von Kultur zu 
stärken.

2 .8 .1 TEILBEREICH: BARRIEREFREIHEIT UND INKLUSION  
DER SENATSVERWALTUNG FÜR KULTUR UND EUROPA

A) IST-SITUATION

Die zwei Mal jährlich tagende AG „Barrierefreiheit und Inklu-
sion von Menschen mit Behinderungen“ dient der frühzeitigen 
Einbindung von Menschen mit Behinderungen in die Arbeit 
der SenKultEuropa und deren Beratung.

Das Berliner Projektbüro für Diversitätsentwicklung „Diversity 
Arts Culture“ begleitet die Kulturverwaltung bei der diversi-
tätsorientierten Weiterentwicklung. „Diversity Arts Culture“ hat 
die Aufgabe, in diesem Sinne nachhaltige, strukturelle Ver-
änderungen auf allen Ebenen des Kulturbetriebs anzustoßen. 
Dabei werden Hürden und Benachteiligungen aus Gründen 
von Behinderungen, rassistischer Diskriminierungserfahrung, 
wegen der ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der Religion 
oder Weltanschauung, des Alters, der sexuellen Identität und 
des sozioökonomischen Status in den Fokus genommen. Der 
intersektionale Ansatz nimmt somit auch Personen in verschie-
denen Lebenssituationen wie Frauen, Kinder oder geflüchtete 
Menschen mit Behinderungen in den Blick. 

B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK

Zur Diversitätsentwicklung der SenKultEuropa gehört u.a., die 
Sensibilisierung und Qualifizierung im eigenen Haus, wie be-
reits durch hausinterne Schulungen angestoßen, fortzuführen 
und vermehrt Inhalte in zugänglichen Formaten für Menschen 
mit Behinderungen bereitzustellen. Dabei ist besonders zu 
beachten, dass Barrierefreiheit nicht nur den Zugang, sondern 
auch die Auffindbarkeit und die Nutzbarkeit ohne Hilfe mit 
umfasst und diese aus der Perspektive unterschiedlicher 
Beeinträchtigungsformen stets auch etwas anderes be-
deuten kann. Diese Zielsetzung entspricht Artikel 5 (Gleich-
berechtigung und Nichtdiskriminierung), Artikel 8 (Bewusst-
seinsbildung), Artikel 9 (Zugänglichkeit), Artikel 30 Absatz 
4. (Bewusstseinsbildung), Artikel 30 Absatz 4 (Anspruch auf 
Anerkennung) UN-BRK.

Repräsentative, kontinuierlich erhobene und vergleichbare 
Daten zur Kulturnutzung und Kultur-Nichtnutzung (Art. 31 Sta-
tistik und Datensammlung) sind wesentliche Indikatoren des 
Erfolgs kulturpolitischer Ziele, Strategien und Maßnahmen. Er-
hebungen erfolgen im Rahmen der Grundlagenforschung des 
Berliner Projektbüros für Diversitätsentwicklung, der Nutzer- 
und Nutzerinnenbefragung an öffentlich geförderten Kultur-
einrichtungen (KulMon) sowie der Bevölkerungsbefragung zur 
Nicht-Nutzung von Kulturangeboten. Die Instrumente werden 
dahingehend überprüft und qualifiziert bzw. erweitert um 
Nutzungsdaten von Menschen mit Behinderungen adäquat 
erfassen zu können.

Darüber hinaus fehlen Daten zur Teilhabe von Kunst- und 
Kulturschaffenden mit Behinderungen in Berlin, von Studieren-
den mit Behinderungen in Studiengängen der Bereiche Kunst 
und Kultur sowie im Bereich der Ausbildung. Hierfür wird der 
ressortübergreifende Austausch gesucht (u.a. mit Bildung und 
Wissenschaft). Möglichkeiten der Datenerhebung sollen in ge-
eignete Instrumente systematisch überführt und implementiert 
werden.
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C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Barrierefreiheit und Inklusion der Senatsverwaltung für Kultur und Europa

1 . DIVERSITÄTSORIENTIERTE WEITERENTWICKLUNG DER SENKULTEUROPA 

Artikelbezug UN-BRK Art. 8 (Bewusstseinsbildung), Art. 9 (Zugänglichkeit) UN-BRK
Ziel bis 2025 Die Qualifizierung ist verstetigt und die Benachteiligung aufgrund von Behinderungen ist ab-

gebaut.
Teilziele a) Überprüfung der Dienstgebäude auf Barrierefreiheit im Rahmen der Sanierung; voraus-

sichtlich bis 2023.  
 
b) Die Barrierefreiheit der Website der SenKultEuropa wurde verbessert.  
 
c) Fortführung bzw. Ausbau der Sensibilisierungs- und Qualifizierungsangebote für Mitarbei-
tende; für alle Mitarbeitenden von SenKultEuropa unter Einbeziehung von Expertinnen und 
Experten in eigener Sache; laufend.  
 
d) Alle Beschäftigten der SenKultEuropa erhalten die Gelegenheit an entsprechenden Sensibi-
lisierungs- und Qualifizierungsangeboten teilzunehmen. Dazu können sie sich jederzeit an die 
zuständigen Stellen wenden, um sich grundsätzlich über Weiterbildung und Qualifizierung zu 
informieren und sich beraten zu lassen.  
 
e) Nutzer- und Nutzerinnenbefragung von Kultureinrichtungen gem. Art. 31 UN-BRK.  
 
f) Möglichkeiten zur Datenerhebung bzgl. der Teilhabe von Kulturschaffenden und Studieren-
den mit Behinderungen.

Zuständigkeit SenKultEuropa i. V. m.  
a) Berliner Immobilienmanagement GmbH (BIM)  
b) Leiter für Presse und Öffentlichkeitsarbeit SenKultEuropa  
c) alle Fachreferate  
d) allen Beschäftigten

Laufzeit a) bis 2023 , b) bis 2021, c–d) Kontinuierlich bis 2025
Finanzierung Laufende Finanzierung

2 . BERLINER PROJEKTBÜRO FÜR DIVERSITÄTSENTWICKLUNG „DIVERSITY ARTS CULTURE“ 

Artikelbezug UN-BRK Art. 24 Abs. 1b (Bildung) i. V. m. Art. 8 Abs. 2d (Bewusstseinsbildung), Art. 4 Abs. 3 (Partizipa-
tion), Art. 30 (Teilhabe am kulturellen Leben) UN-BRK

Ziel bis 2025 Unterstützung der Kulturverwaltung und Kultureinrichtungen bei der Verbesserung der Barriere-
freiheit und Inklusion sowie Empowerment von Künstlerinnen und Künstlern mit Behinderungen.

Teilziele a) Begleitung der Kulturverwaltung bei o.g. Maßnahmen unter Einbeziehung des Denkmal-
schutzes.  
b) Begleitung von zwei modellhaften Kultureinrichtungen bei der diversitätsorientierten Orga-
nisationsentwicklung.  
c) Erkenntnistransfers: ab 2023 sollen Ergebnisse auf institutionell geförderte Einrichtungen 
übertragen werden; keine Mehrkosten sonst ab 2023 zu prüfen.  
d) Jährlich modulare Qualifizierungsangebote für Kultureinrichtungen u.a. mit Blick auf die 
Themen Barrierefreiheit und Inklusion, hierfür sind insbesondere Fortbilderinnen und Fortbilder 
mit Behinderung zu akquirieren bzw. ist (auch) mit Betroffenenverbänden zu kooperieren.  
e) Jährlich stattfindende Empowerment-Workshops für Künstlerinnen und Künstler mit Behinde-
rungen bzw. ist (auch) mit Betroffenenverbänden zu kooperieren.

Zuständigkeit SenKultEuropa i. V. m.  
a) Fachressort Kultur  
b) Diversity Arts Culture – Projektbüro für Diversitätsentwicklung (DAC)  
c) – e) DAC

Laufzeit a, d, e) kontinuierlich bis 2025, b) bis 2023, c) 2023 bis 2025 
Finanzierung Doppelhaushalt 2020/2021: 500.000 EUR
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2 .8 .2 TEILBEREICH: DENKMALSCHUTZ

A) IST-SITUATION 

Bereits von Verfassungswegen müssen gleichwertige Lebens-
bedingungen für Menschen mit und ohne Behinderungen 
geschaffen werden. Überdies hat das Berliner Denkmal-
schutzgesetz (DSchG Bln) bereits 1999 als erstes deutsches 
Denkmalschutzgesetz ergänzend in § 11 Abs. 6 DSchG Bln 
klargestellt, dass die Denkmalbehörden bei ihren Entschei-
dungen die Belange mobilitätsbehinderter Personen berück-
sichtigen. 

Die Norm soll dahingehend modifiziert werden, dass nicht nur 
die Belange mobilitätsbehinderter Personen berücksichtigt 
werden, sondern die Belange von „Menschen mit Behinderun-
gen“.

Im Bewusstsein dieser verfassungsrechtlichen und denkmal-
schutzgesetzlichen Verpflichtung engagieren sich die Berliner 
Denkmalschutzbehörden aktiv bei der Umsetzung bzw. Imple-
mentierung der Belange von Menschen mit Behinderungen 
bei Baumaßnahmen an und in Denkmalen. 

Dies gilt sowohl für private als auch für öffentlich genutzte 
Gebäude und Freiräume. Die Mitarbeitenden der Denkmal-
behörden bilden sich im Hinblick auf Barrierefreiheit im 
Bau- und Gartendenkmal regelmäßig fort. 2015 hat das 
Landesdenkmalamt in Zusammenarbeit mit der damaligen 
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt und dem 
Fach „Modell + Design“ der Technischen Universität Berlin 
ein Projekt mit Studierenden zur Barrierefreiheit in Denkmalen 
durchgeführt, dass in einer Ausstellung gezeigt wird. 

Die Internetseite mit dem vollständigen Informationsangebot 
des Landesdenkmalamtes entspricht den aktuellen für ganz 
Berlin geltenden Vorgaben für Barrierefreiheit von Internet-
seiten. 

In seiner Öffentlichkeitsarbeit handelt das Landesdenkmal-
amt gemäß den Vorgaben des E-Government-Gesetzes 
Berlin (EGovG Bln), den Verwaltungsvorschriften zur Schaf-
fung barrierefreier Informationstechnik (VVBIT) im Land Berlin 
sowie den allgemeinen Bestimmungen und Vorgaben im 
Berlin.de-CMS Imperia im Sinne der Barrierefreiheit.

Die Büros des Landesdenkmalamts sind barrierefrei zu er-
reichen. 

B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK 

Die UN-BRK sieht in Artikel 30 Absatz 1c) (siehe auch: Artikel 
9, Artikel 21 und Artikel. 30 UN-BRK) vor, dass die Vertrags-
staaten alle geeigneten Maßnahmen treffen, um sicherzustel-
len, dass Menschen mit Behinderungen Zugang zu Denk-
mälern und Stätten von nationaler Bedeutung haben. Diese 
Vorgabe wird durch die Formulierung „soweit wie möglich“ 
eingeschränkt. Dies ist im Sinne eines denkmalfachlichen 
Machbarkeitsvorbehalts zu verstehen (soweit Zugänglichkeit 
unter Beibehaltung des denkmalwerten Erscheinungsbildes 
bzw. der denkmalwerten Substanz realisiert werden kann). 
Dementsprechend beraten das Landesdenkmalamt und die 
unteren Denkmalschutzbehörden Bauherrinnen und Bau-
herren sowie Eigentümerinnen und Eigentümer weiterhin bei 
der Suche nach intelligenten, kreativen Lösungen und helfen 
Planungen zu optimieren. Die Veröffentlichungen des Landes-
denkmalamtes sind barrierefrei herzustellen.

Im Zuge der Einführung des elektronischen denkmalschutz-
rechtlichen Genehmigungsverfahrens (eDG) wird das An-
tragsmanagement des denkmalrechtlichen Genehmigungs-
verfahrens barrierefrei gestaltet.
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C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Denkmalschutz

1 . BERATUNG VON BAUHERRINNEN UND BAUHERREN SOWIE EIGENTÜMERINNEN UND EIGENTÜMERN BEI DER 
SUCHE NACH GUT GESTALTETEN UND KREATIVEN LÖSUNGEN FÜR DIE BARRIEREFREIE NUTZUNG VON DENKMALEN . 

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 (Zugänglichkeit) i. V. m. Art. 21 (Recht der freien Meinungsäußerung, Meinungsfreiheit 
und Zugang zu Informationen), Art. 30 (Teilhabe am kulturellen Leben) UN-BRK

Ziel bis 2025 Fortführung der Beratung von Bauherrinnen und Bauherren sowie Eigentümerinnen und Eigen-
tümern mit dem Ziel der barrierefreien Nutzung von Denkmalen.

Zuständigkeit SenKultEuropa i. V. m. Landesdenkmalamt (LDA)
Laufzeit bis 2025
Finanzierung Tagesgeschäft des LDA, kein Projekt mit separaten Haushaltsmitteln

2 . ANPASSUNG DER NEUEN INTERNETSEITE AN DAS AKTUELL FÜR BERLIN GELTENDE RECHT . 

Artikelbezug UN-BRK Art. 21 (Recht der freien Meinungsäußerung, Meinungsfreiheit und Zugang zu Informationen) 
i. V. m. Art. 9 (Zugänglichkeit), Art. 30 (Teilhabe am kulturellen Leben) UN-BRK

Ziel bis 2025 Die Datenbank und Veröffentlichungen sind barrierefrei zugänglich, auffindbar und ohne 
fremde Hilfe nutzbar. 

Zuständigkeit SenKultEuropa i. V. m. Landesdenkmalamt
Laufzeit bis 2025
Finanzierung Im Rahmen der verfügbaren Ressourcen

3 . IMPLEMENTIERUNG DES BARRIEREFREIEN GENEHMIGUNGSVERFAHRENS 

Artikelbezug UN-BRK Art. 21 (Recht der freien Meinungsäußerung, Meinungsfreiheit und Zugang zu Informationen) 
i. V. m. Art. 9 (Zugänglichkeit), Art. 30 (Teilhabe am kulturellen Leben) UN-BRK

Ziel bis 2025 Der barrierefreie Zugang zum elektronischen denkmalschutzrechtlichen Genehmigungsver-
fahrens (eDG) ist hergestellt.

Zuständigkeit SenKultEuropa i. V. m. Oberste Denkmalschutzbehörde (OD)
Laufzeit bis 2025
Finanzierung Doppelhaushalt 2020/2021: 2020: 200.000 EUR, 2021: 350.000 EUR

2 .8 .3 TEILBEREICH: BARRIEREFREIHEIT UND INKLUSION 
VON KULTUREINRICHTUNGEN

A) IST-SITUATION

Das Ziel, Barrierefreiheit und Inklusion stärker als Quer-
schnittsaufgaben für alle Kultureinrichtungen zu implementie-
ren, ergibt sich sowohl aus rechtlichen Verpflichtungen (bspw. 
durch das Gesetz zur Umsetzung der EU-Richtlinie über den 
barrierefreien Zugang zu Websites und mobilen Anwendun-
gen öffentlicher Stellen) als auch durch die steigende politi-
sche Erwartungshaltung, dass allen Menschen die chancen-
gleiche Teilhabe am gesellschaftlichen Leben ermöglicht wird 
(European Accessibility Act (EAA); Vertrag von Marrakesch). 
Die Öffnung für diese Zielgruppen ist – vor dem Hintergrund 
des demografischen Wandels, der sich auch in den Besuchs-
statistiken widerspiegelt – zudem ein ökonomischer Faktor. 
Es ist jedoch zu beachten, dass die privatrechtlichen Einrich-
tungen aufgrund ihrer inhaltlichen Autonomie nur begrenzt 
auf bestimmte Maßnahmen verpflichtet werden können. Der 

Einfluss des Landes im Bereich der privatrechtlich organisier-
ten Kultureinrichtungen erfolgt im Rahmen von Zuwendungs-
verfahren. 

Mit der UN-BRK ist auch das Land Berlin verpflichtet, durch 
entsprechende strukturelle Rahmenbedingungen (z. B. Förder-
richtlinien, Zuwendungsverfahren) Barrierefreiheit in öffentlich 
zugänglichen Einrichtungen sicherzustellen. Viele Museen und 
Gedenkstätten setzen ohnehin Maßnahmen der Barrierefrei-
heit seit langer Zeit eigenständig um und bauen ihre dies-
bezüglichen Angebote immer weiter aus. Gleiches gilt für die 
bezirklichen Kultureinrichtungen (Musikschulen, Öffentliche 
Bibliotheken, Jugendkunstschulen, Regionalmuseen, kommu-
nale Galerien, Kulturhäusern sowie bezirkliche Spielstätten), 
die inklusive Angebote – in der Regel in Kooperation mit Ini-
tiativen oder Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen 
– entwickeln bzw. entsprechende Medien vorhalten. 

Die Sensibilisierung der vom Land Berlin finanziell geförder-
ten Kultureinrichtungen im Hinblick auf die Identifizierung und 
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den kontinuierlichen Abbau von Barrieren erfolgt im Rahmen 
von Zielvereinbarungen und Quartalsgesprächen mit den Ein-
richtungsleitungen sowie ggf. in Gremiensitzungen. 

In den landesgeförderten Museen und Gedenkstätten er-
arbeiten seit 2018 Outreach-Kuratorinnen und Kuratoren sys-
tematisch Strategien der Inklusion, die zentral auch Menschen 
mit Behinderungen adressieren.

Wichtige Bestandteile einer inklusiven Strategie sind Preisge-
staltung und Willkommenskultur der Kulturinstitutionen. Durch 
die Förderung von KulturLeben e. V., der mit Kultureinrichtun-
gen aller Sparten und Genres kooperiert, werden Menschen 
mit Behinderungen und geringem Einkommen individuell 
Veranstaltungen von Kultureinrichtungen vermittelt. Darüber 
hinaus fördert die SenKultEuropa die inklusiven Theater Ram-
baZamba und Thikwa sowie die Blindenhörbücherei.

Die AG „Barrierefreiheit und Inklusion von Menschen mit Be-
hinderungen“ der SenKultEuropa tagt in der Regel zweimal 
jährlich in Berliner Kultureinrichtungen und nimmt dabei be-
stehende Barrieren in den Häusern genauer in Augenschein. 
Die von der AG ausgehenden Impulse fließen kontinuierlich 
in die Arbeit der SenKultEuropa ein, so bspw. mit Blick auf die 
Verbesserung der Konditionen für Besucherinnen und Besu-
cher mit Behinderungen an den Berliner Bühnen.

B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK 

Im Sinne der UN-BRK (siehe Artikel 9, Artikel 24, Artikel 27 
UN-BRK) gilt es, den Zugang zu Einrichtungen und Diensten 
zu ermöglichen. Im Rahmen eines Modellvorhabens unter-
stützt das Berliner Projektbüro für Diversitätsentwicklung 
Diversity Arts Culture zwei Kultureinrichtungen bei der diversi-
tätsorientierten Organisationsentwicklung. Zudem werden 
modulare Qualifizierungsangebote für Kultureinrichtungen 
u. a. mit Blick auf die Themen Barrierefreiheit und Inklusion 
angeboten. 

Eine Regelaufgabe von SenKultEuropa ist es, die von der 
AG „Barrierefreiheit und Inklusion von Menschen mit Behin-
derungen“ geäußerten Bedarfe zu überprüfen und Maßnah-
men zur Verbesserung der Barrierefreiheit zu unterstützen. 
So wird gemeinsam mit den Berliner Bühnen kontinuierlich 
daran gearbeitet, gewisse Standards, wie die Bereitstellung 
von Rollstuhlplätzen (möglichst spontan buchbar, in allen 
oder mehreren Preiskategorien, möglichst ohne Sicht-/
Höreinschränkung und in mindestens 1 % der vorhandenen 
Sitzplätze), die Ermäßigung von Tickets für Begleitpersonen 
und die Sicherstellung dieser Konditionen bei Vermietung an 
Dritte, zu etablieren. Ebenso wird darauf hingewirkt, dass die 
vorhandenen Angebote für Barrierefreiheit/Zugang leicht 
auffindbar, aktuell und vollständig auf einer barrierefreien 
Webseite und ggf. anderen Medien aufgelistet sind und das 
Personal zu diesen Themen kompetent Auskunft geben kann. 
Hingegen bedarf es bei anderen Themen eines längeren 
Atems – so bei zwei Zielen, die SenKultEuropa ausdrücklich 

unterstützt: die Implementierung von Möglichkeiten der On-
line-Ticketbuchung von Rollstuhlplätzen und die Bereitstellung 
von Audiodeskriptionsangeboten an den Berliner Bühnen. Die 
Audiodeskription wird ab 2019 modellhaft an einigen Berliner 
Bühnen erprobt. Es wird angestrebt, dieses Angebot bei einer 
erfolgreichen Erprobung ab 2022/23 auszuweiten. 

Neben einer anzustrebenden Möglichkeit der Online-Ticket-
buchung für Menschen mit Behinderungen und ihre Beglei-
tung wird ebenfalls darauf hingewirkt, dass weitere Services 
wie Begleitung zum Platz, Anmeldung eines Führhundes etc. 
zumindest barrierefrei in einer Online Maske möglich sind 
(Bestätigung erfolgt durch die Institution).

Die einzelnen Kulturinstitutionen werden ermutigt, die neuen 
Möglichkeiten der Digitalisierung (z. B. Virtual Reality, digitale 
Besucherleitsysteme wie mindtags) zur Verbesserung der 
Zugänglichkeit und kulturellen Teilhabe zu erproben und zu 
implementieren. 

Inhaltlich wird die SenKultEuropa im Rahmen der Zielver-
einbarungen darauf hinwirken, dass öffentlich geförderte 
Kulturinstitutionen sich zunehmend mit der Frage der ge-
eigneten Formate (auch der Vermittlung) auseinandersetzen, 
um beispielsweise auch Menschen mit Autismus, psychischen 
oder kognitiven Beeinträchtigungen oder Demenz Teilhabe 
am regelhaften kulturellen Leben zu ermöglichen. Dies kann 
vor Ort in den Institutionen, aber auch vor Ort im Sozialraum 
in Outreach-Aktionen stattfinden. Ebenso werden geförderte 
Kulturinstitutionen kontinuierlich in der Arbeit von SenKultEu-
ropa ermutigt, sich inhaltlich mit Themen von Diversität – und 
Behinderung – auseinanderzusetzen und mit möglichen Pro-
jekten/Produktionen auch Engagements für Künstlerinnen und 
Künstler mit Behinderung zu schaffen. 

Die Kulturinstitutionen werden darüber hinaus in den Ziel-
gesprächen ermutigt, sich unter Inklusionsaspekten auch für 
Bundesprogramme wie den diversitätsfördernden Fonds 360° 
der Bundeskulturstiftung zu bewerben (https://www.kulturstif-
tung-des-bundes.de/de/projekte/nachhaltigkeit_und_zukunft/
detail/360_fonds_fuer_kulturen_der_neuen_stadtgesellschaft.
html) bzw. auf der Berliner und nationalen Ebene Drittmittel 
für Inklusion und Teilhabe (z. B. Aktion Mensch) und zur Her-
stellung von Barrierefreiheit einzuwerben.

Es ist zu prüfen, inwieweit über europäische Förderprogram-
me kulturelle Teilhabe gestärkt und auch ein Wissenstransfer 
stattfinden kann. Erfolgreiches Vorbild ist hierfür z. B. die Teil-
nahme des Theaterensembles „piloti storti“ der Spastikerhilfe/
Cooperative Mensch (https://www.spastikerhilfe.de/piloti-
storti/depth/erstes_treffen.html).

Kulturelle Teilhabe betrifft auch Kulturinstitutionen in der Rolle 
als Arbeitgeber für Künstlerinnen und Künstler mit Behinde-
rung. Es ist anzustreben, dass auch größere und mittlere 
Bühnen bzw. Museen inklusive Produktionen jenseits der 
kulturellen Bildung realisierten. 

https://www.kulturstiftung-des-bundes.de/de/projekte/nachhaltigkeit_und_zukunft/detail/360_fonds_fuer_kulturen_der_neuen_stadtgesellschaft.html
https://www.kulturstiftung-des-bundes.de/de/projekte/nachhaltigkeit_und_zukunft/detail/360_fonds_fuer_kulturen_der_neuen_stadtgesellschaft.html
https://www.kulturstiftung-des-bundes.de/de/projekte/nachhaltigkeit_und_zukunft/detail/360_fonds_fuer_kulturen_der_neuen_stadtgesellschaft.html
https://www.kulturstiftung-des-bundes.de/de/projekte/nachhaltigkeit_und_zukunft/detail/360_fonds_fuer_kulturen_der_neuen_stadtgesellschaft.html
https://www.spastikerhilfe.de/piloti-storti/depth/erstes_treffen.html
https://www.spastikerhilfe.de/piloti-storti/depth/erstes_treffen.html
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C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Barrierefreiheit und Inklusion von Kultureinrichtungen

1 . FÖRDERUNG INKLUSIVER PROJEKTE DER THEATER RAMBAZAMBA UND THIKWA 

Artikelbezug UN-BRK Art. 24 Abs. 1b) (Bildung), Art. 27 (Arbeit und Beschäftigung), Art. 30 )Teilhabe am kulturellen 
Leben) UN-BRK

Ziel bis 2025 Förderung des künstlerisch-kreativen Potentials von Menschen mit Behinderungen.
Teilziele Förderung der Theaterarbeit für Menschen mit intellektuellen und anderen Beeinträchtigungen.
Zuständigkeit SenKultEuropa Fachressort Kultur 
Laufzeit Kontinuierlich bis 2025
Finanzierung Doppelhaushalt 2020/2021: 2020 (Plan): 971.184 EUR und 500.000 EUR 

2021 (Plan): 1.178.874 EUR und 503.810 EUR

2 . ZUSCHUSS FÜR PERSONAL-, SACH- UND BETRIEBSKOSTEN DER BLINDENHÖRBÜCHEREI 

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 (Zugänglichkeit) und Art. 30 (Teilhabe am kulturellen Leben) UN-BRK
Ziel bis 2025 Literatur- und Hörfilmversorgung für blinde Menschen und Menschen mit Seheinschränkungen 

in Berlin.
Teilziele Sicherstellung des Betriebes der Blindenhörbücherei.
Zuständigkeit SenKultEuropa Fachressort Kultur
Laufzeit Kontinuierlich bis 2025
Finanzierung Doppelhaushalt 2020/2021: 2020 (Plan): 189.000 EUR 

2021 (Plan): 192.000 EUR

3 . KULTURLEBEN BERLIN E . V .

Artikelbezug UN-BRK Art. 30 (Teilhabe am kulturellen Leben) UN-BRK
Ziel bis 2025 Verbesserung der kulturellen Teilhabe von Menschen mit psychischen, intellektuellen und/oder 

physischen Beeinträchtigungen sowie mit Sinnesbeeinträchtigungen.
Teilziele a) Steigerung der kooperierenden sozialen Einrichtungen und damit Steigerung der Anzahl 

von Besucherinnen und Besucher von Kultureinrichtungen mit psychischen, intellektuellen und/
oder physischen Beeinträchtigungen. 
 
b) Prüfung inwieweit Leistungen aus dem BTHG, BuT und BerlinPass zur Steigerung der 
 kulturellen Teilhabe herangezogen werden können.

Zuständigkeit SenKultEuropa Fachressort Kultur
Laufzeit a) 2020 bis 2021 

b) 2020 bis 2021
Finanzierung Doppelhaushalt 2020/2021: 2020/2021 (Plan): Jeweils 50.000 EUR
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2 .8 .4 TEILBEREICH: BARRIEREFREIHEIT UND INKLUSION IN DER FÖRDERUNG VON KUNSTSCHAFFENDEN,  
FREIEN GRUPPEN UND PROJEKTEN

14 EFRE: Europäischer Fonds für regionale Entwicklung

A) IST-SITUATION

Barrierefreiheit und Inklusion werden als Querschnittsthemen 
im Antrags- und Abrechnungsverfahren der großen Förder-
programme (insbesondere der spartenoffenen Förderung, dem 
Hauptstadtkulturfonds, der Förderung von Vernetzung und 
Professionalisierung im Rahmen des EFRE 14 [Programm INP II]) 
und der Förderung aus Mitteln der Stiftung Deutsche Klassen-
lotterie Berlin, berücksichtigt und statistisch ausgewertet. Die 
2020 erstmals ausgeschriebene, intersektional ausgerichtete 
IMPACT-Förderung richtet sich an bisher im Kulturbetrieb unter-
repräsentierte Künstlerinnen und Künstler und Perspektiven und 
damit auch an Künstlerinnen und Künstler mit Behinderung.

Die landeseigene Musicboard Berlin GmbH setzt seit 2018 
einen Schwerpunkt auf Barrierefreiheit und Inklusion, um 
Menschen mit und ohne Behinderungen im Berliner Club- und 
Konzertalltag zusammen zu bringen.

Der Berliner Projektfonds Kulturelle Bildung fördert nicht 
nur inklusive Projekte mit Kindern, Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen mit und ohne Behinderungen, sondern schafft 
im Rahmen des Fördermoduls „Durchstarten“ auch niedrig-
schwellige und barrierefreie Fördermöglichkeiten (z. B. kein 
Eigenanteil oder vereinfachtes Antragsverfahren). 

Das Fördermodul richtet sich explizit an Akteurinnen und Ak-
teure der Kulturellen Bildung, die bislang als Antragstellende 
unterrepräsentiert sind, wie bspw. junge Menschen, Menschen 
mit Flucht- und Migrationserfahrung und Menschen mit Be-
hinderungen, unter Beachtung von Spezifika der jeweiligen 
Lebenssituation.

B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK

Im Sinne der Umsetzung der UN-BRK (siehe Artikel 5, Artikel 
24, Artikel 30), gilt es, das künstlerisch-kreative Potenzial von 
Menschen mit Behinderungen zu fördern (Artikel 30, Absatz 
2). Dabei gilt es auch, Anerkennung und Unterstützung der 
spezifischen kulturellen und sprachlichen Identität von Men-
schen mit Behinderungen zum Ausdruck zu bringen (Artikel 
30, Absatz 4). 

Vor dem Hintergrund des Disability Mainstreamings sollen 
Barrierefreiheit und Inklusion als Querschnittsaufgabe in den 
Förderprogrammen implementiert werden. 

Ziel ist es, ab 2021 den prozentualen Anteil von Menschen mit 
Behinderungen in den o. g. modellhaften Förderprogrammen 
zu steigern und Maßnahmen der Berücksichtigung von Barrie-
refreiheit und Inklusion auch in andere Förderprogramme zu 
übertragen. Inwieweit die Diversität bei den Jurys diesem Ziel 
gerecht werden, wird auch zu prüfen sein.

Ziel der Förderung des Berliner Projektbüros für Diversi-
tätsentwicklung „Diversity Arts Culture“ ist es, kontinuierlich 
Empowerment-Workshops für Künstlerinnen und Künstler mit 
Behinderungen anzubieten.

C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Barrierefreiheit und Inklusion in der Förderung von Künstlerinnen und Künstlern, freien Gruppen und Projekten

1 . BERLINER PROJEKTFONDS KULTURELLE BILDUNG 

Artikelbezug UN-BRK Art. 24 (Bildung), Art. 30 (Teilhabe am kulturellen Leben), Art. 7 (Kinder mit Behinderungen) 
UN-BRK

Ziel bis 2025 Zugänglichkeit, Auffindbarkeit und Nutzung ohne fremde Hilfe der Kultur für Kinder, Jugend-
liche und junge Erwachsene mit Behinderungen wurde verbessert (der Abbau der Altersbe-
schränkung wird angestrebt).

Teilziele a) Abbau der bestehenden Barrieren durch die kontinuierliche diversitätsorientierte Weiterent-
wicklung des Fonds, darunter Abbau von Barrieren in der Kommunikation des Fonds, Überset-
zung der Veranstaltungen, Kooperation mit Betroffenenverbänden. 
 
b) Förderung inklusiver Projekte der Kulturellen Bildung mit Kindern, Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen mit und ohne Behinderungen. 
 
c) Förderung von Akteurinnen und Akteuren der Kulturellen Bildung mit Behinderungen.
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Zuständigkeit SenKultEuropa, i. V. m. 
a) Stiftung Kulturelle Weiterbildung und Kulturberatung (SKWK) 
b) SKWK  
c) SKWK 

Laufzeit bis 2025
Finanzierung Doppelhaushalt 2020/2021: 2.840.000 EUR (Gesamtansatz, davon mind. 58.000 EUR für 

Mittelnehmende mit Behinderungen)

2 . SPARTENOFFENE FÖRDERUNG 

Artikelbezug UN-BRK Art. 30 (Teilhabe am kulturellen Leben) i. V. m. Art. 8 (Bewusstseinsbildung), Art. 9 (Zugänglich-
keit) UN-BRK

Ziel bis 2025 Verbesserung der Zugänglichkeit zum Kulturangebot der Freien Szene.
Teilziele Steigerung barrierefreier Maßnahmen im Rahmen der Projektförderung. 

Sensibilisierung der Antragsteller und Antragsstellerinnen, Verbände und Jurys.
Zuständigkeit SenKultEuropa, Fachressort Kultur 
Laufzeit bis 2025
Finanzierung Im Rahmen der regulären Projektförderung

3 . IMPACT-FÖRDERUNG 

Artikelbezug UN-BRK Art. 30 (Teilhabe am kulturellen Leben) UN-BRK
Ziel bis 2025 Förderung von im Kulturbetrieb unterrepräsentierten Künstlerinnen und Künstlern, dazu gehö-

ren auch Künstlerinnen und Künstler mit Behinderung.
Teilziele a) Diversitätskompetente, diskriminierungssensible und diverse Besetzung der Jury. 

b) Abbau von Barrieren bei Informationsveranstaltungen zum Förderprogramm.
Zuständigkeit SenKultEuropa, Fachressort Kultur
Laufzeit bis 2025
Finanzierung Im Rahmen der regulären Projektförderung

4 . FÖRDERUNG VON KUNST, KULTUR- UND KREATIVWIRTSCHAFT IM BEREICH DER POPMUSIK DURCH DIE 
MUSICBOARD BERLIN GMBH 

Artikelbezug UN-BRK Art. 5 (Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung), Art. 24 (Bildung) und Art. 30 (Teilhabe 
am kulturellen Leben), Art. 9 (Zugänglichkeit) UN-BRK

Ziel bis 2025 Zugänglichkeit, Auffindbarkeit und Nutzung ohne fremde Hilfe des Berliner Club- und Konzert-
alltages für Menschen mit Behinderungen ist sichergestellt.

Teilziele Steigerung der Anzahl geförderter Projekte und Stipendien im Bereich Popmusik. 
Stärkere Berücksichtigung von Barrierefreiheit und Inklusion bei der Vermittlung zwischen 
Musikszene, -branche, Wirtschaft und Verwaltung.

Zuständigkeit SenKultEuropa, Fachressort Kultur 
Laufzeit bis 2025
Finanzierung Im Rahmen der regulären Projektförderung
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2 .8 .5 TEILBEREICH: ÖFFENTLICHE BAUANGELEGENHEITEN

A) IST-SITUATION

Die Liegenschaften von Kultureinrichtungen unterteilen sich in 
drei Arten: 

 — Liegenschaften von Kultureinrichtungen im Sondervermö-
gen Immobilien des Landes Berlin (SILB) und im Sonder-
vermögen Daseinsvorsorge (SODA)

 — Liegenschaften in Trägerschaft und Betrieb der Bezirke

 — Liegenschaften freier Träger (und weitere Liegenschaften 
außerhalb des SILB) 

Die Berliner Immobilienmanagement GmbH (BIM) setzt auch 
Maßnahmen zur sukzessiven Verbesserung der Barrierefreiheit 
um.

Neben kleineren Aufgaben wie dem Einbau von Aufzügen, 
behindertengerechten WC-Anlagen, Automatiktüren oder 
auch barrierefreien Leit- und Orientierungssystemen, gibt es 
eine Reihe von baulichen Maßnahmen wie auch technischen 
Lösungen, die mit beträchtlichem finanziellem Aufwand ver-
bunden sind. Hier können Verbesserungen der Bedingungen 
nur schrittweise erreicht werden. 

Bezüglich der Barrierefreiheit in bezirklichen und privaten Lie-
genschaften sind die Träger auf ihre eigenen Etats verwiesen. 
Der Leitfaden der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und 
Wohnen „Barrierefreies Berlin“ findet für sämtliche öffentliche 
Hochbaumaßnahmen und auch bei Kulturbauten Anwendung 
(Schnittstelle zur Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und 
Wohnen). 

B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK

Grundlage für die Verbesserung der baulichen Barrierefreiheit 
(Artikel 5 und 9 UN-BRK) ist eine Bestandsanalyse. Dazu ge-
hört u. a. die Erstellung einer Gesamtkonzeption, die alle drei 
Arten von Liegenschaften (barrierefrei gemäß Anweisung Bau, 
welches mit den bezirklichen Beauftragten für Menschen mit 
Behinderungen abzustimmen ist) einbezieht. Parallel wurde für 
den Bezirkskulturbericht 2016/17, der dem Abgeordnetenhaus 
von Berlin vorgelegt wurde (Drucksache Nr. 18/1883) der Sta-
tus quo zur Barrierefreiheit in Regionalmuseen, Musikschulen, 
Kommunalen Galerien und Jugendkunstschulen abgefragt. 
Hierbei wurde zwischen der barrierefreien Zugänglichkeit und 
Nutzbarkeit für Menschen mit Mobilitätseinschränkungen und 
der barrierefreien Zugänglichkeit und Nutzbarkeit für Men-
schen mit Sehbehinderungen unterschieden. Aus den Anlagen 
zum Bericht wird deutlich, dass hier großer Handlungsbedarf 
besteht. 

Ein landesweiter Scan (siehe Artikel 31 und Artikel 4 Absatz 3 
UN-BRK) der bezirklichen kulturell genutzten Liegenschaften 
unter einheitlichen Maßstäben, der einen konsistenten Über-
blick über die Sanierungs- und Modernisierungsbedarfe der 
Gebäude u. a. im Hinblick auf die Herstellung von Barriere-
freiheit gibt und in der Folge eine Maßnahmenpriorisierung 
ermöglicht, wird daher dringend benötigt. Ein solcher Scan 
sollte die unterschiedlichen Formen der Beeinträchtigung 
sowie die dementsprechend unterschiedlichen Aspekte der 
gebäudebezogenen Barrierefreiheit zu berücksichtigen sein. 
Eine entsprechend einschlägige Expertise ist bei der Erstel-
lung des notwendigen Kriterienkataloges einzubeziehen. 

C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Öffentliche Bauangelegenheiten

1 . GEMÄSS HOCHBAUMASSNAHMEN IM KAPITEL 1208, WERDEN BAUUNTERHALT UND ZUSCHÜSSE IN UND FÜR 
GRUNDSTÜCKE MIT KULTURELLER NUTZUNG ERTEILT 

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 (Zugänglichkeit) i. V. m. Art. 5 Abs. 3 (Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung), Art. 
7 (Kinder mit Behinderungen), Art. 30 (Teilhabe am kulturellen Leben) UN-BRK

Ziel bis 2025 Zugänglichkeit und Nutzung ohne fremde Hilfe der Grundstücke für Kinder, Jugendliche und 
junge Erwachsene mit Behinderungen wurde verbessert.

Teilziele Vorsorge im Zusammenhang mit den Baumaßnahmen durch Etatisierung bei BIM und SenSW.
Zuständigkeit SenSW i. V. m. BIM
Laufzeit bis 2025
Finanzierung Im Rahmen der verfügbaren Ressourcen 
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2 .9 . HANDLUNGSFELD: WOHNEN UND SOZIALRAUM

Strategische Ziele: 
Ziel ist es, Menschen mit Behinderungen eine möglichst 
selbstständige und spontane Lebensführung durch die 
vermehrte Schaffung von barrierefreiem und bezahlbaren 
Wohnraum zu sichern.

2 .9 .1 TEILBEREICH: PRIVATER WOHNUNGSBAU

A) IST-SITUATION

Das 3. Änderungsgesetz der Bauordnung für Berlin (BauO 
Bln) schreibt in § 50 Absatz 1 bei Beantragung vor, dass ab 
dem 1. Januar 2020 die Hälfte der Wohnungen barrierefrei 
nutzbar sein müssen. Die Anzahl barrierefreier Wohneinheiten 
werden seit April 2019 im elektronischen Bau- und Genehmi-
gungsverfahren (eBG) erfasst.

B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK

Ziel ist die Bereitstellung von mehr barrierefreien Wohnungen. 
Die Regelungen zur Barrierefreiheit gemäß Bauordnung für 
Berlin müssen umgesetzt werden. Die Auswirkungen werden 
analysiert um die Regelungen ggf. entsprechend fortzuent-
wickeln. Damit wird Artikel 9 (Barrierefreiheit), Artikel 19 (Un-
abhängige Lebensführung und Einbeziehung in die Gemein-
schaft) sowie Artikel 31 (Statistik und Datensammlung) der 
UN-BRK entsprochen.

C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Privater Wohnungsbau

1 . AUSWERTUNG DER IM ELEKTRONISCHEN BAU- UND GENEHMIGUNGSVERFAHREN (EBG) ERFASSTEN DATEN VON 
BARRIEREFREIEN WOHNEINHEITEN 

Artikelbezug UN-BRK Art. 19 (Unabhängige Lebensführung und Einbeziehung in die Gemeinschaft) i. V. m. Art. 9 (Zu-
gänglichkeit), Art. 31 (Statistik und Datensammlung) UN-BRK

Ziel bis 2025 Evaluation der vorhandenen Regelungen.
Zuständigkeit SenSW i. V. m. Geschäftsstelle elektronische Bau- und Genehmigungsverfahren (eBG) 
Laufzeit laufend
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen
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2 .9 .2 TEILBEREICH: WOHNRAUMFÖRDERUNG

A) IST-SITUATION

Neben den Anforderungen der Bauordnung für Berlin (BauO 
Bln) dürfen im Rahmen der Wohnungsbauförderungsbestim-
mungen 2018 (WFB 2018) wegen der erforderlichen Bewe-
gungsflächen insbesondere im Flur und im Bad die förder-
fähigen Wohnflächen bei barrierefrei nutzbaren Wohnungen 
um maximal 4 m² überschritten werden. Für barrierefrei und 
uneingeschränkt mit Rollstuhl nutzbare Wohnungen („rb“) kön-
nen hiervon abweichende Wohnflächen genehmigt werden. 
Eine pauschale Förderung von 14.000 € pro barrierefreier 
und uneingeschränkt mit dem Rollstuhl nutzbarer Wohnung 
gemäß DIN 18040-2 („R“) kann zusätzlich beantragt werden.

B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK

Ziel ist ein bedarfsgerechter barrierefreier Wohnungsbau: 
Die Regelungen zur Barrierefreiheit gemäß Bauordnung für 
Berlin müssen umgesetzt werden. Die Wohnraumförderung 
unterstützt die Schaffung von bedarfsgerechtem barriere-
freiem Wohnraum. Auswirkungen werden analysiert, um die 
Regelungen ggf. entsprechend fortzuentwickeln. Dies ent-
spricht der Umsetzung des Artikel 9, (Barrierefreiheit), Artikel 
19 (Unabhängige Lebensführung und Einbeziehung in die 
Gemeinschaft) sowie Artikel 31 (Statistik und Datensammlung) 
der UN-BRK.

C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Wohnraumförderung

1 . FORTSCHREIBUNG DER WOHNUNGSBAUFÖRDERUNGSBESTIMMUNGEN

Artikelbezug UN-BRK Art. 19 (Unabhängige Lebensführung und Einbeziehung in die Gemeinschaft) i. V. m. Art. 9 (Zu-
gänglichkeit) UN-BRK

Ziel bis 2025 Umsetzung eines bedarfsgerechten barrierefreien Wohnungsbaus.
Teilziele Anpassung und Verbesserung der Förderungsdeterminanten zur Schaffung von bedarfsge-

rechtem barrierefreiem Wohnraum. 
 
Zusätzliche Förderung zur Schaffung von uneingeschränkt mit dem Rollstuhl nutzbaren Wohn-
raum.

Zuständigkeit SenSW, Fachressort Wohnen 
Laufzeit laufend
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen

2 . VERSTETIGUNG DER VERGÜNSTIGUNG DER INANSPRUCHNAHME DES KFW-PROGRAMMS „ALTERSGERECHT 
UMBAUEN“

Artikelbezug UN-BRK Art. 19 (Unabhängige Lebensführung und Einbeziehung in die Gemeinschaft) i. V. m. Art. 9 (Zu-
gänglichkeit) UN-BRK

Ziel bis 2025 Bedarfsgerechte Förderung des Umbaus im Bestand.
Zuständigkeit SenSW, Fachressort Wohnen 
Laufzeit laufend
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen 



2. TEILHABEPOLITISCHE HANDLUNGSFELDER

87

2 .9 .3 TEILBEREICH: BARRIEREFREIE KOMMUNIKATION 

A) IST-SITUATION 

Die Öffentlichkeitsarbeit der Senatsverwaltung für Stadt-
entwicklung und Wohnen legt schon heute großen Wert auf 
Barrierefreiheit, bspw. wird bei der Veranstaltungsplanung auf 
rollstuhlgerechte Bedingungen geachtet. Publikationen wer-
den auf Barrierefreiheit z. B. für Menschen mit Sehbehinderun-
gen geprüft. Defizite bestehen insbesondere im Online-Auftritt 
der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen, 
der einer grundsätzlichen Überarbeitung bedarf, wobei die 
Sicherstellung der Barrierefreiheit eine zentrale Herausforde-
rung sein wird.

B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK 

Die Barrierefreiheit bei Veranstaltungen der Senatsverwal-
tung für Stadtentwicklung und Wohnen soll weiter verbessert 
werden, etwa bzgl. des Angebots von Gebärdensprachdol-
metscherinnen und –dolmetschern sowie weiteren Angeboten 
in Abhängigkeit der vorhandenen Kapazitäten. Diese Zielset-
zung soll im Rahmen der Haushaltsplanung mitberücksichtigt 
werden sowie Prozesse und hausinterne Richtlinien etabliert 
werden. Das gilt auch für die Bereitstellung von Publikationen 
in einfacher Sprache, welche es vermehrt geben soll. Diese 
Vorhaben entsprechen der UN-BRK, Artikel 9 (Barrierefreiheit), 
Artikel 21 (Recht der freien Meinungsäußerung, Meinungsfrei-
heit und Zugang zu Informationen).

C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Barrierefreie Kommunikation

1 . BARRIEREFREIE BENUTZEROBERFLÄCHEN IM FACHVERFAHREN ELEKTRONISCHES 
BAUGENEHMIGUNGSVERFAHREN (EBG)

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 (Barrierefreiheit) i. V. m. Art. 4 Abs. 1g) (Allgemeine Verpflichtungen) UN-BRK)
Ziel bis 2025 Begleitung, Testung und Begutachtung der Barrierefreiheit der Softwareentwicklung für bar-

rierefreie Benutzeroberflächen im Fachverfahren elektronisches Baugenehmigungsverfahren 
(eBG).

Zuständigkeit SenSW i. V. m. Geschäftsstelle elektronisches Baugenehmigungsverfahren (eBG)
Laufzeit laufend
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen

2 . INFORMATIONEN IN „EINFACHER SPRACHE“

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 (Barrierefreiheit) i. V. m. Art. 21 (Recht der freien Meinungsäußerung, Meinungsfreiheit 
und Zugang zu Informationen) UN-BRK

Ziel bis 2025 Bereitstellung von Informationen in „einfacher Sprache“ erfolgt. 
Teilziele 1) Finanzierung ermöglicht (bis 2022) 

2) Rahmenvertrag für Lektorat erstellt (bis 2022) 
3) Auf alle relevanten Publikationen mit der Zielgruppe ausgeweitet (bis 2025)

Zuständigkeit SenSW, Fachressort Stadtentwicklung
Laufzeit 2020 bis 2025
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen

3 . BARRIEREFREIHEIT IN ONLINE-ANGEBOTEN

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 (Barrierefreiheit) i. V. m. Art. 21 (Recht der freien Meinungsäußerung, Meinungsfreiheit 
und Zugang zu Informationen) UN-BRK

Ziel bis 2025 Tests nach der Barrierefreien-Informationstechnik-Verordnung (BITV) für neue Webangebote 
sind etabliert.

Teilziele In der Projektplanung für Werberelaunch berücksichtigt (bis 2022) 
Im Werberelaunch umgesetzt (ab 2022)

Zuständigkeit SenSW, Fachressort Stadtentwicklung 
Laufzeit 2020 bis 2025
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen
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4 . BARRIEREFREIES VERANSTALTUNGSMANAGEMENT

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 (Barrierefreiheit) i. V. m. Art. 21 (Recht der freien Meinungsäußerung, Meinungsfreiheit 
und Zugang zu Informationen) UN-BRK

Ziel bis 2025 Barrierefreiheit bei Veranstaltungen nach dem Leitfaden der Bundesfachstelle für 
 Barrierefreiheit ist etabliert.

Teilziele Personelle und finanzielle Ressourcen sichern (2020 – 2022) 
Allgemeine Checklisten für Veranstaltungsplanung um Vorgaben ergänzen und Prüfung 
 etablieren.

Zuständigkeit SenSW, Fachressort Stadtentwicklung 
Laufzeit 2020 bis 2023
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen

2 .9 .4 TEILBEREICH: ÖFFENTLICHES BAUEN

A) IST-SITUATION

Mit dem öffentlichen Bauen sollen alle Lebensbereiche für 
die Bevölkerung sowie Besucherinnen und Besucher der 
Stadt weiter barrierefrei ausgebaut werden, um eine mög-
lichst selbstständige und spontane Lebensführung sichern zu 
können.

Um das zu erreichen, wurde folgendes Gesamtpaket von 
Gesetzen, Verwaltungsverordnungen, Ausführungsvorschriften 
und Planungshilfen zur Anwendung verbreitet und grundsätz-
lich umgesetzt.

 — Landesgleichberechtigungsgesetz (LGBG)
 — Bauordnung von Berlin, 3. Änderungsgesetz 2017
 — Standards, Normenreihe DIN 18040
 — Handbücher Berlin – Design for all
 — „Konzept Barrierefrei“

Für landeseigene Projekte werden die einschlägigen Vorga-
ben über ein zu erstellendes „Konzept Barrierefrei“ obligato-
risch im Planungsprozess seit 2014 ausgesteuert.

Die zuvor genannten Grundlagen werden permanent weiter-
entwickelt und im Zusammenspiel mit den gesetzlichen Vor-
gaben und deren Änderungen aktualisiert und aufeinander 
abgestimmt. Ziel dabei ist es, sowohl die Anwendung als 
auch die Kontrolle der Vorgaben soweit wie möglich zu ver-
einfachen. Weiteres Ziel ist es, bundesweite Vorgaben soweit 
als möglich zu übernehmen bzw. ihren positiven Einfluss zu 
nutzen (bundesweite Projektgruppe Bauordnungsrecht unter 
Leitung II E).

Im Einzelnen werden derzeit folgende Berliner Bauvorschriften 
unter folgender Zielstellung bearbeitet:

 — Beherbergungsstätten 
Forderungen sind zur Vereinfachung der Anwendung/Kon-
trolle in nur einer Rechtsvorschrift (VVTB oder Betriebsver-
ordnung) zusammenzufassen.

 — Stellplätze 
Evaluierung auf der Grundlage einer wissenschaftlichen 
Untersuchung und Anpassung an aktuelle Verkehrsstrate-
gien, Diskussionsraum AG „Bauen- und Verkehrbarrierefrei“.

 — Barrierefreie Wohnen Verordnung Berlin 
Erarbeitung einer Verordnung mit Benennung und Darstel-
lung konkreter Qualitätsvorgaben zur Umsetzung der im 3. 
Gesetz zur Änderung der Bauordnung für Berlin deutlich 
erhöhten Anzahl barrierefreier Wohnungen. Damit sollen 
Erleichterungen bei der Anwendung und Kontrolle im 
Planungsprozess gegeben werden. In Arbeit sind weitere 
Werkzeuge wie z. B. Checklisten, die dies unterstützen.

 — Weiterentwicklung Konzept Barrierefrei 
Bewusstseinsbildung wird als wichtiger Baustein in der 
Umsetzung der geltenden Regelungen und der Anwen-
dung des vorhandenen Informations- und Hilfsmaterial 
angesehen. Die Bauverfahrensverordnung wird dem-
entsprechend geändert, dass eine sowohl textliche als 
auch zeichnerische Beschreibung der Maßnahmen der 
Barrierefreiheit mit dem Bauantrag, ähnlich dem Konzept 
„Barrierefrei“, bei allen öffentlich zugänglichen Gebäuden 
verpflichtend wird.
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Die Partizipation von Menschen mit Behinderungen wird in 
der AG „Bauen barrierefrei“ der Menschen mit Behinderun-
gen gewährleistet. 

Zudem ist es wichtig, im Sinne der Belange von Menschen mit 
Behinderungen im Bereich des öffentlichen Bauens weiterhin 
Bewusstseinsbildung zu fördern. Weiterbildungsveranstaltun-
gen, die hierzu einen Beitrag leisten wie Schulungen 2016 
und 2017 in der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und 
Wohnen sollen fortgeführt werden. Mit ihrer jüngsten Veröf-
fentlichung „Berlin – Design for all – Projektbeispiele“ hat die 
Koordinierungsstelle Barrierefreies Bauen der Senatsverwal-
tung für Stadtentwicklung und Wohnen erneut einen wertvol-
len Beitrag geleistet.

Das Handbuch „Berlin – Design for all – Öffentlich zugäng-
liche Gebäude“ wird 2019 überarbeitet und aktualisiert. Auch 
im Rahmen dieser Neuauflage sollen Weiterbildungsangebo-
te für Planende und Prüfende ausgebaut werden.

Die in der Vergangenheit erfolgreiche Zusammenarbeit mit 
der Architektenkammer Berlin wird ebenso gefestigt und wird 
auch künftig ihren Niederschlag in Weiterbildung und Öffent-
lichkeitsarbeit finden.

Die internationale Zusammenarbeit besonders in der interna-
tionalen Arbeitsgruppe „Barrierfree Cities for All“ im Rahmen 
von EUROCITIES stärkt die eigene Entwicklung ebenso wie 
die Berliner Außenwirkung sowie den Austausch wichtiger 
Erfahrungen. Die Arbeitsgruppe nimmt mit ihrer Arbeit Einfluss 
auf Entscheidungen der Europäischen Kommission.

Berlin soll auch weiter internationaler Austauschpartner blei-
ben und den zahlreichen Interessenten und Delegationen mit 
Information, Erfahrung und Neugierde begegnen.

Bei vielen Maßnahmen der sozialen Infrastruktur und im 
öffentlichen Raum – wie z. B. Straßenumgestaltung – ist 
Barrierefreiheit bei Konzepten und Maßnahmen ein wichtiges 
Thema. Es wird als wichtiges Querschnittsthema in die bezirk-
lichen Steuerungsrunden eingebracht.

B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK 

Permanentes Ziel des öffentlichen Bauens ist es, alle Lebens-
bereiche für die Bevölkerung sowie Besucherinnen und Be-
sucher der Stadt weiter barrierefrei auszubauen. (Damit muss 
verstärkt eine gezielte Bewusstseinsbildung einhergehen. Mit 
dieser Zielsetzung entspricht das Land Berlin sowohl Artikel 9 
(Barrierefreiheit) als auch Artikel 8 (Bewusstseinsbildung) der 
UN-BRK.

Programmleitfäden der Städtebauförderprogramme nehmen 
Bezug zu verschiedenen Projektzielen. Die Finanzierungs-
zusagen der Senatsverwaltung Stadtentwicklung und Wohnen 
an die Bezirke listen jedoch i.d.R. keine projektbezogenen 
Anforderungen auf. In den Programmleitfäden wird die ex-
plizite Berücksichtigung von Barrierefreiheit mit den Berliner 
Praxisregeln im Handbuch „Berlin – Design for all“ grundsätz-
lich aufgenommen. Auch bei der Erstellung und Fortschrei-
bung von integrierten Stadterneuerungsverfahren soll dieses 
wichtige Ziel künftig deutlicher transportiert werden. 

C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Öffentliches Bauen

1 . ANPASSUNG DER VORSCHRIFTEN AN AKTUELLE VERKEHRSSTRATEGIEN

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 (Barrierefreiheit), Art. 20 (Persönliche Mobilität) UN-BRK 
Ziel bis 2025 Effiziente und ausreichende Versorgung mit Stellplätzen für Menschen mit Behinderungen.
Teilziele Aufstellung einer neuen Ausführungsvorschrift Stellplätze.
Zuständigkeit SenSW i. V. m. Oberste Bauaufsicht
Laufzeit bis 2020
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen

2 . STÄDTEBAUFÖRDERUNG, BEACHTUNG GRUNDSÄTZE „BERLIN – DESIGN FOR ALL“ (HANDBÜCHER) BEI 
MASSNAHMEN DER SOZIALEN INFRASTRUKTUR UND IM ÖFFENTLICHEN RAUM

Artikelbezug UN-BRK Art. 9(Barrierefreiheit) i. V. m. Art. 20 (Persönliche Mobilität), Art. 19 (Unabhängige Lebensfüh-
rung und Einbeziehung in die Gemeinschaft) UN-BRK

Ziel bis 2025 Barrierefreiheit im öffentlichen Raum ist verbessert. 
Teilziele Fortführung der bestehenden Maßnahmen.
Zuständigkeit SenSW, Fachressort Wohnen i. V. m. den Bezirken
Laufzeit laufend
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen
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3 . KOOPERATIONEN MIT BERLINER UNIVERSITÄTEN IM RAHMEN VON FORTBILDUNGEN, SEMINAREN, VORTRÄGEN 
ETC .

Artikelbezug UN-BRK Art. 8 (Bewusstseinsbildung) i. V. m. Art. 9 (Zugänglichkeit), Art. 19 UN-BK (Unabhängige Le-
bensführung und Einbeziehung in die Gemeinschaft) UN-BRK

Teilziele Die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen nimmt Kontakt auf mit den Berliner 
Universitäten und der Abteilung Wissenschaft der Senatskanzlei und bemüht sich weiterhin um 
Kooperationen in Form von Seminaren, Vorträgen etc.. Erneutes Einbringen in den „Runden 
Tisch Barrierefreie Stadt“. 
 
Barrierefreies Bauen wird als Thema in der Ausbildung von Architektinnen und Architekten 
verankert.

Zuständigkeit SenSW, Fachressort Wohnen, Koordinierungsstelle Barrierefreies Bauen
Laufzeit 2020 bis 2025
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen 

4 . BARRIEREFREIHEIT IN MEDIZINISCHEN EINRICHTUNGEN 

Artikelbezug UN-BRK Art. 8 (Bewusstseinsbildung) i. V. m. Art. 9 (Barrierefreiheit), Art. 25 (Gesundheit), Art. 26 (Habili-
tation und Rehabilitation) UN-BRK

Teilziele Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen nimmt Kontakt mit Senatsverwaltung 
Gesundheit, Pflege und Gleichstellung auf, um das Thema Barrierefreiheit in medizinischen 
Einrichtungen (z. B. Arztpraxen) erneut zu platzieren. Einbringung des Themas in den „Runden 
Tisch Barrierefreie Stadt“.

Zuständigkeit SenSW, Fachressort Wohnen, Koordinierungsstelle Barrierefreies Bauen
Laufzeit 2020 bis 2025
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen

5 . ANREGUNG EINES FÖRDERPROGRAMMS ZUM ABBAU VON BARRIEREN IM BESTAND 

Artikelbezug UN-BRK Art. 8 (Bewusstseinsbildung), i. V. m. Art. 9 (Barrierefreiheit) UN-BRK
Teilziele Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen nimmt Kontakt mit der Senatsverwaltung 

für Finanzen auf, um ein Förderprogramm zum Abbau von Barrieren im Bestand anzuregen.
Zuständigkeit SenSW, Fachressort Wohnen, Koordinierungsstelle Barrierefreies Bauen
Laufzeit 2020 bis 2025
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen
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2 .10 . HANDLUNGSFELD:  REHABILITATION UND  TEILHABE

Strategisches Ziel: 
Ziel ist es, Menschen mit Behinderungen ein selbstbe-
stimmtes Leben zu ermöglichen. Soziale Leistungen wer-
den personenzentriert und sozialräumlich erbracht.

2 .10 .1 TEILBEREICH: BETREUTES WOHNEN UND  
 WOHNTEILHABEGESETZ

A) IST-SITUATION 

In den unterschiedlichen Wohnformen des betreuten Wohnens 
einschließlich der stationären Angebote werden in Berlin ca. 
10.000 Plätze vorgehalten. Dies betrifft rd. 3500 Plätze im 
stationären Wohnen, etwa 4500 im betreuten Einzelwohnen 
und ca. 1700 Plätze in Wohngemeinschaften. Dazu kommen 
weitere rd. 300 Plätze für Kinder und Jugendliche mit Behin-
derungen. In verschiedenen Modellprojekten wurden/ werden 
intensive Anstrengungen unternommen, um neue Wohnformen 
zu erproben bzw. zu trainieren. Dazu gehören das integrierte 
Intensivwohnen Im Mühlenfelde in Steglitz-Zehlendorf, die 
WG-Projekte der Fürst Donnersmarck-Stiftung in Pankow und 
in Tempelhof-Schöneberg mit ca. 32 Plätzen (ehemals Heim), 
das Appartement-Wohnen der Coorperative Mensch und 
der Lebenshilfe in der Schöneicher Straße in Pankow, das 
integrierte Wohnprojekt in Steglitz-Zehlendorf sowie weitere 
kleinere Projekte, z. B. in Form von sogenannten Außenwohn-
gruppen der Wohnheime. 

Darüber hinaus wurde in gemeinsamer Verantwortung mit 
Senatsverwaltung Gesundheit, Pflege und Gleichstellung, 
der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie, der 
Senatsverwaltung für Finanzen sowie mehreren beteiligten 

Trägern bzw. Leistungsanbietern in der Vergangenheit ver-
sucht, Wohnplätze für schwerstverhaltensauffällige Kinder 
und Jugendliche zu realisieren. Im Austausch mit anderen 
Bundesländern bzw. überörtlichen Trägern der Sozialhilfe und 
Eingliederungshilfe wurde hier deutlich, dass diese Problema-
tik überall virulent ist.

B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK 

Mit Blick auf die Anforderungen des Bundesteilhabegeset-
zes (BTHG) im neuem SGB IX wird das gesamte System der 
Eingliederungshilfe überarbeitet und neu strukturiert. Zum 
01.01.2020 werden mit Inkrafttreten der dritten Reformstufe 
des BTHG die Leistungen der Eingliederungshilfe aus der 
Sozialhilfe herausgelöst und in das SGB IX überführt. Da-
nach wird es eine Unterscheidung zwischen stationären und 
ambulanten Wohnformen künftig nicht mehr geben. Dessen 
ungeachtet, werden im Land Berlin bereits gegenwärtig mehr 
als 60 % der betreuten Wohnplätze im ambulanten Bereich 
vorgehalten. Im Zuge der Umsetzung des BTHG ist es ein Ziel, 
dass neue Wohnformen entstehen, die es Menschen mit Be-
hinderungen ermöglicht, ein selbstbestimmtes Leben führen 
zu können. Dies entspricht Artikel 19 (Unabhängige Lebens-
führung und Einbeziehung in die Gemeinschaft) der UN-BRK.

C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Betreutes Wohnen und Wohnteilhabegesetz

1 . ERRICHTUNG EINER INKLUSIVEN WOHNGEMEINSCHAFT 

Artikelbezug UN-BRK Art. 19 (Unabhängige Lebensführung und Einbeziehung in die Gemeinschaft) UN-BRK
Ziel bis 2025 Eine inklusive Wohngemeinschaft wurde errichtet. 

Ziel ist die Förderung der Verselbständigung von jungen Menschen. In der Wohngemeinschaft 
werden sechs Menschen mit geistiger Behinderung und sechs Studierenden gemeinsam in 
zwei Wohnungen leben.

Teilziele Die Bewohnerinnen und Bewohner der Wohngemeinschaft helfen sich gegenseitig bei der Los-
lösung vom Elternhaus.

Zuständigkeit SenIAS, Fachressort Soziales i. V. m. Reha 
Laufzeit bis 2025
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen
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2 .10 .2 TEILBEREICH: GEWALTSCHUTZ

15 Im Land Berlin gibt es eine ständige Kommission für den Bereich Soziales, die zuständig ist für alle Entscheidungen im Zusammenhang mit den 
Vereinbarungen nach § 75 SGB XII. Gemeint ist die Berliner Vertragskommission für Soziales – kurz KO131 (ehemals KO75). Sie setzt sich paritätisch 
aus Vertretungen der Leistungserbringer und des Sozialhilfeträgers zusammen.

A) IST-SITUATION 

Mit Beschluss Nr. 8/2018 der Berliner Vertragskommission 
für Soziales (KO75) 15 vom 22.08.2018 wurde im Kontext der 
gesetzlichen Neuregelungen der Werkstättenmitwirkungsver-
ordnung (WMVO) auch das Thema Gewaltprävention in Werk-
stätten für behinderte Menschen (WfbM) umgesetzt. 

In Umsetzung des o.g. Beschlusses wurde bei der Geschäfts-
stelle der Landesarbeitsgemeinschaft der Berliner WfbM (LAG 
WfbM Berlin e. V.) eine „Fachberatungsstelle für Gewaltprä-
vention“ eingerichtet. Deren Aufgabe besteht in der Beratung 
der Berliner WfbM beim Aufbau, der Implementierung und 
Weiterentwicklung von eigenen Gewaltpräventionskonzepten 
in den jeweiligen Werkstätten und daran angegliederten ta-
gesstrukturierenden Angeboten (Beschäftigungs- und Förder-
bereich – BFBTS).

B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK 

Zur Umsetzung des Artikel 16 der UN-BRK, nämlich der 
Sicherstellung von Freiheit von Ausbeutung, Gewalt und Miss-
brauch und dem Schutz der Unversehrtheit der Person, ist die 
Evaluation der Arbeit der „Fachberatungsstelle für Gewalt-
prävention“ angedacht. Die Evaluation soll mittelfristig, das 
heißt in 4 bis 5 Jahren realisiert werden und die gewonnenen 
Erkenntnisse in die Maßnahmenplanung ab 2026 implemen-
tiert werden.

C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Gewaltschutz

1 . EINFÜHRUNG VON SCHUTZKONZEPTEN IN BETREUTE WOHNANGEBOTE

Artikelbezug UN-BRK Art. 16 (Freiheit vor Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch) UN-BRK
Ziel bis 2025 Schutzkonzepte und deren Begleitung in betreuten Wohnangeboten der Eingliederungshilfe 

für Menschen mit geistiger, körperlicher und/oder mehrfacher Behinderung werden eingeführt 
(Beschl. Nr. 11/2018 KO75))

Teilziele Regelungen und Empfehlungen zum Schutz der Leistungsberechtigten vor sexualisierter Ge-
walt.

Zuständigkeit SenIAS, Fachressort Soziales i. V. m. Träger der Behindertenhilfe
Laufzeit bis 2025
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen

2 . EVALUATION DER ARBEIT DER FACHBERATUNGSSTELLE FÜR GEWALTPRÄVENTION

Artikelbezug UN-BRK Art. 8 UN-BRK (Bewusstseinsbildung) i. V. m. Art. 16 (Freiheit von Ausbeutung, Gewalt und Miss-
brauch)

Ziel bis 2025 Die Arbeit der Fachberatungsstelle für Gewaltprävention wird bis 2024 evaluiert.
Zuständigkeit SenIAS
Laufzeit bis 2025
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen
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2 .10 .3 TEILBEREICH: SOZIALRAUM, STADTTEILZENTREN 
UND INTEGRIERTES SOZIALPROGRAMM

A) IST-ZUSTAND 

In Berlin existiert eine Vielzahl an nachbarschaftlichen Ein-
richtungen. Dies können Begegnungsstätten, Nachbarschafts-
treffs, Kiezclubs, Mehrgenerationenhäuser, soziale Treffpunkte 
und Stadtteilzentren sein. Diese Einrichtungen werden in der 
Regel aus verschiedenen Quellen (z. B. Bundes-, Landes-, Be-
zirksmittel) unterstützt.

Die für Soziales zuständige Senatsverwaltung unterstützt 
aktuell mit dem Infrastrukturförderprogramm Stadtteilzentren 
(IFP STZ) insgesamt 30 gesamtstädtische Stadtteilzentren und 
acht soziale Treffpunkte. 

Das IFP STZ ist Teil des Rahmenfördervertrages, der die ge-
sundheitliche und soziale Infrastruktur im Land Berlin fördert. 
Der Rahmenfördervertrag läuft derzeit noch bis Ende 2020, 
Verhandlungen für einen erneuten Rahmenfördervertrag bis 
Ende 2025 laufen derzeit mit der LIGA der Spitzenverbände 
der Freien Wohlfahrtspflege.

Bis Ende 2018 wurden sechs Stadtteilzentren im Rahmen des 
Projektes „Stadtteilzentren inklusiv“ umfassend nach dem Sys-
tem nueva (Nutzer evaluieren Einrichtungen) evaluiert. Hierzu 
gehörte die Beratung und Sensibilisierung von Stadtteilzent-
ren durch den „RealitätsCheck Inklusion“, im Rahmen dessen 
Befragungen zum Thema Inklusion und Checks der Barriere-
freiheit in den Bereichen Hören, Sehen, Lernen und Mobilität 
durchgeführt wurden. 

Im Anschluss an die Evaluationen wurden Maßnahmen zur 
Verbesserung der Teilhabe der Menschen mit Behinderungen 
an den für alle Menschen offen stehenden Angeboten der 
Stadtteilzentren umgesetzt. Dazu gehören u. a. die Verbes-
serung der Zugänglichkeit, Öffentlichkeitsarbeit in leichter 
Sprache und themenbezogene Angebotserweiterungen. Fünf 
der sechs Stadtteilzentren sind noch aktiv.

In Berlin werden Beratungs- und Freizeitprojekte im Wege der 
Zuwendungsfinanzierung im Rahmen des Integrierten Sozial-
programms (ISP) gefördert. Das ISP ist ebenfalls Teil des 
Rahmenfördervertrages (s. o.).

Mit dem ISP werden Maßnahmen und Projekte zur Sicherung 
und Weiterentwicklung der sozialen Infrastruktur im Land 
Berlin gefördert. Einer der geförderten Angebotsbereiche 
ist der für Menschen mit Behinderungen. Derzeit werden 
32 Projekte gefördert, die niedrigschwellige Angebote zur 
Unterstützung darstellen, um Menschen mit Behinderungen 
eine selbstbestimmte inklusive Teilhabe an der Gesellschaft 
zu ermöglichen. Dies beinhaltet zielgruppenspezifische Be-
ratungsangebote in allen Lebensbereichen – und somit auch 
über Beratung hinsichtlich der Eingliederungshilfe hinaus – für 
Menschen mit jeglicher Art von Behinderung und für deren 

Angehörige bzw. deren Betreuerinnen und Betreuer sowie 
für Multiplikatorinnen und Multiplikatoren in Organisationen 
sowie Fachkräfte. Die Beratungsangebote zeichnen sich 
durch spezifische Fachlichkeit hinsichtlich bestimmter Be-
hinderungen und anderer zu berücksichtigender Umstände 
(wie beispielsweise Migrationshintergrund, Geschlecht oder 
Gewalterfahrungen) aus. Die Freizeitprojekte stellen breit ge-
fächerte Freizeitangebote in einem niedrigschwelligen, inklu-
siven Sozialraum bereit, die sich gleichermaßen an Menschen 
mit und ohne Behinderungen richten. Außerdem erfolgt neben 
den jährlichen Sachberichten der Projekte eine jährliche Eva-
luation der Projekte durch die Qualitätsgemeinschaft Soziale 
Dienste e. V. (QSD) hinsichtlich der Nutzung der Projekte.

B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK 

Bis Ende März 2021 ist in Zusammenarbeit mit dem Verband 
für sozial-kulturelle Arbeit e. V. und der GETEQ (Gesell-
schaft für teilhabeorientiertes Qualitätsmanagement mbH) 
eine Fortentwicklung des Projektes „Stadtteilzentren inklusiv“ 
vorgesehen. Hierbei sollen die bisherigen Erfahrungen in die 
Breite getragen werden. Insgesamt 15 Stadtteilzentren sollen 
erstmalig evaluiert und fünf bereits evaluierte Stadtteilzentren 
reevaluiert werden. Die evaluierten Stadtteilzentren werden 
grundsätzlich aus dem IFP STZ gefördert, einzelne begründe-
te Ausnahmen sind jedoch möglich. 

Der „RealitätsCheck Inklusion“ baut auf der Grundlage der 
bisherigen Erfahrungen auf. Die Ziele entsprechen der UN-
BRK Artikel 9 (Zugänglichkeit), Artikel 3 (Allgemeine Grund-
sätze), Artikel 4 (Allgemeine Verpflichtungen) i. V. m. Artikel 8 
(Bewusstseinsbildung), Artikel 24 (Bildung), Artikel 30 (Teil-
habe am kulturellen Leben sowie an Erholung, Freizeit und 
Sport) und Artikel 31 (Statistik und Datensammlung). Die Ziele 
sollen in Zukunft weiterverfolgt und in der künftigen Angebots-
planung der Stadtteilzentren berücksichtigt werden: 

 — Schulung und Beratung von Mitarbeitenden der Nach-
barschaftseinrichtungen und Finanzierung von Assistenz-
dienstleistungen (Artikel 9 (Zugänglichkeit), Artikel 4 
(Allgemeine Verpflichtungen) i. V. m. Artikel 8 (Bewusst-
seinsbildung), Artikel 24 (Bildung) und Artikel 30 (Teilhabe 
am kulturellen Leben sowie an Erholung, Freizeit und 
Sport) UN-BRK).

 — Fortlaufende Verbesserung der baulichen barrierefreien 
Zugänglichkeit und Einrichtung inklusiver Beschilderun-
gen und Leitsysteme in den Nachbarschaftseinrichtungen 
(Artikel 9 (Zugänglichkeit) UN-BRK).

Im Doppelhaushalt 2020/21 werden die koordinierenden 
Leistungen als qualitätsunterstützende Daueraufgabe fach-
verbandlich verstetigt. Dies geschieht in enger Rücksprache 
mit dem Verband für sozial-kulturelle Arbeit e. V. (VskA).

Aufgrund der Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes (BTHG) 
im Land Berlin werden sich die Angebote in Berlin verändern. 
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Die bisherigen Angebotsstrukturen sollen weiterhin gestärkt, 
evaluiert und angepasst werden, um den im BTHG zum 
Ausdruck gebrachten Paradigmenwechsel hinsichtlich der 
Öffnung für einen inklusiven Sozialraum umzusetzen. Men-
schen mit Behinderungen und ihre Angehörigen sowie die 
anderen oben genannten Zielgruppen werden ein breites und 
zielgruppenspezifisches Beratungsangebot erhalten (Art. 3 
(Allgemeine Grundsätze), Art. 4 (Allgemeine Verpflichtungen) 
i. V. m. Art. 8 (Bewusstseinsbildung), 9 (Zugänglichkeit), 19 (un-
abhängige Lebensführung und Einbeziehung in die Gemein-

schaft) UN-BRK). Außerdem wird in regelmäßigen Vernet-
zungstreffen der Projekte der Austausch und die Vernetzung 
gefördert. Es wird ein regelmäßiger Austausch zwischen den 
Projekten und der für Soziales zuständigen Senatsverwaltung 
stattfinden, um Problematiken hinsichtlich der Umsetzung der 
UN-BRK und des BTHG feststellen zu können und gemeinsa-
me Strategien zu deren Lösung zu entwickeln, wobei auch die 
Evaluationen bezüglich der Nutzung der Projekte Berücksich-
tigung finden (Art. 31 (Statistik und Datensammlung) UN-BRK). 

C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Sozialraum, Stadtteilzentren und Integriertes Sozialprogramm

1 . VERBESSERUNG DER BARRIEREFREIHEIT DER NACHBARSCHAFTSHÄUSER UND STADTTEILZENTREN DURCH DAS 
PROJEKT „STADTTEILZENTREN INKLUSIV“ 

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 Abs. 1a) und 2d) (Zugänglichkeit) i. V. m. Art. 30 (Teilhabe am kulturellen Leben sowie an 
Erholung, Freizeit und Sport) UN-BRK

Ziel bis 2025 Die Barrierefreiheit der Nachbarschaftshäuser und Stadtteilzentren wird durch das Projekt 
„Stadtteilzentren inklusiv“ verbessert. 
Die Verbesserung betrifft die Zugänglichkeit und weitere barrierefreie Angebote, z. B. techni-
sche Barrierefreiheit). 

Teilziele Mit dem Projekt “Stadtteilzentren inklusiv!“ werden 2017 – 2020 insgesamt 20 Nachbar-
schaftshäuser und Stadtteilzentren, offen und nutzbar für wirklich alle im Stadtteil lebenden 
Bürgerinnen und Bürger. 
 
Die Mitarbeitenden und Nutzenden der 20 beteiligten Stadtteilzentren und Nachbarschafts-
häuser werden im Projekt eng durch die Inklusionsfirma GETEQ und den VskA begleitet und 
individuell beraten. 
 
Mit dem Projekt „Stadtteilzentren inklusiv!“ wird auf den Vorerfahrungen aufbauend eine Brei-
tenwirkung und eine Vorbildfunktion als gutes Beispiel erzielt.  
 
Nach Ablauf der Projektphase werden Finanzierungsquellen zur Fortsetzung der Maßnahmen 
für weitere Stadtteilzentren, Nachbarschaftshäuser und Selbsthilfekontaktstellen geprüft.

Zuständigkeit SenIAS, Fachressort Soziales i. V. m. Verband für sozial-kulturelle Arbeit e. V.
Laufzeit 2017 bis 2020, Fortführung der Maßnahmen in den darauffolgenden Jahren im Rahmen ver-

fügbarer Mittel geplant
Finanzierung 498.000 € aus Fördermitteln der DKLB, Weitere Förderung im Rahmen verfügbarer Mittel

2 . HERSTELLUNG EINER INKLUSIVEN ÖFFNUNG VON STADTTEILZENTREN 

Artikelbezug UN-BRK Art. 4 Abs. 1i) (Allgemeine Verpflichtungen) i. V. m. Art. 8 Abs. 2d) (Bewusstseinsbildung), Art. 24 
Abs. 4 (Bildung) und Art. 19 (Unabhängige Lebensführung und Einbeziehung in die Gemein-
schaft) UN-BRK.

Ziel bis 2025 Durch barrierefreie Information, Kommunikation und inklusive Veranstaltungen und Angebote 
wird eine inklusive Öffnung von Stadtteilzentren hergestellt. 
 
Schulung und Beratung von Mitarbeitenden der Nachbarschaftseinrichtungen zu dem Thema 
Inklusion und Finanzierung von Assistenzdienstleistungen für die Öffentlichkeitsarbeit sowie 
Organisation und Durchführung von inklusiven Veranstaltungen und Angeboten.

Teilziele Schulungen von Mitarbeitenden der aus dem IFP STZ geförderten Einrichtungen zur Sensibi-
lisierung für die Belange von Menschen mit Behinderungen sowie zur Bewusstseinsbildung in 
diesem Bereich 
• Unterstützung von Übersetzungen in leichte Sprache 
• Unterstützung von Gebärdensprachgrundkursen
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Zuständigkeit SenIAS, Fachressort Soziales i. V. m. Träger der Nachbarschaftseinrichtungen, Verband für so-
zial-kulturelle Arbeit e. V. (VskA), Deutscher Paritätischer Wohlfahrts-verband/Landesverband 
Berlin e. V.

Laufzeit 2020/2021, Fortführung der Maßnahmen in den darauffolgenden Jahren im Rahmen 
 verfügbarer Mittel geplant

Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen (zuwendungsfinanzierte Träger

3 . INKLUSION ALS DAUERHAFTER BESTANDTEIL DER NACHBARSCHAFTSARBEIT .

Artikelbezug UN-BRK Art. 8 (Bewusstseinsbildung) i. V. m. Art. 9 Abs.1 (Zugänglichkeit), Art. 24 Abs. 4 (Bildung) und 
Art. 30 (Teilhabe am kulturellen Leben sowie an Erholung, Freizeit und Sport) UN-BRK.

Ziel bis 2025 Die Querschnittsaufgabe Inklusion wird dauerhafter Bestandteil der Nachbarschaftsarbeit. 
Hierfür werden zusätzliche personelle Ressourcen für jeweils eine hauptamtliche Mitarbeitenden 
oder einen hauptamtlichen Mitarbeiter in den einzelnen Nachbarschaftseinrichtungen einge-
stellt, die oder der sich ausschließlich der inklusiven Öffnung des jeweiligen Hauses widmet.

Teilziele Festlegung der dauerhaften Querschnittsaufgabe „Inklusion“ im Bereich der Nachbarschafts-
arbeit. 
 
Stundenaufstockung der Nachbarschaftseinrichtungen in Abhängigkeit von verfügbaren Mitteln.

Zuständigkeit SenIAS, Fachressort Soziales
Laufzeit 2020/2021, Fortführung der Maßnahmen in den darauffolgenden Jahren im Rahmen verfüg-

barer Mittel geplant
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen

4 . FORTFÜHRUNG DES PROGRAMMS „REALITÄTSCHECK INKLUSION“

Artikelbezug UN-BRK Art. 4 Abs.1i) (Allgemeine Verpflichtungen) i. V. m. Art. 8 Abs. 2d) (Bewusstseinsbildung), Art. 24 
(Bildung), Art. 30 (Teilhabe am kulturellen Leben sowie an Erholung, Freizeit und Sport) und 
Art. 31 (Statistik und Datensammlung) UN-BRK

Ziel bis 2025 Fortführung der Beratung und Sensibilisierung sowie Evaluation und Re-Evaluation von Stadt-
teilzentren durch den „RealitätsCheck Inklusion“, in Rahmen dessen werden Befragungen zum 
Thema Inklusion und Checks zur Barrierefreiheit in den Bereichen Hören, Sehen, Lernen und 
Mobilität durchgeführt.

Teilziele Fortführung des Projekts über 2021 hinaus in Abhängigkeit von der Akquisition von Sondermit-
teln. 
 
Einbindung der Selbsthilfekontaktstellen. 
 
Verstetigung der qualitätsunterstützenden Koordinationsdienstleistungen im Fachverband.

Zuständigkeit SenIAS, Fachressort Soziales i. V. m. Verband für sozial-kulturelle Arbeit e. V. (VskA)
Laufzeit 2020/2021, Fortführung der Maßnahmen in den darauffolgenden Jahren im Rahmen verfüg-

barer Mittel geplant
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen

5 . VERSTÄRKUNG DER GREMIENARBEIT IM BEREICH INKLUSION

Artikelbezug UN-BRK Art. 29 (Teilhabe am politischen und öffentlichen Leben) i. V. m. Art. 19 (Unabhängige Lebens-
führung und Einbeziehung in die Gemeinschaft) UN-BRK.

Ziel bis 2025 Stärkere politische und bezirkliche Vernetzung, u.a. durch Etablierung von Runden Tischen 
zum Thema Inklusion über die Behindertenbeauftragten der Bezirke sowie durch Einbeziehung 
der Akteure aus den Nachbarschaftseinrichtungen in politische Gremien und Vertretungen, wie 
der Bezirksverordnetenversammlung (BVV).

Teilziele Ausschließlich Kooperation mit bezirksübergreifenden Stadtteilkoordinationsgremien (keine 
Unterstützung gesonderter Einzelgremien).

Zuständigkeit SenIAS i. V. m. Träger der Nachbarschaftseinrichtungen, Bezirke
Laufzeit 2020/2021
Finanzierung Keine zusätzlichen Finanzmittel erforderlich
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6 . FÖRDERUNG VON BERATUNGSANGEBOTEN FÜR MENSCHEN MIT BEHINDERUNGEN 

Artikelbezug UN-BRK Art. 3 (Allgemeine Grundsätze), Art. 4 (Allgemeine Verpflichtungen) i. V. m. Art. 8 (Bewusst-
seinsbildung), Art. 9 (Zugänglichkeit), Art. 19 (Unabhängige Lebensführung und Einbeziehung 
in die Gemeinschaft) UN-BRK

Ziel bis 2025 Menschen mit Behinderungen, ihre Angehörigen, Betreuerinnen und Betreuer sowie Multiplika-
torinnen und Multiplikatoren in Organisationen sowie Fachkräfte werden hinsichtlich sämtli-
cher durch Behinderung berührte Lebenslagen niedrigschwellige Beratungen erhalten.

Teilziele Austausch und Vernetzung der geförderten Projekte, um Beratungssuchende die passgenaue 
Beratung und gegebenenfalls Weitervermittlung zu bieten. 
 
Diversity-Gesichtspunkte werden berücksichtigt, um insbesondere Menschen mit Migrations-
hintergrund und deren behinderungsspezifische kulturelle Hintergründe stärker zu erreichen.

Zuständigkeit SenIAS i. V. m. der LIGA der Freien Wohlfahrtsverbände
Laufzeit bis 2025
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen 

7 . FORTFÜHRUNG DER FÖRDERUNG DER FREIZEITANGEBOTE FÜR MENSCHEN MIT UND OHNE BEHINDERUNGEN

Artikelbezug UN-BRK Art. 8 (Bewusstseinsbildung), Art. 30 (Teilhabe am kulturellen Leben sowie an Erholung, Freizeit 
und Sport) UN-BRK

Ziel bis 2025 Menschen mit und ohne Behinderungen werden weiterhin ein breit gefächertes kulturelles Frei-
zeitangebot gemeinsam in Anspruch nehmen können.

Teilziele Austausch und Vernetzung der geförderten Projekte. 
 
Diversity-Gesichtspunkte werden berücksichtigt, um insbesondere Menschen mit Migrations-
hintergrund und deren behinderungsspezifische kulturelle Hintergründe stärker zu erreichen.

Zuständigkeit SenIAS i. V. m. der LIGA der Freien Wohlfahrtsverbände
Laufzeit bis 2025
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen 

8 . WEITERENTWICKLUNG DER PROJEKTE INSBESONDERE IM HINBLICK AUF DURCH DAS BTHG BEDINGTE 
VERÄNDERUNGEN

Artikelbezug UN-BRK Art. 8 (Bewusstseinsbildung), Art. 9 (Zugänglichkeit), Art. 19 (unabhängige Lebensführung und 
Einbeziehung in die Gemeinschaft) Art. 30 (Teilhabe am kulturellen Leben sowie an Erholung, 
Freizeit und Sport), Art. 31 (Statistik und Datensammlung) UN-BRK

Ziel bis 2025 Die für Soziales zuständige Senatsverwaltung wird Problematiken und Herausforderungen im 
Sinne der Umsetzung des BTHG feststellen und gemeinsam mit den Projekten Strategien zu 
deren Lösung entwickeln.

Teilziele Evaluation der Projekte. 
 
Regelmäßiger Austausch mit den Projektgruppen zur Erörterung von Problematiken und Her-
ausforderungen sowie gemeinsame Entwicklung von Lösungsstrategien.

Zuständigkeit SenIAS i. V. m. der LIGA der Freien Wohlfahrtsverbände
Laufzeit bis 2025
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen 
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2 .10 .4 TEILBEREICH: TEILHABE UND EINGLIEDERUNGS-
HILFE

A) IST-SITUATION

Am 29. Dezember 2016 wurde nach den Beschlüssen im 
Bundestag und Bundesrat das Bundesteilhabegesetz (BTHG) 
veröffentlicht. Es handelt sich hierbei um das Gesetz zur 
Stärkung der Teilhabe und Selbstbestimmung von Menschen 
mit Behinderungen. Mit dem BTHG wird das Neunte Buch So-
zialgesetzbuch (SGB IX) neugestaltet. Damit werden grund-
legende Forderungen der Behindertenrechtskonvention der 
Vereinten Nationen (UN-BRK) umgesetzt. 

Die Umsetzung umfasst unter anderem die Neufassung des 
Behinderungsbegriffs im Sinn der UN-BRK, die Weiterent-
wicklung der Eingliederungshilfe von einem Fürsorgerecht zu 
einem modernen Teilhaberecht, eine konsequente Personen-
zentrierung und Sozialraumorientierung sowie die Beteiligung 
und Mitwirkung der Betroffenen. Die Reformschritte sollten 
nach dem Gesetzgeber vollzogen werden, ohne damit eine 
neue Ausgabendynamik zu erzeugen.

Die Umsetzung des BTHG umfasst mehrere Aufgabenschwer-
punkte. 

1 . Einführung eines neuen Instrumentes zur Bedarfsermittlung 
„Teilhabe-Instrument Berlin“ (TIB) .
Die zur Erlangung der Leistung vorgeschaltete Ermittlung des 
Teilhabebedarfes hat sich künftig nach den Kriterien der Inter-
nationalen Klassifikation der Funktionsfähigkeit, Behinderung 
und Gesundheit (ICF) zu orientieren. Die bislang im Land Ber-
lin eingesetzten Bedarfsermittlungsinstrumente entsprechen 
nicht diesen Kriterien. Aufgrund der gesetzlichen Vorgabe des 
§ 118 SGB IX wurde somit das Teilhabeinstrument Berlin (TIB) 
entwickelt, welches derzeit pilotiert und im Laufe des Jahres 
2020 eingeführt wird.

2 . Umsetzung des neuen Trägers der Eingliederungshilfe 
nach dem AG SGB IX (Berliner Teilhabegesetz) . 
Hinsichtlich der Administration der Eingliederungshilfe im 
Land Berlin durch die Bezirksämter hat ein externes Gut-
achten einen erheblichen Optimierungsbedarf bezüglich 
des Organisationsaufbaus der Eingliederungshilfe in Berlin 
festgestellt. Dem wurde durch das Berliner Teilhabegesetz 
Rechnung getragen, welches die Struktur des Trägers der 
Eingliederungshilfe in Berlin neu festlegt. Die Gründung von 
Arbeitsbündnissen sogenannten „Häuser der Teilhabe“ sind 
beschlossen. 

3 . Einführung eines neuen Leistungs- und Vergütungssystems 
auf Basis des neuen Berliner Rahmenvertrages .
Mit Abschluss des Berliner Rahmenvertrags (BRV) gemäß § 
131 Abs. 1 SGB IX für Leistungen der Eingliederungshilfe wurde 
die Rahmenbedingungen für die notwendigen Änderungen 

beschlossen. Am 1.1.2020 ist das neue Leistungsrecht (hier: 
Eingliederungshilfe nach Teil 2 des SGB IX) in Kraft getreten. 
Leistungen der „Persönliche Assistenz bei schwerer Körper-
behinderung mit besonderem Pflegebedarf und besonderem 
Unterstützungsbedarf“ wurden im BRV nach § 131 SGB IX 
aufgenommen. Es wurde hierbei ein Übergangszeitraum bis 
31.12.21 vereinbart, in welchem die Ausgestaltung des neuen 
Leistungssystems konkretisiert wird.

4 . Ergänzung des Gesamtplanverfahrens nach den Anforde-
rungen des BTHG, Einführung eines Teilhabeplanverfahrens .
Eine weitere Ziel- und Aufgabenstellung des BTHG ist eine 
strukturierte Anpassung der Prozesse des Gesamt- und Teil-
habeplanverfahrens an die neue Gesetzeslage hin zu einer 
personenzentrierten Ausgestaltung der Eingliederungshilfe. 
Diese Anpassungen werden zeitgleich mit den gesetzlichen 
Vorgaben § 10 Abs. 2 EGovG Bln zur Geschäftsprozessopti-
mierung vorgenommen.

B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK

Die reformierte Eingliederungshilfe dient im Kern der Um-
setzung von Artikel 19 UN-BRK, der die Vertragsstaaten 
verpflichtet, Menschen mit Behinderungen eine unabhängige 
Lebensführung zu ermöglichen und die Einbeziehung in die 
Gemeinschaft zu gewährleisten (§ 90 Abs.1 SGB IX). Die 
UN-BRK hat die übergeordnete Zielstellung, dass inklusive 
Strukturen in den Vertragsstaaten geschaffen werden. Wo 
solche Strukturen noch nicht oder noch nicht in ausreichender 
Qualität aufgebaut sind, können durch Eingliederungshilfe 
Teilhabelücken geschlossen werden. Die Leistungen können 
neben dem Bezug zu Artikel 19 UN-BRK (unabhängige Le-
bensführung und Einbeziehung in die Gemeinschaft) auch der 
Umsetzung der Artikel 20 (Persönliche Mobilität), Artikel 23 
(Achtung der Wohnung und der Familie), Artikel 24 (Bildung), 
Artikel 26 (Rehabilitation), Artikel 27 (Arbeit und Beschäfti-
gung), Artikel 29 (Teilhabe am politischen und öffentlichen 
Leben), Artikel 30 (Teilhabe am kulturellen Leben sowie an 
Erholung, Freizeit und Sport) UN-BRK dienen.

Bis zum Jahr 2025 sollen folgende Ziele erreicht werden:

Die vertragsgebundenen und nichtvertragsgebundenen 
Leistungen der Teilhabe im Land Berlin sollen auf ein perso-
nenzentriertes, am Willen des Menschen ausgerichtetes und 
an den Ressourcen des Sozialraumes orientiertes Angebot 
umgestellt sein.

Die Leistungserbringung erfolgt auf der Grundlage einer 
Teilhabe- bzw. Gesamtplanung und einer im Rahmen des 
Teilhabeinstrumentes Berlin (TIB) ermittelten sowie eines im 
Rahmen der Ziel- und Leistungsplanung mit der leistungsbe-
rechtigten Person und den Leistungserbringern vereinbarten 
Leistungssettings. 
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C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Teilhabe und Eingliederungshilfe

1 . MENSCHEN MIT BEHINDERUNGEN WERDEN DIE MÖGLICHKEIT ZUR AUSWAHL VON PASSGENAUEN LEISTUNGEN 
HABEN .

Artikelbezug UN-BRK Art. 19 (Unabhängige Lebensführung und Einbeziehung in die Gemeinschaft) UN-BRK
Ziel bis 2025 Das angebots- und einrichtungszentrierte Leistungssystem der Eingliederungshilfe (24 Leis-

tungstypen) ist auf ein teilhabeorientiertes System von persönlichen Assistenzleistungen um-
gestellt und evaluiert.

Teilziele Die Übergangsregelungen aus § 39 Berliner Rahmenvertrag (BRV) sind durch Regelung zu 
einem neuen Leistungs- und Vergütungssystem abgelöst. Die Einzelverträge zu den neuen 
Leistungen sind abgeschlossen. 
 
Die Umstellung auf das neue Leistungssystem nach Maßgabe vertraglich noch zu 
 vereinbarender Verfahren ist erfolgt. 
Eine Evaluation des neuen Leistungssystems ist erfolgt.

Zuständigkeit SenIAS, Fachressort Soziales
Laufzeit 2020 bis 2025
Finanzierung Landeshaushaltsmittel Berlin (gesetzliche Pflichtaufgabe) 

2 . BEDARFSERMITTLUNG NACH DEM NEUEN TEILHABE-INSTRUMENT-BERLIN (TIB)

Artikelbezug UN-BRK Art, 19 (Unabhängige Lebensführung und Einbeziehung in die Gemeinschaft) UN-BRK
Ziel bis 2025 Die Ermittlung des individuellen Teilhabebedarfs der Eingliederungshilfe erfolgt durch das 

neue ICF-orientierte Teilhabe-Instrument-Berlin, das eingeführt und evaluiert ist.
Teilziele Die Erkenntnisse der Pilotierung des Teilhabeinstruments Berlin (TIB) sind qualitätsgesichert in 

das Instrument eingearbeitet. 
 
Den Fachkräften kann eine qualitativ hochwertige Schulung zum TIB angeboten werden. 
 
Es stehen eine ausreichende Anzahl ausgebildeter Fachkräfte zur Verfügung. Hierfür wird der 
Zeitaufwand für die Nutzung des TIB im Echtbetrieb evaluiert. 
 
Das Instrument wird berlinweit einheitlich angewandt.  
Die Fachkräfte erhalten Unterstützung bei der Einführung des Instrumentes. 
 
Es wird periodisch erfragt, wie die Anwendung des TIB verbessert werden kann. 

Zuständigkeit SenIAS, Fachressort Soziales i. V. m. den Bezirken bzw. Teilhabefachdiensten Soziales
Laufzeit 2020 bis 2025
Finanzierung Landeshaushaltsmittel Berlin (gesetzliche Pflichtaufgabe)

3 . MENSCHEN MIT BEHINDERUNGEN WERDEN IN DEN HÄUSERN DER TEILHABE NEUE KOMPETENTE UND VERNETZTE 
ANLAUFSTELLEN FÜR ALLE FRAGEN RUND UM DAS THEMA EINGLIEDERUNGSHILFE FINDEN . 

Artikelbezug UN-BRK Art. 19 (Unabhängige Lebensführung und Einbeziehung in die Gemeinschaft) UN-BRK
Ziel bis 2025 Die „Häuser der Teilhabe“ (HdT) sind in den Berliner Bezirksämtern zur Sicherstellung einer 

neuen Qualität vernetzter, kooperativer und personenzentrierter Zusammenarbeit der Partner 
der Eingliederungshilfe innerhalb der Berliner Verwaltung errichtet und evaluiert.

Teilziele Gemeinsame Ausführungsvorschriften der Senatsverwaltung Integration, Arbeit und Soziales, 
der Senatsverwaltung Bildung, Jugend und Familie und der Senatsverwaltung Gesundheit, 
Pflege und Gleichstellung konkretisieren die Aufgaben und die Arbeitsweise des Arbeitsbünd-
nisses Haus der Teilhabe. 
 
Ein gemeinsames Logo und ggf. weitere gemeinsame Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit,  
z. B. gemeinsames Web-Portal fördern die gemeinsame Identitätsbildung. 
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Die verantwortlichen Personen in den Bezirken sind bekannt. 
Die regionalen Arbeitsbündnisse klären den Einbezug weiterer Akteure. 
Der Aufbauprozess wird durch ein schlankes Monitoring berlinweit begleitet. 
 
Themenspezifische Evaluationen, z. B. Thema Übergangsmanagement, fördern den überre-
gionalen Austausch. Der Austausch zwischen den Arbeitsbündnissen wird gefördert. 
 
Evaluation des Arbeitsbündnisses nach Maßgabe der Verfügbarkeit diesbezüglicher Haus-
haltsmittel (ab 2023).

Zuständigkeit SenIAS, Fachressort Soziales i. V. m. den Bezirken bzw. den Teilhabefachdiensten
Laufzeit 2019 bis 2025
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen, Landeshaushaltsmittel Berlin

4 . ENGERE ZUSAMMENARBEIT DER REHA-TRÄGER IN BERLIN 

Artikelbezug UN-BRK Art. 19 (Unabhängige Lebensführung und Einbeziehung in die Gemeinschaft) UN-BRK
Ziel bis 2025 Es ist mind. eine regionale Arbeitsgemeinschaft im Land Berlin gebildet bzw. Verwaltungs-

vereinbarungen zur Verbesserung der trägerübergreifenden Zusammenarbeit auf regionaler 
Ebene abgeschlossen.

Teilziele Die Reha-Träger sind in einen regelmäßigen Austausch getreten. 
Die Reha-Träger haben sich zur Art der Zusammenarbeit (AG oder Verwaltungsvereinbarung) 
vereinbart.

Zuständigkeit SenIAS, Fachressort Soziales
Laufzeit 2020 bis 2025
Finanzierung nicht gesondert haushaltswirksam

5 . ALLE DIENSTKRÄFTE DER TEILHABEFACHDIENSTE IN DEN BEZIRKEN UND IM LANDESAMT FÜR GESUNDHEIT UND 
SOZIALES (LAGESO) WERDEN ZUM THEMA ELTERNASSISTENZ GESCHULT .

Artikelbezug UN-BRK Art. 23 insb. Art. 2 Satz 2 (Achtung der Wohnung und der Familie) und Art. 4 Abs. 1i) (Verpflich-
tung zur Schulung von Fachkräften zur UN-BRK) sowie Art. 8 Abs. 2d) (Förderung von Schu-
lungsprogrammen) UN-BRK

Ziel bis 2025 Die Dienstkräfte der Teilhabefachdienste sind über das Thema Elternassistenz aufgeklärt, 
geschult und weitergebildet und können die Informationen kompetent an leistungsberechtigte 
Personen weitergeben.

Teilziele Die Thematik ist in die Konzeption des Schulungsprogramms aller Dienstkräfte der Teilhabe-
fachdienste ab 2020 eingeflossen 
 
Die konkrete Ausgestaltung der Schulungsinhalte im Schulungsprogramm ab 2020 wurde mit 
den maßgeblichen Interessensvertretungen rückgekoppelt. 
 
Die Mitarbeiter sind flächendeckend geschult.

Zuständigkeit SenIAS, Fachressort Soziales
Laufzeit 2020 / 2021
Finanzierung Landeshaushaltsmittel Berlin

6 . INFORMATIONSMATERIAL ZUM THEMA ELTERNASSISTENZ

Artikelbezug UN-BRK Art. 23 insb. Art. 2 Satz 2 (Achtung der Wohnung und der Familie) UN-BRK
Ziel bis 2025 Es steht geeignetes Informationsmaterial für Betroffenen über ihre Rechte, Unterstützungs-

möglichkeiten und Antragsverfahren im Bereich der Elternassistenz bereit. Dieses wurde unter 
Einbeziehung von Verbänden und Teilhabefachdiensten erstellt.

Teilziele Ein Info-Flyer wurde gemeinsam mit Verbänden und den Teilhabefachdiensten entwickelt.
Zuständigkeit SenIAS, Fachressort Soziales i. V. m. den Bezirken bzw. dem Teilhabefachdienst Soziales
Laufzeit Nach Einrichtung der Teilhabefachdienste bis 2021
Finanzierung Landeshaushaltsmittel Berlin
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2 .10 .5 TEILBEREICH: GEFLÜCHTETE MENSCHEN MIT 
 BEHINDERUNGEN

A) IST-SITUATION

Menschen mit Behinderungen, die als Geflüchtete nach Berlin 
gekommen sind, sehen sich noch einmal besonderen Her-
ausforderungen gegenüber. Ihre Situation ist durch mehrere 
Faktoren zusätzlich erschwert: Sie haben zunächst keine 
Kenntnisse über das deutsche Unterstützungssystem und ken-
nen ihre Rechte nicht. Das ist in ihrer Situation auch beson-
ders kompliziert, denn sie bewegen sich an der Schnittstelle 
zwischen verschiedenen Rechtsgebieten (Aufenthaltsrecht, 
Sozialrecht) und Leistungsträgern. Dies erschwert ihnen, die 
zuständige Stelle zu finden und verzögert somit die Antrag-
stellung. Überdies existieren leistungsrechtliche Ausschlüsse 
für Geflüchtete (insb. von Leistungen der Eingliederungshilfe) 
in den ersten Monaten ihres Asylverfahrens bzw. für Geflüch-
tete, die in Besitz einer Duldung sind.

Geflüchtete mit einer Behinderung sind angesichts die-
ser Herausforderungen auf Beraterinnen und Berater bzw. 
Dolmetscherinnen und Dolmetscher angewiesen, die sie in 
ihrer Sprache aufklären – und das meist länger als andere 
Geflüchtete, da es bisher kaum an die Bedarfe von Men-
schen mit Behinderungen angepasste Deutschkurse gibt. Die 
bundesgeförderten Berufssprachkurse können besondere 
Bedarfe nicht berücksichtigen und die bundesgeförderten In-
tegrationskurse werden zwar vereinzelt auch für Menschen mit 
einer Seh- oder Hörbehinderung angeboten, aber nicht für 
Menschen mit kognitiven oder psychischen Einschränkungen.

B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK

Das Recht auf Zugänglichkeit (Artikel 9 UN-BRK) erhält be-
sondere Relevanz angesichts der Hürden, denen sich Ge-
flüchtete mit Behinderung gegenüberstehen (s. o.). Relevant 
ist in diesem Kontext zudem die EU-RL 2013/33/EU zur 
Festlegung von Normen für die Aufnahme von Personen, 
die internationalen Schutz beantragen, hier Artikel 21: „Die 
Mitgliedstaaten berücksichtigen in dem einzelstaatlichen 
Recht zur Umsetzung dieser Richtlinie die spezielle Situation 
von schutzbedürftigen Personen wie (…) Behinderten, (…), 
Personen mit schweren körperlichen Erkrankungen, Personen 
mit psychischen Störungen (…)“ und Artikel 22: „(1) Um Artikel 
21 wirksam umzusetzen, beurteilen die Mitgliedstaaten, ob 
der Antragsteller ein Antragsteller mit besonderen Bedürf-
nissen bei der Aufnahme ist. Die Mitgliedstaaten ermitteln 

ferner, welcher Art diese Bedürfnisse sind. Diese Beurteilung 
wird innerhalb einer angemessenen Frist nach Eingang eines 
Antrags auf internationalen Schutz in die Wege geleitet und 
kann in die bestehenden einzelstaatlichen Verfahren einbezo-
gen werden. (…) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass 
die Unterstützung, die Personen mit besonderen Bedürfnissen 
bei der Aufnahme nach dieser Richtlinie gewährt wird, ihren 
Bedürfnissen während der gesamten Dauer des Asylverfah-
rens Rechnung trägt und ihre Situation in geeigneter Weise 
verfolgt wird. (…)“.

Um die Umsetzung dieser Vorgabe voranzutreiben, fördert die 
Berliner Integrationsbeauftragte das „Berliner Netzwerk für 
besonders schutzbedürftige Flüchtlinge“ (BNS). Geflüchtete 
mit Behinderungen haben besondere Bedürfnisse; diese sol-
len ermittelt werden und dazu führen, dass sie während ihres 
Asylverfahrens besondere Unterstützung erhalten. Im Rahmen 
des BNS fungiert das „Berliner Zentrum für selbstbestimmtes 
Leben behinderter Menschen e. V.“ (BZSL) zu diesem Zweck 
als Fachstelle für Flüchtlinge mit Behinderung, ältere und 
chronisch kranke Flüchtlinge.

Auch jenseits des Asylverfahrens sollen Geflüchtete mit 
Behinderungen und ihre Angehörigen Unterstützung beim 
Zugang zu Regelleistungen und Maßnahmen erhalten, die 
die Teilhabe ermöglichen. Im Rahmen des Partizipations- und 
Integrationsprogramms fördert die Integrationsbeauftragte 
deshalb die Träger InterAktiv e. V. und MINA e. V. mit dem 
Ziel, Geflüchtete mit Behinderungen mehrsprachig und ziel-
gruppengerecht beim Zugang zum Sozial-, Gesundheits- und 
Bildungssystem sowie zu Angeboten der Behindertenhilfe zu 
unterstützen.

Geflüchtete mit Behinderungen sollen wie andere Migrantin-
nen und Migranten die Möglichkeit erhalten, unter Berücksich-
tigung ihrer besonderen Bedürfnisse die deutsche Sprache zu 
erlernen. Da Geflüchtete im Asylverfahren bzw. mit einer Dul-
dung von bundesgeförderten Deutschkursen weitestgehend 
ausgeschlossen sind, sollen landesgeförderte Deutschkurse 
für Geflüchtete auch für Menschen mit Seh- und Hörbehin-
derung (jeweils bei spezialisierten Trägern) entwickelt und 
angeboten werden. 
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C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Geflüchtete Menschen mit Behinderungen

1 . HILFE UND UNTERSTÜTZUNG FÜR GEFLÜCHTETE MIT BEHINDERUNGEN IM ASYLVERFAHREN

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 (Zugänglichkeit) UN-BRK
Ziel bis 2025 Berücksichtigung der Situation Geflüchteter mit Behinderung (Untergruppe der besonders 

schutzbedürftigen Personen): Bedarfsermittlung und Unterstützung während der gesamten 
Dauer des Asylverfahrens (Umsetzung der Vorgaben der EU-RL 2013/33/EU).

Teilziele Geflüchtete Menschen mit Behinderungen erhalten durch die Fachstelle beim „Berliner Zent-
rum für ein selbstbestimmtes Leben BZSL e. V.“ insb. Informationen und Unterstützung zu: 
• Schutzbedürftigkeit i. S. d RL 
• Ansprüche auf besondere Unterbringung 
• Asylverfahrensgarantien i. S. d RL 
• ärztliche und psychosoziale Versorgung 
• behördliche Attestierungen 
• Teilhaberechte wie Wohnfeldmaßnahmen, Kita/Schule

Zuständigkeit SenIAS, Abt. I, Das BZSL e. V. wird gefördert als Teil des „Berliner Netzwerk für besonders 
schutzbedürftige Flüchtlinge“ (BNS); das BNS erhält über den Träger und Zuwendungsemp-
fänger Zentrum ÜBERLEBEN gGmbH Fördermittel der Abteilung

Laufzeit seit 2009, aktuelle Förderung für den HH 20/21
Finanzierung Landeshaushaltsmittel Berlin, Kapitel 1120, Titel 68412, Nr. 7

2 . UNTERSTÜTZUNG GEFLÜCHTETER MIT BEHINDERUNGEN UND IHRER ANGEHÖRIGEN BEIM ZUGANG ZU 
REGELLEISTUNGEN UND MASSNAHMEN, DIE TEILHABE ERMÖGLICHEN

Artikelbezug UN-BRK Art. 8 UN-BRK (Bewusstseinsbildung),Art. 9 UN-BRK (Zugänglichkeit) i. V. m. Art. 19 (Unab-
hängige Lebensführung und Einbeziehung in die Gemeinschaft), Art. 25 (Gesundheit), Art. 26 
(Habilitation und Rehabilitation) Art. 29b) (Teilhabe am politischen und öffentlichen Leben), 
Art. 30 Abs. 5 (Teilhabe am kulturellen Leben sowie an Erholung, Freizeit und Sport) UN-BRK

Ziel bis 2025 Verbesserung der gesundheitlichen und sozialen Versorgung für Geflüchtete mit Behinderun-
gen oder chronischen Erkrankungen und ihre Angehörigen mit dem Ziel umfänglicher gesell-
schaftlicher Teilhabe.

Teilziele Beratung zu Unterstützungsmöglichkeiten im Sozial-, Gesundheits- und Bildungssystem, Hilfe 
und ggf. Begleitung bei Antragstellung/Anmeldung (Hauptamtliche Beraterinnen und Berater, 
größtenteils ehrenamtliche mehrsprachige Sprachmittlerinnen und –mittler sowie Unterstütze-
rinnen und Unterstützer). 
 
Unterstützung junger Geflüchteter mit kognitiven Beeinträchtigungen bei der Freizeitgestaltung 
durch Freizeitbegleiterinnen und -begleitern (Honorarkräfte) 
 
Sensibilisierung von Verwaltungen, Trägern und politischen Akteuren für Zugangsbarrieren für 
Geflüchtete mit Behinderungen (Gremienarbeit). 
 
Förderung der Selbstvertretung von Geflüchteten mit Behinderungen (Info-Cafés).

Zuständigkeit SenIAS, Abt. I, Förderung im Rahmen des Partizipations- und Integrationsprogramms, Ausfüh-
render Träger: InterAktiv e. V.

Laufzeit Förderung aus Haushaltsmitteln (Januar 2020 – Dezember 2021)
Finanzierung Landeshaushaltsmittel Berlin, Kapitel 1120, Titel 68412, Nr. 271
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3 . UNTERSTÜTZUNG GEFLÜCHTETER MIT BEHINDERUNGEN UND IHRER ANGEHÖRIGEN BEIM ZUGANG ZU 
REGELLEISTUNGEN UND MASSNAHMEN, DIE TEILHABE ERMÖGLICHEN

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 UN-BRK (Zugänglichkeit), Art. 19 UN-BRK (Unabhängige Lebensführung und Einbezie-
hung in die Gemeinschaft), Art. 24 (Bildung) UN-BRK

Ziel bis 2025 Unterstützung von geflüchteten Familien mit Kindern mit Behinderung bei der Integration in 
Angebote der Behindertenhilfe (Sozialdienste, Schulen, Werkstätten)

Teilziele Information über Ansprüche und Angebote durch aufsuchende, muttersprachliche Beratung 
(ggf. mit Dolmetscherinnen und Dolmetschern) in Gemeinschaftsunterkünften. 
 
Etablierung eines Treffpunkts und perspektivisch muttersprachliche Selbsthilfegruppen für ge-
flüchtete Familien, insb. Väter von Kindern mit Behinderungen.

Zuständigkeit SenIAS, Abt. I, Förderung im Rahmen des Partizipations- und Integrationsprogramms, Ausfüh-
render Träger: MINA – Leben in Vielfalt e. V.

Laufzeit Förderung aus Haushaltsmitteln (Januar 2020 – Dezember 2021)
Finanzierung Landeshaushaltsmittel Berlin, Kapitel 1120, Titel 68412, Nr. 271

4 . DEUTSCHKURSE FÜR GEFLÜCHTETE MIT BEHINDERUNGEN (BASIS- SOWIE AUFBAUSPRACHFÖRDERUNG)

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 UN-BRK (Zugänglichkeit), Art. 19 UN-BRK (Unabhängige Lebensführung und Einbezie-
hung in die Gemeinschaft), Art. 24 (Bildung) UN-BRK

Ziel bis 2025 Angebot an Deutschkursen für Geflüchtete mit Behinderungen, die aufgrund ihrer aufenthalts-
rechtlichen Situation von den Integrationskursen des Bundes ausgeschlossen sind.

Teilziele In 2020: Umsetzung eines Deutschkurses in Höhe von 500 Unterrichtseinheiten für Geflüch-
tete mit Sehbehinderungen in Kooperation mit den Volkshochschulen und dem Sehzentrum 
Berlin. 
 
In 2020: Kooperation mit einem weiteren Träger, um für Gehörgeschädigte landesfinanzierte 
Deutschkurse ab 2021 anbieten zu können.

Zuständigkeit SenIAS, Abt. I, Arbeitsgruppe Flüchtlingspolitik, ID 7 + ID 74
Laufzeit Förderung aus Haushaltsmitteln (Januar 2020 – Dezember 2021)
Finanzierung Landeshaushaltsmittel Berlin, Kapitel 1120, Titel 68406, Nr. 5
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2 .11 . HANDLUNGSFELD:  GESUNDHEIT, PFLEGE UND 
GLEICHSTELLUNG

Strategische Ziele: 
Ziel ist es, Menschen mit Behinderungen einen gleichbe-
rechtigten Zugang zur Gesundheitsversorgung zu verschaf-
fen. In diesem Zusammenhang gilt es Barrieren gleicher-
maßen für Krankenhäuser, Arztpraxen, die außerklinischen 
Beratungs- und Unterstützungsangebote und im Bereich 
der Pflege abzubauen und Versorgungsangebote für 
Menschen mit Behinderungen quantitativ und qualitativ zu 
verbessern. Ziel ist es auch, der Mehrfachdiskriminierung 
von Frauen mit Behinderungen entgegenzuwirken und sie 
vor Gewalt zu schützen.

2 .11 .1 TEILBEREICH: KRANKENHÄUSER

A) IST-SITUATION

Im Krankenhausplan 2016 ist unter Punkt 3. Planungsverfahren 
der Passus aufgenommen, dass bei künftigen Plänen u. a. 
auch der für Behindertenpolitik zuständige Fachbereich und 
der oder die Berliner Landesbeauftragte für Menschen mit 
Behinderungen in das Planungsverfahren eingebunden wird. 
Dementsprechend ist ein Mitglied des Landesbeirates für 
Menschen mit Behinderungen in den Krankenhausbeirat be-
rufen worden. Die konstituierende Sitzung des Krankenhaus-
beirates fand am 22. September 2017 statt.

Hinsichtlich der baulichen Gestaltung ist für Menschen mit Be-
wegungseinschränkungen die Barrierefreiheit in den Kranken-
häusern partiell gewährleistet („rollstuhlgerecht“). Räumliche 
Anforderungen regelt die Krankenhausverordnung (KhsVO). 
Verbesserungsbedarf besteht in vielen Krankenhäusern bzgl. 
Informationen und Leitsystemen für gehörlose und blinde 
Menschen sowie für Menschen mit intellektuellen Beeinträch-
tigungen. 

Die Berliner Krankenhausgesellschaft (BKG) und der Landes-
beirat für Menschen mit Behinderung haben bereits in den 
Jahren 2013 und 2014 eine Arbeitsgruppe „Barrierefreies Ber-
liner Gesundheitswesen“ ins Leben gerufen, in der konkrete 
Maßnahmen vorgeschlagen wurden. Hier gilt es, die Gesprä-
che zu intensivieren und in Maßnahmen münden zu lassen.

B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK 

Der Zugang zur Gesundheitsversorgung soll ausgebaut 
werden. Insbesondere müssen die unterschiedlichen Aktivitä-
ten gebündelt und bereits vorhandene Analysen ausgewertet 
werden. Die Ergebnisse werden geprüft und mit der Berliner 
Krankenhausgesellschaft und den Krankenhäusern bespro-
chen. Gegebenenfalls fließen sie in die Krankenhausverord-
nung (KhsVO) ein, die die Anforderungen an den Betrieb von 
Krankenhäusern regelt. Mit diesen Vorhaben wird Artikel 31 
UN-BRK (Statistik und Datensammlung) i. V. m. Artikel 9 (Zu-
gänglichkeit), Artikel 25 (Gesundheit) und Artikel 26 (Habilita-
tion u. Rehabilitation) der UN-BRK entsprochen. 

Zusammen mit den Krankenhäusern muss auch der Bedarf 
an Informationen für die Beschäftigten geprüft werden, da 
gemäß Artikel 26 Absatz 2 UN-BRK die Vertragsstaaten die 
Entwicklung der Aus- und Fortbildung für Fachkräfte sowie 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in Habilitations- und Reha-
bilitationsdiensten fördern sollten. Da die Plankrankenhäuser 
weder unter der Rechts- noch der Fachaufsicht der Landes-
behörde stehen, ist vor dem Hintergrund des Artikels 31 UN-
BRK (Statistik u. Datensammlung) i. V. m. Artikel 26 Absatz 2 
(Habilitation u. Rehabilitation) und Artikel 25 (Gesundheit) die 
Erstellung und Verteilung von spezifischem Informationsmate-
rial mit den Krankenhäusern zu besprechen. 
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C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Krankenhäuser

1 . BESTANDSAUFNAHME DER BAULICHEN BARRIEREFREIHEIT IN DEN BERLINER KRANKENHÄUSERN

Artikelbezug UN-BRK Art. 25 (Gesundheit) i. V. m. Art. 31 (Statistik und Datensammlung), Art. 9 (Zugänglichkeit), Art 
26 (Habilitation u. Rehabilitation) UN-BRK

Ziel bis 2025 Konkretisierende Bestandsaufnahme liegt vor; 
Definition von Maßnahmen.

Teilziele Analyse der bereits vorliegenden Bestandsaufnahmen (Ergebnisse der Arbeitsgruppe „Barrie-
refreies Gesundheitswesen“). 
 
Kooperation mit der Unterarbeitsgruppe „Barrierefreiheit“ des gemeinsamen Landesgremiums 
nach § 90a SGB V des Landes Berlins bzw. mit dem Arbeitskreis „Barrierefreies Gesundheits-
wesen“ des Landesbeirats für Menschen mit Behinderungen bei der Festlegung zusätzlichen 
Erhebungsbedarfs. 
 
Prüfung und ggf. Umsetzung des Änderungsbedarfs im Rahmen der Krankenhausverordnung.

Zuständigkeit SenGPG, Fachressort Gesundheit i. V. m. Berliner Krankenhausgesellschaft, Landesbeauftrag-
te für Menschen mit Behinderungen

Laufzeit laufend
Finanzierung Kostenträger außerhalb des Landeshaushaltes

2 . INFORMATIONSMATERIALIEN FÜR DAS KRANKENHAUSPERSONAL 

Artikelbezug UN-BRK Art. 25 (Gesundheit) i. V. m. Art. 31 (Statistik u. Datensammlung), Art 26 Abs. 2 (Habilitation u. 
Rehabilitation) UN-BRK

Ziel bis 2025 Bestandsaufnahme des Bedarfs an spezifischen Informationsmaterialien für das Krankenhaus-
personal und Erstellung im Sinne von Bewusstseinsbildung, Information, Schulung.

Teilziele 1) Bestandsaufnahme 
2) Materialerstellung 
3) Verteilung

Zuständigkeit SenGPG, Fachressort Gesundheit i. V. m. Landesbeauftragte für Menschen mit Behinderungen, 
Arbeitskreis „barrierefreies Gesundheitswesen“ des Landesbeirats für Menschen mit Behinde-
rungen

Laufzeit laufend
Finanzierung Kostenträger außerhalb des Landeshaushaltes
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2 .11 .2 TEILBEREICH: ARZTPRAXEN

A) IST-SITUATION

Auf nationaler Ebene hat die 91. Gesundheitsministerkonfe-
renz (GMK) 2018 folgende Empfehlung ausgesprochen: Die 
GMK sieht in der Barrierefreiheit für alle Patientengruppen 
einen wesentlichen Beitrag zum gleichberechtigten und diskri-
minierungsfreien Zugang zu den Leistungen und den Ange-
boten des Gesundheitswesens. Die Barrierefreiheit erstreckt 
sich dabei nicht nur auf die baulichen, sondern u. a. auch auf 
die intellektuellen, sprachlichen, optischen und akustischen 
Anforderungen sowie Aspekte der Auffindbarkeit, Zugäng-
lichkeit und Nutzbarkeit. Auch sind die spezifischen Zugangs-
barrieren in Bezug auf psychische Erkrankungen in den Blick 
zu nehmen. 

Die GMK bittet insbesondere die Verantwortlichen in der sta-
tionären und ambulanten Versorgung, für eine Barrierefreiheit 
ihrer Einrichtungen Sorge zu tragen. Um das Ziel einer voll-
ständigen baulichen Barrierefreiheit zu realisieren, begrüßt 
es die GMK, wenn auch Bestandseinrichtungen die geltenden 
und anerkannten Normen für barrierefreies Bauen beachten 
und umsetzen.

Derzeit liegen kaum verifizierbare Daten zur Barrierefreiheit 
von Arzt- und Zahnarztpraxen in Berlin vor. Eine wesentliche 
Problemstellung besteht darin, dass der Begriff der Barriere-
freiheit für Arztpraxen nicht konsensual definiert wurde. So 
bezieht sich die Barrierefreiheit in der Funktion „Arztsuche“ 
auf der Seite der Kassenärztlichen Vereinigung lediglich auf 
das Kriterium des Rollstuhlzugangs. Andere Behinderungsar-
ten sollen in erweiterten Funktionen ermittelt werden können, 
doch sind diese Funktionen nicht auffindbar. Je nach Beein-
trächtigung des Patienten (Hör-, Seh- oder Gehbehinderung, 
aber auch kognitive Einschränkungen) sind die Anforderungen 
höchst unterschiedlich. Die Kriterien sollten sich neben der 
reinen Zugänglichkeit der Praxis z. B. auch auf Barrierefrei-
heit innerhalb der Praxis wie Toiletten, taktile Leitsysteme, 
Behandlungsmöbel, besondere Unterstützungsleistungen und 
Qualifikationen erstrecken (z. B. Kommunikation in Leichter 
Sprache oder Gebärdensprachdolmetschung). Der zahnärzt-
liche Praxisführer der Zahnärztekammer Berlin aus dem Jahr 
2016 listet dagegen bereits 13 Kategorien hinsichtlich der 
Fähigkeit einer Praxis auf, auf die speziellen Bedürfnisse von 
Patientinnen und Patienten mit verschiedenen Behinderungs-
arten einzugehen. Er ist jedoch nicht ohne Schwierigkeiten auf 
der Homepage der Zahnärztekammer Berlin zu finden. Die 
dort verfügbare Arztsuche berücksichtigt „Barrierefreiheit“ 
nicht als Suchoption, die Suchoption „Behindertenbehand-
lung“ generiert lediglich zwei Treffer.

Zum Aspekt der Rollstuhlgerechtigkeit gibt es aus verschiede-
nen Quellen gesicherte Informationen (z. B. Selbstauskunft der 
Vertragsärzte, nationale Datenbank der Stiftung Gesundheit, 
Selbsthilfeorganisationen). In Berlin waren ohne Zahnarztpra-
xen 2016 insgesamt 1.742 Arztpraxen uneingeschränkt rollstuhl-

gerecht (neuere Daten liegen nicht vor). Damit sind etwa 25 % 
der Praxen laut Selbstauskunft der Ärztinnen und Ärzte roll-
stuhlgerecht, wodurch eine Versorgung im erheblichen Umfang 
gewährleistet ist, die aber weiter optimiert werden muss. 

Das gemeinsame Landesgremium nach § 90a SGB V des 
Landes Berlins beschloss bereits 2015, eine Arbeitsgruppe zur 
Barrierefreiheit in Berliner Arztpraxen und Krankenhäusern be-
stehend aus Vertretern der Landesverbände der Krankenkas-
sen und der Ersatzkassen, der Kassenärztlichen Vereinigung 
(KV) Berlin, der Ärztekammer Berlin, der Berliner Kranken-
hausgesellschaft und der Psychotherapeutenkammer Berlin 
sowie der Patientenvertretung einzurichten. Die Arbeitsgruppe 
„Barrierefreiheit“ des gemeinsamen Landesgremiums in Ber-
lin plante mit Unterstützung der Kassenärztlichen Vereinigung, 
der Ärztekammer und der Psychotherapeutenkammer eine 
umfassende Befragung zur Barrierefreiheit Berliner Arztpra-
xen. Der Fragebogen basierte auf dem Kriterienkatalog der 
vom Senat geförderten Initiative „Mobidat“ und berücksich-
tigte insgesamt 19 Kriterien zur Barrierefreiheit einer Praxis 
hinsichtlich der vier Beeinträchtigungsarten Sehen-Hören-Be-
wegung-Kognition. 

Mit dem am 11.05.2019 in Kraft getretenem Terminservice- 
und Versorgungsgesetz (TSVG) sind die Kassenärztlichen 
Vereinigungen generell verpflichtet, über die Barrierefreiheit 
der Praxen ihrer Mitglieder im Internet allgemein zugänglich 
und kontinuierlich zu informieren, sodass darauf zu achten 
sein wird, dass diese rechtliche Verpflichtung unter Berück-
sichtigung der für Menschen mit Behinderungen relevanten 
Kriterien wahrgenommen wird und sich auch auf das Praxis-
innere sowie die Serviceleistungen erstreckt.

In Folge sollte in der AG „Barrierefreiheit“ des gemeinsamen 
Landesgremiums auch diskutiert werden, welche Konse-
quenzen zur Verbesserung der Barrierefreiheit auf Basis der 
Bestandserhebung gezogen werden. 

Die in Arztpraxen nicht ausreichend vorhandene Barrierefrei-
heit beruht jedoch z. T. auch auf der geltenden Bauordnung 
des Landes Berlin (BauO Bln). Zwar müssen nach § 50 Absatz 
2 BauO Bln „bauliche Anlagen, die öffentlich zugänglich 
sind, in den dem allgemeinen Besucher- und Benutzerverkehr 
dienenden Teilen barrierefrei sein.“ Dies gilt insbesondere für 
Einrichtungen des Gesundheitswesens. 

Arztpraxen liegen jedoch nicht stets in öffentlich zugänglichen 
baulichen Anlagen. Zudem besteht diese Anforderung erst 
seit Inkrafttreten des dritten Gesetzes zur Änderung der BauO 
Bln vom 17.06.2016. Eine bereichsbezogene Erweiterung der 
Pflicht zur Herstellung einer baulichen Barrierefreiheit auf 
Bestandsbauten, in denen Arztpraxen ihren Sitz haben, ist 
bislang nicht vorgesehen und auch vor dem Hintergrund des 
Artikel 14 des Grundgesetzes nicht unproblematisch, gleich-
wohl aber vor dem Hintergrund von Artikel 3 Absatz 3 Grund-
gesetz und Artikel 9 der UN-Behindertenrechtskonvention 
nicht ausgeschlossen. 
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Auch dürfen nach § 50 Absatz 5 BauO Bln in Gestalt von 
Ausnahmegenehmigungen Abweichungen nach § 67 Absatz 
1 BauO Bln von den Anforderungen nach § 50 Abs. 2 erteilt 
werden, soweit die erforderlichen Maßnahmen nur mit einem 
unverhältnismäßigen Mehraufwand erfüllt werden können. 
Dies wirft generell die bisher ungeklärte Frage nach Finanzie-
rung eventuell nötiger oder möglicher baulicher Anpassungs-
maßnahmen auf. Entsprechende Umbaumaßnahmen er-
fordern häufig Investitionen im Umfang von mehreren 10.000 
Euro und könnten angesichts der Gesamtvergütung derzeit 
kaum über Wettbewerbsvorteile amortisiert werden, sodass 
eine Finanzierung aus Eigenmitteln durch Praxisinhaberinnen 
und -inhaber nicht realistisch erscheint. Hier scheinen Förder-
programme sinnvoll, wobei allerdings zu berücksichtigen 
wäre, dass entstehende Wertsteigerungen der Bausubstanz in 
der Folge nicht privatisiert werden können (z. B. durch höhere 
Mieten bzw. Veräußerung der Praxis).

Zudem ist eine Anbindung der Praxen insbesondere an öffent-
liche Verkehrsmittel anzustreben. Das Problem besteht somit 
nicht nur in der barrierefreien Einrichtung der Praxen alleine. 
Im Koalitionsvertrag 2016 – 2021 ist ein übergreifendes Mo-
bilitätskonzept für Menschen mit Behinderungen vorgesehen 
(Federführung: SenUVK). Im Nahverkehrsplan ist die Herstel-
lung von Barrierefreiheit bis 2021 vorgesehen. 

Ferner ist zu berücksichtigen, dass auch Hausbesuche die 
Versorgungssituation von Menschen mit Behinderungen 
erheblich verbessern könnten. Die Bereitschaft zu Hausbesu-
chen scheint innerhalb der Ärzteschaft jedoch zurückzugehen. 
Des Weiteren eröffnet das Terminservice- und Versorgungsge-
setz mit dem Passus „strukturschwache Gebiete“ Handlungs-
spielräume, um die Versorgung im Rahmen der Bedarfspla-
nung stärker zu regionalisieren. Dies ist eine Möglichkeit, eine 
wohnortnahe Versorgung mit Haus- und wichtigen Facharzt-
disziplinen u. a. für chronisch kranke Menschen oder ältere 
Menschen flächendeckend für Berlin sicherzustellen. 

Bei der Neuregelung der Notfallversorgung ist die Barriere-
freiheit ebenfalls sicher zu stellen (z. B. barrierefreie Inter-
netseite und Web App der Kassenärztlichen Vereinigung, 
mögliche Zuschaltung von Gebärdensprachdolmetscherinnen 
und -dolmetschern bei der integrierten Leitstelle, Integrierte 
Notfallzentren (INZ)).

Hinsichtlich der Versorgung von Erwachsenen mit geistiger 
Behinderung oder schweren Mehrfachbehinderungen ist fest-
zuhalten, dass in Berlin zwar drei Ermächtigungen für medizi-
nische Behandlungszentren für Erwachsene mit geistiger oder 
schweren Mehrfachbehinderungen (MZEB) nach § 119c SGB V 
durch den Zulassungsausschuss erteilt wurden, bisher jedoch 
lediglich ein Behandlungszentrum den Betrieb aufnehmen 
konnte. Ebenso erscheint die ambulante spezialfachärzt-
liche Versorgung von Personen mit schweren Verlaufsformen 
von Erkrankungen mit besonderen Krankheitsverläufen durch 
übergreifende Versorgungsmodelle gemäß § 116b SGB V 
noch ausbaufähig.

B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK 

Das ambulante Versorgungsangebot für Menschen mit Be-
hinderungen ist sowohl quantitativ als auch qualitativ zu 
verbessern. Dabei soll sowohl die Anzahl der barrierefreien 
Arztpraxen um mindestens 10 % gegenüber 2016 gesteigert 
werden und verschiedene Arten der Beeinträchtigungen ad-
ressiert werden sowie das Bewusstsein der Leistungserbringer 
für verschiedene Formen der Barrierefreiheit erhöht werden. 

Die Zugänglichkeit von Arztpraxen ist strategisch weiterzu-
entwickeln unter Berücksichtigung der Möglichkeiten des 
Terminservice- und Versorgungsgesetzes. Hier ist insbeson-
dere durch die Landesausschüsse zu prüfen, inwieweit die 
Definition „strukturschwacher Gebiete“ gemäß § 105 SGB 
V die Möglichkeit eröffnet, in die Bedarfsplanung auch den 
Aspekt der Barrierefreiheit zu integrieren.

Die Versorgung von Menschen mit Behinderungen durch 
Hausbesuche ist zu verbessern. Dies setzt insbesondere eine 
gesteigerte Bereitschaft der niedergelassenen Ärztinnen und 
Ärzte voraus, Hausbesuche (wieder) durchzuführen. In diesem 
Falle erscheinen bewusstseinsschaffende Maßnahmen un-
abdingbar. Ferner gilt es zu prüfen, welche Aufgaben auch 
durch nichtärztliches medizinisches Fachpersonal im Rahmen 
von Hausbesuchen abgedeckt werden könnten. 

Mit den hier aufgeführten Vorhaben würde Artikel. 9 (Zugäng-
lichkeit), Artikel 25 (Gesundheit) und Artikel 8 (Bewusstseins-
bildung) der UN-BRK entsprochen.
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C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Arztpraxen

1 . INFORMATION ÜBER DIE ANZAHL DER BERLINER ARZTPRAXEN MIT BARRIEREFREIEN ZUGÄNGEN 

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 (Zugänglichkeit) i. V. m. Art. 8 (Bewusstseinsbildung), Art. 25 (Gesundheit) UN-BRK
Ziel bis 2025 Information über die Anzahl der Berliner Arztpraxen mit barrierefreien Zugängen für ver-

schiedene Arten der Behinderung sind über verschiedene Medien verfügbar. Das ambulante 
Versorgungsangebot für Menschen mit Behinderungen ist quantitativ und qualitativ erfasst.

Teilziele Erfassung der Zugangsmöglichkeiten für Menschen mit Behinderungen für verschiedene For-
men der Barrierefreiheit bei allen Berliner Arztpraxen.

Zuständigkeit SenGPG (im Rahmen der Rechtsaufsicht und als Vorsitzende des gemeinsamen Landesgre-
miums nach § 90a SGB) V i. V. m. Kassenärztliche Vereinigung Berlin, Kassenzahnärztliche 
Vereinigung Berlin 

Laufzeit 2020 bis2025
Finanzierung Kostenträger außerhalb des Landeshaushaltes

2

2 . KONZEPT ZUR VERBESSERUNG DER BARRIEREFREIHEIT

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 (Zugänglichkeit) i. V. m. Art. 25 (Gesundheit) UN-BRK
Ziel bis 2025 Erstellung eines Berliner Konzepts zur Verbesserung der Barrierefreiheit, ausgehend von der 

Bestandserhebung. Die Zugänglichkeit von Arztpraxen ist strategisch weiterentwickelt unter 
Berücksichtigung der Möglichkeiten des Terminservice- und Versorgungsgesetzes (TSVG).

Teilziele Prüfung des rechtlichen Rahmens (Landesausschuss), inwieweit die Definition „strukturschwa-
cher Gebiete“ im TSVG die Möglichkeit eröffnen, die Bedarfsplanung (auch) für den Aspekt 
Barrierefreiheit zu fokussieren.

Zuständigkeit SenGPG
Laufzeit 2020 bis2025
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen

3 . BEDARFSGERECHTE HAUSBESUCHE BEI MENSCHEN MIT BEHINDERUNGEN

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 (Zugänglichkeit) i. V. m. Art. 8 (Bewusstseinsbildung), Art. 25 (Gesundheit) UN-BRK
Ziel bis 2025 Die Versorgung von Menschen mit Behinderungen durch Hausbesuche ist verbessert. 
Teilziele 1. Bewusstseinsförderung von Hausbesuchen in der Ärzteschaft steigern. 

2. Bereitschaft für Hausbesuche in der Ärzteschaft steigern. 
3. Prüfung der Möglichkeit der Delegation/Substitution von Hausbesuchen durch Medizinische 
Fachangestellte (MFA) – „Gemeindeschwestern“.

Zuständigkeit SenGPG (im Rahmen der Rechtsaufsicht und als Vorsitzende des gemeinsamen Landesgre-
miums nach § 90a SGB V) i. V. m. Kassenärztliche Vereinigung Berlin, Kassenzahnärztliche 
Vereinigung Berlin 

Laufzeit 2020 bis2025
Finanzierung Kostenträger außerhalb des Landeshaushaltes
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2 .11 .3 TEILBEREICH: MEDIZINISCHE REHABILITATION

A) IST-SITUATION

Die stationäre medizinische Rehabilitation wird historisch in 
Absprache mit Brandenburg in erster Linie in den dort ansäs-
sigen Kliniken (auch für Berlin) betrieben. Der Senat hat sich 
wiederholt in gemeinsamen Kabinett-Sitzungen dazu bekannt, 
nicht aus eigenem Antrieb stationäre Reha-Angebote in Berlin 
anzusiedeln. Derzeit werden mit der Medical-Park Humboldt-
mühle und der Median Klinik Berlin-Kladow zwei stationäre 
Rehabilitationseinrichtungen in Berlin betrieben.

B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK

Ziel ist eine Stärkung der stationären Angebote für medizini-
sche Reha auch in Berlin. Eine entsprechende Ausweitung von 
stationären Reha-Angeboten in Berlin kann politisch nur in 
Abstimmung mit Brandenburg erfolgen.

C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Medizinische Rehabilitation

1 . STATIONÄRE ANGEBOTE FÜR MEDIZINISCHE REHA IN BERLIN

Artikelbezug UN-BRK Art. 26 (Habilitation u. Rehabilitation) i. V. m. Art. 9 (Zugänglichkeit) UN-BRK
Ziel bis 2025 Stärkung der stationären Angebote für medizinische Reha auch in Berlin.
Teilziele Aufnahme von Gesprächen mit Brandenburg über die Etablierung von ersten Modellprojekten 

für „Reha made in Berlin“, ggf. auch unter Einbeziehung telemedizinischer Versorgungsange-
bote (länderübergreifend).

Zuständigkeit SenGPG
Laufzeit Bis 2025
Finanzierung Kostenträger außerhalb des Landeshaushaltes

2 .11 .4 TEILBEREICH: PSYCHIATRISCHES HILFESYSTEM

A) IST-SITUATION

Das psychiatrische Hilfesystem ist insbesondere durch das 
Inkrafttreten des Gesetzes über Hilfen und Schutzmaßnah-
men bei psychischen Krankheiten (PsychKG) vom 17.6.2016 
geregelt. Hervorgehoben wird hier die Stärkung der Patien-
tenrechte durch die gesetzliche Normierung von Beschwer-
de- und Informationsstellen gemäß § 11, den Patientenfür-
sprecherinnen und Patientenfürsprechern in psychiatrischen 
Krankenhäusern und psychiatrischen Abteilungen eines 
Krankenhauses gemäß § 12 und der Etablierung der Besuchs-
kommissionen nach § 13 PsychKG:

 — Die psychiatrischen Besuchskommissionen sind im Land 
Berlin etabliert und besuchen regelhaft die psychiatri-
schen Krankenhäuser, Fachabteilungen in Krankenhäu-
sern, die zur Unterbringung nach § 18 PsychKG verpflich-
tet sind. Der erste Jahresbericht der Besuchskommissionen 
wird 2020 erwartet. Bis zum 15.07.2019 wurden 13 Ein-
richtungen besucht.

 — In allen psychiatrischen Krankenhäusern und psychiatri-
schen Abteilungen eines Krankenhauses (das heißt, auch 
für alle 23 pflichtversorgenden Krankenhäuser inklusive 
des Krankenhauses des Maßregelvollzugs) wurden nach § 
30 des Landeskrankenhausgesetzes vom 18. September 
2011 (GVBl. S. 483), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 2 
des Gesetzes vom 17. Juni 2016 (GVBl. S. 336) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, Patienten-
fürsprecherinnen und Patientenfürsprecher gewählt. Sie 
wirken über die in § 30 Absatz 3 des Landeskrankenhaus-
gesetzes genannten Aufgaben hinaus beratend mit und 
unterstützen die Krankenhäuser durch Anregungen und 
Verbesserungsvorschläge, insbesondere hinsichtlich des 
therapeutischen Klimas. Sie helfen bei der Eingliederung 
der Patientinnen und Patienten nach der Entlassung und 
bei der Aufklärung der Öffentlichkeit über psychische Er-
krankungen.
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 — Die Zahl der stationären Betten  
(i. e. aufgestellte Betten entsprechend der Grunddaten 
des Amtes für Statistik Berlin-Brandenburg) hat sich wie 
folgt entwickelt: 

2001:  2.164 Betten
2002: 2.138, Betten
2003: 2.077 Betten 
2004: 2.016 Betten
2005: 2.042 Betten
2006: 2.040 Betten 
2007: 2.107 Betten 
2008: 2.056 Betten 
2009: 2.131 Betten 
2010:  2.169 Betten
2011:  2.203 Betten 
2012:  2.196 Betten 
2013:  2.210 Betten 
2014: 2.207 Betten 
2015: 2.176 Betten
2016: 2.202 Betten
2017: 2.230 Betten

Für 2018 und 2019 liegen noch keine Daten vor. Zudem 
stehen Plätze zur teilstationären Behandlung im Fachbe-
reich Psychiatrie und Psychotherapie für psychisch erkrankte 
Menschen zur Verfügung (siehe Krankenhausplan 2010 und 
Krankenhausplan 2016 des Landes Berlin).

 — Die durchschnittliche Behandlungsdauer im Fachbereich 
Psychiatrie und Psychotherapie entsprechend der Grund-
daten des Amtes für Statistik Berlin-Brandenburg (Verweil-
dauer) hat sich wie folgt entwickelt:

2001: 21,7 Tage
2002:  20,0 Tage
2003:  19,7 Tage
2004:  18,8 Tage
2005:  18,5 Tage
2006:  19,0 Tage
2007:  19,4 Tage 
2008: 19,1 Tage
2009:  18,8 Tage 
2010:  18,9 Tage
2011: 19,5 Tage
2012:  19,4 Tage
2013:  19,5 Tage
2014:  19,2 Tage
2015:  21,2 Tage
2016:  21,8 Tage
2017:  22,5 Tage

Für die Jahre 2018 und 2019 liegen noch keine Daten vor.  
Die Möglichkeit, sich mit Beschwerden an die Beschwerde- 
und Informationsstelle zu wenden, wird gut genutzt. Die Zahl 
der bei der Beschwerde- und Informationsstelle Psychiatrie 
eingehenden Beschwerden ist leicht rückläufig:

Tabelle Beschwerdeaufkommen

Jahr 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

alt 115 259 400 547 294 281 291

neu 468 397 438 421 481 402 506 456

gesamt 468 512 697 821 1028 696 787 747

durchschnittlich 39 33 36,5 35 40 33,5 42 38

Die Zahl der Plätze im System der Eingliederungshilfe ist 
deutlich ansteigend, insbesondere im betreuten Einzelwohnen 
(Berlin ist das Bundesland mit der höchsten Ambulantisie-
rungsquote):

Jahr 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009

Wohnen (amb. und stat.) 3.079 3.446 3.559 3.610 3.718 3.764 3.823 3.910 3.946 4.096

Tagesstätten 687 702 760 764 772 773 779 774 774 768

Gesamtplätze 3 .766 4 .148 4 .319 4 .374 4 .490 4 .537 4 .602 4 .684 4 .720 4 .864

Jahr 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019

Wohnen (amb. und stat.) 4.411 4.824 7.657 7.572 8.351 8.927 9.324 9.917 10.245 10.431

Tagesstätten 768 772 969 998 1.066 1.090 1.097 1.111 1.115 1.107

Gesamtplätze 5 .179 5 .596 8 .626 8 .570 9 .417 10 .017 10 .421 11 .028 11 .360 11 .538
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B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK 

Ziel der Aufnahme von Besuchskommissionen, der gesetz-
lichen Verankerung der Beschwerde- und Informationsstelle 
sowie die gesetzliche Verankerung von deren Zusammen-
arbeit – auch mit den Patientenfürsprecherinnen und Pa-
tientenfürsprechern – ist die umfangreiche Stärkung der 
Patienteninnen- und Patientenrechten. Hierfür werden einige 
Maßnahmen ergriffen:

Datenerhebung:
Nach § 18 und 48 PsychKG übermitteln die Einrichtungen, in 
denen Unterbringungen nach PsychKG durchgeführt werden, 
Daten über Aufnahmen und Entlassungen, Grund und Dauer 
der Unterbringung, Art, Anzahl und Dauer von Zwangsbe-
handlungen sowie die Anzahl besonderer Sicherungsmaß-
nahmen. Ziel ist die Schaffung einer validen Datenbasis 
sowie die Durchführung Evaluation nach § 105 PsychKG. Ein 
Bezug zu Artikel 31 Statistik und Datensammlung UN-BRK ist 
gegeben.

Maßnahmen im Bereich der Bewusstseinsbildung und Anti-
Stigma-Arbeit: 
Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen sind in be-
sonderem Maße von Stigmatisierungen betroffen. Daher 
unterstützt die Senatsverwaltung für Gesundheit, Pflege und 
Gleichstellung die “Berliner Woche der seelischen Gesund-
heit“ seit über 10 Jahren und übernimmt seit mehreren Jahren 
die Schirmherrschaft. Alle im psychiatrischen Versorgungs-
system Beschäftigten leisten im Rahmen ihrer Zuständigkeiten 
aktive Entstigmatisierung. Darüber hinaus verfügt Berlin als 
einziges Bundesland über einen Landesbeauftragten für 
Psychiatrie, der die Relevanz psychischer Gesundheit und 
psychischer Beeinträchtigung in die Politik und Öffentlichkeit 
aktiv vermittelt. Ein Bezug zu Artikel 8, Bewusstseinsbildung, 
besonders Absatz 2c UN-BRK ist dadurch gegeben.

16  5- bzw. 7-Punkt-Fixierungen meint das Festbinden aller Extremitäten und zusätzlicher Bauchgurt bzw. Festbinden aller Extremitäten, zusätzliche 
Fixierung der Oberschenkel und /oder Bauch-/Thoraxgurt.

Zugang und Information:
Eine im Internet zugängliche ausführliche Information über 
das psychiatrische Hilfesystem wird erstellt und erleichtert die 
Zugänglichkeit zum System. Dies entspricht einen Bezug zu 
Artikel 8, Bewusstseinsbildung, besonders Absatz 2c UN-BRK.

Freiheit von Folter oder grausamer, unmenschlicher oder er-
niedrigender Behandlung oder Strafe:
Einführung des Richtervorbehalts bei 5- bzw. 7-Punkt-Fixierun-
gen16 im Rahmen von freiheitsentziehenden Maßnahmen in 
das PsychKG. Ein Bezug zu Artikel 15 ist gegeben.

Gesundheit:
 — Die Förderung „ambulant vor stationär“ wird begrüßt. 

Genauso wichtig ist die Sektorenübergreifende Zusam-
menarbeit sowohl innerhalb des SGB V als auch die 
SGB-übergreifende Zusammenarbeit. Dies gilt besonders 
für Menschen, die immer wieder zwischen Klinik und Be-
treuungseinrichtung wechseln.

 — Weiterhin sollten als besondere Form der stationären 
klinischen Behandlungsangebote auch Soteria-Stationen 
unterstützt werden. 

 — Die Mitarbeit von Peers in stationären Einrichtungen ist 
anzustreben, z. B. durch Vereinbarungen mit den Einrich-
tungen. Die Ex-In-Ausbildung von Peers sollte gefördert 
werden, z. B. als Maßnahmen-Anerkennung im Jobcenter 
und durch die Übernahme der Kosten, wie sie in einigen 
anderen Kommunen/ Landkreisen praktiziert wird. Damit 
ist ein Bezug zu Artikel 25 UN-BRK gegeben.

C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Psychiatrisches Hilfesystem

1 . NOVELLE DES PSYCHKG 

Artikelbezug UN-BRK Art. 15 (Freiheit von Folter oder grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung 
oder Strafe) i. V. m. Art. 14 (Freiheit und Sicherheit der Person), Art. 17 (Schutz der Unversehrt-
heit der Person), Art. 25 (Gesundheit) UN-BRK

Ziel bis 2025 Das PsychKG wurde hinsichtlich des Urteils des Bundesverfassungsgerichts vom 24.Juli 2018 
(2 BVR 309 / 15) novelliert.

Zuständigkeit SenGPG, Fachressort Gesundheit
Laufzeit bis 2020
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen
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2 . ERWEITERUNG TEILSTATIONÄRER UND VOR ALLEM AMBULANTER AUFSUCHENDER BEHANDLUNG (HOME 
TREATMENT)

Artikelbezug UN-BRK Art. 25 (Gesundheit) i. V. m. Art. 26 (Habilitation und Rehabilitation) UN-BRK
Ziel bis 2025 Die Richtlinie der Regierungspolitik, ambulante Versorgung bei psychischer Erkrankung zu 

stärken, wurde umgesetzt. 
 
Die Erweiterung der klinischen Kapazitäten im Bereich der Psychiatrie wird vornehmlich für die 
Erweiterung teilstationärer und vor allem ambulanter aufsuchender Behandlung (home treat-
ment) genutzt.

Teilziele Der Leitsatz „ambulant vor stationär“ 2021/2022 wird in das Regierungsprogramm der nächs-
ten Legislatur aufgenommen.

Zuständigkeit SenGPG, Fachressort Gesundheit
Laufzeit bis 2025
Finanzierung Kostenträger außerhalb des Landeshaushaltes

3 . UNTERSTÜTZUNG DER EINRICHTUNG VON SOTERIA-STATIONEN 

Artikelbezug UN-BRK Art. 25 (Gesundheit) i. V. m. Art. 26 (Habilitation und Rehabilitation) UN-BRK
Ziel bis 2025 Es gibt mehr als eine Soteria-Station in Berlin.
Teilziele Ein Konzept für eine weitere Soteria-Station wird entwickelt.
Zuständigkeit SenGPG, Fachressort Gesundheit
Laufzeit bis 2025
Finanzierung Kostenträger außerhalb des Landeshaushaltes

4 . PEERS IN STATIONÄREN EINRICHTUNGEN 

Artikelbezug UN-BRK Art. 25 (Gesundheit) i. V. m. Art. 26 (Habilitation und Rehabilitation) UN-BRK
Ziel bis 2025 Peers arbeiten in stationären Einrichtungen mit. Die Ausbildung ist von den Job-Centern als 

Maßnahme anerkannt.
Zuständigkeit SenGPG, Fachressort Gesundheit
Laufzeit bis 2025
Finanzierung Kostenträger außerhalb des Landeshaushaltes

5 . EVALUATION DES PSYCHKG (§ 105 PSYCHKG)

Artikelbezug UN-BRK Art. 31 (Statistik und Datensammlung) i. V. m. 25 (Gesundheit), Art. 14 (Freiheit und Sicherheit 
der Person), Art. 17 (Schutz der Unversehrtheit der Person) UN-BRK

Ziel bis 2025 Erkenntnisse zur Weiterentwicklung der menschrechtskonformen Gestaltung, insbesondere 
hinsichtlich einer stärkeren Ausrichtung des Gesetzes vorrangig auf Hilfen und hinsichtlich der 
Vermeidung einer zwangsweisen Unterbringung und Behandlung von psychisch erkrankten 
Personen, liegen vor.

Teilziele Vergabe des Auftrags in 2020.
Zuständigkeit SenGPG, Fachressort Gesundheit
Laufzeit bis 2020
Finanzierung HPL 2020 bei Kapitel 0920/Titel 52610 50.000 €

6 . NOVELLE DES PSYCHKG AUF BASIS DER EVALUATION 

Artikelbezug UN-BRK Art. 14 (Freiheit und Sicherheit der Person) i. V. m. Art 15 (Freiheit von Folter oder grausamer, 
unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe), Art. 17 (Schutz der Unversehrt-
heit der Person), Art. 25 (Gesundheit) UN-BRK

Ziel bis 2025 Weiterentwicklung des PsychKG hinsichtlich der menschrechtskonformen Gestaltung.
Zuständigkeit SenGPG, Fachressort Gesundheit
Laufzeit bis 2024
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen
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2 .11 .5 TEILBEREICH: PFLEGE

A) IST-SITUATION

Ein Großteil der Menschen mit Behinderungen sind auch 
pflegebedürftige Personen nach dem SGB XI. Mit Stand 
15.12.2017 gibt es im Land Berlin 135.680 Personen mit Leis-
tungsbezug nach dem SGB XI, davon

 — 29.246 vollstationär Pflegebedürftige, 

 — 34.550 Personen benötigen ambulanten Pflegedienst und

 — 71.860 Personen werden ausschließlich durch ihre Ange-
hörigen zu Hause gepflegt.

Es wird geschätzt, dass es im Jahr 2030 nach bisherigen 
Erkenntnissen ca. 170.000 pflegebedürftigen Personen gibt, 
davon nach den aktuellen Verhältniszahlen der Leistungs-
struktur voraussichtlich

 — rund 22 % in vollstationärer Pflege (ca. 36.600 Personen), 

 — rund 25 %, die einen ambulanten Pflegedienst benötigen 
werden (ca. 43.300 Personen) und

 — rund 53 % mit ausschließlicher Pflege durch ihre Angehö-
rigen zu Hause (ca. 90.000 Personen).

Im Zusammenhang mit der Umsetzung des neuen Pflege-
bedürftigkeitsbegriffs laut dem zweitem Pflegestärkungsge-
setz vom 21.12.2015 ist allerdings zu erwarten, dass sich die 
Anzahl der Pflegebedürftigen bis zum Jahr 2030 noch mal 
stärker als bislang berechnet erhöhen wird.

Von zentraler Bedeutung für den genannten Personenkreis 
ist sowohl eine gute pflegerische Versorgung als auch eine 
selbstbestimmte Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft. 
Wesentliche Instrumente zur Sicherstellung dieser Ziele sind:

 — die Sicherung der Beteiligung von Menschen mit Behin-
derungen an Dialogprozessen zur Weiterentwicklung der 
pflegerischen Versorgung,

 — barrierefreier Zugang sowie eine 

 — barrierefreie Nutzung von Unterstützungsangeboten im 
Land Berlin,

 — barrierefreie Gestaltung der Information und Beratung zu 
Unterstützungsangeboten im Land Berlin.

Zur Sicherstellung der baulichen Barrierefreiheit in stationären 
und teilstationären Einrichtungen der Pflege und der Ein-
gliederungshilfe gibt es im Land Berlin über das Heimrecht 
eine verbindliche gesetzliche Regelung. In der Wohnteilhabe-
gesetz-Bauverordnung (WTG-BauV) wird die barrierefreie 
Ausstattung und Gestaltung von stationären Einrichtungen 
(nach § 1 WTG- BauV) als allgemeine Anforderung gesetzlich 
verankert (§ 2 WTG- BauV).

Für die zentralen Beratungsstellen in Berlin, die 36 Pflege-
stützpunkte, wurde die Barrierefreiheit vertraglich geregelt. Im 
Landesrahmenvertrag gemäß § 7c Abs. 6 SGB XI zur Arbeit 
und Finanzierung der Pflegestützpunkte vom 7. Mai 2009 wur-
de zwischen den Landesverbänden der Pflege- und Kranken-
kassen unter der Federführung der AOK und dem Land Berlin 
vereinbart, dass „ein barrierefreier Zugang und Infrastruktur in 
einem angemessenen Zeitraum sicherzustellen ist“ (Anlage 3 
o. g. Landesrahmenvertrag). 

B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK

In ihrem Artikel 9 Absatz 1 verpflichtet die UN-Behinderten-
rechtskonvention ihre Unterzeichnerstaaten, geeignete Maß-
nahmen zu treffen, um für Menschen mit Behinderungen den 
Zugang zur physischen Umwelt, zu Transportmitteln, zu Infor-
mation und Kommunikation, einschließlich Informations- und 
Kommunikationstechnologien sowie zu anderen Einrichtungen 
und Diensten, die der Öffentlichkeit in städtischen und ländli-
chen Gebieten offenstehen oder für sie bereitgestellt werden, 
zu gewährleisten. Die erforderlichen Maßnahmen schließen 
nach Artikel 9 Absatz 1 der UN-Behindertenrechtskonvention 
die Feststellung und Beseitigung von Zugangshindernissen 
und Zugangsbarrieren ein.

Für den Bereich Pflege ist es daher Ziel, bei allen neuen 
Angeboten der Pflege den Zugang sowie die Nutzung im um-
fassenden Sinne barrierefrei auszugestalten. In der bestehen-
den Struktur sind bei Angeboten, die noch nicht barrierefrei 
sind, bestehende Potenziale zur Nachrüstung auszunutzen. So 
sollen insbesondere die Informationsangebote der Senats-
verwaltung für Gesundheit, Pflege und Gleichstellung und 
der Berliner Pflegestützpunkte in barrierefreier Form zur 
Verfügung stehen. Im Rahmen des Dialogs 2030 werden 
Menschen mit Behinderungen an der Planung, Entwicklung 
und Umsetzung zukunftsorientierter Pflegeinfrastruktur und 
bedarfsorientierter Angebote beteiligt und damit Artikel. 29b 
bzw. Artikel 4 Absatz 3 entsprochen.
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C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Pflege

1 . ZUGANG ZU UNTERSTÜTZUNGSANGEBOTEN 

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 (Zugänglichkeit) UN-BRK
Ziel bis 2025 Barrierefreier Zugang sowie barrierefreie Nutzung der Beratungs- und Versorgungsstrukturen 

in Berlin sind sichergestellt.
Teilziele Sicherstellung der Barrierefreiheit bei neuen Angebotsstrukturen; Optimierung von bestehen-

den Angebotsstrukturen.
Zuständigkeit SenGPG, Fachressort Pflege i. V. m. Pflegekassen, der Anbieterseite, SenIAS 
Laufzeit laufend 
Finanzierung Kapitel 0930, Titel 68406

2 . BARRIEREFREIE INFORMATIONSANGEBOTE ZU DEN PFLEGESTÜTZPUNKTEN (PSP) 

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 (Zugänglichkeit) i. V. m. Art. 21 (Recht der freien Meinungsäußerung, Meinungsfreiheit 
und Zugang zu Informationen) UN-BRK

Ziel bis 2025 Informationen zu den Pflegestützpunkten (PSP) liegen in barrierefreier Form vor. 
Teilziele Regelmäßige Abstimmung mit Interessenvertretungen in der AG Menschen mit Behinderungen 

erfolgt. 
 
Gebärdensprachvideo (allg. Input) für Homepage der PSP ist realisiert.

Zuständigkeit SenGPG, Fachressort Pflege; Steuerungsgremium PSP; AG Menschen mit Behinderungen der 
SenGPG 

Laufzeit Realisierung in 2020; Einvernehmen der Kassen wurde in 07/2019 hergestellt
Finanzierung Kapitel 0930, Titel 68406

3 . ERWEITERUNG DER BROSCHÜRENREIHE „GUT ALTERN IN BERLIN“ UM BARRIEREFREIE ANGEBOTE

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 (Zugänglichkeit) i. V. m. Art. 21 (Recht der freien Meinungsäußerung, Meinungsfreiheit 
und Zugang zu Informationen) UN-BRK

Ziel bis 2025 Die Broschürenreihe „Gut altern in Berlin“ wurde um Angebote in barrierefreier Form erweitert. 
Deutschsprachige Onlineversionen der Broschüren liegen in barrierefreier Internetversion vor.

Teilziele Abstimmung mit Interessenvertretungen in der AG Menschen mit Behinderungen ist erfolgt: 
Entscheidung zur Übersetzung der Broschüre „Was ist wenn...“ in leichte Sprache. 

Zuständigkeit SenGPG, Fachressort Pflege i. V. m. AG Menschen mit Behinderungen der SenGPG
Laufzeit Realisierung bis Ende 2021 vorbehaltlich der zur Verfügung stehenden Mittel im HH 
Finanzierung Kapitel 0930, Titel 53101 und 54010 
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4 . BERÜCKSICHTIGUNG DER BELANGE PFLEGEBEDÜRFTIGER MENSCHEN MIT BEHINDERUNGEN BEI DER 
MASSNAHMENENTWICKLUNG IM RAHMEN DER INITIATIVE „PFLEGE 4 .0 – MADE IN BERLIN“ UND DEREN UMSETZUNG .

Artikelbezug UN-BRK Art. 19 (unabhängige Lebensführung und Einbeziehung in die Gemeinschaft) i. V. m. Art. 25 
(Gesundheit), Art. 26 Abs. 1b und Abs. 3 (Habilitation und Rehabilitation) UN-BRK

Ziel bis 2025 Die Belange pflegebedürftiger Menschen mit Behinderungen wurden bei der Maßnahmenent-
wicklung im Rahmen der Initiative „Pflege 4.0 – Made in Berlin“ und deren Umsetzung berück-
sichtigt. 
 
Die Selbstständigkeit und Teilhabe von pflegebedürftigen Menschen mit Behinderungen wur-
de durch den Einsatz neuartiger Pflegetechnologien gestärkt.

Teilziele Vertreterinnen und Vertreter des Landeseniorenbeirates, der Selbsthilfe von Menschen mit 
Behinderungen und die Patientenbeauftragte wurden sowohl in dem Begleitgremium der Ini-
tiative als auch in Workshops zur weitergehenden Bearbeitung einzelner Schwerpunktthemen 
aktiv eingebunden. Auch wirkten sie ab Mitte 2020 in dem Netzwerk „Digitale Lösungen für 
die Pflege“ (Arbeitstitel) mit.

Zuständigkeit SenGPG, Fachressort Pflege 
Laufzeit 01/2018 bis 12/2021
Finanzierung Kapitel 0930, Titel 54010 und68406, Erl. 9

5 . BETEILIGUNG VON MENSCHEN MIT BEHINDERUNGEN IM RAHMEN DES DIALOGS 2030 .

Artikelbezug UN-BRK Art. 29 (Teilhabe am politischen und öffentlichen Leben) bzw. Art. 4 Abs. 3 (Allgemeine Ver-
pflichtungen) i. V. m. Art. 19 (Unabhängige Lebensführung und Einbeziehung in die Gemein-
schaft), Art. 25 (Gesundheit), Art. 26 (Habilitation und Rehabilitation) UN-BRK

Ziel bis 2025 Menschen mit Behinderungen sind bei der Planung, Entwicklung und Umsetzung zukunftsorien-
tierter Pflegeinfrastruktur und bedarfsorientierter Angebote mitspracheberechtigt. 

Teilziele Berücksichtigung der besonderen Belange von Menschen mit Behinderungen bei der Ent-
wicklung einer Erreichbarkeits- und Kommunikationsstrategie. Alle notwendigen Zugänge zur 
Beteiligung am Dialogprozess „Pflege 2030“ sind barrierefrei gestaltet.

Zuständigkeit SenGPG, Fachressort Pflege
Laufzeit bis Ende 2020 (Dialog endet 2020)
Finanzierung Kapitel 0930, Titel 54010, Erl. 2

2 .11 .6 TEILBEREICH: FRAUEN UND MÄDCHEN MIT 
 BEHINDERUNGEN

A) IST-SITUATION 

Die Gleichstellung behinderter Frauen und Mädchen ist ein 
Querschnittsthema der Abteilung Frauen und Gleichstellung 
der Senatsverwaltung für Gesundheit, Pflege und Gleichstel-
lung. Frauen mit Behinderungen erleben Mehrfachdiskriminie-
rungen aufgrund ihrer Beeinträchtigungen und aufgrund ihres 
Geschlechts als Frau, insbesondere als Opfer von Gewalt, in 
der Mutterschaft, bei der ambulanten gynäkologischen ärztli-
chen Versorgung, im Bereich der beruflichen Bildung und des 
Arbeitsmarktes. Die Fachabteilung setzt sich bei allen Geset-
zesvorhaben und Programmen auf Bundes- und Landesebene 
für die Berücksichtigung der besonderen Situation behinderter 
Frauen und den Abbau von Diskriminierungen ein. Ein be-
sonderer Schwerpunkt der Arbeit der Fachabteilung liegt auf 
dem Schutz von Frauen, vor (insbesondere häuslicher und 
sexualisierter) Gewalt (siehe hierzu auch Kapitel 2.11.7). 

Frauen mit Behinderungen sind Zielgruppe des „Gleich-
stellungspolitischen Rahmenprogramms – Strategien für ein 

geschlechtergerechtes Berlin (GPR)“, das der Berliner Senat 
erstmals im April 2008 verabschiedet hat und welches die 
Politikfelder Bildung, existenzsichernde Beschäftigung, demo-
grafischer Wandel, soziale Gerechtigkeit und Integration als 
Schwerpunkte enthält. Im aktuellen GPR III für die 18. Legis-
laturperiode (2016 – 2021) ist der Abbau von Benachteiligun-
gen von Frauen mit Behinderungen durch Maßnahmen wie 
der Ausbau der Wohnangebote für Frauen mit psychischen 
Beeinträchtigungen sowie der Ausbau des Hilfesystems für 
gewaltbetroffene Frauen mit Behinderungen mit unterschiedli-
chen Unterstützungsbedarfen durch entsprechend ausgestat-
tete Frauenhausplätze hinterlegt. 

Im Rahmen des 2016 beschlossenen Masterplans Integration 
und Sicherheit sowie des im Dezember 2018 verabschiedeten 
Gesamtkonzepts zur Integration und Partizipation Geflüch-
teter werden auch Maßnahmen für geflüchtete Menschen 
mit Behinderungen beschrieben. Diese beziehen sich nach 
der EU-Aufnahmerichtlinie (RL 2013/33/EU) auf Personen 
mit besonderem Schutzbedarf, die bei der Aufnahme einen 
Anspruch auf entsprechend erforderliche Unterstützung, 
Hilfeleistung oder den notwendigen Schutz auch im Rahmen 
einer entsprechenden Unterbringung haben. Die für Frauen 
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 zuständige Senatsverwaltung hat deshalb in Zusammenarbeit 
mit der LADS (Landesstelle für Gleichbehandlung – gegen 
Diskriminierung), dem Büro des Integrationsbeauftragten des 
Berliner Senats, der für Soziales zuständigen Senatsverwal-
tung und dem Berliner Netzwerk für besonders schutzbedürf-
tige Flüchtlinge einen Gesprächsleitfaden zur Identifizierung 
besonders schutzbedürftiger Geflüchteter erarbeitet. Dieser 
soll im Sozialdienst des Landesamts für Flüchtlingsange-
legenheiten (LAF) erprobt werden und später in anderen 
Einrichtungen zum Einsatz kommen. Der Leitfaden soll die 
Mitarbeitenden des LAF bei der Identifizierung besonderer 
Bedarfe unterstützen und beinhaltet Hinweise auf mögliche 
Bedarfe und Handlungsempfehlungen, bspw. hinsichtlich 
Menschen mit Behinderungen oder von Gewalt betroffenen 
Frauen. 

Beim alljährlich stattfindenden Girls‘ Day und Boys‘ Day, dem 
Zukunftstag für Mädchen und Jungen, haben Schülerinnen 
und Schüler mit und ohne Behinderungen die Möglichkeit, 
für einen Tag in einen Beruf „hinein zu schnuppern“, der sie 
interessiert, d. h. sich zu informieren und sich auszuprobieren. 
Die rollstuhl- bzw. behindertengerechten Angebote steigen 
von Jahr zu Jahr an. Im Jahr 2018 waren bereits 41,2 % der 
Angebote am Girls´Day rollstuhl- bzw. behindertengerecht 
und 39,3 % der Angebote am Boys´Day. Das Bewusstsein für 
Diversity in den Unternehmen steigt und Schülerinnen und 
Schüler mit spezifischen Beeinträchtigungen und Behinderun-
gen profitieren davon. Sie erhalten am Girls´Day verstärkt die 
Möglichkeit, diese besondere Form der Berufs- und Studien-
orientierung zu nutzen. Gehörlosen Schülerinnen stellt die Se-

natsverwaltung für Gesundheit, Pflege und Gleichstellung an 
diesem Tag Gebärdensprachdolmetscherinnen zur Verfügung. 
Die jeweiligen Webseiten zum Girls´Day und Boys´Day sind 
barrierefrei gestaltet (https://www.girls-day.de/, https://www.
boys-day.de/). Die Angebote werden in Leichter Sprache und 
Gebärdensprache erklärt und die Veranstaltungen entspre-
chend kenntlich gemacht. 

B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK 

Die UN-BRK setzt deutliche Maßstäbe zur Gleichstellung 
behinderter Mädchen und Frauen, zum Schutz vor Diskrimi-
nierungen, zum Gewaltschutz und zur umfassenden Teilhabe 
behinderter Frauen. Die UN-BRK verpflichtet in Artikel 6 die 
Vertragsstaaten, Mehrfachdiskriminierungen behinderter 
Frauen entgegenzuwirken und Maßnahmen zur Förderung 
und zum Empowerment vorzunehmen, um zu garantieren, 
dass Frauen mit Behinderungen die in der UN-BRK genannten 
Rechte ausüben und genießen können. 

Die in der Federführung für den Girls´Day zuständige Senats-
verwaltung für Gesundheit, Pflege und Gleichstellung, Ab-
teilung Frauen und Gleichstellung fördert die Teilnahme von 
Schülerinnen mit Beeinträchtigungen am geschlechtshomo-
genen Angebot zur Berufs- und Studienorientierung. Diese 
Maßnahme entspricht sowohl Artikel 6 als auch Artikel 24 der 
UN-BRK.

C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Frauen und Mädchen mit Behinderungen

1 . GIRLS‘ DAY BARRIEREFREI AUSGESTALTEN 

Artikelbezug UN-BRK Art. 6 (Frauen mit Behinderungen) i. V. m. Art. 24 (Bildung) UN-BRK
Ziel bis 2025 Die Veranstaltungen am Girls‘ Day sind barrierefrei.
Teilziele Unterstützung der Schulen durch Gebärdensprachdolmetscherinnen- und dolmetscher.
Zuständigkeit SenGPG, Fachressort Frauen und Gleichstellung
Laufzeit laufend
Finanzierung Kapitel 0950, Titel 68459

https://www.girls-day.de/
https://www.boys-day.de/
https://www.boys-day.de/
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2 .11 .7 TEILBEREICH: GEWALTSCHUTZ

A) IST-SITUATION 

Frauen mit Behinderungen sind deutlich häufiger Opfer 
sexualisierter, psychischer oder physischer Gewalt als Frauen 
im Bevölkerungsdurchschnitt ohne Behinderungen. Die Täter 
sind meist im sozialen Nahraum zu finden, in der Familie und 
Partnerschaft, Arbeitskollegen, Mitbewohner, Mitarbeiter in 
Einrichtungen, Gesundheitsdiensten und Behörden. Nach 
einer Studie der Universität Bielefeld, die im Jahr 2013 im 
Auftrag des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend (BMFSFJ) zur „Lebens-situation und Belastungen 
von Frauen mit Beeinträchtigungen und Behinderungen in 
Deutschland“ entstanden ist, erleben Frauen mit Behinderun-
gen zwei bis drei Mal häufiger Gewalt, insbesondere sexua-
lisierte Gewalt, als Frauen, die keine Behinderung haben.17 
Auch in Einrichtungen der Behindertenhilfe erfahren Frauen 
mit Behinderungen häufig sexualisierte, psychische oder 
physische Gewalt. Zudem gibt es einen wechselseitigen Zu-
sammenhang zwischen Gewalt und Gesundheit: „Frauen mit 
Behinderungen und Beeinträchtigungen haben nicht nur ein 
höheres Risiko, Opfer von Gewalt zu werden; auch umgekehrt 
tragen (frühere) Gewalterfahrungen im Leben der Frauen häu-
fig zu späteren gesundheitlichen und psychischen Beeinträch-
tigungen und Behinderungen bei.“18 

Die Senatsverwaltung für Gesundheit, Pflege und Gleichstel-
lung hat für gewaltbetroffene Frauen mit unterschiedlichen 
Behinderungen in der Vergangenheit verschiedene Angebote 
geschaffen, um den barrierefreien Zugang zu Beratungs-, 
Schutz- und Hilfeangeboten sowie zu barrierefreien Informa-
tionen über häusliche und sexualisierte Gewalt zu verbessern. 

Die Beratungs-, Schutz- und Hilfeangebote für Opfer sexua-
lisierter und häuslicher Gewalt beinhalten für mobilitätsein-
geschränkte Frauen im Rollstuhl ein barrierefreies Zimmer in 
einem Frauenhaus (1 Platz) sowie eine barrierefrei nutzbare 
Zufluchtswohnung (2 Plätze). Für mobilitätseingeschränkte 
Frauen im Rollstuhl sind drei Beratungsstellen barrierefrei 
nutzbar. 

Für gehörlose Frauen wurden zwei Frauenhäuser, zwei 
Zufluchtswohnungen und eine Beratungsstelle mit Gehör-
losentechnik (Lichtklingel und Rüttelkissen) ausgerüstet. Die 
Beratungen finden mittels Gebärdensprachdolmetscherinnen 
und Gebärdensprachdolmetschern statt. Speziell für gehörlo-
se Frauen ist die DVD „Häusliche Gewalt ist nicht in Ordnung“ 
entstanden, mit Informationen zu häuslicher Gewalt sowie zu 
Schutz- und Beratungsangeboten. Die DVD wurde gemein-

17  Vgl. Schröttle, Monika u.a.: Lebenssituation und Belastungen von Frauen mit Beeinträchtigungen und Behinderungen in Deutschland“. Bielefeld, 
München, Köln, Frankfurt 2013.

18  Vgl. ebd., S. 101.

19  Der Endbericht der Studie zur „Weiterentwicklung des Berliner Unterstützungssystems bei häuslicher Gewalt gegen Frauen“ steht zum Download zur 
Verfügung: https://www.berlin.de/sen/frauen/keine-gewalt/artikel.4058.php (letzter Abruf 20.06.2020).

sam mit der Berliner Initiative gegen Gewalt an Frauen (BIG 
e. V.) entwickelt. Darüber hinaus hat BIG e. V. das Beratungs-
angebot für gehörlose Frauen auf die Beratung in Gebärden-
sprache erweitert.

Für blinde und sehbehinderte Frauen ist eine Zufluchtswoh-
nung mit Punktmarkierungen zur Orientierung ausgerüstet und 
kann auch von Frauen mit Führhund genutzt werden. Zudem 
ist für blinde Frauen bei der BIG e. V. ein Hörspot zum Thema 
häusliche Gewalt und Hilfeangebote entwickelt worden, der 
über den Allgemeinen Blinden- und Sehbehindertenverband 
(ABSV) verbreitet wird.

Zur Überprüfung des Ist-Zustands der Schutz- und Beratungs-
angebote bei häuslicher Gewalt und der konkreten Bedarfe 
gewaltbetroffener Frauen hat die damalige Senatsverwaltung 
für Arbeit, Integration und Frauen im Jahr 2014 eine Studie 
zur „Weiterentwicklung des Berliner Unterstützungssystems bei 
häuslicher Gewalt gegen Frauen“ in Auftrag gegeben.19 Diese 
stellte im Hinblick auf die Zielgruppe der Frauen mit Beein-
trächtigungen und Behinderungen Bedarfslücken fest. Trotz 
der hohen Gewaltbetroffenheit behinderter Frauen kommen 
zu wenige von ihnen im Berliner Hilfesystem an. Als ein Ergeb-
nis der Studie wurden für Frauen mit psychischen Beeinträch-
tigungen die Unterstützungsangebote in zwei Frauenhäusern 
weiter ausgebaut. 

Für Frauen mit Lernschwierigkeiten ist im Jahr 2012 die Bro-
schüre „Häusliche Gewalt ist nie in Ordnung“ erschienen, mit 
Informationen über häusliche Gewalt sowie zu den bestehen-
den Berliner Beratungs- und Schutzangeboten. Die Broschüre 
wurde ebenfalls gemeinsam mit der Berliner Initiative gegen 
Gewalt an Frauen (BIG e. V.) entwickelt und von „Mensch zu-
erst – Netzwerk People First Deutschland e. V.“ in die Leichte 
Sprache übersetzt. Diese Broschüre wurde 2017 überarbeitet 
und in die Sprachen Arabisch, Farsi, Englisch, Somali und 
Tigrinya übersetzt und gedruckt. Auf der Grundlage dieser 
Broschüre wurde eine Website in Leichter Sprache erstellt, die 
auch für die Ausgabe über Smartphones und Tablets optimiert 
ist. Die Website ist in insgesamt zehn Sprachen übersetzt und 
mit einer Vorlesefunktion (ReadSpeaker, bisher für sechs Spra-
chen) ausgestattet. Somit können geflüchtete Menschen mit 
geringen Deutschkenntnissen und Menschen mit Leseschwä-
chen mit umfassenden Informationen über Hilfs- und Unter-
stützungsangebote bei häuslicher Gewalt versorgt werden. 
Die Website ist seit dem 01.11.2017 freigeschaltet und unter 
folgendem Link abrufbar: http://www.liebe-mit-respekt.de/ 

Ebenfalls für Frauen und Mädchen mit Lernschwierigkeiten 
wurde bereits im Jahr 2010 von der damaligen Senatsver-

https://www.berlin.de/sen/frauen/keine-gewalt/artikel.4058.php
http://www.liebe-mit-respekt.de/
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waltung für Arbeit, Integration und Frauen in Kooperation 
mit dem Netzwerk behinderter Frauen Berlin e. V. und LARA 
– Fachstelle gegen sexualisierte Gewalt an Frauen e. V. die 
Broschüre „Was tun bei sexueller Gewalt? wichtige Informatio-
nen für Frauen und Mädchen in Leichter Sprache“ erstellt und 
großflächig in Berlin verteilt (28.000 Exemplare). Aufgrund 
der hohen Nachfrage ist die Broschüre 2018 überarbeitet 
und mit 10.000 Exemplaren neu aufgelegt worden. Sie wird 
insbesondere über die Frauenbeauftragten in Werkstätten für 
behinderte Menschen (WfbM) in Berlin an Frauen mit Behin-
derungen und über die für Soziales zuständige Senatsver-
waltung an Frauen mit Behinderungen in Einrichtungen der 
Behindertenhilfe verteilt.

2018 standen Frauen mit Behinderungen im Fokus der 
„Kampagne Nein-heißt-Nein“, die die Senatsverwaltung für 
Gesundheit, Pflege und Gleichstellung in Kooperation mit der 
Fachstelle LARA, seit Dezember 2016 in Berlin durchführt. Ziel 
der Kampagne ist es, über das neue Sexualstrafrecht und das 
Beratungsangebot der Fachstelle LARA zu informieren. Dazu 
wurde die Webseite der Kampagne (https://nein-heisst-nein-
berlin.de/startseite) 2018 barrierefrei gestaltet, mit Informati-
onen in Leichter Sprache, einem Gebärdensprachvideo sowie 
einem Flyer in Leichter Sprache. Der Flyer wurde gemeinsam 
mit Postkarten, Plakaten und Give-Aways zur Kampagne an 
Betroffene, Multiplikatorinnen und Multiplikatoren aus dem 
Antigewaltbereich, an Frauenbeauftragte in Werkstätten, an 
die Landesbeauftragte für Menschen mit Behinderungen, 
Behindertenverbände, Bezirksbehindertenbeauftragte und an 
den Landesbeirat für Menschen mit Behinderungen verteilt, 
um das neue Sexualstrafrecht und das Beratungsangebot der 
Fachstelle LARA bekannt zu machen. 

Menschen mit Behinderungen sind auch Zielgruppe der „In-
tegrierten Maßnahmenplanung (IMP) des Berliner Netzwerks 
gegen sexuelle Gewalt“. Das Berliner Netzwerk gegen sexuel-
le Gewalt ist aufgrund des Beschlusses der Landeskommis-
sion Berlin gegen Gewalt vom Juni 2012 unter Federführung 
der damaligen Senatsverwaltung für Gesundheit eingerichtet 
worden. An der IMP des Berliner Netzwerks gegen sexuelle 
Gewalt haben über 30 Institutionen, Initiativen und Vereine 
sowie mehrere Senatsverwaltungen mitgearbeitet, um ziel-
gruppenspezifische Maßnahmen zur Prävention sexualisierter 
Gewalt aufzuzeigen, Parallelstrukturen abzubauen sowie 
die Versorgung von Opfern sexualisierter Gewalt in Berlin 
zu bündeln und nachhaltig zu verbessern. Die integrierte 
Maßnahmenplanung gegen sexuelle Gewalt beinhaltet über 
100 Maßnahmen zur Verbesserung von Prävention, Inter-
vention und des Opferschutzes bei sexualisierter Gewalt 
gegen Kinder, Jugendliche und gegen Erwachsene. Menschen 
mit Behinderungen sind eine eigene Zielgruppe in der IMP, 
sodass spezifische Maßnahmen auf die Verbesserung des 
Schutzes und des Zugangs zur Versorgung von Menschen mit 
Beeinträchtigungen und Behinderungen zielen. Hierunter fal-
len u. a. Maßnahmen zur Verbesserung des Schutzes und der 
Versorgung in Einrichtungen und Diensten der Behindertenhil-
fe. Gleichzeitig verfolgt die IMP ein inklusives Vorgehen, das 

die stetige Berücksichtigung der Barrierefreiheit vorsieht. Die 
Maßnahmen berücksichtigen die hohe Gewaltbetroffenheit 
von Frauen mit Behinderungen und beziehen sich sowohl auf 
die Etablierung verbindlicher Rahmenkonzepte zum Schutz 
vor sexualisierter Gewalt in Einrichtungen und Diensten der 
Behindertenhilfe als auch auf die Bereitstellung von Sofort-
maßnahmen zum Schutz des persönlichen Wohnumfelds bei 
sexualisierter Gewalt. Die Umsetzung der Einzelmaßnahmen 
obliegt den jeweils fachlich zuständigen Senatsverwaltungen. 
Seit September 2018 koordiniert die Abteilung Frauen und 
Gleichstellung die gesamtstädtische Steuerung der Umset-
zung der IMP, wobei die Umsetzung der Einzelmaßnahmen 
den jeweils fachlich zuständigen Senatsverwaltungen obliegt. 

Zur Unterstützung geflüchteter, von Gewalt betroffener Frauen 
setzt die für Frauen zuständige Senatsverwaltung mehrere 
Maßnahmen um, die sich auch an geflüchtete Frauen mit 
Behinderungen richten. So wurden zur adäquaten Unterbrin-
gung für von häuslicher Gewalt betroffene geflüchtete Frauen, 
die nach einem Aufenthalt im Frauenhaus noch längerfristig 
weiteren Unterstützungsbedarf haben, 14 Trägerwohnungen 
angemietet. Zwei der Wohnungen sind barrierefrei, dort sind 
Frauen mit entsprechendem Bedarf untergebracht. Dadurch 
wird ein Angebot für eine Zielgruppe bereitgestellt, die häufig 
mehr Schwierigkeiten als andere Geflüchtete hat, Wohnungen 
auf dem freien Wohnungsmarkt zu finden. 

Um den Zugang zum Hilfesystem bei Gewalt für geflüchtete 
Frauen zu verbessern, werden außerdem Mittel für Sprach-
mittlung bei der Beratung gewaltbetroffener geflüchteter 
Frauen bereitgestellt. Die Mittel stehen allen Projekten aus 
dem Anti-Gewalt-Bereich zur Verfügung und werden auch für 
Einsätze von Gebärdensprachdolmetscherinnen in Anspruch 
genommen.

Die Fachabteilung hat sich in der Vergangenheit für die Ein-
richtung von Frauenbeauftragten in Werkstätten für behin-
derte Menschen (WfbM) eingesetzt. Mittlerweile ist das Amt 
der Frauenbeauftragten in Werkstätten gesetzlich normiert (§ 
222 Absatz 5 BTHG). Die Frauenvertreterinnen sorgen in den 
Werkstätten für ein Mehr an Informationen für Beschäftigte, 
über die Gleichstellung von Frauen und Männern, zur Verein-
barkeit von Familie und Beschäftigung sowie in Bezug auf 
den Schutz und Hilfemöglichkeiten bei körperlicher, sexueller 
oder psychischer Gewalt. 

https://nein-heisst-nein-berlin.de/startseite
https://nein-heisst-nein-berlin.de/startseite
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B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK 

Im Kontext zu Artikel 6 (Frauen mit Behinderungen) und Artikel 
16 (Gewaltschutz) der UN-BRK sowie im Rahmen der Weiter-
entwicklung des Hilfesystems ist es ein frauenpolitisches Ziel 
der nächsten Jahre, die sukzessive Barrierefreiheit der Schutz- 
und Hilfeangebote für Frauen mit unterschiedlichen Behinde-
rungen nach erlebter Gewalt voranzubringen.

Durch ein Mehr an barrierefreien Schutzangeboten und bar-
rierefreien Informationen wird Frauen mit Behinderungen der 
Zugang zu dem Hilfesystem nach Gewalt erleichtert, sodass 
mit einem Nachfrageanstieg behinderter Frauen zu rechnen 
ist. 

Im Rahmen des Umzugs eines Frauenhauses in ein grundsätz-
lich rollstuhlgerechtes Objekt wird zeitnah das erste barrie-
refreie Frauenhaus eröffnet werden. Geplant sind dort fünf 
Plätze, insbesondere für mobilitätseingeschränkte Frauen im 
Rollstuhl und gehbehinderte Frauen, aber auch für gewaltbe-
troffene Frauen mit anderen Behinderungsformen.

Daneben setzt sich die Abteilung Frauen und Gleichstellung 
dafür ein, dass der Gewaltschutz in Einrichtungen der Behin-
dertenhilfe verbessert wird. Dazu ist es notwendig, dass auch 
strukturelle Maßnahmen zum Gewaltschutz in den stationären 
Wohneinrichtungen der Behindertenhilfe vertraglich festgelegt 
werden, zum Beispiel die Verpflichtung der Einrichtungsträger 
zum Gewaltschutz und zur Entwicklung von Schutzkonzepten 
durch eine entsprechende Änderung des Berliner Rahmenver-
trages nach § 75 SGB XII sowie die verpflichtende Überprü-
fung der Maßnahmen durch die Heimaufsicht durch entspre-
chende Änderungen des Wohnteilhabegesetzes. Bereits 2015 

forderte der UN-Ausschuss für die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen von Deutschland in Bezug auf Artikel 16 der 
UN-BRK eine umfassende und wirksame Strategie zum Schutz 
von Frauen und Mädchen mit Behinderungen vor Gewalt.

Um die Nachfrage seitens der gewaltbetroffenen Frauen mit 
Behinderungen zu erhöhen ist nicht nur der weitere barriere-
freie Ausbau der Schutz- und Hilfeangebote notwendig, son-
dern auch die Verbesserung der barrierefreien Informationen 
für Betroffene sowie Multiplikatorinnen und Multiplikatoren 
durch barrierefreie Webseiten und Informationen der Antige-
walt-Projekte. 

Für die Informationsweitergabe an Frauen mit Behinderungen 
in WfMB ist der Kontakt über die zum Herbst 2017 erstmalig in 
allen Werkstätten gewählten Frauenbeauftragten sehr wichtig. 
Frauenbeauftragte in Werkstätten leisten sehr wertvolle 
Informations- und Gewaltschutzarbeit. Als Frauenbeauftragte 
stehen sie den weiblichen Beschäftigten in den Werkstätten 
bei Problemen mit Rat und Tat zur Seite und informieren sie 
über ihre Rechte in Bezug auf die Gleichstellung von Frauen 
und Männern, Vereinbarkeit von Familie und Beschäftigung 
sowie in Bezug auf Gewaltschutz und Hilfemöglichkeiten. Sie 
sind die ersten Ansprechpersonen von weiblichen Beschäf-
tigten nach erlebter Gewalt in und außerhalb der Werkstätten.

Seitens der Fachabteilung Frauen und Gleichstellung wird 
darüber hinaus der Aufbau bzw. die Weiterentwicklung von 
Kooperations- und Vernetzungsstrukturen zum Thema Gewalt 
gegen Frauen zwischen Unterstützerinnen und Frauenbeauf-
tragten in Werkstätten angestrebt, zur Informationsweitergabe 
und zum Austausch.
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C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Gewaltschutz

1 . AUSBAU DER SCHUTZ- UND HILFEANGEBOTE FÜR FRAUEN MIT BEHINDERUNGEN 

Artikelbezug UN-BRK Art.16 (Freiheit von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch) i. V. m. Art. 6 (Frauen mit Behinderun-
gen) UN-BRK

Ziel bis 2025 Die barrierefreien Schutz- und Hilfeangebote für Frauen mit unterschiedlichen 
 
Behinderungen (mobilitätseingeschränkt im Rollstuhl/Gehbehinderung, sehbehindert/blind, 
gehörlos/schwerhörig, Lernschwierigkeiten) wurden sukzessive in Berlin erhöht.

Teilziele Eröffnung eines barrierefreien Frauenhauses.
Zuständigkeit SenGPG, Fachressort Frauen und Gleichstellung
Laufzeit laufend
Finanzierung Kapitel 0950, Titel 68406, Erl. 26

2 . ERLEICHTERUNG DES ZUGANGS ZUM HILFESYSTEM FÜR FRAUEN MIT BEHINDERUNGEN

Artikelbezug UN-BRK Art. 16 (Freiheit von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch) i. V. m. Art. 6 (Frauen mit Behinde-
rungen) UN-BRK

Ziel bis 2025 Die Verfügbarkeit von barrierefreien Informationen über sexuelle und häusliche Gewalt sowie 
über Schutz- und Hilfsangebote für Betroffene, Anwender und Anwenderinnen sowie Interes-
senvertretungen ist erhöht.

Teilziele Die Neuauflage der Broschüre „Was tun bei sexueller Gewalt? Wichtige Informationen für 
Frauen und Mädchen in Leichter Sprache“ wird verteilt 
 
Webseiten über Schutz- und Hilfeangebote werden barrierefrei gestaltet.

Zuständigkeit SenGPG, Fachressort Frauen und Gleichstellung
Laufzeit laufend
Finanzierung Kapitel 0950, Titel 53101

3 . UNTERSTÜTZUNG VON KOOPERATIONS- UND VERNETZUNGSSTRUKTUREN DER FRAUENBEAUFTRAGTEN IN DEN 
WFMB 

Artikelbezug UN-BRK Art.16 (Freiheit von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch) i. V. m. Art. 6 (Frauen mit Behinderun-
gen) UN-BRK

Ziel bis 2025 Kooperations- und Vernetzungsstrukturen zum Thema Gewalt gegen Frauen zwischen Unter-
stützerinnen und den Frauenbeauftragten in den WfMB sind aufgebaut und weiterentwickelt.

Teilziele Das Netzwerk der Frauenbeauftragten in den WfMB ist aufgebaut.
Zuständigkeit SenGPG, Fachressort Frauen und Gleichstellung i. V. m. Unterstützerinnen
Laufzeit laufend 
Finanzierung Kapitel 0950, Titel 68406, Erl. 33
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2 .12 . HANDLUNGSFELD: 
 JUSTIZ, VERBRAUCHER-
SCHUTZ UND ANTI- 
DISKRIMINIERUNG

Strategisches Ziel: 
Ziel ist es, Menschen mit Behinderungen einen wirksamen 
und gleichberechtigten Zugang zur Justiz zu verschaffen. 
Im Fokus stehen dabei die Themen Barrierefreiheit für 
Menschen, die körperliche, seelische, geistige oder Sinnes-
beeinträchtigungen haben sowie die Bewusstseinsbildung. 
Maßnahmen der Antidiskriminierung zielen auf die Stär-
kung des rechtlichen Diskriminierungsschutzes sowie auf 
den Ausbau von barrierefreien Beratungsangeboten unter 
Beachtung der Vielfalt der Menschen mit Behinderungen. 
Maßnahmen des Verbraucherschutzes sollen insbesondere 
den Zugang zu barrierefreien Produkten und Dienstleistun-
gen sicherstellen.

2 .12 .1 TEILBEREICH: VERBRAUCHERSCHUTZ

A) IST-SITUATION 

Verbraucherschutz ist ein Querschnittsthema, das in allen 
Fachpolitiken mitgedacht und beachtet werden muss. Die 
verschiedenen Verbraucherinnen- und Verbrauchergruppen 
stellen hierbei unterschiedliche Anforderungen, diese gilt es 
zu berücksichtigen. Im Bereich der allgemeinen Verbraucher-
beratung und -information müssen die spezifischen Anforde-
rungen der Verbraucherinnen- und Verbrauchergruppe immer 
mitgedacht werden. Die Verbraucherzentrale Berlin versucht 
daher bei Ihrem Beratungs- und Informationsangebot gezielt 
die verschiedenen Interessen aller Verbraucherinnen und 
Verbraucher angemessen zu berücksichtigen. Auch Menschen 
mit Behinderungen haben spezifische Herausforderungen und 
Sichtweise als Verbraucherinnen und Verbraucher. Dies gilt es 
bei den Beratungsangeboten und bei der Berücksichtigung 
von Verbraucher-schutzbelangen in den Fachpolitiken gezielt 
zu berücksichtigen. 

Ein Schwerpunktthema des Bereiches Verbraucherschutz ist 
derzeit die Ernährung, insbesondere in den Einrichtungen der 
Gemeinschaftsverpflegung und der Außer-Haus-Versorgung. 
Hier wurde Handlungsbedarf in Bezug auf die besonderen 
Bedürfnisse, die in den jeweiligen physischen, psychischen 
und/oder kognitiven Einschränkungen der Menschen begrün-
det sind, erkannt.

B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK 

Ein Ziel ist der soziale Schutz im Sinne des Artikels 28 der 
UN-Behindertenrechtskonvention sowie ein angemessener Le-
bensstandard durch ausgewogene Ernährung unter Erhaltung 
höchstmöglicher Selbstständigkeit. Dies betrifft nicht nur die 
Zubereitung und Einnahme von Mahlzeiten mit geeigneten 
Geräten und anderen Hilfsmitteln, sondern auch den Zugang 
zu qualitativ hochwertigen Produkten insbesondere in den 
Einrichtungen mit Gemeinschaftsverpflegung und der Außer-
Haus-Versorgung. Eine gezielte Unterstützung diesbezüglicher 
Maßnahmen anderer Fachverwaltungen in der ressortüber-
greifenden Zusammenarbeit bei den Themen Ernährung in 
der Gemeinschaftsverpflegung und Verbraucherschutz wird 
zugesichert.

Artikel 21 Nummer a) der UN-BRK sieht vor, Menschen mit 
Behinderungen für die Allgemeinheit bestimmte Informatio-
nen rechtzeitig und ohne zusätzliche Kosten in zugänglichen 
Formaten und Technologien, die für unterschiedliche Arten 
der Behinderung geeignet sind, zur Verfügung zu stellen. In 
Verbindung mit Artikel 9 der UN-BRK wird versucht, die höchst-
mögliche Barrierefreiheit beim Zugang zu Informationen zum 
Verbraucherschutz sicherzustellen, indem Informationen auf 
den Internetseiten der Senatsverwaltung für Justiz, Verbraucher-
schutz und Antidiskriminierung in leicht verständlicher Sprache 
zur Verfügung gestellt werden. Handelt es sich um Quer-
schnitts-informationsbereiche, wird auf die Websites spezifisch 
zuständiger Behörden verwiesen bzw. sind Texte verlinkt.
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C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Verbraucherschutz

1 . ERNÄHRUNGSSTRATEGIE

Artikelbezug UN-BRK Art. 28 (Angemessener Lebensstandard und sozialer Schutz) UN-BRK
Ziel bis 2025 Zielgruppenspezifische Umstellung der Gemeinschaftsverpflegung und Ernährungsbildung. 

Förderung der Projekte der Verbraucherzentrale Berlin.
Teilziele Beschluss Ernährungsstrategie. 

Einrichtung des „House of Food“ zur Verbesserung der Gemeinschaftsverpflegung.
Zuständigkeit SenJustVA
Laufzeit 2020 – 2025
Finanzierung Im Rahmen der verfügbaren Mittel

2 . STÄRKUNG PFLEGEBEREICH

Artikelbezug UN-BRK Art. 28 (Angemessener Lebensstandard und sozialer Schutz) UN-BRK
Ziel bis 2025 Stärkung von Information/Transparenz im Bereich Pflege. 

Intensivierung der Zusammenarbeit mit der Senatsverwaltung Gesundheit, Pflege und 
 Gleichstellung.

Zuständigkeit SenJustVA
Laufzeit 2020 – 2025
Finanzierung Im Rahmen der verfügbaren Mittel
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2 .12 .2 TEILBEREICH: DISKRIMINIERUNGSSCHUTZ UND  
INKLUSION

A) IST-SITUATION 

Im Bereich des rechtlichen Diskriminierungsschutzes wurden 
die vier Antidiskriminierungsrichtlinien (Richtlinien 2000/43/
EG, 2000/78/EG, 2004/113/EG und 2006/54/EG) für den 
Zivilrechtsverkehr und im Bereich der Beschäftigung durch 
das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) umgesetzt. 
Das Land Berlin geht mit dem am 21. Juni 2020 in Kraft getre-
tenen Landesantidiskriminierungsgesetz über die Richtlinien-
vorgaben der EU hinaus und schützt unter anderem Menschen 
mit Behinderungen und chronischen Erkrankungen vor Dis-
kriminierung im Rahmen öffentlich-rechtlichen Handelns. 

Niedrigschwellige Beratungsstellen im Falle einer Diskriminie-
rung von Menschen mit Behinderungen sind zwar vorhanden. 
Das Ziel, Barrierefreiheit für Menschen mit Behinderungen 
sicherzustellen, ist jedoch noch nicht flächendeckend um-
gesetzt, auch wenn in den letzten Jahren verstärkt daran 
gearbeitet wurde. Dies ist ein Grund dafür, dass Trainings mit 
dem Ziel der Förderung einer Kultur, der Wertschätzung von 
Vielfalt und Unterschiedlichkeit angeboten werden. In diesen 
Trainings geht es unter anderem um eine Bewusstseinsbildung 
hinsichtlich der Rechte von Menschen mit Behinderungen und 
um die Förderung von Akzeptanz und von Kompetenzen im 
Umgang mit Vielfalt. 

Die Barrierefreiheit i.S.v. § 4 Behindertengleichstellungsgesetz 
(BGG) und § 4a Landesgleichberechtigungsgesetz (LGBG) 
als gleichstellungsrechtliche Anforderung und der Wert einer 
vielfältigen Gesellschaft sind nicht flächendeckend im Be-
wusstsein der Akteurinnen und Akteure verankert. Im Bereich 
der Mehrfachdiskriminierung, etwa Frauen und Mädchen mit 
Behinderungen oder Lesben, Schwule, Bisexuelle sowie trans- 
und intergeschlechtliche Menschen (LSBTI) mit Behinderungen 
besteht Bedarf nach effektiverer rechtlicher Handhabe. In der 
LSBTI-Community bestehen Potenziale bei der Inklusions-aus-
gestaltung. 

B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK 

Die Maßnahmen zielen grundsätzlich darauf, nach Artikel 3 
UN-BRK Chancengleichheit sicherzustellen und vor Diskri-
minierung zu schützen. Gemäß Artikel 5 der UN-BRK geht 
es darum, Gleichberechtigung zu fördern und vorhandene 
Barrieren abzubauen. Ein wichtiger Baustein zum Abbau 
von Diskriminierungen besteht darin, im Sinne des Artikels 8 
UN-BRK das öffentliche Bewusstsein in Bezug auf die Lebens-
situationen und die Rechte von Menschen mit Behinderungen 
zu erweitern. Dies bedeutet, stereotype Darstellungen von 
Menschen mit Behinderungen zu thematisieren, Vielfalt unter 
Menschen mit Behinderungen abzubilden indem intersekt-
ionale Aspekte berücksichtigt werden, und das Recht auf 
Barrierefreiheit und Nichtdiskriminierung deutlich zu machen. 

Ein weiterer wichtiger Baustein auf dem Weg zur Gleich-
berechtigung ist die Gewährleistung von Teilhabe. Gemäß 
Artikel 21 UN-BRK werden insoweit geeignete Maßnahmen 
ergriffen, die darauf abzielen, barrierefreie Zugänge zu Infor-
mationen sicherzustellen.

Ferner sind Ziele der Maßnahmen: Die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen werden gestärkt, bestehende Rechtsposi-
tionen sind leichter anhand einfacher rechtlicher Strukturen 
darstellbar. Die fakultative Unterstützung bei der Rechts-
durchsetzung sowie das Selbsthilfe- und Beratungsangebot 
sind institutionalisiert (Art. 5, 19 UN-BRK). Die Gleichberech-
tigung und Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen 
ist im Bewusstsein der Akteurinnen und Akteure aller Ebenen 
verankert. Angebote der LSBTI-Community sind inklusiv ge-
staltet (Art. 19 UN-BRK).
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C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Diskriminierungsschutz

1 . EINFÜHRUNG UND UMSETZUNG EINES LANDESANTIDISKRIMINIERUNGSGESETZES (LADG) 

Artikelbezug UN-BRK Art. 5 (Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung) UN-BRK
Ziel bis 2025 Das LADG bietet wirksamen rechtlichen Schutz gegen Diskriminierung u. a. aufgrund einer 

Behinderung oder Mehrfachdiskriminierung im Rahmen öffentlich-rechtlichen Handelns.
Teilziele Einführung des LADG, fortlaufende Umsetzung der Neuregelungen. 

Anerkennung von Berechtigten für Verbandsklagen. 
Arbeitsaufnahme der Ombudsstelle nach § 14 LADG.

Zuständigkeit SenJustVA,
Laufzeit laufend
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen 

2 . UMSETZUNG EINER DIVERSITY GESAMTSTRATEGIE (LANDESPROGRAMM DIVERSITY)

Artikelbezug UN-BRK Art. 5 (Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung i. V. m. Art. 8 (Bewusstseinsbildung) UN-BRK
Ziel bis 2025 Mit dem Landesprogramm Diversity ist eine Gesamtstrategie eingeführt, die zur Förderung 

einer Kultur der Wertschätzung und Vielfalt beiträgt. Barrierefreiheit im umfassenden Sinn ist 
im Landesprogramm durchgängig berücksichtigt.

Teilziele Gemeinsam mit Führungskräften aus der Berliner Verwaltung wurde ein Leitbild für eine 
 weltoffene und chancengerechte Berliner Verwaltung entwickelt. 
 
Maßnahmen zum Umgang mit Vielfalt im Personalwesen und zur diversity sensiblen Sprache/
Öffentlichkeitsarbeit der Verwaltung aus dem Landesprogramm werden umgesetzt. 
 
Die Umsetzung der Maßnahmen wird in regelmäßigen Abständen evaluiert. 
Das Landesprogramm wird in regelmäßigen Abständen fortgeschrieben.

Zuständigkeit SenJustVA
Laufzeit laufend
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen 

3 . AUFBAU EINES ZUWENDUNGSGEFÖRDERTEN PROJEKTES ZUR UMSETZUNG VON MASSNAHMEN IM KONTEXT LSBTI 
UND INKLUSION UNTER DEM NAMEN „INKLUSIVE LSBTIQ* INFRASTRUKTUR“ ANGESIEDELT BEI RUT – RAD UND TAT E . V .

Artikelbezug UN-BRK Art. 5 Abs. 3 (Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung) i. V. m. Art. 8 (Bewusstseinsbil-
dung), Art. 9 (Zugänglichkeit), Art. 19 (Unabhängige Lebensführung und Einbeziehung in die 
Gemeinschaft) UN-BRK

Ziel bis 2025 Durch das Projekt „Inklusive LSBTIQ* Infrastruktur“‘ ist das Bewusstsein für die Belange von 
LSBTI mit Behinderung und das Wissen über Inklusion in der LSBTI-Community gestiegen. In 
Kombination mit den durch den LSBTI-Inklusionsfonds zusätzlich verfügbaren Mittel für die 
Umsetzung von Maßnahmen, sind die Angebote der Projektlandschaft inklusiver ausgestaltet. 
Die Teilhabe von LSBTI mit Behinderung an der Community und der Zugang zu ihren Angebo-
ten haben sich verbessert. Dieser Zugang bezieht die Aspekte der Auffindbarkeit und Nutzbar-
keit ohne fremde Hilfe mit ein.

Teilziele Fachgespräche zwischen Träger, Organisationen der allg. Behindertenhilfe, ihrer Selbst-
organisationen und LSBTI-Organisationen werden geführt. 
 
Vorstellung des Projekts vor Fachpublikum aus Verwaltung und Zivilgesellschaft durch 
 Trägerin. 
 
Bedarfe der Community sind eruiert, geeignete Maßnahmen entwickelt. 
 
Das Projekt ist in den LSBTI Communities und bei LSBTI Personen mit und ohne Behinderung 
bekannt. 
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Konzipierung und Einrichtung eines LSBTI-Inklusionsfonds bei der Senatsverwaltung für Justiz, 
Verbraucherschutz und Antidiskriminierung bei den Projekten und Trägerorganisationen 
Mittel beantragen können, um ihre Angebote und Räumlichkeiten inklusiver zu gestalten. 
 Voraussetzung für die Beantragung ist ein durchgeführter Barrierencheck durch das Projekt 
„Inklusive LSBTIQ*-Infrastruktur“. 

Zuständigkeit SenJustVA
Laufzeit laufend
Finanzierung Mittel im Rahmen der Weiterentwicklung der IGSV (Initiative „Berlin tritt ein für Selbst-

bestimmung und Akzeptanz geschlechtlicher und sexueller Vielfalt“)

4 . ERARBEITUNG UND IMPLEMENTIERUNG EINES „QUALITÄTSSIEGELS INKLUSION“ FÜR DIE PROJEKTELANDSCHAFT 
BZW . DIE ANGEBOTE DER LSBTI-COMMUNITY

Artikelbezug UN-BRK Art. 5 (Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung) i. V. m. 9 (Zugänglichkeit), 19 
 (Unabhängige Lebensführung und Einbeziehung in die Gemeinschaft) UN-BRK

Ziel bis 2025 Projekte und Angebote der LSBTI-Community sind durch das „Qualitätssiegel Inklusion“ 
 hinsichtlich verschiedener Aspekte der Inklusion (insbes. der Barrierefreiheit) weiterentwickelt 
und qualitätsgesichert. Das Ergebnis der Qualitätssicherung ist kommuniziert.

Teilziele Konzept für ein „Qualitätssiegel Inklusion“ und seiner Implementierung ist unter Einbeziehung 
der LSBTI Communities und Organisationen der Behindertenhilfe und Selbstorganisationen 
entwickelt.  
Umsetzung von Maßnahmen zur Implementierung des Qualitätssiegels 

Zuständigkeit SenJustVA
Laufzeit laufend
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen 

5 . WEITERENTWICKLUNG UND STEUERUNG EINER NETZWERKORIENTIERTEN UND BEDARFSGERECHTEN 
SELBSTHILFE- UND BERATUNGSINFRASTRUKTUR FÜR VON DISKRIMINIERUNGEN AUFGRUND EINER BEHINDERUNG 
BETROFFENER

Artikelbezug UN-BRK Art. 5 (Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung), Art. 19 (Unabhängige Lebensführung 
und Einbeziehung in die Gemeinschaft) UN-BRK

Ziel bis 2025 Schutz vor Diskriminierung wird durch Unterstützung und Beratung sowohl präventiv als auch 
im Diskriminierungsfall gewährleistet.

Teilziele Bereithaltung und Ausbau eines speziellen Beratungsangebots für Personen, die aufgrund 
einer Behinderung Diskriminierung erfahren – in Zusammenarbeit mit freien Trägern. (Wei-
ter-)Gewährung von Zuwendungen für das Projekt „Antidiskriminierungsberatung Alter oder 
 Behinderung“ (Träger: Landesvereinigung Selbsthilfe Berlin e. V.) 

Zuständigkeit SenJustVA
Laufzeit laufend
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen 

6 . SICHERSTELLUNG VON BARRIEREFREIEN ZUGÄNGEN I .S .V . § 4 BGG UND § 4A LGBG ZU INFORMATIONEN UND 
TEILHABE

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 (Zugänglichkeit) UN-BRK
Ziel bis 2025 Barrierefreier Zugang zu Informationen wird sichergestellt.
Teilziele Abschluss eines Rahmenvertrags zur Überarbeitung und Erstellung von barrierefreien 

 PDF-Dokumenten. 
 
Angebote in Leichter Sprache sowie in deutscher Gebärdensprache (DGS) auf der Webseite 
der „Landesstelle für Gleichbehandlung – gegen Diskriminierung“ (LADS) 
 
Gebärdensprachdolmetschen bei LADS-Veranstaltungen.

Zuständigkeit SenJustVA
Laufzeit laufend
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen 
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2 .12 .3 TEILBEREICH: ZUGANG ZU RECHT UND JUSTIZ

A) IST-SITUATION 

Im Geschäftsbereich der Senatsverwaltung für Justiz, Ver-
braucherschutz und Antidiskriminierung befinden sich ins-
gesamt 19 Gerichte und drei Strafverfolgungsbehörden. Die 
Gerichtsgebäude bieten im Rahmen der vorgeschriebenen 
Rahmenbedingungen (DIN 18040-1) bereits ein hohes Niveau 
der Barrierefreiheit innerhalb der Gebäude. Die vorhan-
dene Altbausubstanz und die Sicherheitsanforderungen 
setzen Maßnahmen zur Verbesserung der Barrierefreiheit in 
Einzelfällen jedoch Grenzen. Alle Gerichtsgebäude im Ge-
schäftsbereich sind für Rollstuhlbenutzer zugänglich. Bei den 
überwiegend denkmalgeschützten Gebäuden besteht zumeist 
die Möglichkeit des Zugangs über einen Seiteneingang. 
Sämtliche Gebäude verfügen über mindestens ein behinder-
tengerechtes WC und rollstuhlgerechte Aufzüge. Alle Gerichte 
haben auf Ihren Internetseiten die jeweiligen Informationen 
unter dem Stichwort „Barrierefreiheit“ veröffentlicht. 

Die Informationen zur Barrierefreiheit auf den jeweiligen 
Gerichtsseiten, die über das Internet aufrufbar sind, bieten 
insgesamt – je nach Gericht – ein unterschiedliches Bild, das 
zeitnah zu vereinheitlichen ist. Barrierefreie Dokumente (z. B: 
PDF-Dateien) sind noch nicht eingestellt, so dass die Informa-
tionen insbesondere für Sehbehinderte Menschen nur schwer 
zugänglich sind und in jedem Fall noch fremde Hilfe benöti-
gen werden. Am Gerichtsgebäude des Kammergerichts wur-
de ein behindertengerechter Nachtbriefkasten errichtet. Im 
Sitzungssaal des Amtsgerichts Tiergarten erfolgt der Einbau 
einer induktiven Hörgeschädigten- und Beschallungsanlage. 
Im Gebäude der Senatsverwaltung für Justiz, Verbraucher-
schutz und Antidiskriminierung wurden alle Automatiktüren 
im Dienstgebäude in Bezug auf die Öffnungsgeschwindig-
keit und den Öffnungszeitpunkt gleichmäßig eingestellt. Dort 
wurden außerdem die Beleuchtungsstärke der innen liegen-
den Treppenhäuser im Auftrag der BIM GmbH erhöht und das 
Haupttreppenhaus mit selbstreflektierenden Stufenmarkierun-
gen ausgestattet.

Bei der Einführung und Aktualisierung von Informations- und 
Kommunikationstechnik (IKT) werden Herstellerunabhängig-
keit, IKT-Barrierefreiheit und ökologische Nachhaltigkeit 
(Green IT) beachtet. Bei der Entwicklung und Einführung neuer 
Fachverfahren werden entsprechende gesetzliche Vorgaben 
(Berliner Landesrecht: E-Government-Gesetz Berlin, Landes-
gleichberechtigungsgesetz; Bundesrecht: Behindertengleich-
stellungsgesetz, Barrierefreie Informationstechnik-Verordnung 
(BITV 2.0) sowie Europarecht: EU-Richtlinie 2016/2102 über 
den barrierefreien Zugang zu den Websites und mobilen 
Anwendungen öffentlicher Stellen; EN 301 549; ferner die 
DIN-Vorgaben: EN ISO 14289-1 und EN ISO 9241) zur Bar-
rierefreiheit eingehalten. Für Mitarbeitende mit motorischen 
Einschränkungen besteht die Möglichkeit, Spracherkennungs-
programme für die Textverarbeitung zu nutzen.

Das Aus- und Fortbildungsreferat des Kammergerichts 
bietet für die Gerichte der ordentlichen Gerichtsbarkeit ver-
schiedenste Schulungen zu Fragen der Zugänglichkeit für 
Menschen mit Behinderungen und zur Bewusstseinsbildung 
für ihre Belange und Rechte an. Die verschiedenen Fortbil-
dungseinrichtungen für den höheren Justizdienst veranstalten 
ebenfalls Fortbildungen für Richterinnen und Richter sowie 
Staatsanwältinnen und Staatsanwälte zur UN-BRK. Sowohl 
verhaltensorientierte als auch fachliche Fortbildungen zum 
Thema Menschen mit Behinderungen leisten einerseits einen 
bedeutsamen Beitrag zur Bewusstseinsbildung und sichern 
Menschen mit Behinderungen andererseits einen gleichbe-
rechtigten Zugang zur Justiz. Die Ausbildung im Justizwacht-
meisterdienst sieht seit 2015 Unterweisungen für den Umgang 
mit Gehörlosen bzw. hörbehinderten Menschen vor. Es werden 
Schulungen zur Gebärdensprache angeboten.

Das Thema der Rechte von Menschen mit Behinderungen 
wird regelmäßig in verschiedenen Fortbildungen für Richterin-
nen und Richter sowie Staatsanwältinnen und Staatsanwälte 
behandelt. Die Teilnahme an diesen Fortbildungen ist wie in 
allen anderen Bereichen auch aber grundsätzlich freiwillig. 
Die Durchführung von Veranstaltungen setzt daher immer 
auch eine entsprechende Anmeldung von Teilnehmerinnen 
und Teilnehmern voraus. Für die Richterinnen und Richter 
sowie Staatsanwältinnen und Staatsanwälte werden dabei 
zum einen Fortbildungen an der landeseigenen Justizaka-
demie in Königs Wusterhausen (JAK) angeboten, wo unter 
Berücksichtigung des von den Gerichten und Staatsanwalt-
schaften übermittelten Schulungsbedarfs vom Gemeinsamen 
Juristischen Prüfungsamt der Länder Berlin und Brandenburg 
(GJPA) entsprechende Fortbildungen organisiert werden. Zum 
anderen haben die Richterinnen und Richter sowie Staats-
anwältinnen und Staatsanwälte auch die Möglichkeit, an den 
von der Deutschen Richterakademie sowie der Europäischen 
Rechtsakademie (ERA) und dem European Judicial Training 
Network (EJTN) angebotenen Fortbildungsveranstaltungen zu 
dem Thema teilzunehmen. Vom GJPA werden dabei Veran-
staltungen zum Teil ausschließlich zu diesem Thema ange-
boten, z. B. 2017 das Seminar „Die UN-Behindertenrechts-
konvention in der sozialrechtlichen Praxis“ oder die am 27. 
November 2019 die Fortbildung „Selbstbestimmung stärken: 
Die UN-Behindertenrechtskonvention in der betreuungsge-
richtlichen Praxis“. 

Darüber hinaus wird das Thema aber auch immer wieder in 
fachübergreifenden und laufbahnübergreifenden Veranstal-
tungen sowie speziell in Veranstaltungen für Führungskräfte 
behandelt. Laufbahnübergreifend werden beispielsweise 
jährlich die Veranstaltungen „Schwerbehindertenrecht für 
Mitarbeitende der Verwaltungen“ sowie „Allgemeines Gleich-
behandlungsgesetz“ an der JAK angeboten. Das Thema 
war zudem auch Bestandteil der vom GJPA organisierten 
Fortbildungen „Führungskräfte in der Justiz – Verwaltungsauf-
gaben bei Gericht und Staatsanwaltschaften“ in 2018 und 
2019 an der Deutschen Richterakademie in Wustrau. Auch im 
Rahmen der jährlich stattfindenden gemeinsamen Tagung der 
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Sozialrichter der Länder Berlin und Brandenburg ist u. a. zur 
UN-Behindertenrechtskonvention referiert worden. Schließlich 
werden vom GJPA auch die von ERA sowie dem EJTN an-
gebotenen Veranstaltungen für die Richterinnen und Richter 
sowie Staatsanwältinnen und Staatsanwälte ausgeschrieben, 
die sich für eine Teilnahme an diesen anmelden können. So 
wurden beispielsweise zuletzt zur Teilnahme im Geschäfts-
bereich die Veranstaltungen der ERA „Zugang zur Justiz für 
Menschen mit Behinderungen – Zivil- und Arbeitsrechtsver-
hältnisse” (7. bis 9. November 2018 in Trier), „Access to Justice 
for Persons with Disabilities - Criminal and Administrative 
Context” (13. bis 15. Juni 2018 in Trier) sowie “EU Disability 
Law and the UNCRPD: Access to justice for persons with 
disabilities” (5. bis 7. Juni 2019) bekannt gegeben.

Der Umgang mit Behinderungen ist darüber hinaus jährlich 
Teil der Module im Führungskräfte-Programm Justizmanage-
ment sowie Modul einer mehrtägigen Fortbildung an der 
Deutschen Richterakademie „Führungskräfte in der Justiz – 
Verwaltungsaufgaben bei Gericht und Staatsanwaltschaft“ 
(s. o.). Diese Veranstaltungen werden auch in Zukunft fort-
geführt. Außerdem hat im vierten Quartal 2019 erstmals eine 
Veranstaltung stattgefunden, die sich ausschließlich mit dem 
Umgang mit Behinderungen und Krankheiten als Führungsauf-
gabe beschäftigt. Die Fortbildung zur gesundheitsorientierten 
Führung ist nunmehr dauerhaft Bestandteil der allgemeinen 
Führungskräftefortbildung.

Das Aus- und Fortbildungsreferat des Kammergerichts bietet 
für alle Mitarbeitenden des nichtrichterlichen Dienstes seit 
2015 regelmäßig die Fortbildung zum Thema „SCHALL & 
BRAUCH – Umgang mit in der Hörfähigkeit beeinträchtigtem 
Publikum“ an.

Insgesamt haben in den letzten Jahren 9 Fortbildungen zu 
diesem Thema stattgefunden, eine weitere ist für 2019 ge-
plant. Bisher konnten insgesamt 129 Mitarbeitende des nicht-
richterlichen Dienstes in dieser Thematik geschult werden. 
Auch innerhalb der Ausbildung der Justizhauptwachtmeister 
und Justizhauptwachtmeisterinnen gibt es den Kurs „SCHALL 
& BRAUCH – Umgang mit in der Hörfähigkeit beeinträchtig-
tem Publikum“.

Im Geschäftsbereich der Senatsverwaltung für Justiz, Ver-
braucherschutz und Antidiskriminierung lag die Schwerbehin-
dertenquote (§ 154 Abs. 1 SGB IX) im Jahre 2018 bei 6,63 %, 
somit über der gesetzlichen Verpflichtung des § 164 SGB IX. 
Die Pflichtquote des § 154 SGB IX stellt den Mindestanteil 
fest. Das Erfüllen der Quote entbindet mithin nicht von der 
Pflicht zu prüfen, ob freie Arbeitsplätze mit schwerbehinderten 
Menschen besetzt werden können (§ 164 Abs. 1 Satz 1 SGB 
IX). In Stellenausschreibungen wird darauf hingewiesen, dass 
Menschen mit Behinderungen bei gleicher Eignung bevorzugt 
berücksichtigt werden. Dieser Hinweis ist Bestandteil jeder 
Ausschreibung. Im Rahmen der verschiedenen Auswahlver-
fahren beim Kammergericht können im Bewerbungsformular 
freiwillig Angaben zum Vorliegen und Grad der Behinderung 

gemacht werden. Bewerberinnen und Bewerber mit Behin-
derung erhalten ein Informationsblatt zu ihren Rechten. Sie 
können für das Auswahlverfahren einen Nachteilsausgleich 
beantragen. Die verwendete Software für die Eignungsdia-
gnostik ist barrierefrei gemäß der Verordnung zur Schaffung 
barrierefreier Informationstechnik vom 12. September 2011 
(Bundesgesetzblatt I S. 1843) zuletzt geändert durch Artikel 
1 der Verordnung vom 21. Mai 2019 (Bundesgesetzblatt I S. 
738) nach dem Behindertengleichstellungsgesetz.

Für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter werden elektrisch 
höhenverstellbare Schreibtische oder auch Sondermöbel für 
besondere Anforderungen zur Verfügung gestellt. Unabhän-
gig davon können bei Bedarf der betriebsärztliche Dienst 
sowie der Fachdienst des Integrationsamtes genutzt werden. 
In jedem Gericht gibt es für die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter eine Gesundheitskoordinatorin bzw. ein Gesundheits-
koordinator. Im Aus- und Fortbildungsbereich des juristischen 
Dienstes wird der Zugang von Menschen mit Behinderungen 
zu juristischen Berufen und ihre Förderung als Beschäftigte in 
der Justiz durch gesetzliche Vorgaben geregelt. 

So regelt § 5 Absatz 6 der Ausbildungs- und Prüfungsord-
nung für Juristinnen und Juristen im Land Berlin (JAO), dass 
Menschen mit Behinderungen, die dem GJPA ihre Prüfungs-
behinderung durch ein amtsärztliches Zeugnis nachweisen, 
auf Antrag einen angemessenen Nachteilsausgleich erhalten. 
Von den Prüfungsanforderungen darf dabei nicht abgewichen 
werden. Die Art möglicher Prüfungserleichterungen wird unter 
Punkt 5 der landesweiten Verwaltungsvorschriften „Integration 
behinderter Menschen“ exemplarisch u. a. mit Zeitverlänge-
rungen, Hinzuziehung einer Diktatperson sowie die Nutzung 
anderer Hilfsmittel aufgelistet. 

Im Rahmen der Hinweise zum Ablauf der Prüfung werden alle 
potenziellen Kandidatinnen und Kandidaten auf der Internet-
seite auf verschiedene Möglichkeiten des Nachteilsausgleichs 
hingewiesen. Antragstellerinnen und Antragsteller zur Aner-
kennung des Nachteilsausgleichs erhalten den Hinweis eben-
falls nochmals ausdrücklich in einem eigenen Anschreiben: 

„Sollten Sie zu den Personen der Menschen mit Behinde-
rungen gehören, so weisen Sie dies bitte frühzeitig durch 
geeignete Unterlagen (z. B. Schwerbehindertenausweis, ärzt-
liches Attest, o. ä.) nach. Gerne werden wir Sie im Rahmen der 
gesetzlichen Möglichkeiten bei der Durchführung der Prüfung 
unterstützen und beraten. Bitte teilen Sie auch mit, welche 
Hilfsmittel Sie gegebenenfalls bisher für die Abfassung länge-
rer Prüfungsaufgaben in Anspruch genommen haben, damit 
dies hier bei der Prüfung möglicher Nachteilsausgleiche Be-
rücksichtigung finden kann.“
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B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK 

Rechts- und Handlungsfähigkeit sowie der barrierefreie Zu-
gang zur Justiz sind wichtige Voraussetzungen für die Aus-
übung und den Schutz der Persönlichkeitsrechte von Men-
schen mit Behinderungen. 

Als Handlungserfordernis ist immer die Sensibilisierung und 
Fortbildung der Mitarbeitenden und Führungskräfte zu sehen, 
Artikel 8, 13 Absatz 2 UN-BRK. Insbesondere die Bediensteten 
im Justizwachtmeisterdienst und in den Rechtsantragstellen 
sind an den einzelnen Gerichtsstandorten in der Regel die 
ersten Ansprechpartner, die in Kommunikation mit Menschen 
mit Behinderungen treten. Bereits in der Ausbildung für die 
Justiz soll auf die Belange von Menschen mit Behinderungen 
eingegangen werden. Das fortlaufende Ziel ist die Stärkung 
des Bewusstseins in der Justiz für Rechte von Menschen mit 
Behinderungen sowie die Entwicklung und Durchführung eines 
praxisnahen Fortbildungsangebotes zum Thema „UN-BRK“. 

Hinsichtlich der gesetzlichen Regelungen hat bereits im Jahr 
2014 eine Normprüfung durch die unabhängige Monito-
ring-Stelle zur UN-BRK stattgefunden. In der dazu geführten 
Erörterungsrunde ist die Verwaltungspraxis des GJPA von der 
Monitoring-Stelle nicht beanstandet worden. Die seitens der 
Monitoring-Stelle vorgeschlagene Änderung des § 5 Absatz 
6 der Juristenausbildungsordnung (JAO) soll im Rahmen der 
ohnehin anstehenden Überarbeitung der Berliner Juristenaus-
bildungsordnung parallel mit der Änderung der brandenbur-
gischen Juristenausbildungsordnung umgesetzt werden.

Gemäß Artikel 13 Absatz 1 UN-BRK ist der Zugang zu Recht 
und Justiz sicherzustellen und damit die vollständige bar-
rierefreie Erschließung aller Gebäude im Geschäftsbe-
reich erforderlich. Beispielsweise lassen sich im Altbau des 
Kriminalgerichts die Brandschutztüren im Erdgeschoss nur 
per Hand öffnen. Die Türen sind nicht automatisch bedienbar 
und daher für bestimmte Personengruppen (Gehbehinderte, 
Rollstuhlfahrerinnen und Rollstuhlfahrer) schwer passierbar. 
Außerdem ist beispielsweise im Erdgeschoss der Turmstraße 
91 bis zum Jahre 2025 der Einbau von automatisch öffnenden 
und schließenden Brandschutztüren und eines barrierefreien 
Leitsystems beabsichtigt.

Um gemäß Artikel 9 UN-BRK die Zugänglichkeit und Teilhabe 
von Menschen mit Behinderungen sukzessive sicherzustellen, 
werden justizbezogene Texte in Leichte Sprache übersetzt 
und als barrierefreie PDF-Dokumente und Handreichungen 
(ggfs. in der Rechtsantragsstelle) zur Verfügung gestellt. Bis 
zum Jahre 2021 werden beispielsweise Merkblätter zum 
Thema „Rechte und Pflichten als Zeuge“ und „Opferschutz“ in 
Leichte Sprache übersetzt und veröffentlicht. Weiterhin erfolgt 
im Jahre 2020 die Darstellung der Aufgaben und Strukturen 
der Senatsverwaltung für Justiz auf der Internetseite in Leichte 

Sprache. Informationen für sehbehinderte Menschen müssen 
in deutlich erkennbarer Schrift bzw. Großschrift dargestellt 
werden, sodass diese nicht vorgelesen werden müssen (Zu-
gänglichkeit und Nutzbarkeit ohne fremde Hilfe). Die Leichte 
Sprache soll die selbstständige Informationssuche und damit 
Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderungen ver-
bessern, die aus unterschiedlichen Gründen, vorübergehend 
oder dauerhaft, Schwierigkeiten mit einem komplexen Satz-
bau haben und Fremdwörter nicht verstehen. Bei der Über-
tragung von Texten in Leichte Sprache werden die Original-
texte gemäß den Regeln für Leichte Sprache umformuliert. Es 
soll sichergestellt werden, dass die Texte von der Zielgruppe 
sinngemäß und ohne fremde Hilfe verstanden werden. Ein 
schnelles und einfaches Auffinden soll mit Hilfe einer entspre-
chenden Kennzeichnung bzw. eines Logos für Leichte Sprache 
ermöglicht werden. 

Artikel 27 UN-BRK beschreibt das Recht von Menschen mit 
Behinderungen auf der Arbeit auf der Grundlage der Gleich-
berechtigung mit anderen und spricht die staatliche Pflicht 
aus, durch geeignete Schritte die Verwirklichung des Rechts 
auf Arbeit zu sichern und zu fördern. Fortlaufendes Ziel ist es 
somit, die Beschäftigung von Menschen mit Behinderungen 
im Justizdienst zu fördern. Für die Ausbildungsberufe in der 
Justiz sind auf der Internetseite https://www.berlin.de/rechtha-
ber-gesucht gezielt Informationen für Menschen mit Behinde-
rungen im Rahmen von „guten Beispielen“ zur Verfügung zu 
stellen. Um die Anzahl der Auszubildenden mit Behinderun-
gen zu erhöhen, ist es erforderlich, dass diese sich in Werbe-
kampagnen repräsentiert sehen. Die Öffentlichkeitsarbeit ist 
gemeinsam mit dem Referat für Aus- und Fortbildung beim 
Kammergericht zu verstärken.

Das GJPA verpflichtet sich weiterhin, Menschen mit Behinde-
rungen im Rahmen der juristischen Prüfungen durch einzel-
fallbezogene besondere Beratung und Gewährung eines 
individuellen Nachteilsausgleichs, den gleichen Zugang zu 
den juristischen Prüfungen zu ermöglichen. Dies entspricht 
der Zielstellung aus den Artikel 24 und 27 UN-BRK, wonach 
Menschen mit Behinderungen der gleiche Zugang zur Berufs-
ausbildung, zum Arbeitsmarkt sowie zu gleichen Aufstiegs-
chancen zugesichert werden soll sowie sichere, förderliche 
und gesunde Arbeitsbedingungen bestehen sollen.

Ziel ist es zudem, die Fortbildungsangebote dauerhaft im 
Rahmen der bereits eingerichteten Evaluationsmaßnahmen 
daraufhin zu überprüfen, ob die nunmehr im Rahmen der 
Führungskräftefortbildung etablierten Fortbildungen zum Um-
gang mit Behinderung und Krankheit (von Beschäftigten und 
ihren Angehörigen) innerhalb der Belegschaft einem noch 
weiteren Kreis als bisher als Angebot des fachübergreifenden 
Fortbildungsbereichs aufgenommen und zugänglich gemacht 
werden sollten.

https://www.berlin.de/rechthaber-gesucht/
https://www.berlin.de/rechthaber-gesucht/
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C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Zugang zu Recht und Justiz

1 . FORTBILDUNGEN ZUR SENSIBILISIERUNG DER JUSTIZBESCHÄFTIGTEN ZUM THEMA „MENSCHEN MIT 
BEHINDERUNGEN“

Artikelbezug UN-BRK Art. 8 (Bewusstseinsbildung) i. V. m. Art. 13 Abs.2 (Zugang zur Justiz) UN-BRK
Ziel bis 2025 Sensibilisierung der Justizbeschäftigten zum Thema „Menschen mit Behinderungen“ durch 

spezifische Fortbildungen: 
• Schaffung Laufbahnübergreifende Fortbildung mit dem Schwerpunkt „Belange und Rechte 
von Menschen mit Behinderungen“.  
• Schaffung Gezielte Fortbildung für Justizwachtmeisterinnen und Justizwachtmeister mit dem 
Schwerpunkt „Umgang mit Menschen mit Behinderungen“.

Zuständigkeit SenJustVA, 
Laufzeit laufend 
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen 

2 . BARRIEREFREIER ZUGANG ZUR JUSTIZ 

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 (Zugänglichkeit), Art. 13 (Zugang zur Justiz) UN-BRK
Ziel bis 2025 Barrierefreie Erschließung der Gebäude im Geschäftsbereich und Parkmöglichkeiten für 

 Menschen mit Behinderungen in unmittelbarer Nähe zu Gerichtsgebäuden ist sukzessive 
sichergestellt.

Zuständigkeit SenJustVA, i. V. m. Berliner Immobilienmanagement GmbH 
Laufzeit 2022 bis 2025
Finanzierung Berliner Immobilienmanagement GmbH

3 . BARRIEREFREIE INFORMATIONEN JUSTIZBEZOGENER TEXTE

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 (Zugänglichkeit) i. V. m. Art. 13 Abs. 1 (Zugang zur Justiz) UN-BRK
Ziel bis 2025 Barrierefreier Zugang i. S. v. § 4 BGG und § 4a LGBG zu Informationen im Feld Justiz ist 

sichergestellt. 
 
Bereitstellung von Informationen in deutlich erkennbarer Schrift bzw. Großschrift, sodass diese 
nicht vorgelesen werden müssen. Ein schnelles und einfaches Auffinden soll mit Hilfe einer 
 entsprechenden Kennzeichnung bzw. eines Logos für Leichte Sprache ermöglicht werden. 

Teilziele 1) Veröffentlichung von folgenden Hinweisblättern zu Formularen und Merkblättern in Leichter 
Sprache:  
• Schaffung „Erklärung über persönliche und wirtschaftliche Verhältnisse“ plus dazugehöriges 
Hinweisblatt 
• Schaffung „Antrag auf Bewilligung von Beratungshilfe“  
• Schaffung „Rechte und Pflichten als Zeuge“„Opferschutz“  
• Schaffung „Erbrecht“ 
2) Darstellung der Aufgaben und Strukturen der SenJustVA in Leichter Sprache. 

Zuständigkeit SenJustVA,
Laufzeit 2020 bis 2021
Finanzierung Haushaltsmittel i. H. v. 25.000 € 

http://www.inclusion-europe.org/en/policies/self-advocacy-and-accessibility
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4 . FORTENTWICKLUNG EINER ADÄQUATEN BARRIEREFREIHEIT VON GEBÄUDEN UND LIEGENSCHAFTEN IM 
SONDERVERMÖGEN DES LANDES BERLIN FÜR ZWECKE DES JUSTIZVOLLZUGES 

Artikelbezug UN-BRK Art. 9, (Zugänglichkeit) i. V. m. Art. 13 (Zugang zur Justiz) UN-BRK
Ziel bis 2025 Die Unterbringungssituation für Menschen mit Behinderungen im Justizvollzug unter Berück-

sichtigung vollzugsspezifischer Aspekte (u.a. Freiheitsentzug, Gemeinschaftseinrichtung, ein-
geschränkte Bewegungsfreiheit, Sonderunterbringung, ggf. Trennungs- und Abstandsgebote, 
etc.) ist verbessert.

Teilziele Justizvollzugsanstalt (JVA) des Offenen Vollzuges Berlin, Hauptanstalt Niederneuendorfer 
Allee 140 –150, 13578 Berlin-Spandau: 
• Schaffung von drei behindertengerechten Hafträumen  
JVA Plötzensee, Friedrich-Olbricht-Damm 17, 13627 Berlin-Charlottenburg 
• Schaffung Schaffung von einem behindertengerechten Haftraum  
JVA für Frauen Berlin, Bereich Lichtenberg, Alfredstraße 11, 10365 Berlin 
• Schaffung Schaffung von einem behindertengerechten Haftraum 

Zuständigkeit SenJustVA i. V. m. Berliner Immobilienmanagement GmbH
Laufzeit 2020 bis 2021 
Finanzierung Budget Bauunterhaltung Justizportfolio Berliner Immobilienmanagement GmbH 

5 . BESCHÄFTIGUNG VON MENSCHEN MIT BEHINDERUNGEN IM JUSTIZDIENST

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 (Zugänglichkeit), Art. 27 (Arbeit und Beschäftigung) UN-BRK
Ziel bis 2025 Beschäftigung von Menschen mit Behinderungen im Justizdienst ist erhöht. Dieser positive 

 Zustand soll erhalten bleiben.
Teilziele Verstärkte Öffentlichkeitsarbeit und gezielte Information über Ausbildungsberufe in der Justiz 

für Menschen mit Behinderungen (Erstellung eines Gesamtkonzepts zur gezielten Gewinnung 
von Menschen mit Behinderungen für die Ausbildung im Justizbereich). Die Bearbeitung 
 erfolgt im Rahmen zu erstellender und fortzuschreibender Personalgewinnungskonzepte.

Zuständigkeit SenJustVA, Kammergericht, Referat für Aus- und Fortbildung
Laufzeit laufend 
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen 

6 . MENSCHEN MIT BEHINDERUNGEN IN DEN STAATLICHEN PRÜFUNGEN 

Artikelbezug UN-BRK Art. 24 Abs. 5 (Bildung) UN-BRK
Ziel bis 2025 Das Gemeinsame Juristische Prüfungsamt der Länder Berlin und Brandenburg (GJPA) wird 

Menschen mit Behinderungen im Rahmen der juristischen Prüfungen dauerhaft durch einzel-
fallbezogene besondere Beratung und Gewährung eines individuellen Nachteilsausgleichs 
den gleichen Zugang zu den juristischen Prüfungen ermöglichen.

Teilziele 1) Die Regelungen der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für Juristinnen und Juristen im 
Land Berlin (JAO) (insbes. § 5 Abs. 6 Satz 1 und § 13 Abs. 2 Nr. 2) werden mit der nächsten 
 Änderung entsprechend der Empfehlungen des Normenscreenings angepasst. 
 
2) Die verwendeten Anschreiben und Hinweise werden regelmäßig mindestens im Zweijahres-
takt auf Verständlichkeit und Aufnahme neuer Hilfsmittel überprüft. 
 
3) Im Rahmen der technischen Fortentwicklung (eLearning) wird im Zweijahrestakt, erst-
malig jedoch wegen des laufenden Umbaus der Prüfungsräume nach Fertigstellung Ende 
2020 überprüft, welche technischen Hilfsmittel zum Nachteilsausgleich zusätzlich angeboten 
 werden können.

Zuständigkeit SenJustVA, GJPA
Laufzeit 1) Bis Ende 2021 

2) Fortlaufend im 2-Jahres-Rhythmus 
3) Ab Ende 2020 fortlaufend

Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen
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7 . FORTBILDUNGEN ZUM UMGANG MIT MENSCHEN MIT BEHINDERUNGEN ALS FÜHRUNGS-/PERSONALAUFGABE 
DES HÖHEREN JUSTIZDIENSTES 

Artikelbezug UN-BRK Art. 13 Abs. 2 (Zugang zur Justiz) i. V. m. Art. 8 (Bewusstseinsbildung) UN-BRK
Ziel bis 2025 Die entsprechenden Fortbildungsangebote für den höheren Justizdienst werden weitergeführt 

und bei Bedarf ausgebaut.
Teilziele Die Fortbildungen werden fortlaufend entsprechend des Bedarfs bei den Programm-

konferenzen angemeldet.
Zuständigkeit SenJustVA, GPJA 
Laufzeit Fortlaufend jährlich
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen 

2 .12 .4 TEILBEREICH: GEWALTSCHUTZ

A) IST-SITUATION 

Sofern Straftaten gegen Menschen mit Behinderungen fest-
zustellen sind, die ursächlich aufgrund der Behinderung der 
betreffenden Personen vorgenommen wurden, befasst sich 
eine gesonderte Abteilung der Staatsanwaltschaft Berlin (Abt. 
2.31 „Hasskriminalität“) mit den Ermittlungen. 

Im Justizvollzug des Landes Berlin werden keine Gewalt-
schutzmaßnahmen vorgehalten, die das Augenmerk aus-
schließlich auf den Schutz von Menschen mit Behinderungen 
legen. Die in den Artikeln 15 (Freiheit von Folter oder grau-
samer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder 
Strafe), 16 (Freiheit von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch) 
und 17 (Schutz der Unversehrtheit der Person) der UN-BRK 
benannten Ziele werden durch die SenJustVA unterstützt und 
können in den Berliner Justizvollzugsanstalten auf alle dort 
untergebrachten Gefangenen und Verwahrten übertragen 
werden. Alle etablierten Gewaltschutzmaßnahmen oder neue 
zu installierende Maßnahmen haben den Anspruch, alle in 
Berlin inhaftierten Personen bestmöglich vor gewalttätigen 
Übergriffen zu schützen. 

Es werden in den Justizvollzugsanstalten keine statistischen 
Datenerhebungen über die Anzahl oder Art von Behinderung 
bei Gefangenen durchgeführt, da es sich um medizinische 
einzelfallbezogene Daten handelt. Die individuelle Behand-
lung und Betreuung der Gefangenen und Verwahrten sichert 
auch die Berücksichtigung der Behinderung. 

Sofern Schutzmaßnahmen eingeleitet werden müssen, werden 
diese individuell und situationsbedingt ausgestaltet und 
umgesetzt. Dabei wird auf die Bedürfnisse der zu schüt-
zenden Person besondere Rücksicht genommen. Erfordern 
intellektuelle, physische und psychische Beeinträchtigungen 
ein besonderes Maß an individueller Ausgestaltung der er-
forderlichen Maßnahme, so wird versucht, den Anforderungen 
gerecht zu werden. 

B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK 

Die bisherigen Maßnahmen zur Verhinderung physischer und 
psychischer Gewalt unter den Inhaftierten und Verwahrten 
werden regelmäßig überprüft und optimiert. Zudem wird die 
Notwendigkeit von zielgruppenspezifischen Maßnahmen 
regelmäßig geprüft, bei Bedarf entwickelt, standardisiert und 
evaluiert. 

Zielgruppe aller gewalteindämmenden Maßnahmen sind alle 
inhaftierten Personen im Berliner Justizvollzug. Menschen mit 
Behinderungen sind konzeptionell einbezogen, wenngleich 
nicht explizit ausgewiesen.

Zur Verhinderung physischer und psychischer Gewalt unter 
den Inhaftierten und Verwahrten werden Maßnahmen vor-
gehalten, die regelmäßig überprüft und bei Bedarf fortent-
wickelt werden. Zudem werden sie nach Bedarf um weitere 
Maßnahmen ergänzt, evaluiert und soweit möglich standar-
disiert. Damit wird Artikel 16 (Freiheit von Ausbeutung, Gewalt 
und Missbrauch) und 17 (Schutz der Unversehrtheit der Person) 
der UN–BRK entsprochen. Die Richtlinien zum Schutz poten-
ziell gefährdeter Inhaftierter werden fortlaufend optimiert. Ein 
standardisierter Umgang mit Tätern und Opfern von Gewalt 
im Justizvollzug wird angestrebt.
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C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Gewaltschutz

1 . HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN ZUM UMGANG MIT GEWALT UNTER INHAFTIERTEN 

Artikelbezug UN-BRK Art. 16 Abs. 1 (Freiheit vor Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch) i. V. m. Art. 14 Abs. 2 (Freiheit 
und Sicherheit der Person), Art. 17 (Schutz der Unversehrtheit der Person) UN-BRK

Ziel bis 2025 Etablierung von geeigneten Maßnahmen, um die Häufigkeit von gewalttätigen Übergriffen 
unter Häftlingen zu reduzieren, Richtlinien zum Schutz potenziell gefährdeter Inhaftierter weiter 
zu optimieren und einen standardisierten Umgang mit Tätern und Opfern von Gewalt im 
 Justizvollzug zu schaffen.  
 
Zielgruppe sind alle inhaftierten Personen im Berliner Justizvollzug. Menschen mit 
 Behinderungen sind somit einbezogen, wenngleich nicht explizit ausgewiesen.  
 
Die Handlungsempfehlungen streben eine Minimierung der physischen und psychischen 
 Gewalt unter Gefangenen an.

Teilziele Pilotierungsphase einschließlich einer Datenerhebung bis Ende 06/2019 in zwei Berliner 
Justizvollzugsanstalten. Auswertung der Pilotphase im 2. Halbjahr 2019. Ggf. sind Maßnahmen 
sowie die Empfehlungen anzupassen. Aufbauend auf den Ergebnissen der Auswertung werden 
ergänzend zu den geltenden Vorgaben geeignete Maßnahmen eingeleitet.

Zuständigkeit SenJustVA
Laufzeit laufend
Finanzierung Im Rahmen verfügbarer Ressourcen 
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2 .13 . HANDLUNGSFELD:  WISSENSCHAFT, FORSCHUNG 
UND RUNDFUNK

Strategisches Ziel: 
Ziel ist es, Menschen mit Behinderungen einen gleichbe-
rechtigten Zugang zu den Einrichtungen und Angeboten 
der Wissenschaft und Forschung sowie des Rundfunks zu 
gewährleisten.

2 .13 .1 TEILBEREICH: ÖFFENTLICH-RECHTLICHER  RUNDFUNK

A) IST-SITUATION 

Der Senat hat in der Ländergemeinschaft Berlin und Bran-
denburg die Vorgaben zur Verbesserung des barrierefreien 
Angebots des öffentlich-rechtlichen Rundfunks – und damit 
auch des rbb – mit eingefordert und staatsvertraglich umge-
setzt. Der rbb richtet im Bereich Rundfunk seine Bemühungen 
vorerst insbesondere auf hör- und sehbehinderte Personen. 
In den Bereichen Untertitelung und Audiodeskription erfolgte 
in den vergangenen Jahren ein kontinuierlicher Ausbau des 
linearen Angebotes, das zugleich positive Auswirkungen auf 
die nichtlinearen barrierefreien Angebote hatte. Zudem gibt 
es einen verstärkten Einsatz von gebärdendolmetschenden 
Personen in den Mediatheken sowie Verbesserungen bei der 
Barrierefreiheit der Internetangebote. 

Seit 2015 wurde z. B. die Untertitelungsquote von 51 Prozent 
auf 77 Prozent gesteigert, bei der Audiodeskription fand im 
gleichen Zeitraum eine Steigerung von 3,6 % auf 11,7 % an. 
Bei den Online-Angeboten wurden seit 2015 vier Sendungen 
auch in Gebärdensprache angeboten. Jährlich finden Treffen 
der Geschäftsleitung mit den Beauftragten und Beiräten für 
Menschen mit Behinderungen von Berlin und Brandenburg 
sowie halbjährliche Treffen der rbb-Fachabteilungen mit den 
Gehörlosen- und Schwerhörigenverbänden von Berlin und 
Brandenburg statt. Ferner veranstaltet der rbb regelmäßig 
Inklusionsworkshops für die gesamte Belegschaft.

Die Senatskanzlei und die Staatskanzlei Brandenburg haben 
sich auf eine Evaluierung des rbb-Staatsvertrages bis 2020 
verständigt. Bei der nächsten Novellierung dieses Vertrages 
wird die Zusammensetzung des rbb-Rundfunkrates überprüft. 
Dabei wird auch die Frage einer Vertretung von Menschen mit 
Behinderungen diskutiert.

B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK

Im Sinne der Umsetzung der UN-BRK gilt es, Menschen mit 
Behinderungen u. a. den gleichberechtigten Zugang zu Infor-
mation zu gewährleisten. Dabei gilt es im Sinne des Artikels 
9 Absatz 1 und Artikel 21 der UN-BRK, Zugangshindernisse 
und –barrieren festzustellen und zu beseitigen. Weiterhin gilt 
es, geeignete Maßnahmen zu treffen und alle Aspekte der 
Zugänglichkeit für Menschen mit Behinderungen zu berück-
sichtigen. Ziel ist es, das barrierefreie Angebot des rbb über 
die Möglichkeiten von Hbb TV (Internetgestütztes Fernsehen) 
auszuweiten. 

Im Sinne der UN-BRK Artikel 29 Absatz 1a gilt es, die Teilhabe 
am politischen und öffentlichen Leben sicherzustellen). Ziel 
der Überprüfung der Zusammensetzung des rbb-Rundfunk-
rates bei der nächsten Novellierung des Vertrages ist es, die 
Frage einer Vertretung von Menschen mit Behinderungen zu 
diskutieren. Ein Zeitpunkt der Novellierung ist nicht bekannt. 



2. TEILHABEPOLITISCHE HANDLUNGSFELDER

133

C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Öffentlich-rechtlicher Rundfunk

1 . AUSBAU BARRIEREFREIES ANGEBOT DES RBB

Artikelbezug UN-BRK Art. 21 (Recht der freien Meinungsäußerung, Meinungsfreiheit und Zugang zu Informationen)  
i. V. m. Artikel 9 (Zugänglichkeit) UN-BRK

Ziel bis 2025 Erweiterung des barrierefreien Angebots des rbb über die Möglichkeiten von Hbb TV (Internet-
gestütztes Fernsehen).

Ziel bis 2025 Jährliche Steigerung des barrierefreien Angebots in Verantwortung des rbb.
Zuständigkeit Senatskanzlei, Fachressort I C Medien- und Rundfunkangelegenheiten, Netzpolitik
Laufzeit laufend
Finanzierung Keine, Finanzierung des rbb über Rundfunkbeiträge

2 . SITZVERGABE VERTRETUNG MENSCHEN MIT BEHINDERUNGEN IM RBB-RUNDFUNKRAT

Artikelbezug UN-BRK Art. 29 (Teilhabe am politischen und öffentlichen Leben) i. V. m. Art. 21 (Recht der freien Mei-
nungsäußerung, Meinungsfreiheit und Zugang zu Informationen), Art. 8 (Bewusstseinsbildung) 
UN-BRK

Ziel bis 2025 Prüfung der Vergabe eines Sitzes im Rundfunkrat für eine Vertreterin oder einen Vertreter von 
Menschen mit Behinderungen bei der nächsten Novellierung des rbb-Staatsvertrags.

Teilziele Evaluierung des rbb-Staatsvertrages 2020. 
Neufassung des rbb-Staatsvertrags nach der Evaluierung.

Zuständigkeit Senatskanzlei, Fachressort I D Bürgerschaftliches Engagement und Demokratieförderung
Laufzeit Im Rahmen der nächsten Novellierung 
Finanzierung Keine, Finanzierung des rbb über Rundfunkbeiträge

20  Vgl. Schirmer, H.: Die wirtschaftliche und soziale Lage der Studierenden in Berlin 2016. Regionalauswertung der 21. Sozialerhebung durchgeführt 
vom Deutschen Zentrum für Hochschul- und Wissenschaftsforschung für das Studierendenwerk Berlin. 2018 Berlin.

2 .13 .2 TEILBEREICH: HOCHSCHULEN

A) IST-SITUATION

Den Studierenden mit Behinderungen und/oder chronischen 
Erkrankungen wird ein barrierefreies Studium ermöglicht.

Laut der Berliner Regionalauswertung der 21. Sozialerhebung 
geben insgesamt 26 Prozent der befragten Studierenden 
an, beeinträchtigt oder chronisch erkrankt zu sein. 14 Prozent 
geben an, dass sich die Beeinträchtigung dabei erschwerend 
auf das Studium auswirkt. Dahingehend befragt, wie sie von 
ihrer Beeinträchtigung im Studium beeinflusst werden, geben 
die Hälfte der Studierenden mit studienerschwerender Beein-
trächtigung an, dass es sich um eine starke bzw. sehr starke 
Beeinträchtigung handelt. Werden alle Beeinträchtigungs-
formen gleichermaßen berücksichtigt, geben 57 Prozent der 
Studierenden mit Beeinträchtigung eine psychische Erkran-
kung/ Beeinträchtigung an. 29 Prozent der beeinträchtigten 
Studierenden nennen eine chronisch-somatische Erkrankung. 
13 Prozent möchten ihre Beeinträchtigungsform nicht nennen. 
Knapp zehn Prozent haben eine Mobilitätsbeeinträchtigung 
und/oder sind sehbeeinträchtigt oder blind. Sieben Prozent 
haben eine nicht genau spezifizierte Studienbeeinträchti-

gung. Seltener (jeweils 3 Prozent) werden Teilleistungsstörung, 
Hörbeeinträchtigung beziehungsweise Gehörlosigkeit sowie 
Sprach- oder Sprechbeeinträchtigung genannt.20 

Gemäß § 4 Absatz 7 des Berliner Hochschulgesetzes 
(BerlHG) erfüllen die Hochschulen ihre Aufgaben zur Integra-
tion von Studienbewerberinnen und Studienbewerbern sowie 
von Studierenden mit Behinderungen und/oder chronischen 
Erkrankungen. Hierzu werden für die Durchführung des Stu-
diums und von Prüfungen geeignete Maßnahmen getroffen, 
die unter Wahrung der Gleichwertigkeit einen Nachteilsaus-
gleich gewährleisten. Folgende Maßnahmen sind gesetzlich 
geregelt:

 — Es sind behinderungsbedingte Gründe als Härtefall bei 
der Hochschulzulassung zu berücksichtigen (§ 7a Absatz 
1 BerlHG, § 10 Absatz 1 Satz 4 Berliner Hochschulzulas-
sungsverordnung).

 — Es wird ein Teilzeitstudium ermöglicht, wenn dies aus 
Gründen einer Behinderung erforderlich ist (§ 22 Absatz 4 
Nummer 4 BerlHG).



„BERLIN INKLUSIV“ BERLINER MASSNAHMENPLAN 2020 BIS 2025

134

 — Ein Beauftragter bzw. eine Beauftragte für Studierende mit 
Behinderung wird bestellt, der oder die neben Beratungs-
angeboten bei der Planung und Organisation der Lehr- 
und Studienbedingungen mitwirkt, das Recht auf Informa-
tion sowie Teilnahme-, Antrags- und Rederecht in allen 
Gremien der Hochschule erhält (§ 28a BerlHG).

 — Die Hochschulen sind verpflichtet, in ihren Rahmenstu-
dien- und Prüfungsordnungen Maßnahmen zum Nachteils-
ausgleich für Studierende mit Behinderung vorzusehen  
(§ 31 Absatz 3 Satz 2 BerlHG).

 — § 44 Absatz 1 BerlHG enthält die Maßgabe für alle 
 Mitglieder der Hochschule, dass niemand wegen einer 
Behinderung benachteiligt werden darf.

Des Weiteren werden gemäß § 9 Absatz 2 BerlHG den 
betroffenen Studienbewerberinnen und -bewerbern sowie 
Studierenden die erforderliche Hilfe zur Integration nach § 4 
Absatz 7 BerlHG zur Verfügung gestellt. Daher wurde in den 
Hochschulverträgen 2018 bis 2022 vereinbart, dass die Ver-
gabe der Integrationshilfen für die Berliner Studierenden zen-
tral erfolgen soll. Hierzu schlossen die staatlichen und kon-
fessionellen Hochschulen mit dem Studierendenwerk Berlin 
im September 2018 eine entsprechende Verwaltungsverein-
barung ab. Gemäß § 6 Absatz 3 des Studierendenwerksge-
setzes gewährleistet das Land Berlin dem Studierendenwerk 
zur Erfüllung dieser Aufgabe einen pauschalen Zuschuss zu 
den Integrationshilfen. Der über den Zuschuss hinausgehen-
de Finanzbedarf wird von den Hochschulen im Verhältnis 
ihrer Zuschüsse zueinander erstattet, unabhängig davon, an 
welcher Hochschule die Aufwendungen entstanden sind. Zu-
sätzlich wurde im Rahmenvertrag mit dem Studierendenwerk 
vereinbart, das neben der Vergabe der Integrationshilfen ein 
professionelles Beratungsangebot für alle Studierenden zu 
finanziellen und sozialen Belangen bereitgestellt wird.

Im Jahr 2018 stellten 177 Studierende (Frauen: 97, Männer: 
80) insgesamt 247 Anträge auf studienspezifische Integra-
tionshilfen und gaben dabei folgende Arten der Beeinträchti-
gungen an: Chronische Erkrankung (63), Körperbehinderung 
(38), Sehbehinderung (36), Gehörlosigkeit (24) bzw. Hörbehin-
derung (16). Die Gesamtkosten der Integrationshilfen be-
trugen 764.933 €, wobei der Großteil der Ausgaben auf das 
Gebärden- und Schriftdolmetschen sowie auf die Studienas-
sistenz entfällt.

Bei der Aufnahme in die Wohnheime des Studierendenwerks 
Berlin werden Studierende mit Behinderungen bevorzugt 
behandelt. Das Studierendenwerk Berlin stellt 56 barrierefrei 
ausgestattete Wohneinheiten zur Verfügung (Stand: 2018).

Um die Umsetzung beobachten und neue Entwicklungen be-
sprechen zu können, tagt auf Einladung der Senatskanzlei – 
Wissenschaft zweimal jährlich die AG „Menschen mit Behin-
derungen in Hochschule und Wissenschaft“. An den Sitzungen 
nehmen die Beauftragten für Studierende mit Behinderung 
an den staatlichen und konfessionellen Hochschulen, die 
Bereichsleitung der Behinderten- und Sozialberatung des 
Studierendenwerks Berlin, die / der Landesbeauftragte für 
Menschen mit Behinderungen Berlin sowie Vertretungen der 
für Soziales zuständigen Senatsverwaltung, des Landesbeirats 
für Menschen mit Behinderungen und der Bezirksbeauftragten 
für Menschen mit Behinderungen teil.

B) ZIELE IM KONTEXT DER UN-BRK

Die Hochschulen nehmen weitere effiziente und passgenaue 
Maßnahmen zur Inklusion im Sinne der UN-Behindertenrechts-
konvention vor. Zulassungs-, Studien- und Prüfungsordnungen 
sind im Hinblick auf Härtefälle und Nachteilsausgleiche zu 
überprüfen und gegebenenfalls anzupassen. Des Weiteren 
werden die Beratungsangebote inhaltlich und strukturell 
weiter verbessert und die Informations- und Mitwirkungsrech-
te der Behindertenbeauftragten gemäß § 28a des Berliner 
Hochschulgesetzes sichergestellt. Die Hochschulen arbeiten 
beim Ausbau der IT-Barrierefreiheit eng zusammen. Bei Bau-
vorhaben (Neubau und Bestand) wird die bauliche Barriere-
freiheit berücksichtigt.

Die Maßnahmen orientieren sich insbesondere an den Ziel-
stellungen folgender Artikel der UN-BRK:

 — Artikel 5 UN-BRK – Gleichberechtigung und Nicht- 
Diskriminierung

 — Artikel 9 UN-BRK – Zugänglichkeit

 — Artikel 19 UN-BRK – Unabhängige Lebensführung und 
 Einbeziehung in die Gemeinschaft

 — Artikel 22 UN-BRK – Achtung der Privatsphäre

 — Artikel 24 UN-BRK – Bildung

 — Artikel 28 UN-BRK – Angemessener Lebensstandard und 
sozialer Schutz
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C) GEPLANTE MASSNAHMEN

Hochschulen

1 . INKLUSIVE HOCHSCHULE

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 (Zugänglichkeit) Art. 24, insbesondere Abs. 5 (Bildung) V. m. Art. 4 Abs. 1b (Allgemeine 
Verpflichtung) UN-BRK

Ziel bis 2025 Die Berliner Hochschulen sind Orte der Teilhabe, die für Studierende mit Beeinträchtigungen 
und/oder chronischen Erkrankungen ein barrierefreies Studium ermöglichen.

Teilziele 1. Prüfung und ggf. Anpassung von Zulassungs-, Studien- und Prüfungsordnungen im Hinblick 
auf Härtefälle und Nachteilsausgleiche. 
 
2. Erhebung an den staatlichen Hochschulen zum barrierefreien Zugang zu den Hochschul-
gebäuden. 
 
3. Bei Bauvorhaben (Neubau und Bestand) wird die bauliche Barrierefreiheit berücksichtigt. 
 
4. Regelung zur Vergabe von studienspezifischen Integrationshilfen beim Studierendenwerk 
Berlin. 
 
5. Prüfung und ggf. Anpassung der Gesetze im Hochschulbereich des Landes Berlin insbeson-
dere auf Grundlage der Normenprüfung zur UN-BRK des Deutschen Instituts für Menschen-
rechte, insbesondere die Verankerung nachteilsausgleichender Regelungen für Studierende 
mit psychischen Beeinträchtigungen. 
 
6. Entwicklung eines Workshop-Angebots zum Thema „Inklusive Hochschuldidaktik“ am 
 Berliner Zentrum für Hochschullehre.

Zuständigkeit Senatskanzlei, Fachressort Wissenschaft i. V. m. Hochschulen des Landes Berlin, 
 Studierendenwerk Berlin, Berliner Zentrum für Hochschullehre

Laufzeit Laufend
Finanzierung Personalmittel der Senatskanzlei, Landeszuschuss gemäß den Hochschulverträgen

2 . STÄRKUNG DER STELLUNG DER BEAUFTRAGTEN FÜR DIE BELANGE VON STUDIERENDEN MIT BEHINDERUNGEN 
UND/ODER CHRONISCHEN ERKRANKUNGEN

Artikelbezug UN-BRK Art. 24, insbesondere Abs. 5 (Bildung) UN-BRK
Ziel bis 2025 Mitwirkung der Beauftragten für die Belange von Studierenden mit Behinderungen und/oder 

chronischen Erkrankungen bei der Realisierung chancengerechter Zugangs- und Studienbe-
dingungen von Studierenden mit Behinderungen und beim Abbau von Barrieren an der Hoch-
schule.

Teilziele 1. Recht auf notwendige und sachdienliche Information sowie Teilnahme-, Antrags- und Rede-
recht in allen Gremien der Hochschule in Angelegenheiten, welche die Belange der Studie-
renden mit Behinderungen berühren. 
 
2. Regelmäßige Berichterstattung der Beauftragten gegenüber der Leitung der Hochschule zu 
ihren Tätigkeiten. 
 
3. Regelmäßig stattfindende Sitzungen der AG „Menschen mit Behinderungen in Hochschule 
und Wissenschaft“ unter Mitwirkung insbesondere der Landesbeauftragten und des Landes-
beirates. 
 
4. Prüfung und ggf. Anpassung des Berliner Hochschulgesetzes hinsichtlich des Aufgaben-
bereichs der Beauftragten: 
• Zu den Berichten der Beauftragten (siehe Punkt 2.) ist eine Stellungnahme des Akade-
mischen Senats und der Hochschulleitung erforderlich.  
• Die Charité – Universitätsmedizin Berlin als Gliedkörperschaft des öffentlichen Rechts der 
Freien Universität Berlin und der Humboldt-Universität zu Berlin bestellt eine eigene  Beauftragte 
bzw. einen eigenen Beauftragten für Studieninteressierte und Studierende mit  Behinderung.  
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• Den Beauftragten sind die für die wirksame Wahrnehmung ihrer Aufgaben notwendigen 
Personal- und Sachmittel im Haushalt der Hochschule zur Verfügung zu stellen.  
• Die Beauftragten sind von der sonstigen dienstlichen Tätigkeit ohne Minderung der  Bezüge 
freizustellen, soweit es ihre Aufgabe erfordert. 
• Die Beauftragten haben das Recht auf Anhörung zu Anträgen auf nachteilaus gleichende 
Regelungen im Bereich der Studien- und Prüfungsleistungen und bei der Zulassung zum 
 Studium.

Zuständigkeit Senatskanzlei, Fachressort Wissenschaft i. V. m. Hochschulen des Landes Berlin
Laufzeit Laufend
Finanzierung Personalmittel der Senatskanzlei, Landeszuschuss gemäß den Hochschulverträgen 

Punkt 4.: Die Finanzierung von Personal- und Sachmitteln ist abhängig von zukünftigen 
 Vereinbarungen gemäß den Hochschulverträgen ab 2023.

3 . VERSORGUNG MIT BARRIEREFREIEN WOHNHEIMPLÄTZEN

Artikelbezug UN-BRK Art. 9 (Zugänglichkeit) i. V. m. Art. 19 (Unabhängige Lebensführung und Einbeziehung in die 
Gemeinschaft), Art. 24 (Bildung), Art. 28 (Angemessener Lebensstandard und sozialer Schutz) 
UN-BRK

Ziel bis 2025 Gewährleistung der Teilhabe Studierender mit Behinderungen im Bereich des studentischen 
Wohnens.

Teilziele Schaffung von mindestens fünf zusätzlichen barrierefreien Wohneinheiten gemäß § 50 der 
Bauordnung Berlin.

Zuständigkeit Senatskanzlei, Fachressort Wissenschaft i. V. m. Studierendenwerk Berlin
Laufzeit bis 31.12.2025
Finanzierung Landeszuschuss gemäß dem Rahmenvertrag/ keine staatlichen Zuschüsse für Bau und 

 Unterhalt von Wohnheimen

4 . PROJEKT ZUR FÖRDERUNG DES STUDIENERFOLGS VON STUDIENINTERESSIERTEN UND STUDIERENDEN MIT 
BEEINTRÄCHTIGUNG

Artikelbezug UN-BRK Art. 24 (Bildung) UN-BRK
Ziel bis 2025 Optimierung der Studiensituation von Studierenden mit Behinderungen und/oder chronischen 

Erkrankungen.
Teilziele 1 Konzeptionelle Ausweitung und Umgestaltung des Beratungs- und Unterstützungsangebots. 

2. Umgestaltung universitätsinterner Strukturen hinsichtlich der Inklusion und Barrierefreiheit.
Zuständigkeit Senatskanzlei – Fachressort Wissenschaft i. V. m. Humboldt-Universität zu Berlin
Laufzeit 01.01.2017 – 31.12.2020
Finanzierung 264.776 € aus der Berliner Qualitäts- und Innovationsoffensive, 2016 – 2020
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3 . UMSETZUNG DER UN-BRK –  
EINSCHÄTZUNG DER  
MONITORING-STELLE BERLIN 
DES DEUTSCHEN INSTITUTS  
FÜR MENSCHENRECHTE 
Nach Artikel 33 Absatz 2 der UN-Behindertenrechtskonventi-
on (UN-BRK, Konvention) sind die Vertragsstaaten verpflichtet, 
eine unabhängige Monitoring-Stelle einzurichten. Das Deut-
sche Institut für Menschenrechte ist damit betraut worden, die 
Umsetzung der UN-BRK in Deutschland kritisch zu begleiten. 
Hierfür hat es die Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechts-
konvention (Monitoring-Stelle) eingerichtet. Diese beobachtet 
und überwacht unabhängig die Umsetzung der Konvention 
durch Deutschland. Im Rahmen von verschiedenen Projekten 
begleitet die Monitoring-Stelle vertieft die Umsetzung der UN-
BRK in verschiedenen Bundesländern und untersucht dabei 
unterschiedliche Schwerpunkte. Seit 2012 ist die Monitoring-
Stelle im Rahmen des zuwendungsfinanzierten Projektes 
„Monitoring-Stelle Berlin“ vom Land Berlin mit der Begleitung 
der Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention in Berlin 
beauftragt. Das Projekt arbeitet politisch unabhängig. 

Im Zentrum der Jahre 2018 bis 2020 stand unter ande-
rem die Beratung bei der Erstellung des Maßnahmenplans 
2020-2025 zur Umsetzung der UN-BRK im Land Berlin. Die 
Begleitung erfolgte in verschiedenen Beratungs- und Aus-
tauschformaten mit dem Focal Point und den jeweiligen 
Senatsverwaltungen sowie anhand intensiver Kommentierung 
der einzelnen Arbeitsstände des Maßnahmenplans. Die Be-
fassung mit den Arbeitsständen erfolgte engmaschig, wobei 
das Projekt unter anderem in direktem Austausch mit den 
Koordinierungs- und Kompetenzstellen zur Umsetzung der 
UN-BRK der zuständigen Senatsverwaltungen stand. Ziel 
war es, die Beachtung der menschenrechtlichen Anforde-
rungen an einen Aktionsplan im Erstellungsprozess fortlau-
fend sicherzustellen. Außerdem wurde unter anderem in der 
ressortübergreifenden Arbeitsgruppe, um die Verbindlichkeit 
der Maßnahmen sowie um Festlegungen bezüglich der Um-
setzungsbegleitung, Evaluation und Fortschreibung des Plans 
geworben. Die Entscheidung, ob und inwieweit die Empfeh-
lungen der Monitoring-Stelle Eingang in den Plan gefunden 
haben, lag bei den einzelnen Senatsverwaltungen des Landes 
Berlin. 

Die Monitoring-Stelle begrüßt das Vorhaben Berlins, die 
Behindertenpolitischen Leitlinien und ihre Konkretisierungen 
zu einem Maßnahmenplan weiterzuentwickeln. So können 
ein Aktionsplan oder eine gleichwertige Strategie die besten 
Instrumente sein, um die UN-Behindertenrechtskonvention in 
einem koordinierten und partizipativen Prozess umzusetzen. 
Der politische Handlungsansatz „Aktionspläne“ hat sich im 
Zusammenhang mit der UN-BRK über eine Dekade hinweg 
von einer großen Unbekannten zu einem fast landläufig ge-
nutzten Instrument entwickelt. Eine Entwicklung, die für die 
Implementierung von Menschenrechtsübereinkommen in 
Deutschland bislang einmalig ist. Die Monitoring-Stelle hat 
diesen Politikansatz von Anfang an unterstützt. 

Im Gegensatz zu weniger konkreten Leitlinien können Aktions- 
oder Maßnahmenpläne die Verbindlichkeit der geplanten 
behindertenpolitischen Vorhaben einer Regierung erhöhen. 
Entscheidend bei der Ausgestaltung des Plans ist, dass sich 
die allgemeinen und menschenrechtlich spezifischen Fragen, 
die sich bei der Umsetzung der Konvention stellen, darin 
reflektieren und dass menschenrechtliche Mindeststandards, 
etwa zu Querschnitt und Prozessgestaltung, hinreichend zum 
Tragen kommen. Aktions- oder Maßnahmenpläne zur Verwirk-
lichung der UN-BRK sollten das Ziel haben, die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen umzusetzen und ihre gleich-
berechtigte Teilhabe in allen Bereichen der Gesellschaft zu 
erreichen. Damit dies gelingen kann, müssen Aktions- oder 
Maßnahmenpläne aus menschenrechtlicher Sicht bestimmten 
Anforderungen genügen. Aus Sicht des UN-Fachausschus-
ses für die Rechte von Menschen mit Behinderungen, der die 
weltweite Umsetzung der Konvention überwacht, sollten sie 
menschenrechtsbasiert sein und von einem klaren Behinde-
rungsbegriff im Rahmen des Menschenrechtsmodells ausge-
hen. Die Pläne sollen angemessene Maßnahmen enthalten, 
die zum Schutz und zur Gewährleistung der Rechte beitragen. 
Darüber hinaus sollen Ziele und Indikatoren entwickelt wer-
den, welche die Überwachung der Umsetzung ermöglichen.
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Idealerweise fungieren Aktions- oder Maßnahmenpläne wäh-
rend der Umsetzung als Referenzpunkt, den Menschen mit Be-
hinderungen und andere aufgreifen. Sie bieten auf der Basis 
der UN-BRK konkretere Ansatzpunkte, um eine staatliche und 
gesellschaftliche Rechenschaftspflicht noch spezifischer ein-
zufordern sowie staatliches Handeln und Politik an den in den 
Plänen selbst gesetzten Zielen und Versprechen zu messen. 

Das Potenzial zeigt sich auch in den spezifischen Struktu-
ren und erweiterten institutionellen Kompetenzen, die für 
die Entwicklung, Umsetzung und Weiterentwicklung eines 
Aktions- oder Maßnahmenplans geschaffen werden sollten. 
Diese Rahmenbedingungen können die zukünftigen Vorhaben 
erleichtern und wirksamer machen. Erwähnt sei in diesem 
Zusammenhang zum Beispiel die Anerkennung einer feder-
führenden Stelle sowie die Benennung von Koordinierungs- 
und Kompetenzstellen zur Umsetzung der UN-BRK in den 
einzelnen Ressorts, die gesondert eingerichteten Beratungs-
strukturen durch zivil-gesellschaftlich besetzte Gremien, die 
bessere Sicherstellung von barrierefreier Kommunikation und 
Partizipation und die Schaffung von ressortübergreifenden 
Verständigungsräumen, in denen Widersprüche produktiv auf-
gelöst werden können. 

Ob ein Aktions- oder Maßnahmenplan tatsächlich das beste 
Mittel zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention ist, 
hängt also von der Erfüllung bestimmter Qualitätsanforderun-
gen im Hinblick auf Ergebnis, Struktur und Prozess ab. Eine 
abschließende Bewertung, ob der vom Senat beschlossene 
Maßnahmenplan den Qualitätsanforderungen entspricht, 
kann an dieser Stelle noch nicht erfolgen. Die Monitoring-
Stelle behält sich insoweit eine kritische Prüfung vor.
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4 . AUSBLICK FOCAL POINT:  
VOM BERLINER MASSNAHMEN-
PLAN ZU BERLIN INKLUSIV 
Eine Gesellschaft, die auf den Menschenrechten basiert, hat 
sich unwillkürlich der Inklusion als Leitbild verschrieben. Ge-
meint ist damit die gleichberechtigte Teilhabe von Menschen 
mit Behinderungen am gesellschaftlichen Leben auf der 
Grundlage eines diskriminierungsfreien Zugangs zu allen 
Angeboten. Diesem Leitbild folgt der Berliner Maßnahmen-
plan, der als wichtiges Instrument im Hinblick auf die Fort-
entwicklung inklusiver Strukturen in „allen“ gesellschaftlichen 
Bereichen in Berlin gilt und die zehn Behinderungspolitischen 
Leitlinien im Land weiterentwickelt. Er setzt damit entschei-
dende Forderungen des Übereinkommens der Vereinten 
Nationen zu den Rechten von Menschen mit Behinderungen 
– UN-BRK – um.

Der vorliegende Maßnahmenplan verdeutlicht, was im Land 
Berlin zum Erreichen einer inklusiven Gesellschaft bereits 
getan wurde, aber auch, was noch getan werden muss. Dabei 
verzichtet er auf die Ausformulierung nicht greifbarer Visionen 
und orientiert sich an konkreten Umsetzungsschritten. Er stellt 
sich der Aufgabe einer Bestandsaufnahme in den jeweiligen 
gesellschaftlichen Bereichen, verbunden mit den zu errei-
chenden Zielen und durchzuführenden Maßnahmen. Nach 
dem Prinzip „nichts ohne uns über uns“ wurden von Anfang 
an Menschen mit Behinderungen und ihre Organisationen in 
die Entwicklung des Berliner Maßnahmenplans mit einbezo-
gen. Ihre Interessen tragen entscheidend zum Gelingen des 
Aktionsplans bei. 

Die Umsetzung des Berliner Maßnahmenplans erfolgt nun im 
Rahmen der bei der Entwicklung des Aktionsplans bewährten 
Strukturen. Der bei der für Soziales zuständigen Senatsver-
waltung angesiedelte Focal Point übernimmt dabei eine 
wichtige Aufgabe in der Steuerung und Koordination des 
Umsetzungsprozesses und des Controllings. Verantwortlich für 
die Umsetzung der einzelnen Maßnahmen sind die fachlich 
zuständigen Ressorts der Landesregierung. Ihnen obliegt 
es, die Maßnahmen mit den ihnen zur Verfügung stehenden 
Mitteln in den vorgesehenen Zeitrahmen und gegebenenfalls 
unter Einbeziehung weiterer Partner zu realisieren. 

Eine wichtige Rolle bei der dezentralen Umsetzung spielen 
die Koordinierungs- und Kompetenzstellen zur Umsetzung 
der UN-BRK in den jeweiligen Ressorts. Sie sorgen für einen 
regelmäßigen Austausch über den Umsetzungsstand mit der 
Zivilgesellschaft in den Arbeitsgruppen Menschen mit Behin-
derungen der Fachressorts. Die Menschen mit Behinderungen 
bzw. ihre Organisationen und die / der Landesbeauftragte 

für Menschen mit Behinderungen sind damit auch am Um-
setzungsprozess beteiligt und können dort eine zielgruppen-
gerechte Umsetzung fördern – und den Prozess transparent 
gestalten. Die Vertreterinnen und Vertreter der Koordinie-
rungs- und Kompetenzstellen zur Umsetzung der UN-BRK 
tauschen sich regelmäßig in einer vom Focal Point initiierten 
ressort-übergreifenden Arbeitsgruppe zu allgemeinen Fragen 
zum Maßnahmenplan aus und ermöglichen so eine gesamt-
städtische Umsetzungssteuerung. 

Zum Überwachungsmechanismus gehört neben der staat-
lichen Stelle und der Zivilgesellschaft auch ein unabhängiger 
Akteur, der die korrekte und vollständige Durchführung des 
Maßnahmenplans überprüft. Diese Aufgabe übernimmt die 
„Monitoring-Stelle UN-BRK“ des Deutsche Instituts für Men-
schenrechte, die den Prozess von Anfang an eng begleitet 
hat. 

Ziel ist es, nach der Hälfte der Laufzeit einen Zwischenbericht 
zur Umsetzung des Plans anzufertigen. Da sich die Politik von 
und für Menschen mit Behinderungen in einem stetigen und 
äußerst dynamischen Prozess befindet, sollten neue Erkennt-
nisse und Entwicklungen im laufenden Aktionsplan berück-
sichtigt werden, damit eine konstante Weiterentwicklung ge-
währleistet werden kann. Auch soll zu einem möglichst frühen 
Zeitpunkt ressortübergreifend entschieden werden, in welcher 
Form eine Evaluation als eigener Prozessschritt durchgeführt 
werden soll. 

Alles in allem ist der Berliner Maßnahmenplan ein weiterer 
Baustein zum Erreichen einer inklusiven Gesellschaft und der 
Umsetzung der UN-BRK. Er stellt einen Orientierungsrahmen 
der Berliner Politik von und für Menschen mit Behinderungen 
dar und dient mit seinen Zielformulierungen als Perspektive. 
Die Umsetzung des inklusiven Leitbildes der UN-BRK bleibt 
eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Auch in Zukunft 
müssen alle relevanten gesellschaftlichen Gruppierungen, 
Institutionen und die Zivilgesellschaft mit einbezogen werden, 
um dieses Leitbild vollumfänglich umzusetzen. 
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§  Paragraph oder Paragraf
Abs . Absatz
ABSV allgemeiner Blinden- und Sehbehinderten Verein
AG Arbeitsgemeinschaft
Art . Artikel
BerlHG Berliner Hochschulgesetz
BFBTS Beschäftigung-, Förderung und Betreuung
BIM  Berliner Immobilienmanagement GmbH, eine 

Tochtergesellschaft des Landes Berlin
BMFSFJ  Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 

und Jugend
BRV Berliner Rahmenvertrag
BTHG Bundesteilhabegesetz
bzw . beziehungsweise
EGovG Bln E-Government-Gesetz Berlin
gem . gemäß
GETEQ  Gesellschaft für teilhabeorientiertes 

 Qualitätsmanagement mbH
ggf . gegebenenfalls
gGmbH Gemeinschaft mit beschränkter Haftung
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i . e . das heißt (Latein: „id est“)
i . H . v in Höhe von
insb . insbesondere
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i . V . m . in Verbindung mit
JBA Jugendberufsagentur
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KJHG  Gesetz zur Neuordnung des Kinder- und 

 Jugendhilferechts
LADS  Landesstelle für Gleichbehandlung –  

gegen  Diskriminierung
LAGeSO Landesamt für Gesundheit und Soziales
LAG Landesarbeitsgemeinschaft
LDA Landesdenkmalamt Berlin
LISUM  Landesinstitut für Schule und Medien  

Berlin-Brandenburg
MmB Menschen mit Behinderung
MZEB  Medizinische Zentrum für erwachsene Menschen 
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rd . rund
RL Richtlinie
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Gleichstellung
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und Antidiskrimminierung
SenSW  Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und 

 Wohnen
SenUVK  Senatsverwaltung für Umwelt, Verkehr und 

 Klimaschutz
SGB IX neuntes Sozialgesetzbuch
SGB V  fünftes Gesetzbuch
SGB VIII achtes Sozialgesetzbuch
SIBUZ  Schulpsychologische und Inklusionspädagogi-

sche Beratungs- und Unterstützungszentren
TIB  Teilhabeinstrument Berlin
u . g . unten genannt
UN-BRK UN-Behindertenrechtskonvention
u . s . w . und so weiter
Vgl Vergleich
VHS Volkshochschule
VskA Verband soziokultureller Arbeit
WfbM Werkstätten für behinderte Menschen
WMVO Werkstättenmitwirkungsverordnung
WTG-BauV Wohnteilhabegesetz-Bauverordnung
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ARTIKELÜBERBLICK  
UN-BEHINDERTENRECHTSKONVENTION (UN-BRK)
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Art. 32 Internationale Zusammenarbeit
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Art. 43 Zustimmung, gebunden sein
Art. 44 Organisationen der regionalen Integration
Art. 45 Inkrafttreten 
Art. 46 Vorbehalte
Art. 47 Änderungen 
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